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Vorbemerkung und Wegweiser durch diesen 
Bericht 

Mit dem vorliegenden Berieht kommt die Bundesregie- 
mng zum aehten Mal dem Auftrag des Deutsehen Bun- 
destags (Bundestagsdrueksaehe 12/1735 vom 4. Dezem- 
ber 1991) nach, über die Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung in den auswärtigen Beziehungen zu be- 
richten. Der Berichtszeitraum erstreckt sich vom 1. März 
2005 bis zum 29. Februar 2008. 

ln Erfüllung der Empfehlung des Deutschen Bundestags 
vom 18. Oktober 2006 (Bundestagsdrucksache 16/3004) 
behandelt der vorliegende Bericht auch weiterhin die 
Menschenrechtspolitik sowohl in den auswärtigen Bezie- 
hungen als auch in anderen Politikbereichen. Anhand 
konkreter Fälle und Handlungsweisen in verschiedenen 
Themenbereichen zeigt er ferner den Querschnittscharak- 
ter der Menschenrechtspolitik der Bundesregierung auf 
und entspricht insofern dem Auftrag des Deutschen Bun- 
destags, die Kohärenz der Menschenrechtspolitik in allen 
Aspekten staatlichen Handelns zu beschreiben. Das für 
den 7. Bericht gewählte Format des Menschenrechtsbe- 
richts wurde grundsätzlich beibehalten, dabei jedoch ent- 
sprechend der Anforderung des Bundestags einer Straf- 
fung unterzogen, die sich vor allem in der Unterteilung 
des thematischen Teils A in nunmehr neun (statt bisher 
siebzehn) Kapitel niederschlägt. Der Länderteil (Teil C) 
wurde erneut erweitert, und in die jeweiligen Länderkapi- 
tel erstmals Beispiele konkreten menschenrechtlichen 
Engagement Deutschlands aufgenommen. Ein an die 
Gliederung des thematischen Teils A angepasster „Ak- 
tionsplan Menschenrechte“ der Bundesregierung (Teil D) 
ist auch weiterhin ein eigenständiger Teil des Menschen- 
rechtsberichts der Bundesregierung. Mit dem achten 
Menschenrechtsbericht wird zudem erstmals jedem der 
drei Hauptteile (A-C) die Darstellung eines eigenen 
„Brennpunktthemas“ vorangestellt. 

Somit ergibt sich für den 8. Menschenrechtsbericht der 
Bundesregierung folgende Strukturierung: 

- ln der Einleitung finden sich, nach der Skizzierung der 
Grundlagen der Menschenrechtspolitik der Bundes- 
regierung, die Darstellung der Tätigkeit der beiden 
Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung, 
der/des Beauftragten für Menschenrechtspolitik und 


Humanitäre Hilfe (Auswärtiges Amt)' und der/des Be- 
auftragten für Menschenrechtsfragen (Bundesministe- 
rium der Justiz), gefolgt von einer Chronologie über 
deutsche Ratifikationen, Zeichnungen, Erklärungen 
und Rücknahmen von Vorbehalten zu Übereinkom- 
men der Vereinten Nationen und des Europarats und 
über die Berichte, die Deutschland gemäß seinen Ver- 
pflichtungen aus Übereinkommen des Europarats und 
der Vereinten Nationen im Berichtszeitraum vorgelegt 
hat. 

- Teil A „Schwerpunkte der deutschen Menschenrechts- 
politik“ geht auf neun Querschnittsbereiche ein, mit 
denen die Bandbreite menschenrechtlicher Themen- 
felder abgedeckt wird. Mit dem Brennpunkt „Die deut- 
sche EU-Ratspräsidentschaft 2007 und der deutsche 
G8-Vorsitz - Resultate im Menschenrechtsbereich“ 
wird ein Thema vorangestellt, das im Berichtszeitraum 
von besonderer Wichtigkeit für die Bundesregierung 
war. 

- Teil B „Internationaler Menschenrechtsschutz - Insti- 
tutionen, Instrumente, Verpflichtungen“ ist weiterhin 
nach den Foren bzw. Institutionen der internationalen 
Zusammenarbeit beim Menschenrechtsschutz geglie- 
dert. Der Brennpunkt „Von der VN -Menschenrechts- 
kommission zum VN-Menschenrechtsrat“ stellt die in 
diesem Zusammenhang bedeutendste Entwicklung im 
internationalen Bereich und die Rolle Deutschlands 
bei den Verhandlungen dar. 

- Teil C beinhaltet wiederum anhand der menschen- 
rechtlichen Profile zahlreicher Länder aus allen Konti- 
nenten eine Darstellung der Lage der Menschenrechte 
weltweit und weist mit dem Brennpunkt „Weibliche 
Genitalverstümmelung weltweit“ auf ein anhaltendes 
und besonders schwerwiegendes Menschenrechtspro- 
blem hin. 

- Teil D enthält den „Aktionsplan Menschenrechte“ der 
Bundesregierung. 


' Soweit möglich, verwendet der Bericht geschlechtsneutrale Formu- 
lierungen. Wo dies nicht möglich war bzw. aus Gründen der besseren 
Lesbarkeit von der ausdrücklichen Nennung beider Formen abgese- 
hen wurde, bezieht sich die Formulierung dennoch auf beide Ge- 
schlechter. 
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Einleitung 

1 Grundlagen der Menschenrechtspolitik 
der Bundesregierung 

Die interne und internationale Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung basiert auf mehreren „Säulen“: dem un- 
mittelbaren Verfassungsauftrag, den internationalen Ver- 
pflichtungen Deutschlands, der weitestgehend harmoni- 
sierten Menschenrechtspolitik der Europäischen Union, 
sowie der Einbindung Deutschlands in den paneuropäi- 
schen Rechtsraum des Europarats und die Strukturen der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa (OSZE). Dem Austausch mit der Zivilgesellschaft 
und ihrer Beteiligung kommt bei der Gestaltung und 
Durchsetzung der deutschen Menschenrechtspolitik eine 
besondere Rolle zu. 

Der Auftrag des Grundgesetzes 

Der unmittelbare Auftrag zur Achtung und Verwirkli- 
chung der Menschenrechte ergibt sich für die Bundes- 
regierung aus Artikel 1 des Grundgesetzes, der nicht nur 
deutlich macht, dass sich die Menschenrechte aus der je- 
dem einzelnen Menschen innewohnenden Würde herlei- 
ten und das ausdrückliche Bekenntnis zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten enthält, sondern 
darüber hinaus auch auf die internationale Dimension des 
Menschenrechtsschutzes verweist. 

Menschenrechtspolitik ist daher eine Aufgabe, die alle 
Aspekte staatlichen Handelns umfasst, innerstaatlich 
ebenso wie in den auswärtigen Beziehungen. Der Grund- 
rechtsteil des Grundgesetzes bindet die Gesetzgebung, 
die vollziehende Gewalt und die Rechtssprechung unmit- 
telbar, seine Einhaltung ist auf dem Rechtswege umfas- 
send überprüfbar. Damit ist die Grundlage für einen um- 
fassenden menschenrechtlichen Schutz in Deutschland 
gelegt. 

Die internationalen Verpflichtnngen 

Die Menschenrechtspolitik der Bundesregierung fußt zu- 
sätzlich auf der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte von 1948 und den internationalen Übereinkom- 
men, die spezifische menschenrechtliche Normen und 
Standards für die Staaten festlegen. Diese Übereinkom- 
men bilden einen vom überwiegenden Teil der internatio- 
nalen Staatengemeinschaft akzeptierten Acquis und da- 
mit, zusammen mit ihren jeweiligen Überprüfungs- und 
Durchsetzungsmechanismen, die Grundlage des inter- 
nationalen Menschenrechtsschutzes. Sie verpflichten zu- 
nächst die Bundesregierung selbst zur Einhaltung interna- 
tionaler Normen im eigenen Staatsgebiet, geben ihr aber 
auch die völkerrechtliche Legitimation, die Einhaltung 
und den Schutz der Menschenrechte in anderen Staaten 
anzumahnen oder - wann immer möglich gemeinsam mit 
diesen Staaten - Maßnahmen zur Verbesserung der dorti- 
gen Menschenrechtslage zu entwickeln. Auch der ent- 
wicklungspolitische Ansatz der Bundesregierung, der da- 
von ausgeht, dass Armutsminderung und Förderung der 
Menschenrechte zwei sich gegenseitig verstärkende In- 
strumente darstellen, folgt dieser Logik. 


Internationale Übereinkommen verpflichten die Bundes- 
regierung, sie nach ihrer Ratifikation auf nationaler 
Ebene umzusetzen. Empfehlungen oder Feststellungen 
internationaler, dazu legitimierter Gremien oder Überprü- 
fungsorgane - z. B. der nach den internationalen Men- 
schenrechtsübereinkommen gebildeten Ausschüsse, der 
Sonderberichterstatterinnen und -Berichterstatter des VN- 
Menschenrechtsrates oder der Evaluierungsausschüsse 
des Europarats - verweisen wiederum in den innerstaatli- 
chen Bereich zurück. Dies zeigt: Eine Trennung zwischen 
der internationalen, auf den weltweiten Schutz der Men- 
schenrechte ausgerichteten Politik vom politischen Han- 
deln im Innern ist nicht möglich. Menschenrechtsschutz 
fängt immer zu Hause an. 

Die Menschenrechtspolitik der Enropäischen Union 

Im Verhältnis zu Drittstaaten und in multilateralen Gre- 
mien, insbesondere in denen der Vereinten Nationen, ge- 
staltet Deutschland seine internationale Menschenrechts- 
politik weitestgehend im Verbund mit seinen Partnern der 
Europäischen Union im Rahmen der Gemeinsamen Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik (GASP). Dieser Aufgabe hat 
sich die Bundesregierung im Rahmen der deutschen EU- 
Ratspräsidentschafl vom 1. Januar bis 30. Juni 2007 in 
besonderem Maße angenommen. Die Achtung der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten sowie die Entwicklung 
und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ge- 
hören nach Artikel 1 1 des Vertrags über die Europäische 
Union zu deren ausdrücklichen Zielen. Unmittelbar vor 
der Unterzeichnung des EU-Reformvertrags von Lissa- 
bon wurde am 12. Dezember 2007 die Grundrechtecharta 
von Parlament, Rat und Kommission proklamiert. Die im 
Rahmen der GASP stattfindende kontinuierliche Harmo- 
nisierung der EU-Menschenrechtspolitik hat sich auch im 
Berichtszeitraum weiter verfestigt. Dieser Aufgabe hat 
sich die Bundesregierung im Rahmen der deutschen EU- 
Ratspräsidentschafl vom 1. Januar bis 30. Juni 2007 in 
besonderem Maße angenommen. Die EU, seit Beginn der 
deutschen Präsidentschaft mit 27 Mitgliedstaaten, spricht 
in den internationalen menschenrechtlichen Foren mit ei- 
ner Stimme und hat damit in diesen Foren erhebliches 
Gewicht und Einfluss. 

Europarat und OSZE 

Durch seine Mitgliedschaft im Europarat ist Deutschland 
ferner Teil eines paneuropäischen Rechtsraums, in dem 
mit der Europäischen Menschenrechtskonvention und ih- 
ren einklagbaren menschenrechtlichen Garantien, dem 
deren Einhaltung überwachenden Europäischen Gerichts- 
hof für Menschenrechte und zahlreichen sonstigen Kon- 
troll- und Durchsetzungsmechanismen die Menschen- 
rechte umfassend geschützt sind. Die Sicherung und 
Stärkung dieses einzigartigen multilateralen Systems ist 
gleichsam natürlicher Bestandteil der Menschenrechts- 
politik der Bundesregierung. 

Schließlich wirken auch die Kooperations- und Kommu- 
nikationsstrukturen der OSZE friedenssichemd auf 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der 
Menschenrechte in einem Raum, der weit über Europa 
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hinausreicht. Auch daraus ergeben sich Chancen fiir in- 
ternationale Zusammenarbeit zugunsten der Menschen- 
rechte, die von der Bundesregierung aktiv genutzt wer- 
den. 

Die Beteiligung der Zivilgesellschaft 

Die Beteiligung der Zivilgesellschaft am nationalen und 
internationalen Menschenrechtsdiskurs ist ein wesentli- 
ches Ziel der Menschenrechtspolitik der Bundesregie- 
rung. Die Teilhabe der Bürger- oder Zivilgesellschaft am 
gesellschaftlichen Meinungs- und Willensbildungspro- 
zess zu sichern oder die Grundlage dafür zu schaffen, 
dass ein solcher Prozess überhaupt stattfinden kann, ist 
besonders wichtig, in von Menschenrechtsverletzungen 
stark betroffenen Staaten aber oft auch besonders schwie- 
rig. Die Menschenrechtspolitik der Bundesregierung zielt 
daher auch darauf ab, zivilgesellschaftliche Strukturen bei 
ihrem Engagement für die Menschenrechte zu unterstüt- 
zen und die Zusammenarbeit ausländischer zivilgesell- 
schaftlicher Kräfte mit der Bürger- oder Zivilgesellschaft 
in Deutschland zu fordern. Dahinter steht der Gedanke, 
dass lebhaftes zivilgesellschaftliches Engagement die 
beste Garantie gegen staatlichen Machtmissbrauch und 
die beste Vorbeugung gegen Menschenrechtsverletzun- 
gen sind. Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
auch ihren eigenen Dialog mit der Zivilgesellschaft über 
die Menschenrechtspolitik der Bundesregierung und die 
Lage der Menschenrechte in Deutschland und in der Welt 
weiter vertieft. 

Auch in internationalen Organisationen machen zivilge- 
sellschaftliche Kräfte ihren Anspruch auf Mitsprache und 
Teilhabe bei der Ausgestaltung der nationalen und inter- 
nationalen Menschenrechtspolitik immer stärker geltend, 
so zum Beispiel bei den Sitzungen des im Berichtszeit- 
raum geschaffenen Menschenrechtsrates der Vereinten 
Nationen und der diversen Vertragsorgane. Sie haben da- 
mit in hohem Maße Einfluss und Geltung erlangt. Die 
Bundesregierung begrüßt dies und hat die Mitwirkung 
zivilgesellschaftlicher Menschenrechtsorganisationen na- 
tional und international auch im Berichtszeitraum wieder 
in verschiedener Weise aktiv unterstützt, u. a. durch die 
Mitwirkung in dem für die Akkreditierung von Nicht- 
regierungsorganisationen in den Vereinten Nationen zu- 
ständigen Fachausschuss. 

2 Beauftragte der Bundesregierung im 

Bereich des Menschenrechtsschutzes 

2.1 Der Beauftragte der Bundesregierung für 

Menschenrechtspoiitik und Humanitäre 
Hiife im Auswärtigen Amt 

Das im November 1998 geschaffene Amt des Beauftragten 
der Bundesregierung für Menschenrechfspolitik und Hu- 
manifäre Hilfe im Auswärtigen Amt wird seit dem 9. März 
2006 von Günter Nooke ausgeübt. Von Januar 2005 bis Fe- 
bmar 2006 hatte Tom Koenigs diese Funktion inne. 

Aufgabe des Beauftragten ist es, die politischen Entwick- 
lungen im Zuständigkeitsbereich des Auswärtigen Amts 


zu verfolgen und dem Bundesminister des Auswärtigen 
Vorschläge zur Gestaltung der deutschen Politik zu ma- 
chen. Der Beauftragte hält Verbindung zu den anderen 
Bundesressorts, dem Deutschen Bundestag, den Bundes- 
tagsfraktionen, den Bundesländern, dem Koordinierungs- 
ausschuss Humanitäre Hilfe, den Mittlerorganisationen 
sowie zu politischen und privaten Stiftungen, Nichtregie- 
rungsorganisationen und anderen Institutionen, die sich 
mit Fragen der Menschenrechte und der humanitären 
Hilfe befassen. Zudem stellt er die Menschenrechtspolitik 
der Bundesregierung in der Öffentlichkeit dar. Der Beauf- 
tragte vertritt die Bundesregierung regelmäßig im Aus- 
schuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe des 
Deutschen Bundestags. Er unterhält ferner die für seine 
Tätigkeit erforderlichen internationalen Kontakte, insbe- 
sondere zu Gremien der EU, der OSZE, des Europarats 
und der Vereinten Nationen, und nimmt an internationa- 
len Konferenzen in seinem Tätigkeitsbereich teil. Der Be- 
auftragte leitet die deutsche Delegation bei den Sitzungen 
des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen in Genf 
Er ist ferner Mitglied des Kuratoriums des Deutschen Ins- 
tituts für Menschenrechte und beteiligt sich in dieser Ei- 
genschaft an der Gestaltung der Institutspolitik. 

Ein wesentliches Anliegen der im Berichtszeitraum täti- 
gen Beauftragten war die Beteiligung der Zivilgesell- 
schaft am nationalen und internationalen Menschen- 
rechtsdiskurs und an der Arbeit der internationalen 
Gremien und Einrichtungen des Menschenrechtsschutzes. 
Beide Beauftragten sahen deshalb eine ihrer wesentlichen 
Aufgaben darin, eine Schnittstelle zwischen Regierung 
und Zivilgesellschaft zu bilden und als Ansprechpartner 
zur Verfügung zu sfehen. Diese Konfakfe durch Vorfräge, 
Besuche, Gespräche und Schriftverkehr zu pflegen, aber 
auch ein offenes Ohr für Opfer von Menschenrechfsver- 
lefzungen zu haben, bleibt deshalb ein wichtiger Schwer- 
punkt der Arbeit des Beauftragten und seines Büros. 

Nachdem Deutschland 2006 für drei Jahre in den neu ge- 
gründeten Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in 
Genf gewählt worden war, hat sich der Beauftragte als 
Delegationsleiter in Genf für einen erfolgreichen insfitu- 
tionellen Aufbau des Rates eingesetzt. Deutschland war 
in seiner Eigenschaft als EU-Ratsvorsitz maßgeblich an 
dem Verhandlungspaket beteiligt, das der Menschen- 
rechtsrat am 19. Juni 2007 verabschiedete. Seither setzt 
sich der Beauftragte dafür ein, dass der Raf den Übergang 
von seiner insfitutionellen Efablierung zur inhaltlichen 
Arbeit findet, ln Zukunft wird es neben einer verstärkten 
Behandlung von Ländersituationen und der thematischen 
Arbeit vor allem darum gehen, den so genannten Uni- 
versal Periodic Review zu einem erfolgreichen Instru- 
ment zu machen. Der Review sieht eine Überprüfung der 
Erfüllung menschenrechtlicher Verpflichtungen jedes 
VN-Mitgliedstaats anhand eines für alle Staaten gleichen 
Kriterienkatalogs in regelmäßigen Abständen von vier 
Jahren vor. 

Einen inhaltlichen Schwerpunkt der Tätigkeit von Günter 
Nooke bilden die eine freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung konstituierenden Menschenrechte, insbesondere 
die Medien-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit, aber 
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auch die Religionsfreiheit, ln diesem Zusammenhang the- 
matisierte der Beauftragte auch Widersprüchlichkeiten im 
westlichen Menschenrechtsdiskurs, etwa die Frage, ob 
ein zu weites und kollektives Menschenrechtsverständnis 
den Anspruch der universalen Gültigkeit elementarer 
Menschenrechte gefährde. Besonderes regionales Augen- 
merk richtete der Beauftragte auf die ehemaligen Sowjet- 
republiken und - im Einklang mit der Schwerpunktset- 
zung der deutschen EU- und G8-Präsidentschaft - auf 
Afrika. Neben der Teilnahme an zahlreichen Konferenzen 
und Besuchen in europäischen Hauptstädten sowie in 
New York führten ihn seine Reisen in den Sudan, die De- 
mokratische Republik Kongo, nach Ruanda, Burundi, 
Togo, Liberia, Sierra Leone, Mali, Cöte d’lvoire, Guinea, 
Belarus, Russland einschließlich Nordkaukasus, Turk- 
menistan, Usbekistan, Kasachstan, in die Ukraine, nach 
Guatemala, El Salvador, Peru, Thailand, Indonesien und 
auf die Philippinen. Sein Amtsvorgänger Tom Koenigs 
reiste in seiner Amtszeit nach China, Russland, Vietnam, 
Tunesien, Venezuela und Kolumbien. 

Diese Reisen dienten vier vorrangigen Zielen: 

- den Regierungen der Zielländer die menschenrechtli- 
chen Schwerpunkte, Vorstellungen und Ansprüche der 
Bundesregierung darzustellen; 

- die Menschenrechtsverteidiger und Opfer von Men- 
schenrechtsverletzungen zu unterstützen, zu bestär- 
ken und durch internationale Aufmerksamkeit zu 
schützen; 

- die öffentliche Meinung im ln- und Ausland im Sinne 
der deutschen Menschenrechtspolitik positiv zu beein- 
flussen; 

- Menschen in humanitären Notlagen durch Projektbe- 
suche und Gespräche des Engagements der Bundes- 
regierung zu versichern, sich von der Wirksamkeit der 
deutschen Hilfe zu überzeugen und den beteiligten 
Hilfsorganisationen Anerkennung für ihre Arbeit aus- 
zusprechen. 

Bei seinen Projektbesichtigungen und Gesprächen ging es 
dem Beauftragten auch um eine differenzierte Beurtei- 
lung der gegenseitigen Beeinflussung von Menschen- 
rechtsschutz und Entwicklungszusammenarbeit. Eine 
weitere wichtige Rolle in der Tätigkeit des Beauftragten 
spielten Menschenrechtskonsultationen und -dialoge. 
Während des deutschen EU-Ratsvorsitzes leitete der Be- 
auftragte die EU-Menschenrechtskonsultationen mit 
Russland. Neben dem halbjährlichen EU-Menschen- 
rechtsdialog sowie dem bilateralen Rechtsstaatsdialog mit 
China findet unter der Leitung des Beauftragten jährlich 
abwechselnd in Peking und Berlin ein bilateraler Men- 
schenrechtsdialog mit China statt, zuletzt am 30. Oktober 
2006 im Auswärtigen Amt. Der Beauftragte trifft und 
koordiniert sich in regelmäßigen Abständen mit den Men- 
schenrechtsbotschaftem aus Frankreich, Spanien, Däne- 
mark, Schweden und den Niederlanden. 

Mit großer Sorge verfolgt der Beauftragte zunehmende 
Tendenzen, das Prinzip der Universalität der Menschen- 
rechte - etwa unter dem Vorwand der kulturellen Vielfalt 


- zu verwässern. Diese Sorge brachte er mehrfach zum 
Ausdruck, zuletzt im Dezember 2007 in seiner Erklärung 
bei der feierlichen Sitzung des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen in Genf zum 59. Jahrestag der Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte. Am 18. Januar 
2008 fand ein Expertengespräch mit hochrangigen Vertre- 
tern aus Wissenschaft und Politik zu Fragen der Begrün- 
dung der Universalität der Menschenrechte statt, das der 
Beauftragte initiierte und moderierte. 

Der frühere Beauftragte Tom Koenigs setzte einen Tätig- 
keitsschwerpunkt auf das Menschenrecht auf Wasser. Auf 
seine Initiative hin wurde am 21. und 22. Oktober 2005 in 
Zusammenarbeit mit dem Büro der VN-Hochkommissa- 
rin für Menschenrechte eine internationale Konferenz 
zum „Menschenrecht auf Wasser“ im Auswärtigen Amt 
veranstaltet. An dem Treffen nahmen 140 Wissenschaft- 
ler, Regierungsvertreter, Mitarbeiter von Nichtregie- 
rungsorganisationen und Vertreter internationaler Organi- 
sationen und Stiftungen teil. 

Humanitäre Hilfe will in Katastrophenfällen Leben retten 
und menschliches Leid lindem. Die Bereitschaft zur hu- 
manitären Hilfe ist ebenso wie das Eintreten für die Men- 
schenrechte ein wichtiges, im Grandgesetz und seinem 
Bekenntnis zur Würde des Menschen angelegtes Element 
deutscher Außenpolitik. In diesem Sinne traten die Be- 
auftragten im Berichtszeitraum in ihren Dialogen mit 
Hilfsorganisationen und staatlichen Stellen dafür ein, die 
Perspektive der Opfer von elementaren Notlagen in den 
Mittelpunkt der Betrachtung zu rücken. Mit dieser Ziel- 
setzung hielten sie auch enge Kontakte zu den wichtigs- 
ten internationalen Organisationen, insbesondere dem 
VN-Büro für die Koordinierung der humanitären Hilfe 
(OCHA), dem VN-Hochkommissar für Flüchtlinge 
(UNHCR) sowie dem Internationalen Komitee vom Ro- 
ten Kreuz (IKRK). Am 12. Oktober 2007 fand unter dem 
Motto „Weltweit Verantwortung übernehmen“ im Aus- 
wärtigen Amt der Tag der Humanitären Hilfe statt, mit 
dem das große humanitäre Engagement der Bundesregie- 
rung nach Naturkatastrophen und für die Opfer bewaffne- 
ter Konflikte gegenüber der Öffentlichkeit verdeutlicht 
wurde. 

2.2 Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Menschenrechtsfragen im Bundes- 
ministerium der Justiz 

Das Amt des Beauftragten der Bundesregierung für Men- 
schenrechtsfragen im Bundesministerium der Justiz 
wurde bereits im Jahre 1970 geschaffen. Amtsinhaberin 
ist seit Dezember 2004 Dr. Almut Wittling- Vogel. Der 
Schwerpunkt ihrer Tätigkeit ist juristischer Natur und 
gliedert sich in folgende Bereiche: 

Beschwerdeverfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte und den 
Ausschüssen der Vereinten Nationen 

Die Beauftragte vertritt die Bundesregierung vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Dort wird 
über Beschwerden von Personen entschieden, die sich 
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durch das Handeln öffentlicher Stellen der Mitgliedstaa- 
ten des Europarats in ihren Rechten nach der Europäi- 
schen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten verletzt fühlen. Die Beauftragte führt die 
Korrespondenz mit dem Gerichtshof, verfasst die Schrift- 
sätze der Bundesregierung, führt Vergleichsverhandlun- 
gen und plädiert als Vertreterin der Bundesregierung in 
den mündlichen Verhandlungen des Gerichtshofs. 
Schließlich wacht sie darüber, dass die Entscheidungen 
des Gerichtshofs in Deutschland umgesetzt werden. Glei- 
ches gilt für einen Teil der Beschwerdeverfahren vor Aus- 
schüssen der Vereinten Nationen. Hier vertritt sie die 
Bundesregierung vor dem Menschenrechtsausschuss, 
dem Ausschuss gegen Rassendiskriminierung sowie dem 
Ausschuss gegen Folter. 

Expertenkommissionen znm Schntz der 
Menschenrechte 

Einen besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit hat die Be- 
auftragte auf die Erarbeitung und Weiterentwicklung be- 
stimmter menschenrechtlicher Übereinkommen des Euro- 
parats und der Vereinten Nationen gelegt. Dazu zählt im 
Berichtszeitraum insbesondere die Unterstützung der Re- 
form des Verfahrens vor dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte. Die von der Beauftragten für Men- 
schenrechtsfragen vorbereitete Ratifizierung des Proto- 
kolls Nr. 14 zur Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten durch die Bundesrepublik 
Deutschland am 11. April 2006 ist ein wichtiger Schritt 
zur Entlastung des Gerichtshofs, der seine Funktionsfä- 
higkeit langfristig sichern soll. Die vorgesehenen Ände- 
rungen ermöglichen es, offensichtlich unzulässige Be- 
schwerden in kürzerer Zeit zu bearbeiten. Gleiches gilt 
für Beschwerden, die Rechfsfragen befreffen, die bereifs 
Gegensfand einer gefesfigfen Rechtssprechung des Ge- 
richtshofs sind. Auch die Einführung einer neuen Zuläs- 
sigkeifsvoraussefzung soll dazu beitragen, dass sich der 
Gerichtshof zukünftig auf Fälle konzentrieren kann, die 
wichtige Probleme im Bereich der Menschenrechte auf- 
werfen. Da das Protokoll Nr. 14 bislang nicht von allen 
Vertragsstaaten ratifiziert wurde und daher noch nicht in 
Kraft treten kann, erarbeitet die Beauftragte in einer Ex- 
pertengruppe Vorschläge, wie das Ziel einer Reform des 
Gerichtshofs möglichst schnell erreicht werden kann. 

Die Beauftragte unterstützt die kontinuierliche Verbesse- 
rung des Menschenrechtsschutzes weltweit. Sie engagiert 
sich als stellvertretende Vorsitzende im Lenkungsaus- 
schuss für Menschenrechte (CDDH) und in weiteren Aus- 
schüssen des Europarats, zum Beispiel im Expertenaus- 
schuss für die Verbesserung des Verfahrens zum Schutz 
der Menschenrechte (DH-PR), im Expertenausschuss zur 
Fortentwicklung der Menschenrechte (DH-DEV) und in 
der Expertengruppe für Menschenrechte und den Kampf 
gegen den Terrorismus (DH-S-TER), die menschenrecht- 
liche Leitlinien bei der Bekämpfung des Terrorismus aus- 
gearbeitet hat. 

ln der Zeit vom 20. November 2005 bis 2. Dezember 
2005 hat die Beauftragte den periodischen Besuch einer 


Delegation des Europäischen Komitees zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be- 
handlung oder Strafe (CPT) begleitet. Nach der gleichna- 
migen, von allen Mitgliedstaaten des Europarats ratifi- 
zierten Konvention haben die Delegationen des CPT 
unbeschränkten Zugang zu allen Orten, an denen sich 
Personen befinden, denen die Freiheit entzogen wurde. 
Deutschland wurde bisher insgesamt fünfmal von CPT- 
Delegationen besucht (1991, 1996, 1998, 2000 und 
2005). 

Ratifizierung menschenrechtlicher Ühereinkommen 

Im Bereich der Vereinten Nationen hat die Beauftragte für 
Menschenrechfsfragen im Berichfszeifraum die Ratifizie- 
rung des Fakultativprotokolls zur VN- Antifolterkonven- 
tion vorbereitet. Mit Kabinettsbeschluss vom 19. Dezem- 
ber 2007 wurde der Entwurf eines Ratifikationsgesetzes 
in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Gegenstand 
dieses Zusatzprotokolls ist die Einrichtung unabhängiger 
nationaler sowie internationaler Kontrollmechanismen 
zum Schutz von Personen an Orten der Freiheitsentzie- 
hung. Darüber hinaus bereitet die Beauftragte die Ratifi- 
zierung der neuen Konvention der Vereinten Nationen ge- 
gen das unfreiwillige Verschwinden von Personen vor. 

Staatenherichte an die Vertragsausschüsse der 
Vereinten Nationen 

Von besonderer Bedeutung für die Beobachtung und Dar- 
stellung der Menschenrechtslage in Deutschland ist die 
Erarbeitung von Staatenberichten, die den Ausschüssen 
der Vereinten Nationen nach dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (CCPR), dem In- 
ternationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung (ICERD) und dem 
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, un- 
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
(CAT) periodisch und auf Anforderung vorzulegen sind, 
ln diesen Staatenberichten erläutert die Beauftragte für 
Menschenrechfsfragen die Maßnahmen, die Deufschland 
zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem jeweiligen 
Übereinkommen getroffen hat. 

Im Berichtszeitraum wurde der 16. bis 18. Staatenbericht 
der Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassen- 
diskriminierung (ICERD) erstellt, dessen Präsentation 
vor dem zuständigen CERD-Ausschuss im Sommer 2008 
bevorsteht. Darüber hinaus wurde der Initialbericht der 
Bundesregierung nach dem Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend 
die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten 
am 18. Januar 2008 vor dem Ausschuss für die Rechte 
des Kindes (CRC) in Genf präsentiert. Der 5. Staatenbe- 
richt der Bundesrepublik Deutschland nach dem Überein- 
kommen gegen Folter und andere grausame, unmenschli- 
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe wird 
derzeit vorbereitet. 
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Zivilgesellschaftlicher Dialog 

Der Dialog mit der Zivilgesellsehaft trägt wesentlieh dazu 
bei, das Bewusstsein für eine kontinuierliehe Verbesse- 
rung des Mensehenreehtsschutzes weltweit zu sehärfen. 
Im Übrigen ist die Beauftragte Mitglied des Kuratoriums 
des Deutschen Instituts für Menschenrechte e. V. sowie 
des Beirats des Menschenrechtszentrums Potsdam. 

3 Deutsches Institut für Menschenrechte 

Die Bundesregierung gewährleistet die finanzielle Basis 
des im März 2001 auf einen Beschluss des Bundestages 
hin (Bundestagsdrucksache 14/4801) gegründeten Deut- 
schen Instituts für Menschenrechfe und forderf dessen Tä- 
figkeif mif drei Vertrefem ohne Stimmrecht im 16-köpfi- 
gen Kuratorium des Instituts. Das Deutsche Institut ist 
seit 2003 im A-Status als die nationale Menschenrechts- 
institution Deutschlands vom internationalen Koordinati- 
onskomitee der nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
akkreditiert; es nimmt innerhalb dieses Komitees wich- 
tige Aufgaben und Funktionen wahr, ln Deutschland 
- und gelegentlich auch im europäischen bzw. internatio- 
nalen Raum - leistet das Institut durch Publikationen, 
wissenschaftliche Forschungsprojekte, öffentliche Semi- 
nare, Bildungsprogramme, Fachgespräche und sonstige 
Angebote der Politikberatung einen wesentlichen Beitrag 
zum öffentlichen Meinungsbildungsprozess zu men- 
schenrechtlich relevanten Themenfeldem. Es versteht 


sich als Plattform für den Ausfausch zwischen sfaatlichen 
Insfifutionen und nichfsfaatlichen Organisationen im In- 
und Ausland. Die Bibliothek und die Website des Instituts 
bieten zahlreiche Dienstleistungen und Informationen für 
menschenrechtliche Recherchen (www.institut-fuer-men- 
schenrechte.de). 

Im Berichtszeitraum hat das Institut ausgewählte Themen 
kontinuierlich bearbeitet. Besondere Bedeutung nimmt 
die Menschenrechtsbildung ein. Dazu gehören allge- 
meine Informations- und Bildungsangebote, Angebote 
für die schulische und außerschulische Kinder- und Ju- 
gendarbeit sowie Angebote für spezifische Berufsgrup- 
pen efwa in den Bereichen Polizei, Medien oder Enfwick- 
lungszusammenarbeif. Große Aufmerksamkeif widmef 
das Insfituf auch der Sfärkung der europäischen und inter- 
nationalen Menschenrechtsmechanismen. Es nutzt diese 
auch, um menschenrechtliche Gesichtspunkte in inner- 
deutschen Debatten einzubringen - in den vergangenen 
Jahren hat es sich etwa zu einer an Menschenrechten 
orientierten Pflege im Alter, dem Diskriminierungs- 
schutz, menschenrechtlichen Gesichtspunkten bei der 
Einbürgerung oder dem Menschenrechtsschutz an Euro- 
pas Außengrenzen geäußert. Es setzt sich seit seiner 
Gründung für den Menschenrechfsschutz und die demo- 
krafische Konfrolle der Rechfssfaaflichkeif im Rahmen 
der Terrorismusbekämpfung und der Sicherheifspolitik 
ein und koordiniert seine Aktivifäfen hierzu mif wichtigen 
Akteuren in Europa und dem Mittleren Osten. 


Chronologie 1. März 2005 bis 29. Februar 2008 

im Näheren siehe Teile A und B dieses Berichts: 

- Ratifikationen und Zeichnungen sowie Erklärungen und Rücknahme von Vorbehalten zu internationalen 
und europäischen Menschenrechtsinstrumenten durch die Bundesrepublik Deutschland 

- Deutsche Berichtspflichten nach Menschenrechts-Übereinkommen der Vereinten Nationen und des Euro- 
parats sowie internationale und regionale Besuchsverfahren mit Bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land 

2005 

- 4. August 2005: Deutschland legt dem VN-Ausschuss gegen Folter seine Stellungnahme zu den Empfehlungen 
(Conclusions and Recommendations) zum Dritten Bericht gemäß Artikel 19 des Übereinkommens gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vor. 

- 20. November bis 2. Dezember 2005: Der Europäische Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) besucht die Bundesrepublik Deutschland. 

2006 

- 11. April 2006: Das Protokoll Nr. 14 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Änderung des durch die Konvention eingeführten Kontrollsystems wird von Deutschland ratifiziert. 

- 20. September 2006: Die Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet das am 18. Dezember 2002 durch die Gene- 
ralversammlung der Vereinten Nationen unterbreitete Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe. 

- 9. Oktober bis 20. Oktober 2006: Der Menschenrechtskommissar des Europarats Thomas Hammarberg besucht 
Deutschland. 
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2007 

- 5. Januar 2007: Deutschland legt dem VN-Ausschuss für die Rechte des Kindes seinen Ersten Staatenbericht ge- 
mäß Artikel 8 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend die Beteili- 
gung von Kindern an bewaffneten Konflikten vor. 

- 16. Januar 2007: Deutschland legt dem VN-Ausschuss zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
seinen Sechzehnten bis Achtzehnten Staatenbericht gemäß Artikel 9 des Internationalen Übereinkommens zur Be- 
seitigung jeder Form von Rassendiskriminierung vor. 

- 20. Februar 2007: Die Bundesregierung übersendet ihre Stellungnahme zum Bericht des Europäischen Ausschus- 
ses zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) über seinen 
Besuch in Deutschland vom 20. November bis 2. Dezember 2005. 

- 19. Dezember 2007 : Die Bundesregierung beschließt den Entwurf eines Gesetzes zu dem Fakultativprotokoll vom 
18. Dezember 2002 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschli- 
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe. 

2008 

- 18. Januar 2008: Der VN-Ausschuss für die Rechte des Kindes behandelt den am 5. November 2007 vorgelegten 
Ersten Staatenbericht Deutschlands gemäß Artikel 8 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten. 


Im Internet 

Die deutschen Staatenberichte an die Vereinten Nationen und den Europarat, die Schlussfolgerungen der Ausschüsse 
darüber sowie die Berichte von Ausschüssen über in Deutschland erfolgte Besuche von Sonderberichterstattern sind 
in deutscher Sprache von den Webseiten des Auswärtigen Amts (www.auswaertiges-amt.de), des Bundesministe- 
riums der Justiz (www.bmj.bund.de), des Bundesministeriums des Innern (www.bmi.bund.de), des Bundesminis- 
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (www.bmfsfj.de) und des Bundesminisferiums für Arbeit und So- 
ziales (www.bmas.bund.de) abrufbar. Dort finden sich auch nationale Berichte, Aktionspläne und weitere 
Informationen über zahlreiche in diesem Bericht angesprochene Fragen. Einen Überblick über die im Bereich der 
Vereinten Nationen existierenden Instrumente und den jeweiligen Zeichnungs- und Ratifizierungsstand gibt die Web- 
site der VN-Hochkommissarin für Menschenrechte (www.ohchr.org). 
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Teil A - Schwerpunkte der deutschen 
Menschenrechtspolitik 

Brennpunkt: Die deutsche EU-Ratspräsident- 
schaft 2007 und der deutsche G8-Vorsitz - 
Resultate im Menschenrechtsbereich 

Ergebnisse der EU-Menschenrechtspolitik unter 
deutscher Ratspräsidentschaft 

Die externe deutsche Menschenrechtspolitik ist weitge- 
hend EU-Politik. Deutschland hat mit der im Berichts- 
zeitraum erfolgten turnusmäßigen Übernahme der EU- 
Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 daher auch 
im Menschenrechtsbereich eine wichtige koordinierende 
Rolle übernommen. Die Bundesregierung hatte sich für 
diese Zeit zum Ziel gesetzt, deutliche Impulse zum 
Schutz und zur weltweiten Förderung der Menschen- 
rechte zu geben sowie die anstehenden wichtigen Ent- 
wicklungen im Bereich der internationalen Menschen- 
rechtspolitik voranzubringen und diese, wo möglich, auch 
abzuschließen. Dementsprechend hat bereits das gemein- 
same Achtzehnmonatsprogramm der aufeinander folgen- 
den deutschen, portugiesischen und slowenischen EU- 
Ratspräsidentschaften vom 1 1 . Dezember 2006 verstärkte 
Anstrengungen zum Schutz und zur Förderung der Men- 
schenrechte sowie die durchgängige Berücksichtigung 
der Menschenrechte in der Außenpolitik der EU angekün- 
digt. Diese Vorgaben wurden konkret mit dem am 8. Ja- 
nuar 2007 den EU-Partnem in der Brüsseler Ratsarbeits- 
gemeinschaft „Menschenrechte“ (COHOM) zur Kenntnis 
gebrachten „Programm des deutschen Ratsvorsitzes“ um- 
gesetzt. Das Programm legte einen Schwerpunkt auf den 
institutioneilen Aufbau des neu geschaffenen VN -Men- 
schenrechtsrats, die Umsetzung der menschenrechtlichen 
EU-Leitlinien sowie die weitere Ausgestaltung der von 
der EU mit Drittstaaten geführten Menschenrechtsdialoge 
und -konsultationen. Die in der Umsetzung dieses Ar- 
beitsprogramms erreichten Resultate finden sich einge- 
beffef in die thematischen Kapitel dieses Berichtes. Die 
elf wichtigsten Ergebnisse sollen hier jedoch im Rahmen 
einer Bilanz der deutschen EU-Ratspräsidentschaft zu- 
sammenfassend dargestellt werden. 

1. Bedeutendstes Ergebnis während der deutschen Prä- 
sidentschaft war die anlässlich der 5. Sitzung des Men- 
schenrechtsrats erreichte Einigung über Struktur und Mo- 
dalitäten der Mechanismen und Verfahren dieses neuen 
zentralen Menschenrechtsgremiums. Damit konnte nach 
schwierigen zwölfmonatigen Verhandlungen (s. hierzu 
auch das Brennpunktthema in Teil B) ein vom seinerzeiti- 
gen mexikanischen Präsidenten des Menschenrechtsrats 
vorgeschlagenes Gesamtpaket am 19. Juni 2007 im 
Konsens angenommen werden. Der EU kam bei den Ver- 
handlungen insbesondere in der Schlussphase eine 
Schlüsselrolle zu, nachdem sich im Menschenrechtsrat 
insbesondere aus den Reihen menschenrechtskritischer 
Staaten starke Widerstände gegen eine effiziente Ausge- 
staltung des Rats gebildet hatten. Im Rahmen dieses Pa- 
kets sind der Mechanismus für das neue Verfahren zur re- 
gelmäßigen Überprüfung der Menschenrechfssifuafion in 
allen Ländern der Welt („Universal Periodic Review“, 
UPR), die Struktur eines mit unabhängigen Experten zu 


besetzenden Unterausschusses (Advisory Committee) so- 
wie die Regelungen zur Ausgestaltung eines Verfahrens 
zur Behandlung von Beschwerden gegen Staaten (Com- 
plaint Procedure) festgelegt worden. Wichtig für die EU 
waren zudem die Beibehaltung der meisten der von der 
früheren Menschenrechtskommission zunächst übernom- 
menen thematischen und länderbezogenen Sonderbericht- 
erstatter sowie die Schaffung eines eigenständigen 
regulären Tagesordnungspunkts, der die Erörterung von 
spezifischen Ländersituationen im Rat zum Gegenstand 
hat. Weitere Ziele, die die EU trotz ihrer Minderheiten- 
position im Rat durchsetzen konnte, betreffen die Mög- 
lichkeit der Verabschiedung von Länderresolutionen so- 
wie die - im Rahmen der Geschäftsordnung behandelte - 
Sicherstellung weitgehender Beteiligungsrechte von 
Nichtregierungsorganisationen an den Sitzungen des 
Rats. Aus Sicht der Bundesregierung ist es damit insbe- 
sondere dem Einsatz des deutschen Präsidentschaftsteams 
in Genf zu verdanken, dass der Menschenrechtsrat nun- 
mehr über die Grundbausteine verfügt, die für seine Effi- 
zienz und Glaubwürdigkeit unerlässlich sind. 

2. Ebenfalls im Menschenrechtsrat hat die EU während 
der deutschen Präsidentschaft wiederholt die massiven 
und großflächigen Menschenrechtsverletzungen in Darfur 
thematisiert. Ein besonderer Erfolg war es, dass bei der 
4. Sitzung des Rates im März 2007 auf der Grundlage ei- 
ner gemeinsam von der EU und der Afrikanischen 
Gruppe eingebrachten Initiative erstmals eine Gruppe von 
Sonderberichterstattern der Vereinten Nationen beauftragt 
wurde, Vorschläge für die Implementierung bisheriger 
menschenrechtlicher Empfehlungen zu Darfur vorzule- 
gen. Diese Gruppe hat dem Rat bei seiner 5. Sitzung im 
Juni 2007 einen ersten Zwischenbericht vorgelegt, ein 
weiterer Bericht erfolgte bei der 6. Sitzung im Dezember 
2007. Inzwischen ist das Mandat der Gruppe auf die VN- 
Sonderberichterstatterin für Sudan übergegangen. 

3. Unter deutschem EU- Vorsitz hat am 15. und 16. Mai 
2007 die 23. Runde des „EU-China-Menschenrechtsdia- 
logs“ in Berlin stattgefunden. Kritisch diskutierte 
Kemthemen waren Chinas ausstehende Ratifizierung des 
VN-Pakts über bürgerliche und politische Rechte, 
Rechtsreformen - mit besonderem Schwerpunkt auf To- 
desstrafe und Administrativhaft -, Presse und Meinungs- 
freiheit sowie Minderheitenrechte in Tibet, Xinjiang und 
der Inneren Mongolei. Auch die Zusammenarbeit in in- 
ternationalen Organisationen, insbesondere im neuen 
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen, spielte eine 
zentrale Rolle. Der Dialog eröffnete der EU die Möglich- 
keit, auch sensible Themen offen anzusprechen. Dazu 
war auch auf chinesischer Seite eine größere Bereitschaft 
als in den Vorjahren feststellbar, und es gab konkrete In- 
formationen zu geplanten Reformprojekten. Der Dialog 
hat sich damit erneut als wichtiger Bestandteil der EU- 
Menschenrechtspolitik gegenüber China erwiesen. Das 
normalerweise im Zusammenhang mit dem EU-China- 
Menschenrechtsdialog stattfindende Expertenseminar zu 
Rechtsfragen musste leider ausfallen, weil China nicht 
bereit war, zwei der von der EU eingeladenen Nichtregie- 
rungsorganisationen an den Gesprächen teilnehmen zu 
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lassen. Aber aueh dies war kritischer Diskussionspunkt 
der anschließenden Regierungsgespräche. 

4. Die Bundesregierung hat sich als EU-Präsidentschaft 
für die konsequente Umsetzung der EU-Leitlinien gegen 
die Todesstrafe eingesetzt. Neben hochrangigen De- 
marchen in Einzelfällen, um anstehende Hinrichtungen 
zu verhindern, hat Deutschland darüber hinaus mit einem 
„Aktionsplan Todesstrafe“ die Grundlage für eine Reso- 
lution gegen die Todesstrafe in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen gelegt. Teil dieses Aktionsplans 
war u. a. eine weltweite Demarchenaktion (zur Feststel- 
lung des Unterstützungspotenzials), deren Ergebnisse den 
Allgemeine Rat der EU veranlassten, noch während der 
deutschen Präsidentschaft am 18. Juni 2007 den Be- 
schluss zu fassen, im Rahmen einer regionalübergreifen- 
den Allianz eine Resolution gegen die Todesstrafe in die 
62. Generalversammlung der VN einzubringen. Die erst- 
malige Annahme einer solchen Resolution durch die Ge- 
neralversammlung am 20. Dezember 2007 (nach zwei ge- 
scheiterten Versuchen 1994 und 1999) ist daher auch ein 
Ergebnis der umfangreichen Vorarbeiten während der 
deutschen Ratspräsidentschaft. 

5. Die von der deutschen EU-Ratspräsidentschaft ini- 
tiierte und im Juni 2007 beschlossene Zentralasienstrate- 
gie der EU sieht als Schlüsselelement die Einrichtung von 
regulären, ergebnisorientierten Menschenrechtsdialogen 
der EU mit Tadschikistan, Kasachstan, Kirgisistan und 
Turkmenistan vor. Im Falle Usbekistans wurde der Men- 
schenrechtsdialog bereits während der deutschen Präsi- 
dentschaft eingeleitet und im Mai 2007 in Taschkent eine 
erste Dialogrunde durchgeführt. Gesprächsthemen waren 
u. a. die Lage in den Gefängnissen und der Zugang zu 
Gefangenen, die Meinungs- und Versammlungsfreiheif, 
die Lage der Menschenrechfsverfeidiger im Allgemeinen 
und im Speziellen anhand von bekannten Einzelfällen so- 
wie die Zusammenarbeif mit den Einrichtungen der Ver- 
einten Nationen. Der Menschenrechtsdialog wird in Zu- 
kunft turnusmäßig im Rahmen der (jährlichen) Treffen 
des Unterausschusses Justiz und Inneres stattfinden, der 
auf Grundlage des Partnerschafts- und Kooperationsab- 
kommens aus dem Jahre 1999 zwischen der EU und Us- 
bekistan eingerichtet wurde. 

6. Ferner hat die Bundesregierung unter deutscher EU- 
Ratspräsidentschaft die politische Initiative zur Entwick- 
lung neuer Leitlinien der EU zum Thema „Förderung und 
Schutz der Rechte des Kindes“ ergriffen. Die Leitlinien 
werden in der externen Menschenrechtspolitik der EU ge- 
genüber Drittstaaten zur Anwendung kommen. Die Bun- 
desregierung hat sich dabei von der Überzeugung leiten 
lassen, dass es auf internationaler Ebene anhaltender und 
neuer Impulse zur möglichst umfassenden, weltweiten 
Implementierung bestehender Menschenrechtsinstru- 
mente und Schutznormen für die Rechte des Kindes be- 
darf Mit breitem partizipatorischem Ansatz wurde ein 
entsprechendes Konzept entwickelt, welches die Unter- 
stützung aller EU -Partner, wichtiger Organisationen der 
Vereinten Nationen und zentraler Akteure der Zivilgesell- 
schafl im Bereich der Kinderrechte fand. Das Konzept 
verbindet in einem zweistufigen Ansatz ein politisches 


Grundsatzbekenntnis der EU mit länderspezifischen 
Maßnahmen im Rahmen einer Implementierungsstrategie 
zu dem Schwerpunktthema. „Alle Formen von Gewalt 
gegen Kinder“. Auf Bitten der nachfolgenden portugiesi- 
schen EU-Ratspräsidentschaft hat die Bundesregierung 
ihr ambitioniertes Vorhaben im zweiten Halbjahr 2007 
mit der Erarbeitung abgestimmter Entwürfe der neuen 
Leitlinien und ihrer ersten Implementierungsstrategie fi- 
nalisiert. Beide Papiere wurden zeitgleich am 10. Dezem- 
ber 2007 vom Ministerrat der EU für Allgemeine Angele- 
genheiten und Außenbeziehungen angenommen. 

Die Bundesregierung hat sich außerdem in besonderer 
Weise für die Umsefzung der EU-Leitlinien zu Kindern 
und bewaffneten Konflikten vom Dezember 2003 einge- 
setzt. So wurden im Juni 2007 auf deutsche Initiative hin 
u. a. Länderstrategien für künftiges EU-Handeln für die 
im Rahmen der EU-Leitlinien zu Kindern und bewaffne- 
ten Konflikten bis Dezember 2007 geltenden 13 prioritä- 
ren Länder angenommen. Schließlich hat die Bundes- 
regierung die Grundlagen für eine sysfematischere 
Erfassung von Projektdafen der von EU- Staaten und der 
EU-Kommission verfolgten Vorhaben im Bereich Kinder 
und bewaffnete Konflikte insbesondere in Schwerpunkt- 
ländem erstellt. Eine erste Projektliste umfasste Ende 
Juni 2007 bereits 183 Projekte im Gesamtwert von 
287 Mio. Euro. Schließlich wurde auch die Zusammen- 
arbeit der EU mit der VN-Sonderbeauftragten für Kinder 
und bewaffnefe Konflikfe infensiviert. 

7. Die versfärkfe Implementierung der EU-Leitlinien 
zum Schutz von Menschenrechtsverteidigem war ein be- 
sonderes Anliegen des deutschen EU-Ratsvorsitzes. 
Deutschland hat daher im Rahmen einer weltweiten Ak- 
tion von 111 EU-Botschaften vor Ort lokale Strategien 
zum Schutz von Menschenrechtsverteidigem entwickeln 
lassen. Die Strategien stützen sich auf die vom EU-Minis- 
terrat im Juni 2006 indossierten Empfehlungen nach der 
ersten Evaluiemng der EU-Leitlinien. Nach Vorlage die- 
ser von den EU-Botschaften entwickelten lokalen Imple- 
mentierangsstrategien wurden die jeweiligen EU-Bot- 
schaften noch unter deutschem EU-Ratsvorsitz gebeten, 
die vorgeschlagenen Maßnahmen umzusetzen. Diese 
Strategien werden von den nachfolgenden Präsident- 
schaften nun beständig weiterentwickelt. Daneben haben 
wir uns mit Demarchen in über 150 Einzelfällen gegen- 
über den ausländischen Regiemngssfellen für einen ver- 
besserten Schufz von Menschenrechfsverteidigem einge- 
sefzf. Auch im Rahmen der EU-Menschenrechtsdialoge 
bzw. -konsulfationen mit China, Russland und Usbekistan 
hat die EU Einzelfälle von verhaflefen oder besonders ge- 
fährdeten Menschrechtsverteidigem thematisiert. 

8. Zur Umsetzung der EU-Leitlinien zur Bekämpfung 
von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe hat Deutschland 
den von der luxemburgischen Präsidentschaft im Jahre 
2005 initiierten „Global Action Plan“, eine weltweite De- 
marchenaktion, fortgesetzt, ln einer weltweiten Kampa- 
gne wurden während der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft in 56 Ländern Demarchen durchgeführt. Damif 
wurde u. a. dafür geworben, dass das Übereinkommen 
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der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grau- 
same, unmensehliehe oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe von den noeh ausstehenden Staaten ratifiziert 
wird. 

9. Auf dem Europäisehen Rat im Juni 2007 gelang es 
der Bundesregierung, naeh sehwierigen Verhandlungen 
ein umfassendes Mandat im EU-Kreis für die naehfol- 
gende Regierungskonferenz zu vereinbaren, in deren 
Rahmen der im Dezember 2007 unferzeiehnefe Vertrag 
von Lissabon erarbeitef wurde. Dureh diesen Vertrag wird 
der Charakter der Europäisehen Union als Reehts- und 
Wertegemeinsehaft entseheidend gestärkt. Mit dem In- 
krafttreten des Vertrags von Lissabon wird die Europäi- 
sehe Grundreehteeharta dureh einen verweisenden 
Artikel reehtsverbindlieh. Damit erhalten die in ihr ver- 
brieften Grundreehte den gleiehen Rang wie die Verträge. 
Diese Grundreehte binden die Organe, Einriehtungen und 
sonstigen Stellen der Union sowie die Mitgliedstaaten bei 
der Durehführung des Unionsreehts. Ferner enthält der 
neue Vertrag den klaren Auftrag an die Union, der Euro- 
päisehen Mensehenreehtskonvention beizutreten. Mit 
dem Beitritt werden die Mensehen in der Union zukünftig 
die Mögliehkeit erhalten, gegen sie belastende Akte der 
Europäisehen Union aueh den Europäisehen Geriehtshof 
für Mensehenreehte anzurufen. 

10. Unter deutseher Präsidentsehaft konnten die festge- 
fahrenen Verhandlungen zum Entwurf eines Rahmenbe- 
sehlusses zur Bekämpfung von Rassismus und Fremden- 
feindliehkeit wieder aufgenommen und zum Absehluss 
gebraeht werden. Damit wird eine Mindestharmonisie- 
rung in den Strafvorsehriften der Mitgliedstaaten, insbe- 
sondere hinsiehtlieh der Strafbarkeit von rassistisehen 
und fremdenfeindliehen Äußerungen, erzielt. 

11. Die Agentur der Europäisehen Union für Grund- 
reehte konnte zum 1 . März 2007 ihre Arbeit aufnehmen. 

12. Auf Ebene der Brüsseler Ratsarbeitsgruppe 
„COSCE“ wurde ein Mensehenreehtstrialog zwisehen 
EU, OSZE und Europarat eingeriehtet, der dem regelmä- 
ßigen Austauseh der Institutionen zu Fragen der Men- 
sehenreehte dient. 

Menschenrechte nnd der dentsche G8- Vorsitz 

Deutschland hat während des gesamten Jahres 2007 den 
G8-Vorsitz innegehabt. Die Bundesregierung nutzte diese 
Funktion, um den Schutz und die Förderung von Men- 
schenrechten und Rechtsstaatlichkeit auch in diesem 
Kreis als Themen zu etablieren. So haben die G8-Außen- 
minister am 30. Mai 2007 in Potsdam eine „Erklärung zur 
Rechtsstaatlichkeit“ verabschiedet, in der Rechtsstaat- 
lichkeit als ein Kemprinzip der Zusammenarbeit im Rah- 
men der G8 bezeichnet wird. Ebenso wie Demokratie und 
Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist 
auch die Rechtsstaatlichkeit eine Voraussetzung für Frie- 
den, Sicherheit und nachhaltige Entwicklung, ln der 
„Erklärung zur Rechtsstaatlichkeit“ verpflichten sich die 
G8-Außenminister, einen kohärenten internationalen An- 
satz zur weltweiten Förderung von Rechtsstaatlichkeit zu 
unterstützen. Am 30. November 2007 veranstaltete der 


deutsche G8-Vorsitz eine von den G8-Außemninistem be- 
schlossene Expertenkonferenz im Auswärtigen Amt, auf 
der erörtert wurde, wie Rechtsstaatlichkeit im G8-Rahmen 
stärker gefördert werden kann. Bei diesem Treffen, an 
dem mehr als 100 Experten aus Regierungen und der Zi- 
vilgesellschaft der G8-Länder sowie Vertreter von Regio- 
nalorganisationen und Entwicklungsbanken teilnahmen, 
wurde der enge Zusammenhang zwischen weltweitem 
Schutz der Menschenrechte und Förderung der Rechts- 
staatlichkeit betont. Außerdem wurde die Rechtsstaatlich- 
keit als gemeinsamer Wert der G8 politisch gestärkt und 
unterstrichen, dass die G8 bei der Förderung des Rechts- 
staates eine Vorbildfunktion übernehmen wollen. 

Zudem hat die Bundesregierung im Rahmen ihres G8-Vor- 
sitzes darauf hingewirkt, dass die Menschenrechte auch 
im Kampf gegen den Terrorismus uneingeschränkt und 
umfassend beachtet werden, ln ihrer Erklärung zur Terro- 
rismusbekämpfung bekräftigten die Staats- und Regie- 
rungschefs der G8 in Heiligendamm im Juni 2007, dass 
„die Förderung und der Schutz der Menschenrechte sowie 
die Geltung der Gesetze wesentlich sind für alle Bemü- 
hungen bei der Terrorismusabwehr“. Sie wiederholten 
ihre „Überzeugung, dass wirksame Maßnahmen zur Ter- 
rorismusabwehr und der Schutz der Menschenrechte 
keine einander widersprechenden Ziele sind, sondern sich 
ergänzen und gegenseitig verstärken“. Deutschland hat 
sich im G8-Rahmen auch dafür eingesetzt, dass der VN- 
Sicherheitsrat die universelle Geltung menschenrechtli- 
cher Standards im Zuge der Terrorismusbekämpfung in 
seinen Entschließungen verbindlich und eindeutig bekräf- 
tigt hat. 

Ein weiteres Thema mit Bezug zur Menschenrechtspoli- 
tik, das im G8-Rahmen behandelt wurde, ist die gesell- 
schaftliche Verantwortung von Unternehmen (Corporate 
Social Responsibility, CSR). Hierunter ist ein freiwilliges 
Engagement der Unternehmen zu verstehen, das über die 
Erfüllung gesetzlicher Normen hinausgeht - vor allem in 
menschenrechtsrelevanten Bereichen wie Arbeitsbedin- 
gungen und Sozialstandards, Kinderarbeit oder Zwangs- 
arbeit, vor allem bei Zulieferfirmen. Unternehmen, die 
ihre gesellschaftliche Verantwortung wahmehmen, kön- 
nen gerade dort, wo unzureichende nationale Regelungen 
und unzureichende multilaterale Standards bestehen, ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Ausgestaltung der sozialen Di- 
mension der Globalisierung leisten. 

Einen Schwerpunkt auf der Gipfelagenda der deutschen 
G8-Präsidentschafl bildete das Thema „Wachstum und 
Verantwortung in Afrika“. Auch in diesem Bereich hat die 
Bundesregierung auf die Berücksichtigung des Themas 
Menschenrechte geachtet. Deutschland fördert Schutz, 
Achtung und Gewährleistung der universell geltenden 
Menschenrechte sowie die Verwirklichung von Good Go- 
vemance, Demokratie und Rechtstaatlichkeit. Diese Prinzi- 
pien sind Grundlage für unsere Zusammenarbeif mif unse- 
ren Partnerländern und in den internationalen Prozessen. 
Ziel der deutschen Politik ist es, unsere Partner bei deren 
eigenständiger Umsetzung zu unterstützen. Im Rahmen der 
G8-Präsidentschafl hat Deutschland in diesem Zusammen- 
hang insbesondere den APRM-Prozess (African Peer 
Review Mechanism) unter Achtung der afrikanischen Ei- 
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genverantwortung unterstützt, ln enger Zusammenarbeit 
mit der Afrikanisehen Entwieklungsbank (AfDB) wurde 
zudem eine Initiative zum Aufbau von Kapazitäten für die 
regionalen Wirtsehaflsgemeinsehaften (REC) ins Leben 
gerufen und der „Aktionsplan für Good Finaneial Gover- 
nanee“ auf den Weg gebraeht, mit dem Transparenz und 
Reehensehaftspflieht im öffentliehen Finanzwesen geför- 
dert werden sollen. 

1 Bürgerliche und politische Rechte 

„Mensehenreehtspolitik ist Friedenspolitik“ - so formu- 
lierte es Bundesaußenminister Steinmeier anlässlieh des 
Internationalen Tages der Mensehenreehte am 10. Dezem- 
ber 2007. Der Sehutz der bürgerliehen und politisehen 
Reehte ist Voraussetzung für ein friedliehes Zusammenle- 
ben und den Aufbau und die Stärkung demokratiseher, 
pluralistiseher Strukturen in einem Staat. Das kontinuier- 
liehe Engagement der Bundesregierung für den weltwei- 
ten Respekt und die Stärkung der bürgerliehen und politi- 
sehen Mensehenreehte sowie eine Politik, die auf die 
Stärkung demokratiseher Strukturen in allen Regionen 
der Welt zielt, sind dabei untrennbar miteinander verbun- 
den und fördern sieh gegenseitig. Dabei tritt die Bundes- 
regierung aueh konsequent ein gegen die Verwässerung 
dieser Reehte beispielsweise dureh den Verweis auf kul- 
turelle oder Entwieklungsuntersehiede zwisehen den 
Staaten. 

1.1 Internationaler Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (ICCPR) 

Der Internationale Pakt über bürgerliehe und politisehe 
Reehte (International Covenant on Civil and Politieal 
Rights, ICCPR; Zivilpakt) wurde bereits am 16. Dezem- 
ber 1966 zusammen mit dem ersten Fakultativprotokoll, 
das ein Individualbesehwerdereeht vorsieht, abgesehlos- 
sen und trat 1976 in Kraft. 1989 wurde dem Übereinkom- 
men ein 2. Fakultativprotokoll über die Absehaffung der 
Todesstrafe hinzugefügt. Für die Bundesrepublik 
Deutsehland sind der Zivilpakt am 23. März 1973, das 
erste Fakultativprotokoll (Individualbesehwerde) am 
25. November 1993 und das 2. Fakultativprotokoll (Ab- 
sehaffung der Todesstrafe) am 18. August 1992 in Kraft 
getreten. Weltweit haben 153 Staaten den Pakt unter- 
zeiehnet. 104 Staaten haben ihn ratifiziert. 

Der Zivilpakt garantiert die grundlegenden Mensehen- 
reehte wie das Reeht auf Leben, das Verbot der Sklaverei 
und Zwangsarbeit, das Reeht auf persönliehe Freiheit und 
Sieherheit, Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
sowie das Reeht auf die Teilnahme an allgemeinen, glei- 
ehen und geheimen Wahlen. Außerdem werden die 
Gleiehstellung von Mann und Frau und ein generelles 
Verbot der Diskriminierung ethniseher, religiöser und 
spraehlieher Minderheiten zugesiehert. Die Mitgliedstaa- 
ten haben sieh verpfiiehtet, periodiseh Beriehte an den 
Mensehenreehtsaussehuss der Vereinten Nationen über 
die Entwieklungen der im Übereinkommen zugesieherten 
Reehte einzureiehen. Der Aussehuss kann außerdem Indi- 
vidualbesehwerden einzelner Bürger von Staaten, die das 
Zusatzprotokoll unterzeiehnet haben, annehmen und ver- 
handeln. 


Deutsche Staatenberichte an den Menschenrechts- 
ausschuss 

1 Der 5. deutsehe Staatenberieht (CCPR/C/DEU/2002/52) 
gemäß Artikel 40 des Zivilpakts wurde dem Men- 
sehenreehtsaussehuss am 4. Dezember 2002 vorgelegt 
und besehreibt die Entwieklungen im Beriehtszeit- 
raum. Der Mensehenreehtsaussehuss hat den Berieht 
in seiner Sitzung am 17. März 2004 behandelt und in 
seinen Sehlussfolgerungen vom 30. März 2004 
(CCPR/CO/80/DE3) insbesondere die eindeutige Posi- 
tion der Bundesregierung zum absoluten Folterverbot 
sowie folgende Entwieklungen in Deutsehland gewür- 
digt: die Einriehtung des Aussehusses für Mensehen- 
reehte und Humanitäre Hilfe des Deutsehen Bundes- 
tags, die Gründung des Deutsehen Instituts für 
Mensehenreehte e. V, den regelmäßigen Bericht der 
Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik in 
den auswärtigen Beziehungen und in anderen Politik- 
bereichen an den Deutschen Bundestag, die Maßnah- 
men zur Verbesserung des Schutzes von Kindern (ins- 
besondere die gesetzlichen Regelungen, die Kindern 
ein Recht auf gewaltfreie Erziehung gewähren) sowie 
die Fortschritte auf dem Gebiet der Menschenrechts- 
erziehung. Der Ausschuss identifizierte aber auch ver- 
schiedene Bereiche, die aus seiner Sicht Anlass zur 
Besorgnis geben: zum Beispiel die Haltung der Bun- 
desregierung zur Frage der Anwendbarkeit des Zivil- 
pakts bei Auslandseinsätzen von Bundeswehr und 
Polizei, die Lage älterer Menschen in Pflegeheimen, 
eine noch verbesserungsfähige Bekämpfung von Men- 
schen- und insbesondere von Frauenhandel sowie 
noch bestehende Lücken bei der Gleichstellung von 
Frauen und Männern vor allem auf dem Arbeitsmarkt. 
Darüber hinaus hat er sich kritisch zur Behandlung 
von Fällen polizeilichen Schusswaffengebrauchs und 
polizeilicher Misshandlungen geäußert. 

Im Rahmen des Umsetzungsprozesses der Schlussfolge- 
rungen fand ein vom Deutschen Institut für Menschen- 
rechte e. V. organisiertes Fachgespräch statt, in dem die 
Schlussfolgerungen des Ausschusses diskutiert wurden. 
Die Bundesregierung hat die Anwendbarkeit des Zivil- 
pakts bei Auslandseinsätzen von Bundeswehr und Polizei 
im Sinne des Ausschusses konkretisiert. Der nächste 
Staatenbericht zum Zivilpakt ist dem Menschenrechtsaus- 
schuss der Vereinten Nationen im Jahr 2009 vorzulegen. 

Individualbeschwerdeverfahren gegen 
die Bundesrepublik Deutschland 

Nach Artikel 1 des ersten Fakultativprotokolls zum Zivil- 
pakt kann eine einzelne Person vor dem Menschenrechts- 
ausschuss der Vereinten Nationen geltend machen, Opfer 
einer Verletzung des Übereinkommens durch einen Ver- 
tragsstaat zu sein. 


2 Dokument abrufbar unter auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpoli 

tik/Themen/Menschenrechte/Download/Bericht5 Zivilpakt.pdf 

^ Dokument abrufbar unter auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpoli 
tik/Menschenrechte/Download/ConcludingCommentsBuerger.pdf 
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Im Berichtszeitraum hat der Menschenrechtsausschuss 
der Vereinten Nationen der Bundesrepublik Deutschland 
vier neue Individualbeschwerden zugestellt. Zwei dieser 
Beschwerden und eine weitere bereits anhängig gewesene 
Beschwerde hat der Ausschuss für unzulässig erklärt, so 
dass derzeit noch zwei Verfahren gegen Deutschland an- 
hängig sind. Seit dem Inkrafttreten des Fakultativproto- 
kolls wurden der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
17 Beschwerden zugestellt; bislang war keine Be- 
schwerde begründet. 

1 .2 Abschaffung der Todesstrafe weltweit 

Die Todesstrafe ist nach Artikel 102 des Grundgesetzes in 
der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 abgeschafft. 
Nach Auffassung der Bundesregierung und ihrer EU- 
Partner ist die Todesstrafe weder ethisch noch rechtspoli- 
tisch zu rechtfertigen. Die Todesstrafe hat keine abschre- 
ckende Wirkung und versagt daher als Mittel der Verbre- 
chensbekämpfung. Zudem ist ein Justizirrtum nicht mehr 
zu korrigieren. Die Abschaffung der Todesstrafe trägt der 
unantastbaren Würde des Menschen und dem Recht auf 
Leben Rechnung. Die Bundesregierung setzt sich daher, 
gemeinsam mit ihren EU -Partnern, weltweit für die Äch- 
tung und die Abschaffung der Todesstrafe ein. 

Die Todesstrafe ist völkerrechtlich nicht verboten. Der für 
nahezu die gesamte Staatengemeinschaft verpflichtende 
„Internationale Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte“ enthält jedoch in Artikel 6 einzuhaltende Min- 
destnormen. Danach darf die Todesstrafe nur für 
schwerste Verbrechen verhängt werden. Zudem muss sie 
durch das rechtskräftige Urteil eines unabhängigen Ge- 
richts nach einem fairen Prozess verhängt worden sein. 
Schwangere Frauen und Personen, die zum Tatzeitpunkt 
unter 1 8 Jahren waren, dürfen nicht hingerichtet werden. 

Es gibt einen weltweiten Trend zur Abschaffung der To- 
desstrafe. Dies hat auch die erstmalige Annahme einer 
Resolution gegen die Todesstrafe durch die 62. General- 
versammlung der Vereinten Nationen am 18. Dezember 
2007 unterstrichen. Immer mehr Staaten unterzeichnen 
und ratifizieren zudem die sich gegen die Todesstrafe 
richtenden völkerrechtlichen Verträge. Die Anzahl der 
Staaten, die das „2. Fakultativprotokoll zum Internationa- 
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte zur Ab- 
schaffung der Todesstrafe“ ratifiziert haben, beläuft sich 
inzwischen auf 64 (Stand Januar 2008). Im Berichtszeit- 
raum haben Kirgisistan, die Philippinen, Ruanda und Us- 
bekistan sowie der US-Bundesstaat New Jersey die To- 
desstrafe abgeschafft. 

Dennoch wird die Todesstrafe in zahlreichen Ländern ver- 
hängt und vollstreckt. So wurden nach der zuletzt von Am- 
nesty International veröffentlichten weltweiten Statistik im 
Jahr 2006 mindestens 1 591 Menschen in 25 Staaten hinge- 
richtet und mindestens 3 861 Menschen in 55 Ländern zum 
Tode verurteilt. Es bestehen große regionale Unterschiede 
bei der Anwendung der Todesstrafe. Hinrichtungen fan- 
den in sieben afrikanischen und in 17 asiatischen Staaten 
statt. Demgegenüber hat 2006 auf dem amerikanischen 


Kontinent kein Staat außer den USA Hinrichtungen voll- 
zogen. ln Europa hielt lediglich Belarus an der Todes- 
strafe fest. Nach einem zehnjährigen Moratorium wurde 
im November 2006 in Bahrain die Todesstrafe wieder 
vollstreckt. 

9 1 Prozent aller Hinrichtungen wurden in nur sechs Staa- 
ten ausgeführt: in China, Iran, Pakistan, Irak, Sudan und 
in den Vereinigten Staaten von Amerika. Die meisten 
Hinrichtungen wurden in China vollstreckt (Amnesty In- 
ternational zählte 2006 mindestens 1010 bekannt gewor- 
dene Hinrichtungen, andere Schätzungen sprechen von 
bis zu 8 000). Ob durch das am 1. Januar 2007 wieder 
eingeführte alleinige Überprüfungs- und Bestätigungs- 
recht von Todesurteilen durch das oberste chinesische 
Volksgericht die Zahl der Todesurteile zurückgehen wird, 
bleibt abzuwarten, ln Iran wurden 2007 mit ca. 300 Hin- 
richtungen fast 70 Prozent mehr Menschen als 2006 hin- 
gerichtet, darunter auch mindestens sechs zur Tatzeit 
Minderjährige. Zudem wurde die Todesstrafe in Einzel- 
fällen auch durch grausame Methoden wie z. B. Steini- 
gung ausgeführt. 

2006 wurden in den USA 53 und 2007 42 Menschen hin- 
gerichtet (3 350 zum Tode Verurteilte befinden sich ins- 
gesamt noch in Haft). Damit ging die Zahl der Hinrich- 
tungen seit dem Höchststand 1999 (98 Hinrichtungen) um 
mehr als die Hälfte zurück. Hierzu hat auch ein seit dem 
25. September 2007 bestehendes „De-facto-Moratorium“ 
beigetragen, da der Oberste Gerichtshof die Verfassungs- 
mäßigkeit der Hinrichtung per Giftspritze überprüft und 
bis zu einer Entscheidung die Vollstreckung von Todesur- 
teilen ausgesetzt ist (in 37 der 38 Bundesstaaten, die die 
Todesstrafe vollstrecken, kommt die Giftspritze zur An- 
wendung). Die Anzahl der durch die erstinstanzlichen 
Gerichte verhängten Todesurteile ist in den USA seit 
mehreren Jahren rückläufig. 2007 wurden noch 110 To- 
desurteile verhängt (zum Vergleich: der Höchststand lag 
1995 bei 326 Todesurteilen). 


Konsularische Intervention der Bundesregierung 

Die Betreuung deutscher Strafgefangener im Ausland 
ist eine wichtige Aufgabe der deutschen Auslandsver- 
tretungen. Diese erfüllen den ihnen mit § 7 des Konsu- 
largesetzes zugewiesenen Auftrag, deutsche Gefangene 
im Ausland unabhängig vom individuellen Tatvorwurf 
auf Verlangen zu betreuen und ihnen insbesondere 
Rechtsschutz zu vermitteln. Dabei steht das menschli- 
che Schicksal der Betroffenen und ihrer Familien im 
Vordergrund. Droht den deutschen Inhaftierten die To- 
desstrafe, so prüft das Auswärtige Amt, ob die vom 
Aufenthaltsstaat bereitgestellte Pfiichtverteidigung aus- 
reichend ist und stellt, falls der Betroffene bedürftig ist, 
Mittel für eine qualifizierfe Sfrafverfeidigung bereif. 
Hierbei zieht sie die Folgerung daraus, dass gemäß 
Artikel 102 Grundgesetz die Todesstrafe abgeschafft ist 
und setzt alle rechtlich möglichen und erforderlichen 
Mittel ein, um die Verhängung oder Vollstreckung der 
Todesstrafe im Ausland zu verhindern. 
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Im Fall eines in Thailand angeklagten Deutsehen, dem 
die Todesstrafe wegen Drogenhandels drohte, gelang es 
beispielsweise, eine Verurteilung zur Mindeststrafe von 
25 Jahren zu erreiehen. Im zweiten Fall eines in Thai- 
land Angeklagten, dem wegen Mordes die Todesstrafe 
drohte, konnte die Verteidigung die Verurteilung zu ei- 
ner zeitigen Freiheitsstrafe bewirken. In dem Fall eines 
seit 1987 in den Vereinigten Staaten inhaftierten Deut- 
sehen, der wegen Mordes zum Tode verurteilt wurde, ist 
es unter sehwierigen reehtliehen Voraussetzungen ge- 
lungen, die geriehtliehe Prüfung eines Wiederaufnah- 
megesuehs zu erwirken. Das Auswärtige Amt unter- 
stützt aueh die Bemühungen der Verteidigung eines 
anderen in den USA wegen Mordes zum Tode verurteil- 
ten Deutsehen, dessen drohende Hinriehtung wegen 
mangelnder Einsiehtsfahigkeit des Verurteilten für un- 
zulässig zu erklären. 


1.2.1 Maßnahmen der EU 

Leitlinien für eine Unionspolitik gegenüber 
Drittstaaten betreffend die Todesstrafe 

Handlungsgrundlage für die seit Jahrzehnten aktiv ver- 
folgte Politik Deutsehlands und der EU-Partner gegen die 
Todesstrafe sind die am 29. Juni 1998 vom Ministerrat 
der EU angenommenen „Leitlinien für eine Unionspolitik 
gegenüber Drittstaaten betreffend die Todesstrafe“. Sie 
formulieren Grundsätze und Kriterien für das EU- 
Engagement gegen die Todesstrafe und definieren dieses 
Thema als ein zentrales mensehenreehtliehes Anliegen 
der Gemeinsamen Außen- und Sieherheitspolitik. Ver- 
stößt ein Staat gegen die in den internationalen Verträgen 
festgelegten Normen (z. B. in Artikel 6 Abs. 5 des Zivil- 
paktes) oder gegen die in den EU-Leitlinien zusätzlieh 
definierten Mindeststandards (z. B. Hinriehtung geistig 
Behinderter), wird die EU hoehrangig bei der Regierung 
des betroffenen Landes vorstellig. Unabhängig von die- 
sen Einzelfällen riehtet die EU aueh generelle Demarehen 
an die Staaten, die an der Todesstrafe festhalten oder in 
denen eine rüeksehrittliehe Politik hinsiehtlieh der Todes- 
strafe droht, beispielsweise wenn ein Moratorium für die 
Todesstrafe aufgehoben oder die Todesstrafe per Gesetz 
wieder eingeführt werden soll. Gegenüber Staaten, in de- 
nen es weder ein De-iure- noeh ein De-faeto-Moratorium 
für die Todessfrafe gibf, sefzf sieh Deufsehland zusam- 
men mif seinen EU-Partnem dafür ein, dass ihre Anwen- 
dung zunehmend eingesehränkt wird und Mindeststan- 
dards im Verfahren beaehtet werden. 

Im Rahmen von Appellen zur weltweiten Absehaffung 
der Todesstrafe oder wegen der Verhängung von Todesur- 
teilen unter Verletzung von Mindestnormen wurde die EU 
während des Beriehtszeitraums, teilweise mehrmals, u. a. 
in folgenden Ländern vorstellig: Äthiopien, Ägypten, 
Bahrain, Bangladeseh, Belarus, Burkina Faso, China, In- 
dien, Indonesien, Irak, Iran, Japan, Jemen, Jordanien, Ke- 
nia, Kirgisistan, Kuwait, Libanon, Libyen, Malawi, Ma- 
rokko, Pakistan, Peru, Russisehe Föderation, Sambia, 
Saudi-Arabien, Sierra Leone, Singapur, Südkorea, Sudan, 
Syrien, Tadsehikistan, Taiwan, Tansania, Trinidad und 


Tobago, Uganda und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika. Darüber hinaus hat die EU versehiedene öffentliehe 
Erklärungen zur Todesstrafe abgegeben. Im Dezember 
2007 verabsehiedete der EU-Ministerrat Justiz und Inne- 
res eine „Gemeinsame Erklärung der Europäisehen Union 
und des Europarats zur Einführung eines Europäisehen 
Tages gegen die Todessfrafe“ (siehe aueh unfer 1.2.2). 

Das Amicus-curiae-Verfabren 

Die EU nufzt die Mögliehkeit, sieh direkt an amerikani- 
sehe Geriehte zu wenden, um auf die Verletzung völker- 
reehtlieher Normen bei der Anwendung der Todesstrafe 
hinzuweisen. Die Amieus-euriae-Intervention ist ein im 
US-amerikanisehen Reehtskreis bekanntes Instrument, 
mit dem ein am Reehtsstreit nieht beteiligter Dritter (ami- 
eus euriae = Freund des Geriehts) dem Gerieht seine Tat- 
saehenkenntnisse in Form eines Sehriftsatzes (engl.: 
brief) zur Verfügung sfellen oder auf besfimmfe reehtliehe 
Gesiehfspunkte hinweisen kann. Dem zusfändigen Ge- 
riehf isf die Infervention unter Umständen eine wertvolle 
Entseheidungshilfe, denn sie kann die Aufmerksamkeit 
auf bisher verkannte Saehverhalte oder Reehtslagen len- 
ken. Insbesondere wenn ausländisehe Staaten solehe 
Amieus-euriae-Interventionen einreiehen, kommt diesen 
ein vergleiehsweise hohes Gewieht zu. 

Die EU hat sieh in der Vergangenheit mehrfaeh mit einem 
solehen „amieus euriae brief ‘ an amerikanisehe Geriehte 
gewandt. So konnte die EU dazu beitragen, dass der 
Oberste Geriehtshof der Vereinigten Staaten die Hinrieh- 
tung von Jugendliehen unter 18 Jahren und geistig behin- 
derten Mensehen (mentally insane) als verfassungswidrig 
untersagt hat. Unter deutseher EU-Ratspräsidentsehaft 
übersandte die EU im Fall des mexikanisehen Staatsange- 
hörigen Jose Medellin am 26. Juli 2007 eine Amieus- 
euriae-Intervention an den Obersten Geriehtshof, um die 
Einhaltung der Regeln des konsularisehen Sehutzes naeh 
Artikel 36 des „Wiener Übereinkommens über konsulari- 
sehe Beziehungen“ von 1963 anzumahnen. Bei der Anhö- 
rung im Oktober 2007 vor dem Obersten Geriehtshof 
wurde die EU dureh die portugiesisehe EU-Ratspräsi- 
dentsehaft vertreten. Eine absehließende Entseheidung 
des Geriehts steht noeh aus. 

Die EU-Ricbtlinie 2004/83/EG 

Die „Riehtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 
2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den 
Sfatus von Driffsfaafsangehörigen oder Sfaatenlosen als 
Flüehtlinge oder als Personen, die anderweitig internatio- 
nalen Sehutz benötigen, und über den Inhalt des zu ge- 
währenden Sehutzes“ sieht in Artikel 15a vor, dass Perso- 
nen, denen die Verhängung oder die Vollstreekung der 
Todesstrafe droht, subsidiärer Sehutz zu gewähren ist. 

1.2.2 Maßnahmen des Europarats 

Das am 1. März 1985 in Kraft getretene Protokoll Nr. 6 
zur Europäisehen Konvention zum Sehutz der Mensehen- 
reehte und Grundfreiheiten (EMRK) ist das erste völker- 
reehtlieh verbindliehe Instrument, das den Vertragspar- 
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teien die Abschaffung der Todesstrafe zur gesetzlichen 
Verpflichtung macht. Diese Verpflichtung ist allerdings 
auf Friedenszeiten beschränkt. Protokoll Nr. 6 (ETS 
Nr. 114, www.conventions.coe.int) ist von mittlerweile 
46 der derzeit 47 Mitgliedstaaten des Europarats ratifi- 
ziert und von der Russischen Föderation gezeichnet wor- 
den. Um dem Acquis des Europarats zu entsprechen, hat 
Russland ein Moratorium über den Vollzug der Todes- 
strafe verhängt. 

Die Zielsetzung des Europarats geht jedoch dahin, die To- 
desstrafe vollständig abzuschaffen. Mit dem am 21. Fe- 
bruar 2002 vom Komitee der Ministerbeauftragten ange- 
nommenen, am 1. Juli 2003 in Kraft getretenen und 
mittlerweile von 40 Staaten - darunter Deutschland - rati- 
fizierten Protokoll Nr. 13 zur EMRK werden die bislang 
in Protokoll Nr. 6 noch enthaltenen Ausnahmen vom Ver- 
bot der Todesstrafe (in Kriegszeiten oder bei unmittelba- 
rer Kriegsgefahr) aufgehoben. Mit den Protokollen Nr. 6 
und Nr. 13 zur EMRK hat der Europarat entscheidenden 
Anteil daran, dass Europa der erste Kontinent sein 
könnte, in dem die Abschaffung der Todesstrafe in allen 
Ländern verwirklicht sein wird. 

Die Parlamentarische Versammlung im Europarat bemüht 
sich im Dialog mit den Beobachterstaaten Japan und den 
Vereinigten Staaten von Amerika, auch in diesen beiden 
Staaten einen Beitrag des Europarats zur Abschaffung der 
Todesstrafe zu leisten. Der Europarat beschloss im Sep- 
tember 2007 die Einführung eines Tages gegen die Todes- 
strafe. Im Dezember verabschiedete dann auch der EU- 
Ministerrat Justiz und Inneres eine „Gemeinsame Erklä- 
rung der Europäischen Union und des Europarats zur Ein- 
führung eines Europäischen Tages gegen die Todes- 
strafe“. Dieser „Europäische Tag gegen die Todesstrafe“ 
soll - wie 2003 bereits von Nichtregierungsorganisatio- 
nen ausgerufen - nunmehr jedes Jahr am 10. Oktober be- 
gangen werden. 

1.2.3 Maßnahmen im Rahmen der Vereinten 
Nationen 

Bereits von 1997 bis 2005 hatte die Europäische Union 
jährlich erfolgreich eine Resolution gegen die Todesstrafe 
in der Menschenrechtskommission der Vereinten Natio- 
nen (MRK) eingebracht. Nun wurde am 18. Dezember 
2007 erstmals eine Resolution zur Aussetzung der Todes- 
strafe mit dem Ziel der Abschaffung von der 62. General- 
versammlung der Vereinten Nationen in New York ange- 
nommen. Ähnliche Versuche waren 1994 und 1999 noch 
am Widerstand der Todesstrafenbefürworter gescheitert. 
Auch diesmal wurde die EU, die diese Initiative gemein- 
sam mit acht Staaten aus allen Regionen in die Generalver- 
sammlung eingebracht hatte und dabei von 87 weiteren 
Staaten aktiv unterstützt wurde, im Abstimmungsverfah- 
ren mit 18 „feindlichen Änderungsanträgen“ konfrontiert, 
die aber alle von der Mehrheit der Staatengemeinschaft 
abgelehnt wurden. Die Annahme erfolgte in der General- 
versammlung letztlich mit der absoluten Mehrheit der 
Mitglieder (104 dafür, 54 dagegen, 29 Enthaltungen). 


Die Resolution ruft alle Staaten, die die Todesstrafe noch 
vollstrecken, zu einem Hinrichtungsmoratorium auf Die 
Anwendung der Todesstrafe soll schrittweise beschränkt 
werden. Damit hat die Generalversammlung erstmals das 
Ziel einer Welt ohne Hinrichtungen formuliert. Dies ist 
für die EU als treibende Kraft dieser Initiative ein bedeu- 
tender Erfolg. Der Entschluss zur Einbringung dieser Re- 
solution im Rahmen einer regionalübergreifenden Allianz 
wurde vom EU-Ministerrat unter deutscher EU-Ratsprä- 
sidentschaft im Juni 2007 gefasst, nachdem Deutschland 
mit einer weltweiten Demarchenaktion zur Feststellung 
des Unterstützungspotenzials die Basis für eine solche 
Initiative gelegt hatte. 

1.2.4 Zivilgesellschaftliche Kampagnen zur 
Bekämpfung der Todesstrafe 

Auch viele zivilgesellschaftliche Organisationen unter- 
stützen den Einsatz für die weltweite Ächtung der Todes- 
strafe. Zahlreiche Nichtregierungsorganisationen setzen 
sich in gezielten Kampagnen für die Nichtvollstreckung 
der Todesstrafe in Einzelfällen ein und/oder begleiten die 
allgemeinen Bemühungen zur Abschaffung der Todes- 
strafe z. B. in den Gremien der Vereinten Nationen. Dabei 
wenden sie sich auch häufig direkt an die Bundesregie- 
rung, informieren über wichtige Entwicklungen und for- 
dern die Bundesregierung dazu auf, sich in einzelnen Fäl- 
len oder in allgemeiner Form in Drittstaaten gegen die 
Vollstreckung der Todesstrafe einzusetzen. Die Bundes- 
regierung begrüßt diese Initiativen, die häufig parallel zu 
politischen Maßnahmen wie etwa EU-Demarchen verlau- 
fen, als wichtiges Instrument im Kampf gegen die Todes- 
strafe. Sie erhöhen die Sensibilität der internationalen Öf- 
fentlichkeit für die Notwendigkeit der konsequenten 
Bekämpfung der Todesstrafe und erzeugen eine öffentli- 
che Aufmerksamkeit, die in vielen Fällen zur Aussetzung 
geplanter Vollstreckungen geführt hat. 

Neben der finanziellen Unterstützung von Projekten und 
Seminaren zur Mobilisierung gegen die Todesstrafe för- 
derte die Bundesregierung auch den von der nichtstaatli- 
chen Organisation Ensemble contre la peine de mort or- 
ganisierten 3. Weltkongress gegen die Todesstrafe vom 
1. bis 3. Februar 2007 in Paris mit erheblichen finanziel- 
len Mitteln und durch politische Unterstützung. Bundes- 
kanzlerin Dr. Angela Merkel, die die Schirmherrschaft für 
den Kongress übernahm, bekräftigte in ihrem Grußwort 
die Abschaffung der Todesstrafe als ein zentrales men- 
schenrechtliches Ziel der Gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik der Europäischen Union. Die auf dem 
Kongress vertretenen Nichtregierungsorganisationen be- 
grüßten ausdrücklich das aktive Eintreten der EU für die 
Abschaffung der Todesstrafe. Die Konzentration der EU 
auf Fälle, die im Widerspruch zu den international festge- 
legten Mindeststandards stehen, fand breite Zustimmung. 

1.2.5 Überblick über die Todesstrafe weltweit 

Die Übersicht basiert auf der von der Menschenrechtsorga- 
nisation Amnesty International veröffentlichten Gesamt- 
statistik (Stand 19. September 2007) (www.amnesty.org/ 
en/death-penalty/abolitionist-and-retentionist-countries). 
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- Staaten, welche die Todesstrafe vollständig abge- 
schafft haben: Albanien, Andorra, Angola, Armenien, 
Aserbaidschan, Australien, Belgien, Bhutan, Bosnien- 
Herzegowina, Bulgarien, Costa Rica, Cöte d’lvoire, 
Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, Estland, Finnland, Frankreich, 
Georgien, Griechenland, Großbritannien, Guinea- 
Bissau, Haiti, Honduras, Irland, Island, Italien, Kam- 
bodscha, Kanada, Kap Verde, Kirgisistan^, Kiribati, 
Kolumbien, Kroatien, Liberia, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Marschallinseln, Mauritius, Maze- 
donien (frühere Jugoslawische Republik), Mexiko, 
Mikronesien, Moldau, Monaco, Montenegro, Mozam- 
bique, Namibia, Nepal, Niederlande, Neuseeland, 
Nicaragua, Niue, Norwegen, Österreich, Palau, Pa- 
nama, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Ruanda, 
Rumänien, Samoa, San Marino, Säo Tome und Prin- 
cipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychel- 
len, Slowakei, Slowenien, Solomonen, Spanien, Süd- 
afrika, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, 
Turkmenistan, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, 
Usbekistan^, Vanuatu, Vatikan, Venezuela, Zypern. 

- Staaten, welche die Todesstrafe nur noch für außerge- 
wöhnliche Straftaten vorsehen: Argentinien, Bolivien, 
Brasilien, Chile, Cookinseln, El Salvador, Fidschi, 
Israel, Lettland, Peru. 

- Staaten, welche die Todesstrafe in der Praxis, aber 
nicht im Gesetz abgeschafft haben: Algerien, Benin, 
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Demokratische Re- 
publik Kongo, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Gre- 
nada, Kenia, Laos, Madagaskar, Malawi, Malediven, 
Mali, Mauretanien, Marokko, Myanmar, Nauru, 
Niger, Papua-Neuguinea, Russische Föderation, Sam- 
bia, Sri Lanka, Surinam, Südkorea, Swasiland, Tansa- 
nia, Togo, Tonga, Tunesien und Zentralafrikanische 
Republik. 

- Staaten, welche die Todesstrafe beibehalten haben und 
verhängen: Afghanistan, Ägypten, Äquatorialguinea, 
Äthiopien, Antigua und Barbuda, Bahamas, Bahrain, 
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Botswana, 
Burundi, China, Dominica, Guatemala, Guinea, 
Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Jamaika, Ja- 
pan, Jemen, Jordanien, Kamerun, Kasachstan, Katar, 
Komoren, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Libyen, 
Malaysia, Mongolei, Nigeria, Nordkorea, Oman, Pa- 
kistan, Philippinen, Ruanda, Saudi-Arabien, Sierra 
Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, St. Kitts und 
Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, 
Sudan, Syrien, Tadschikistan, Thailand, Trinidad und 
Tobago, Tschad, Uganda, Vereinigte Arabische Emi- 
rate, Vereinigte Staaten von Amerika und Vietnam. 

Auch in den Palästinensischen Autonomiegebieten und in 

Taiwan wurde die Todesstrafe beibehalten. 


Gesetzesänderung zur Abschaffung seit 23. Oktober 2007 in Kraft. 
^ Gesetzesänderung zur Abschaffung seit 1 . Januar 2008 in Kraft. 


1.3 Bekämpfung der Folter 

1.3.1 Nationale Maßnahmen 

Deutsche Staatenberichte an den Antifolterausschuss 

Der 3. Staatenbericht (CAT/C/49/Add. 4^ gemäß Arti- 
kel 19 des „Übereinkommens gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand- 
lung oder Strafe“ vom 10. Dezember 1984 (siehe unter 
1.3.2), den die Bundesrepublik Deutschland am 2. Sep- 
tember 2002 dem zuständigen Antifolterausschuss (Com- 
mittee against Torture, CAT) der Vereinten Nationen 
vorgelegt hat, beschreibt die Entwicklungen nach dem 
2. Bericht aus dem Jahr 1996. Er wurde am 7. und 
10. Mai 2004 behandelt, ln seinen Schlussfolgerungen 
vom 11. Juni 2004 (CAT/C/CR/32/7Ö begrüßte der Aus- 
schuss, dass Deutschland die Verpflichtung zum uneinge- 
schränkten Verbot der Androhung von Folter bekräftigt 
und sich den Beschwerdemöglichkeiten nach den Arti- 
keln 21 und 22 des Übereinkommens unterworfen hat. 
Der Ausschuss hat jedoch auch Bereiche genannt, die aus 
seiner Sicht Anlass zur Besorgnis geben, beispielsweise 
die Dauer von Strafverfahren wegen Misshandlungsvor- 
würfen gegen Amtspersonen, die in einigen Bereichen 
unzureichende Erfassung statistischer Daten und die feh- 
lende Ratifizierung des Fakultativprotokolls zur VN-An- 
tifolterkonvention. 

Im Rahmen eines Fachgesprächs beim Deutschen Institut 
für Menschenrechte e. V. im November 2004 haben Ver- 
treter der Bundesregierung und verschiedener Nichtregie- 
rungsorganisationen über die Schlussfolgerungen des 
Ausschusses und deren Umsetzungsmöglichkeiten disku- 
tiert. Das Fakultativprotokoll zur VN- Antifolterkonven- 
tion, das die Einrichtung unabhängiger nationaler sowie 
internationaler Kontrollmechanismen zum Schutz von 
Personen an Orten der Freiheitsentziehung vorsieht, wird 
voraussichtlich 2008 ratifiziert werden. Der aktuelle deut- 
sche Staatenbericht wird derzeit von der Bundesregierung 
erstellt und soll dem Ausschuss voraussichtlich Ende 
2008 vorgelegt werden. 

Individualbeschwerdeverfahren gegen 
die Bundesrepublik Deutschland 

Nach Artikel 22 des Übereinkommens gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be- 
handlung oder Strafe kann eine einzelne Person vor dem 
Antifolterausschuss der Vereinten Nationen geltend ma- 
chen, Opfer einer Verletzung des Übereinkommens durch 
einen Vertragsstaat zu sein. Dies setzt voraus, dass sich 
der Vertragsstaat dem Beschwerdeverfahren unterworfen 
hat, was die Bundesrepublik Deutschland 2001 bereits 
getan hat. Seither wurde eine Beschwerde zugestellt, die 
in der Sache keinen Erfolg hatte. 


^ Dokument abrufbar unter auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/ 

Themen/Menschenrechte/Download/Bericht3 Folter.pdf 

Dokument abrufbar unter bmj.de/files/-/1429/Schlussbemerkun 
gen_CAT.pdf 
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Absolutes Folterverbot 

In den vergangenen Jahren hat weltweit eine Diskussion 
darüber eingesetzt, ob unter bestimmten Umständen die 
Anwendung von Folter gereehtfertigt sein kann. Hinter- 
grund dieser Überlegungen war unter anderem die Erfah- 
rung terroristiseher Bedrohung seit dem 11. September 
2001, die Anlass zu versehärften sieherheitspolitisehen 
Maßnahmen gab und vielerorts aueh zu reehtspolitisehen 
Forderungen naeh einer Relativierung des Folterverbots 
geführt hat. In Deutsehland entzündete sieh die Diskus- 
sion aber vor allem am Fall des Vizepräsidenten der 
Frankfurter Polizei, der im Herbst 2002 einem Tatver- 
däehtigen im Verhör das Zufügen von Sehmerzen andro- 
hen ließ. Das Verfahren endete mit der geriehtliehen Fest- 
stellung, dass die Gewaltandrohung reehtswidrig und 
strafbar war. 

Naeh Überzeugung der Bundesregierung gibt es für einen 
demokratisehen Reehtsstaat keine Alternative zur aus- 
nahmslosen Einhaltung des Verbots der Folter und grau- 
samer, unmensehlieher oder erniedrigender Behandlung 
und Bestrafung. Dies geht bereits aus Artikel 1 des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsehland hervor, 
der zu den Mensehenreehtsnormen zählt, die eine aus- 
nahmslose Reehtsgeltung beanspruehen. Dass das Folter- 
verbot keine Ausnahmen zulässt, ist aueh in den Men- 
sehenreehtsabkommen der Vereinten Nationen (Artikel 5 
der Allgemeinen Erklärung der Mensehenreehte, Arti- 
kel 7 des Zivilpakts, Artikel 2 der Antifolterkonvention 
der Vereinten Nationen), in den Genfer Konventionen 
zum humanitären Völkerreeht sowie in der Europäisehen 
Mensehenreehtskonvention (Artikel 3) eindeutig gere- 
gelt. Aueh in Notstandssituationen gilt dies uneinge- 
sehränkt. 

Polizeiliche Fortbildungsmaßnahmen zur Verhütung 
von Folter 

Für die Einstellung in den Polizeivollzugsdienst ist ein 
verfassungskonformes Verhalten naeh der Eidesleistung 
gemäß § 58 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) i. V. m. 
§ 2 des Bundespolizeigesetzes (BPolG) Grundvorausset- 
zung. Hieran riehten sieh aueh Maßnahmen der Aus- und 
Fortbildung aus. Die Ausbildungs- und Studienpläne aller 
polizeiliehen Laufbahngrappen berüeksiehtigen das 
Thema „Mensehenreehtssehutz“ im Rahmen der staats- 
politisehen und reehtsstaatliehen Ausbildung. Die Polizei- 
kräfte werden intensiv über die Prinzipien der Gesetzmä- 
ßigkeit der Verwaltung und den Sehutz der Grundreehte 
unterriehtet. Insbesondere werden dabei aueh die reeht- 
liehen Grenzen des polizeiliehen Handelns behandelt. 
Darüber hinaus sind die Themen Aehtung und Wahrung 
der Mensehenreehte sowie Toleranz gegenüber allen 
Mensehen gleieh weleher Herkunft in Theorie und Praxis 
der Ausbildung von großer Bedeutung. 

Aueh in der berufsbegleitenden Fortbildung erfolgt eine 
Auseinandersetzung mit reehtliehen, gesellsehaftspoliti- 
sehen und psyehologisehen Inhalten. Das Thema Folter 
wird unter anderem in Seminaren zur Vor- und Naehbe- 
reitung von Auslandseinsätzen oder zur Qualifizierung 
von Multiplikatoren im Bereieh Interkulturelle Kompe- 
tenz in den Themenkomplexen Mensehenreehte und 


Internationales Reeht behandelt. Die Aus- und Fortbil- 
dungen vermitteln den Polizeivollzugsbeamten die erfor- 
derliehe Überzeugung und Einstellung, um der Rolle und 
Verantwortung der Polizei in einem freiheitlieh demokra- 
tisehen Reehtsstaat gereeht zu werden. 

Unterstützung von Projekten zur Bekämpfung der 
Folter und Unterstützung von Folteropfern 

Im Rahmen der Beratung und Betreuung von Flüehtlin- 
gen fordert die Bundesregierung seit Jahren vier psyeho- 
soziale Zentren zur Betreuung und Behandlung von 
Mensehen, die Opfer von Folter und Mensehenreehtsver- 
letzungen wurden. Die Zentren arbeiten im Bereieh der 
spezialisierten gesundheitliehen und psyehosozialen Ver- 
sorgung von Flüehtlingen und Folteropfem. Sie gewähren 
Hilfe ohne Einsehränkungen hinsiehtlieh Gesehleeht, 
Rasse, Religion oder politisehem Bekenntnis. Bundesmit- 
tel erhalten das Behandlungszentrum für Folferopfer in 
Berlin (Deufsehes Rofes Kreuz), das Psyehosoziale Zen- 
trum für Flüehtlinge in Köln (Caritasverband), das Psy- 
ehosoziale Zentrum für Flüehtlinge und Opfer organisier- 
ter Gewalt in Frankfurt am Main und das Psyehosoziale 
Zentrum für Flüehtlinge in Düsseldorf (beide Diakoni- 
sehes Werk). Die Förderung in Gesamthöhe von jährlieh 
rund 760 000 Euro wird zum größten Teil für das in die- 
sen Zenfren arbeifende Faehpersonal aufgewandt. 

Zu den behandelten und betreuten Mensehen gehören vor 
allem Opfer staatlieher Gewalt und Folter, unter denen 
sieh aueh die Opfer von in Deutsehland ausgeübter rassis- 
tiseh motivierter Gewalt sowie sehwer traumatisierte 
Flüehtlinge aus Kriegsgebieten befinden. Die ratsuehen- 
den Flüehtlinge sind ungefähr je zur Hälfte Frauen und 
Männer. Rund 1 500 Flüehtlinge im Jahr, größtenteils 
Frauen, nehmen eine Therapie an. Die therapeutisehe Ar- 
beit mit Jugendliehen und unbegleiteten Flüehtlingen 
nimmt einen besonderen Stellenwert ein, da diese mit der 
Familie oft ihre wiehtigsten Bezugspersonen verloren ha- 
ben. 

Im Ausland unterstützt die Bundesregierung über die 
deutsehen Auslandsvertretungen und über lokale Nicht- 
regierungsorganisationen regelmäßig und weltweit Projekte 
zur Bekämpfung von Folfer in Driffsfaafen. Im Rahmen ih- 
rer Unfersfüfzung für das Büro der VN-Hochkommissarin 
für Menschenrechte forderte die Bundesregierung 2007 
den Freiwilligen Folteropferfonds der Vereinten Nationen 
mit 400 000 Euro. Für 2008 ist eine Förderung von 
500 000 Euro vorgesehen. 

1.3.2 Internationale Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Folter 

Die Bundesregierung engagiert sich konsequent und kon- 
tinuierlich im Kampf gegen Folter und Misshandlung. 
Zusammen mit den EU-Partnem tritt sie ein für eine Sfär- 
kung der infemationalen Mechanismen, z. B. des Antifol- 
ferausschusses der Vereinten Nationen, und bringt regel- 
mäßig eine entsprechende Resolution in den VN-Gremien 
mit ein. In einer weltweiten Demarchen-Aktion der EU 
warb sie in Drittstaaten für den Beifritt zum VN-Überein- 
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kommen gegen Folter und andere grausame, unmensehli- 
ehe oder erniedrigende Behandlung oder Strafe. 

Leitlinien für die Politik der Enropäischen Union 
gegenüber Drittländern betreffend Folter nnd 
andere gransame, nnmenscblicbe oder 
erniedrigende Bebandlnng oder Strafe 

Mit der Verabsehiedung der „Leitlinien für die Politik der 
Europäisehen Union gegenüber Drittländern betreffend 
Folter und andere grausame, unmensehliehe oder ernied- 
rigende Behandlung oder Strafe“ am 9. April 2001 sehuf 
die EU ein Instrument zur weiteren Verstärkung ihres 
Engagements um die weltweite Absehaffung der Folter. 
Die Leitlinien dienen insbesondere den Auslandsvertre- 
tungen in Drittstaaten als Referenzrahmen für ihre Arbeit 
im Mensehenreehtsbereieh. Die Missionsehefs der euro- 
päisehen Auslandsvertretungen sind angehalten, regelmä- 
ßig über Foltervorkommnisse zu beriehten und diese Vor- 
kommnisse aueh im politisehen Dialog anzuspreehen. 
Unter der luxemburgisehen EU-Ratspräsidentsehaft 
wurde 2005 der so genannte Global Aetion Plan, der eine 
weltweite fläehendeekende Demarehenaktion zur Be- 
kämpfung von Folter und anderer grausamer, unmenseh- 
lieher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
vorsieht, entwiekelt. Die drei naehfolgenden Präsident- 
sehaflen einsehließlieh der deutsehen EU-Ratspräsident- 
sehaft setzten diese Aktion fort. Unter portugiesisehem 
EU-Ratsvorsitz wurde diese Demarehenaktion zum Ab- 
sehluss gebraeht und eine Evaluierung des Global Aetion 
Plan und der EU-Leitlinien ins Werk gesetzt. Die Inhalte 
der Demarehen sind im Jahresberieht der Europäisehen 
Union zur Mensehenreehtslage 2006 naehzulesen. Ent- 
spreehend den EU-Leitlinien werden das Thema der Be- 
kämpfung von Folter und anderer grausamer, unmenseh- 
lieher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe sowie 
der EU bekannte Einzelfälle regelmäßig aueh im Rahmen 
der EU-Mensehenreehtskonsultationen mit Russland und 
der EU-Mensehenreehtsdialoge mit China und Usbekis- 
tan angesproehen. 

Das Europäische Abkommen zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe 

Auf der Grundlage des „Europäisehen Übereinkommens 
zur Verhütung von Folter und unmensehlieher oder er- 
niedrigender Behandlung oder Strafe“ vom 26. Novem- 
ber 1987 (ETS-Nr. 126, BGBl. 1989 11 S. 946) besteht auf 
der Ebene des Europarats ein Aussehuss unabhängiger 
Saehverständiger (Aussehuss zur Verhütung von Folter, 
Committee for the Prevention of Torture, CPT), der in den 
Vertragsstaaten die Mensehenreehtslage von Personen 
überprüft, denen die Freiheit entzogen wurde. Die Besu- 
ehe des Komitees in Haftanstalten, psyehiatrisehen An- 
stalten und Gewahrsamseinriehtungen für Personen, die 
abgesehoben werden sollen, sefzen die umfangreiehe 
Mitwirkung der Vertragsstaaten voraus. Bislang hat das 
CPT 244 Besuehe durehgeführt (Stand 12. Dezember 
2007). 


Der Aussehuss verfasst über diese Besuehe Beriehte mit 
konkreten Empfehlungen und Verbesserungsvorsehlägen 
mit dem Ziel, den Sehutz der inhaftierten Personen vor 
Folter und unmensehlieher oder erniedrigender Behand- 
lung oder Strafe zu verstärken. Die Vorsehläge beziehen 
sieh z. B. auf das Verhalten der Polizei und des Vollzugs- 
oder Pflegepersonals sowie auf die räumliehe Gestaltung 
der besuehten Einriehtung. Der besuehte Staat erhält Ge- 
legenheit zur Stellungnahme. Eine Veröffentliehung des 
vom Antifolteraussehuss erstellten Beriehts erfolgt nur 
mit Zustimmung des betroffenen Staats. Insgesamt wur- 
den bislang 190 Beriehte publiziert, ln Fällen mangelnder 
Kooperation dureh den besuehten Staat kann der Aus- 
sehuss darüber eine sog. Öffentliehe Erklärung abgeben. 
Dieses Mittel ist bisher gegenüber der Türkei (1992) und 
Russland (2001, 2003, 2007) angewandt worden. Die 
über Deutsehland in diesem Zusammenhang bislang er- 
stellten Beriehte und Stellungnahmen sind unter 
www.bmj.bund.de im Internet abzurufen. Der letzte Be- 
sueh in Deutsehland fand im Jahr 2005 statt. 


Protokoll Nr. 1 zum Europäischen Übereinkommen 
zur Verhütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 

Das am 1. März 2002 in Kraft getretene Protokoll hat 
das für die Folterbekämpfung wegweisende Überein- 
kommen des Europarats zur Verhütung von Folter und 
unmensehlieher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe für die Zeiehnung aueh dureh Niehf-Mifgliedsfaa- 
ten des Europarafs geöffnef. Die Bundesregierung sieht 
in der Öffnung des Antifolterübereinkommens eine 
wiehtige Mögliehkeit, vor allem aueh diejenigen Teil- 
nehmerstaaten der Organisation für Sieherheif und Zu- 
sammenarbeif in Europa (OSZE), die nieht zugleieh 
Mifgliedsfaafen des Europarats sind, an den Europarats- 
Aequis in der Folterbekämpfung heranzuführen. Die 
Bundesregierung hat sieh dementspreehend im Be- 
riehtszeitraum innerhalb der OSZE weiter für eine 
Zeiehnung der Konvention dureh alle Teilnehmerstaaten 
der OSZE eingesetzt. 


VN-Übereinkommen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe 

Das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, 
unmensehliehe oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe (Convention against Torture and other Cruel, Inhu- 
man or Degrading Treafment or Punishmenf, VN-Antifol- 
terkonvention) aus dem Jahr 1984 ist für die Bundesrepu- 
blik Deutsehland am 31. Oktober 1990 in Kraft getreten. 
Es ergänzt die Allgemeine Erklärung der Mensehenreehte 
und die Genfer Konventionen, indem es den Begriff der 
Folter genau definiert und Maßnahmen zu ihrer Verhinde- 
rung, Verfolgung und Bestrafung regelt. 

Die Zahl der Ratifikationen des VN-Übereinkommens 
gegen Folter lag zu Jahresbeginn 2008 bei 145 Staaten. 
Im Vergleieh zu anderen VN-Übereinkommen im Men- 
sehenreehtsbereieh ist dies ein relativ niedriger Ratifika- 
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tionsstand. Die Bundesregierung ruft gemäß den „EU- 
Leitlinien zu Folter und anderer grausamer, unmenschli- 
eher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe“ regel- 
mäßig in Demarehen, so aueh während der deutsehen 
EU-Ratspräsidentsehaft, zur Unterzeiehnung und Ratifi- 
zierung des VN-Übereinkommens auf sowie zur Prüfung, 
ob Vorbehalte gegenüber dem Übereinkommen zurüekge- 
nommen werden können. Auch anlässlich des 20. Jahres- 
tages des Inkrafttretens des Übereinkommens am 27. Juni 
2007 forderte die EU diejenigen Staaten, die bisher das 
Übereinkommen noch nicht unterzeichnet haben, zur 
Zeichnung und Ratifikation des Übereinkommens auf 

Alle 27 EU-Mitgliedstaaten haben das VN -Übereinkom- 
men gegen Folter ratifiziert. Deutschland wird seinen 
5. Staatenbericht zu diesem VN-Übereinkommen voraus- 
sichtlich in der zweiten Jahreshälfte 2008 dem VN-Anti- 
folterausschuss einreichen (siehe auch 1.3.1). Unter deut- 
scher EU-Ratspräsidentschaft hat die EU anlässlich des 
Internationalen Tages der Vereinten Nationen zur Unter- 
stützung von Folteropfem (26. Juni 2007) hervorgehoben, 
dass sie der weltweiten Abschaffung der Folter sowie der 
vollständigen Rehabilitation von Folteropfem vorrangige 
Bedeutung beimisst. 

Das Fakultativprotokoll zum VN-Übereiukommeu 
gegeu Folter uud audere grausame, uumeuschliche 
oder eruiedrigeude Behaudluug oder Strafe 
(OP-CAT) 

Das „Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied- 
rigende Behandlung oder Strafe“ (Optional Protocol to 
the Convention against Torture and other Cmel, Inhuman 
or Degrading Treatment or Punishment) wurde am 
18. Dezember 2002 nach langjährigen Verhandlungen 
von der 57. Generalversammlung der Vereinten Nationen 
angenommen. Es soll die Umsetzung der in der VN-Anti- 
folterkonvention formulierten Staatenverpfiichtung, 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied- 
rigende Behandlung oder Strafe zu verhindern, unterstüt- 
zen. Mit der 20. Ratifizierung ist es am 22. Juni 2006 in 
Kraft getreten. Von der Bundesrepublik, die die Ziele des 
Zusatzprotokolls uneingeschränkt begrüßt und sich so- 
wohl aktiv an den Verhandlungen beteiligt als auch ge- 
meinsam mit seinen EU-Partnem nachdrücklich für die 
Annahme des erzielten Kompromisses durch die VN- 
Gremien eingesetzt hat, wurde das Fakultativprotokoll 
am 20. September 2006 in New York unterzeichnet. 

Durch das Fakultativprotokoll werden die bisherigen in- 
ternationalen Verträge über das Verbot und die Verhütung 
von Folter um zwei präventive Besuchsmechanismen er- 
gänzt. Neben den von den Vertragsstaaten einzurichten- 
den nationalen Präventionsmechanismen sieht Artikel 2 
des Fakultativprotokolls die Einrichtung eines Unteraus- 
schusses zur Verhütung von Folter und anderer grausa- 
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe als internationalen Präventionsmechanismus 
vor. Dieser Unterausschuss kann durch regelmäßige Be- 
suche von Orten der Freiheitsentziehung den Schutz von 
Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und 
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe verstärken. 


Die Bundesregierung hat mit Kabinettsbeschluss vom 
19. Dezember 2007 den Entwurf eines Ratifikationsgeset- 
zes in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Auf- 
grund der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland ist im Rahmen der Umsetzung der Vorgaben 
des Fakultativprotokolls vorgesehen, eine Bundesstelle 
zur Verhütung von Folter und eine Kommission zur Ver- 
hütung von Folter einzurichten, die in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich die Aufgaben des nationalen Prä- 
ventionsmechanismus wahmehmen sollen. 

Deutsche Miteinbringerschaft der Resolution gegen 
Folter in VN-Gremien 

Zusammen mit den EU-Partnem hat Deutschland sich im 
Berichtszeitraum in den Vereinten Nationen nachdrücklich 
für die Verabschiedung der fradifionell von Dänemark ein- 
gebrachten Resolutionen 60/148, 61/153 und 62/148 der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Verur- 
teilung von Folter und anderer grausamer, unmenschli- 
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe einge- 
setzt. Auf deutsche Initiative hin enthielt die Resolution 
60/148 zwei wichtige Änderangen. Zum einen wurde das 
Verbot von Folter und anderen Formen grausamer, un- 
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Be- 
strafung erstmals als „absolut“ bezeichnet. Zum anderen 
wurde das Mandat des Sonderberichterstatters leicht ge- 
stärkt. Die Staaten werden nunmehr aufgefordert, auf die 
dringenden Aufiufe (urgent appeals) des Sonderberichter- 
statters nicht nur zu antworten, sondern auch konkrete 
Maßnahmen einzuleiten. 

Die in der 61. Sitzung der Menschenrechtskommission 
von Dänemark vorgelegte und von Deutschland unter- 
stützte Resolution 2005/39 vom 19. April 2005 fordert 
Staaten erstmals nachdrücklich auf, eine Person „nicht in 
einen anderen Staat auszuweisen, abzuschieben, an ihn 
auszuliefem oder in anderer Weise an ihn zu überstellen“, 
wenn stichhaltige Gründe für die Annahme besfehen, 
dass die Person dort Gefahr läuft, gefoltert zu werden. 
Diese Formulierung wurde in die nachfolgenden Resolu- 
tionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
übernommen. 

Das Mandat des Sonderberichterstatters zum Thema Fol- 
ter hält seit dem 1. Dezember 2004 der österreichische 
Rechtsexperte Manfred Nowak inne, der regelmäßig 
seine Berichte dem Menschenrechtsrat und der General- 
versammlung der Vereinten Nationen vorlegt. Zu den 
Aufgaben des Sonderberichterstatters gehört die Über- 
mittlung dringender Appelle an Staaten in Bezug auf Ein- 
zelpersonen, die angeblich von Folter bedroht sind, sowie 
die Durchführung von Länderbesuchen und die jährliche 
Berichtersfattung an den Menschenrechtsraf und die Ge- 
neralversammlung. Nowak legfe anlässlich der 60. Gene- 
ralversammlung der Vereinfen Nationen ersfmals seinen 
Bericht vor (60/316). Dem Menschenrechtsrat legte er 
seinen ersten Bericht in dessen 4. Sitzung am 15. Januar 
2007 vor (VN-Dokument A/HRC/4/33). Basierend auf 
der VN-Resolution 61/153 legte er zur 62. Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen am 13. August 2007 
seinen Interimsbericht vor und erwähnte darin seine Vor- 
lesung an der Johann Wolfgang von Goethe-Universität 
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in Frankfurt/Main am 11. Januar 2007. Anlässlich des In- 
krafttretens des Zusatzprotokolls zur VN-Antifolterkon- 
vention am 22. Juni 2006 rief der Präsident des neu ge- 
schaffenen Menschenrechtsrats auf dessen erster Sitzung 
im Juni 2006 zur Unterzeichnung und Ratifizierung des 
Zusatzprotokolls auf 

Mit der Aufnahme der Aufforderung an alle Regierungen, 
den Einsatz, die Produktion und den Handel von Folter- 
werkzeugen zu verbieten, wurde bei der 57. Tagung der 
VN-Menschenrechtskommission (2001) mit deutscher 
Unterstützung ein wichtiges Element in die Resolution 
gegen Folter eingefügt, das seither fester Bestandteil die- 
ser Resolution ist. Auf EU-Ebene trat am 20. Juli 2006 
die „Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 vom 27. Juni 2005 
betreffend den Handel mit bestimmten Gütern, die zur 
Vollstreckung der Todesstrafe oder zu Folter verwendet 
werden könnten“ in Kraft. Diese Verordnung verbietet die 
Aus- und Einfuhr von Gütern, deren einziger Verwen- 
dungszweck die Vollstreckung der Todesstrafe oder der 
Vollzug von Folter oder anderer grausamer, unmenschli- 
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ist. 
Deutschland hat bereits seit 1997 für bestimmte Güter, 
die zu Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden 
können, eine Genehmigungserfordemis bei Ausfuhren 
eingeführt und damit im europäischen Vergleich eine Vor- 
reiterrolle übernommen. 

1 .4 Schutz vor dem Verschwindenlassen 

Das unfreiwillige Verschwindenlassen von Personen ist 
ein aus menschenrechtlicher Sicht komplexer und schwer 
zu fassender Vorgang, um dessen Bekämpfung sich die 
Vereinten Nationen schon seit Jahrzehnten bemühen. Er 
tritt in den verschiedensten Erscheinungsformen auf, 
führt zu kumulativen Menschenrechtsverletzungen und 
ist ein weltweit zu beobachtendes Mittel staatlicher Re- 
pression. Mit dem unfreiwilligen Verschwindenlassen ist 
der Entzug der Freiheit einer Person gegen deren Willen 
gemeint, wobei staatliche Organe direkt oder indirekt in- 
volviert sind, ln der Regel bestreiten diese den Freiheits- 
entzug und weigern sich, über den Verbleib der ver- 
schwundenen Person Auskunft zu geben. Dadurch 
werden die betroffenen Personen dem Schutz des Rechtes 
gänzlich entzogen. Zu den Tätern gehören typischerweise 
Polizeiangehörige, Militärs, Mitglieder von Sicherheits- 
kräften oder des Geheimdienstes, aber auch Paramilitärs 
oder sog. Todesschwadronen, die im Auftrag oder mit 
Billigung der Regierung handeln. Zu den typischen Op- 
fern gehören politische Opponenten, Regierungskritiker, 
Angehörige religiöser Gruppen oder unerwünschter Min- 
derheiten. Schätzungen von Amnesty International zu- 
folge sind in den vergangenen 25 Jahren über eine Mil- 
lion Menschen weltweit Opfer des unfreiwilligen 
Verschwindenlassens geworden sind. Obwohl das Phäno- 
men bereits in den 1940er- Jahren bekannt war - als einer 
der ersten registrierten Vorfälle gilt der sog. Nacht-und- 
Nebel-Erlass der Nationalsozialisten - und später insbe- 
sondere in Lateinamerika, aber auch in Irak, Sri Lanka, 
im ehemaligen Jugoslawien und in vielen anderen Län- 
dern in einem erschreckenden Ausmaß praktiziert wurde, 
dauerte es über ein halbes Jahrhundert, um Regelwerke 


zu verabschieden, die sich gegen das unfreiwillige Ver- 
schwindenlassen richten. 

Mit dem „Internationalen Übereinkommen zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen“ ist es im 
Dezember 2006 endlich gelungen, im Rahmen der Ver- 
einten Nationen eine universell gültige, rechtsverbindli- 
che Konvention auszuarbeiten, die Akte des Verschwin- 
denlassens verbietet. Das Übereinkommen begründet 
unter anderem die Verpflichtung zur Verfolgung des Ver- 
schwindenlassens, ein Verbot von Geheimgefängnissen, 
schafft Informationsansprüche für Angehörige und ver- 
bessert die Opfersituation durch die Regelung von Wie- 
dergutmachung und Entschädigung. Ein wesentliches 
Element des neuen Übereinkommens ist die weite Defini- 
tion des Opferbegriffs. Als Opfer des Verschwindenlas- 
sens werden nicht nur die Personen verstanden, die als di- 
rekte Folge einer Maßnahme Schaden genommen haben, 
sondern auch deren nahe Angehörige oder Versorgungs- 
berechtigte. Das Übereinkommen enthält zudem Bestim- 
mungen zur Einrichtung einer Beschwerdeinstanz und zu 
Überwachungs- und Beschwerdeverfahren. Als Be- 
schwerdeinstanz wird ein Ausschuss für das Verschwin- 
denlassen eingerichtef, der aus zehn unabhängigen Exper- 
ten besteht. 

Mit seiner Resolution 1/1 nahm der neu errichtete Men- 
schenrechtsrat der Vereinten Nationen auf seiner ersten 
Sitzung im Juni 2006 das Übereinkommen, das von über 
100 Mitgliedstaaten eingebracht worden war, im Konsens 
an und leitete es an die Generalversammlung weiter, die 
es im Dezember 2006 angenommen hat. Bisher haben 
62 Staaten das Übereinkommen unterzeichnet. Deutsch- 
land hat die Erarbeitung dieses neuen Rechtsinstruments 
konstruktiv unterstützt und das Abkommen am 27. Sep- 
tember 2007 in New York unterzeichnet. Nachdem die 
deutsche Übersetzung mit Liechtenstein, Österreich und 
der Schweiz erfolgreich abgestimmt wurde, fertigt die 
Bundesregierung derzeit eine Denkschrift an. Mit der Ra- 
tifizierung des Übereinkommens ist im Herbst 2008 zu 
rechnen. 

1.5 Schutz der Religionsfreiheit 

1 .5.1 Religionsfreiheit und interreligiöser Dialog 
in Deutschland 

ln Deutschland sind die Freiheit des Glaubens, des Ge- 
wissens und die Freiheit des religiösen und weltanschau- 
lichen Bekenntnisses in der Verfassung (Artikel 4 des 
Grundgesetzes) als Grundrecht geschützt. Die Religions- 
freiheit und die individuelle und kollektive Wahrneh- 
mung der daraus folgenden Rechte stehen den Angehöri- 
gen aller Religionen zu. Ebenso genießen alle 
Religionsgemeinschaften ohne Unterschied und unabhän- 
gig von ihrer Mitgliederzahl die korporative Religions- 
freiheit und das Selbstbestimmungsrecht. Das Grundge- 
setz begründet für den Sfaaf die Pflicht zu religiöser und 
weltanschaulicher Neutralität. Es verwehrt die Einfüh- 
rung sfaafskirchlicher Rechfsformen und unfersagf die 
Privilegierung besfimmfer Bekenntnisse ebenso wie die 
Ausgrenzung Andersgläubiger. 
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Entscheidend für die praktische Gewährleistung der in 
der Verfassung garantierten Religionsfreiheit ist neben ei- 
nem entschiedenen staatlichen Eintreten gegen jegliche 
Form religiöser Intoleranz auch ein gesellschaftliches 
Klima, welches das friedliche Zusammenleben verschie- 
dener Religionen auf der Basis gegenseitigen Verständ- 
nisses und gegenseitigen Respekts fordert. Die Bundes- 
regierung betrachtet deshalb den interreligiösen Dialog 
als zentrales Instrument zur Verständigung und Förderung 
friedlicher Beziehungen zwischen den Angehörigen ver- 
schiedener Religionen. Dies gilt in besonderem Maße für 
den interreligiösen und interkulturellen Dialog mit dem 
Islam, dem die Bundesregierung eine besondere Bedeu- 
tung beimisst. 

Für die Bundesregierung ist die Integration der rund 
3,4 Millionen Muslime in Deutschland und die Verbesse- 
rung des friedlichen Zusammenlebens mit ihnen eine der 
wichtigsten politischen Zukunftsaufgaben. Sie hat des- 
halb die Deutsche Islamkonferenz ins Leben gerufen, die 
der Bundesminister des Innern eingerichtet und am 
27. September 2006 in Berlin eröffnet hat. Ziel der Kon- 
ferenz, die auch von Muslimen im Ausland mit Interesse 
verfolgt wird, ist eine verbesserte religions- und gesell- 
schaftspolitische Integration der muslimischen Bevölke- 
rung in Deutschland. Dies soll zum einen der Verhinderung 
von Islamismus und Extremismus dienen. Zum anderen 
wird der Segmentation von Muslimen in Deutschland ent- 
gegengewirkt. Die Konferenz ist als langfristiger Ver- 
handlungs- und Kommunikationsprozess zwischen dem 
deutschen Staat und Vertretern der muslimischen Bevöl- 
kerung Deutschlands angelegt, der zwei bis drei Jahre 
dauern soll. Als Ergebnis des Gesprächsprozesses wird 
ein breiter Konsens über die Einhaltung gesellschafts- 
und religionspolitischer Grundsätze angestrebt. Die Bun- 
desregierung unterstützt zudem weiterhin eine große 
Bandbreite von Projekten des interreligiösen und inter- 
kulturellen Dialogs, zum Beispiel interreligiöse Kultur- 
tage, Veranstaltungen und Tagungen ökumenischer Zen- 
tren und anderer Träger. 


Dialog mit der islamischen Welt 

Seit den 1970er-Jahren nehmen in vielen islamisch ge- 
prägten Ländern, aber auch bei muslimischen Minder- 
heiten in westlichen Ländern religiöser Konservatismus 
und die Popularität islamistischer Bewegungen zu. 
Ursache ist ein komplexes Zusammenspiel von Unzu- 
friedenheit mit etablierten Regimen, einem Entwick- 
lungsrückstand, dem ungelösten Nahostkonflikt, Globa- 
lisierungsprozessen insbesondere im Medienbereich 
und - in den vergangenen Jahren neu hinzu gekommen - 
den Konflikten in Irak und in Afghanistan. Die Folgen 
sind Rückzug auf eine „islamische Identität“, Kultivie- 
rung der Opferrolle, Definition des „Westens“ als Verur- 
sacher der eigenen Misere, antiwestliche Stereotypen 
und Feindbilder (Okzidentalismus), Relativierung der 
tendenziell dem „Westen“ zugeordneten politischen 
Konzepte von universellen Menschenrechten und - im 
Falle des religiösen Fundamentalismus - auch der De- 
mokratie sowie Radikali sierungstendenzen bis hin zum 
Terrorismus. 


Der „Dialog mit der islamischen Welt“ soll antiwestli- 
che Stereotypen abbauen, die Akzeptanz von Men- 
schenrechten und Demokratie sichern und Radikalisie- 
rungstendenzen Vorbeugen. Der Dialog kann nicht die 
Ursachen der Feindbilder bekämpfen; er setzt vielmehr 
im Bereich der Perzeption an. Er soll Tendenzen entge- 
genwirken, Konflikte nicht als Interessenskonflikte, 
sondern als Auseinandersetzung zwischen dem „Wes- 
ten“ und dem „Islam“ wahrzunehmen. Der Dialog soll 
zu einem besseren gegenseitigen Verständnis unter- 
schiedlicher kultureller Prägungen beitragen. Allerdings 
darf die Erörterung kultureller Differenzen nicht Selbst- 
zweck sein. Gemeinsame Anliegen und Werte müssen 
in den Vordergrund gerückt werden. 

ln der Folge der Anschläge vom 11. Sepfember 2001 
wurde im Auswärtigen Amt der Politikschwerpunkt 
„Dialog mit der Islamischen Welf“ eingerichtef. Die 
praktische Gestaltung des Dialogs ist gekennzeichnet 
von einer breiten Projektarbeit. Dialogprojekte werden 
unter Einbeziehung von Partnern in islamisch geprägten 
Ländern und in Kooperation mit den deutschen Kultur- 
mittlerorganisationen, politischen Stiftungen, der Anna- 
Lindh- Stiftung sowie einer Vielzahl von interessierten 
Nichtregierungsorganisationen durchgeführt. Wichtigs- 
tes Anliegen der Projekte ist es, den innergesellschaftli- 
chen Diskurs in islamisch geprägten Ländern zu bele- 
ben, Klischees auf beiden Seiten abzubauen und eine 
versachlichte Wertediskussion zu ermöglichen. Dabei 
werden als wesentliche Zielgruppen in den Partnerlän- 
dern Jugendliche, Studenten sowie Vertreter von Justiz 
und Verwaltung mit konservativ-islamischer Einstellung 
angesprochen. Ein besonderes Augenmerk wird auf die 
Einbeziehung von Frauen gelegt. 


1.5.2 Die EU-Richtlinie 2004/83/EG 

Nach Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe a i. V. m. Abs. 3 der 
„Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 
über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status 
von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flücht- 
linge oder als Personen, die anderweitig internationalen 
Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewähren- 
den Schutzes“ kann ein Eingriff in die Religionsfreiheit 
zur Flüchtlingsanerkennung führen, wenn damif eine 
schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Menschen- 
rechte verbunden ist. Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe b der 
Richtlinie definiert den Begriff „Religion“. Danach um- 
fasst er insbesondere theistische, nichttheistische und 
atheistische Glaubensüberzeugungen, die Teilnahme bzw. 
Nichtteilnahme an religiösen Riten im privaten und 
öffentlichen Bereich (allein oder in Gemeinschaft mit an- 
deren), sonstige religiöse Betätigungen oder Meinungs- 
äußerungen sowie Verhaltensweisen Einzelner oder der 
Gemeinschaft, die sich auf eine religiöse Überzeugung 
stützen oder nach dieser vorgeschrieben sind. 

1.5.3 Entwicklungen auf internationaler Ebene 

Das Recht auf Religionsfreiheit und damit die Rechte al- 
ler Gläubigen einer Religionsgemeinschaft sind in 
Artikel 18 Abs. 1 des „Internationalen Pakts über bürger- 
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liehe und politische Rechte“ festgelegt: „Jedermann hat 
das Recht auf Gedankens-, Gewissens- und Religionsfrei- 
heit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, eine Religion 
oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder 
anzunehmen, und die Freiheit, seine Religion oder Welt- 
anschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öf- 
fentlich oder privat durch Gottesdienst, Beachtung reli- 
giöser Bräuche, Ausübung und Unterricht zu bekunden.“ 
Trotz dieses Anspruchs ist das Recht auf freie Wahl und 
Ausübung der Religion in Teilen der Welt stark einge- 
schränkt. Das Eintreten für Religionsfreiheit weltweit ist 
ein wichtiger Bestandteil der Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung. 

Die Generalversammlung und der Menschenrechtsrat der 
Vereinten Nationen (wie auch die frühere Menschenrechts- 
kommission) behandeln den Schutz der Religionsfreiheit 
regelmäßig im Rahmen einer Resolution zur „Beseitigung 
aller Formen religiöser und glaubensbedingter Intoleranz 
und Diskriminierung“. Die Resolution wird seit 2004 von 
der Europäischen Union eingebracht und von der Bundes- 
regierung maßgeblich unterstützt. Der Bundesregierung ist 
es dabei ein besonderes Anliegen, auf die Gefahren der re- 
ligiösen Intoleranz hinzuweisen und ihr Auftreten in allen 
Formen aufs Schärfste zu verurteilen. Ein besonderer Ver- 
weis auf den Antisemitismus neben Islamo- und Christia- 
nophobie ist deshalb auf Betreiben der Bundesregierung 
hin fester Bestandteil der Resolution geworden. 

Die Resolution ist auch Grundlage für das Mandat der 
VN-Sonderberichterstatterin zur Religions- und Glau- 
bensfreiheit, das am 14. Dezember 2007 für wehere drei 
Jahre erneuert wurde. Derzeitige Amtsinhaberin ist seit 
2004 die pakistanische Rechtsanwältin Asma Jahangir. 
Die Staaten sind aufgerufen, mit der Sonderberichterstat- 
terin zusammenzuarbeiten. Besuche zuzulassen und alle 
nötigen Informationen bereitzustellen. Die Sonderbe- 
richterstatterin legt dem Menschenrechtsrat und der 
Generalversammlung regelmäßige Berichte über ihre 
Beobachtungen und Handlungsempfehlungen ab und leis- 
tet dadurch einen wertvollen Beitrag zur Förderung von 
Maßnahmen, die zur Beseitigung religiöser Intoleranz 
führen sollen. Ihr Amfsvorgänger Abdelfafah Amor hatte 
Deufschland im Jahr 1998 besucht. 

Die 62. Generalversammlung der Vereinten Nationen hat 
mit einer am 21. November 2007 angenommenen Resolu- 
tion bekräftigt, dass das Recht auf Religions- und Glau- 
bensfreiheit sowie das Recht auf Meinungsfreiheit 
voneinander abhängen, miteinander in Beziehung stehen 
und sich gegenseitig verstärken. Das Sparmungsfeld, in 
dem sich diese gleichrangigen Menschenrechte bewegen, 
wurde nicht zuletzt durch den sog. Karikaturenstreit im 
Februar 2006 offen gelegt. Der Streit hat gezeigt, dass der 
Meinungs- und Pressefreiheit beim Thema Religion in 
manchen Staaten enge Grenzen gesetzt sind. Auf Ebene 
der Vereinten Nationen findet dieser konzeptionelle Dis- 
sens insbesondere Ausdruck in der Haltung der EU 
gegenüber der Resolution zur „Diffamierung von Religio- 
nen“, die traditionell durch die Organisation der Islami- 
schen Konferenz (OlC) eingebracht wird. Die EU hat 
diese OlC-Resolution, die auf die politische Forderung 
einer Glaubensgemeinschaft nach Schutz der Religion 
vor Diffamierung abhebt, bisher stets abgelehnt, da die 


EU im Einklang mit dem Universalitätsprinzip konse- 
quent für einen unterschiedslosen Schutz aller Menschen- 
rechte - einschließlich Religions- und Glaubensfreiheit, 
Gedankenfreiheit und dem Recht auf freie Meinungsäu- 
ßerung - eintritt. Zurückgewiesen wird auch der Ansatz 
der OlC, das universale Recht auf Religionsfreiheit und 
die Forderung nach umfassender religiöser Toleranz da- 
durch einzuschränken, dass sich Staaten verpflichten, die 
Achtung gegenüber spezifischen Religionen durch ent- 
sprechende Maßnahmen durchzusetzen. 

Abgesehen von ihren Aktivitäten auf multilateraler Ebene 
setzt sich die Bundesregierung für den Schutz und die För- 
derung der Religionsfreiheit im Rahmen ihrer bilateralen 
Dialoge mit Drittstaaten ein. Insbesondere während der EU- 
Ratspräsidentschaft behandelte die Bundesregiemng das 
Thema regelmäßig auch im Rahmen der politischen Dia- 
loge. Herausragendes Beispiel hierfür isf der Menschen- 
rechtsdialog der EU mit China sowie der bilaterale Dialog 
zwischen Deutschland und China. Anlässlich der vielfälti- 
gen Menschenrechtsdialoge und Konsultationen, die die 
Bundesrepublik als EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halb- 
jahr 2007 durchgeführt hat, wurde je nach Anlass auch die 
Situation der Christen und religiösen Minderheiten mit den 
Regierungsvertretem der Drittstaaten thematisiert. 

1 .6 Schutz vor Diskriminierung aufgrund 
sexueiier Orientierung 

Die Politik der Bundesregierung richtet sich gegen jede 
Art der Diskriminierung, einschließlich der Diskriminie- 
rung aufgrund sexueller Orientierung. Deutschland setzt 
sich daher gemeinsam mit seinen EU-Partnem seit Jahren 
weltweit - in bilateralen Kontakten ebenso wie in multi- 
lateralen Gremien - gegen Diskriminierung aufgrund 
sexueller Orientierung ein. 

Völkerrechtliche Situation 

Das allgemeine Diskriminierungsverbot ist in Artikel 2 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sowie im 
Internationalen Pakt für bürgerliche und politische Rechte 
niedergelegt und bietet unzweifelhaft auch eine univer- 
sale Rechtsgrundlage für den Schufz vor Diskriminierung 
aufgrund sexueller Orientierung. Es gibt darüber hinaus 
keine spezifischen völkerrechtlichen Übereinkommen, 
die sich dezidiert mit den Rechten von Schwulen, Lesben, 
Bisexuellen und Transgendem befassen. Auf Initiative 
Brasiliens wurde 2003/2004 in der damaligen MRK die 
Resolution „Menschenrechte und sexuelle Orientierung“ 
vorbereitet, die aufgrund massiven Drucks zahlreicher 
insbesondere islamischer Staaten aber noch vor der for- 
mellen Einbringung zurückgezogen werden musste. 
Deutschland hatte seinerzeit, gemeinsam mit mehreren 
EU-Partnem, eine unterstützende Erklärung für die Reso- 
lution abgegeben. Die traditionell von Deutschland mit 
eingebrachte VN-Resolution gegen „extralegale Hinrich- 
tungen“ vemrteilt jedoch ausdrücklich Hinrichtungen 
aufgmnd sexueller Orientiemng. 

ln der Nachfolgeorganisation der Menschenrechtskom- 
mission, dem 2006 neu gegründeten VN-Menschenrechts- 
rat, verlas Norwegen im Dezember 2006 eine gemeinsame 
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Erklärung von 54 Staaten (darunter alle EU-Staaten), in 
der auf Mensehenreehtsverletzungen aufgrund sexueller 
Orientierung hingewiesen und der Mensehenreehtsrat auf- 
gerufen wurde, sieh in einer zukünftigen Sitzung mit dem 
Thema zu befassen. Als Mitglied des VN-Aussehusses für 
Niehtregierungsorganisationen unterstützt Deutsehland 
seit Jahren konsequent - und mit beaehtliehem Erfolg - 
die Akkreditierung von Niehtregierungsorganisationen, 
die sieh für die Reehte von Sehwulen, Lesben, Bisexuellen 
und Transgendem einsetzen. 

Entgegen geltendem Völkerreeht ist Homosexualität naeh 
wie vor in ea. 80 Ländern strafbar, ln Afghanistan, Iran, 
Jemen, Mauretanien, Saudi-Arabien, Sudan und den Ver- 
einigten Arabisehen Emiraten können gleiehgesehleehtli- 
ehe Handlungen sogar auf Basis der Seharia - insofern 
diese außereheliehe gesehleehtliehe Beziehungen verbie- 
tet - mit der Todesstrafe geahndet werden. Der Bundes- 
regierung sind jedoeh in den vergangenen Jahren keine 
Fälle bekannt geworden, in denen eine Hinriehtung auf- 
grund sexueller Orientierung erfolgte, ln vielen Staaten, 
in denen Homosexualität zwar nieht strafbar ist, gibt es 
jedoeh von offizieller Seite tolerierte Gewalttaten gegen- 
über Homosexuellen. Die unzureiehende Anerkennung 
der Reehte von Homosexuellen hat aueh gravierende Fol- 
gen für die Aids-Prävenfion, denn fehlende Aufklärung 
und medizinisehe Hilfe, ein Leben in Seheinehe und ein 
homosexuelles Leben in Heimliehkeit begünsfigen die 
Ausbreitung der Krankheit wesentlieh. 

Rechtslage in der Europäischen Union 

Das Verbot der Diskriminierung aufgrund sexueller 
Orientierung ist seit dem Inkrafttreten des Amsterdamer 
Vertrags in der gesamten Europäisehen Union verbind- 
lieh. Auf Ebene des Europarats erweitert das 12. Proto- 
koll zur Europäisehen Konvention zum Sehutz der Men- 
sehenreehte und Grundfreiheiten (EMRK) das auf 
Konventionsreeht besehränkte Diskriminierungsverbot 
des Artikels 14 EMRK zu einem allgemeinen Diskrimi- 
nierungsverbot. Deutsehland hat das Protokoll bislang le- 
diglieh gezeiehnet. Die Ratifizierung des Protokolls 
wurde vorerst zurüekgestellt, um den weiteren Fortgang 
der Ratifizierung dureh andere Sfaaten und die Entwiek- 
lung der Reehfsspreehung des Europäisehen Geriehfshofs 
für Mensehenreehte naeh dem Inkrafttreten des Proto- 
kolls zu beobaehten. Hierdureh soll eine klarere Einsehät- 
zung darüber erlangt werden, wie sieh eine Ratifikation 
des 12. Protokolls auf die innerdeutsehe Reehtsordnung 
auswirken würde. 

Rechtslage in Deutschland 

Am 1 . Januar 2009 wird das reformierte Personenstands- 
gesetz in Kraft treten. Darin wird die Lebenspartnersehaft 
als Personenstand anerkannt. Mit dem Allgemeinen 
Gleiehbehandlungsgesetz (AGG), das am 18. August 
2006 in Kraft getreten ist, wurden die Europäisehen 
Gleiehbehandlungsriehtlinien in deutsehes Reeht umge- 
setzt. Ziel des AGG ist es, Benaehteilungen aus Gründen 
der Rasse, der ethnisehen Herkunft, des Gesehleehts, der 
Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel- 
len Identität insbesondere in Besehäftigung und Beruf so- 


wie beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, ein- 
sehließlieh Vermietung, zu verhindern oder zu beseitigen. 
Für den Bereieh des Arbeitsreehts entsprieht dies dem 
Sehutzniveau der drei maßgebliehen EU-Riehtlinien. Im 
Bereieh des allgemeinen Zivilreehts geht das AGG über 
die Riehtlinienvorgaben hinaus. Der im Hinbliek auf die 
sexuelle Orientierung gewährte Diskriminierungssehutz 
ist allerdings in seinem saehliehen Geltungsbereieh ein- 
gegrenzt: Er gilt nur für Massengesehäfie sowie gleiehge- 
stellte Gesehäfie und privatreehtliehe Versieherungen. 
Saehlieh begründefe Differenzierungen sind in diesem 
Geltungsbereieh weiterhin erlaubt. 

1.7 Menschenrechte und Terrorismus- 
bekämpfung 

Die Bundesregierung ist gemeinsam mit ihren europäi- 
sehen und internationalen Partnern der Überzeugung, 
dass die Wahrung der Mensehenreehte und die Terroris- 
musbekämpfung keine Antagonismen darstellen, son- 
dern sieh gegenseitig ergänzen und stärken. Sie vertritt 
konsequent die Position, dass Mensehenreehte und 
Grundfreiheiten aueh im Kontext der Terrorismusbe- 
kämpfung nieht verletzt werden dürfen. Nur dureh die un- 
bedingte Aehtung der Mensehenreehte in der Terroris- 
musbekämpfung naeh innen und außen bleiben die 
Staaten glaubwürdig und können dem Terrorismus seinen 
Nährboden entziehen. Anlässlieh der Bundestagsdebatte 
zum Tag der Mensehenreehte am 10. Dezember 2006 
hatte Bundesaußenminister Steinmeier unmissverständ- 
lieh klargestellt: „Gerade weil wir den Terrorismus unein- 
gesehränkt verurteilen, müssen wir bei seiner Bekämp- 
fung aueh auf die Einhaltung von Mensehenreehten und 
reehtsstaatliehen Verfahren aehten.“ 


Gefangene anf dem US-Stützpnnkt 
in Gnantänamo Bay 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, dass der Ter- 
rorismus nur in Einklang mit dem Völkerreeht und ins- 
besondere dem Humanitären Völkerreeht erfolgreieh 
bekämpft werden kann. Bei ihrem Besueh in den Verei- 
nigten Staaten am 12. und 13. Januar 2006 hat Bundes- 
kanzlerin Merkel die Haltung der Bundesregierung zu 
Guantänamo mit den folgenden Worten klargestellt: 
„Eine Institution wie Guantänamo kann und darf auf 
Dauer so nieht existieren. Es müssen Mittel und Wege 
für einen anderen Umgang mit den Gefangenen gefun- 
den werden.“ Die in Guantänamo inhaftierten Personen 
müssen, unabhängig von der Festlegung ihres völker- 
reehtliehen Status im Einzelfall, naeh den reehtliehen 
Standards des Humanitären Völkerreehts, insbesondere 
der 111. Genfer Konvention zum Sehutz der Kriegsge- 
fangenen bzw. der IV. Genfer Konvention zum Sehutz 
von Zivilpersonen in Kriegszeiten und unter Aehtung 
der internationalen Mensehenreehte behandelt werden. 
Zu diesen Standards gehören vor allem der Ansprueh 
auf eine jederzeitige mensehenwürdige Behandlung, 
Geriehtsverfahren mit reehtsstaatliehen Garantien sowie 
der Sehutz vor Folter und grausamer, unmensehlieher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe. 
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Auch die EU hat sich wiederholt für eine Schließung 
des Gefangenenlagers von Guantänamo Bay ausgespro- 
chen. ln einer gemeinsamen Erklärung aus Anlass des 
EU-USA-Gipfels am 21. Juni 2006 betonten die Teil- 
nehmer die Bindung an völkerrechtliche Verpflichtun- 
gen bei der Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus. Seit Februar 2006 führen die Rechtsberater der EU 
einen intensiven Dialog mit dem Rechtsberater des US- 
Außenministeriums John Bellinger. Ziel dieses Dialogs 
ist es unter anderem, gemeinsam Maßnahmen zu erar- 
beiten, mit denen der internationale Terrorismus unter 
Wahrung des Völkerrechts effektiv bekämpft werden 
kann. 


US-Praxis zu Überstellungen (renditions) 

Auch im Hinblick auf Überstellungen (renditions) etwa 
zu Zwecken des Verhörs gilt: Nach Überzeugung der 
Bundesregierung darf der Kampf gegen den internationa- 
len Terrorismus nur unter Einhaltung von Rechtsstaatlich- 
keit und Völkerrecht geführt werden. Die Bundesregie- 
rung duldet daher insbesondere auf ihrem Hoheitsgebiet 
nur solche Maßnahmen ausländischer Regierungen, die 
im Einklang mit dem deutschen und dem internationalen 
Recht stehen. Sie hat sich für eine Klärung der Vorwürfe 
eingesetzt, die im Zusammenhang mit Überstellungen in 
den Medien geäußert wurden. Sollten der Bundesregie- 
rung anlässlich des Bemühens um Aufklärung der o. g. 
Vorwürfe Fälle bekannt werden, in denen nationales 
Recht verletzt wurde, werden die zuständigen Behörden 
die nach deutschem Recht notwendigen Schritte einleiten. 
Über die erforderlichen Maßnahmen - gegebenenfalls 
auch der Bundesregierung - wird unter Berücksichtigung 
des Einzelfalls entschieden. 

1.7.1 Die Situation in Deutschland 

Freiheit und Sicherheit sind komplementäre Bedingungen 
eines demokratischen Rechtsstaats, dessen Aufgabe darin 
besteht, ausreichende Sicherheit für die Bevölkerung zu 


schaffen, ohne ihre Rechfe dabei über das erforderliche 
Maß hinaus einzuschränken. Die Anschläge vom 1 1 . Sep- 
fember 2001 in den USA haben die Bedrohung durch den 
infemafionalen Terrorismus in einer bis dahin nichf vor- 
sfellbaren Dimension sichtbar gemacht. Das Ausmaß der 
Gewaltbereitschaft, die logistische Vernetzung der Täter 
und ihre langfristige, grenzüberschreitende Vorgehens- 
weise haben auch eine Fortentwicklung der gesetzlichen 
Instrumente erforderlich gemacht. 

Mit Blick auf die unveränderte Gefährdungslage in der 
Bundesrepublik Deufschland haf die Bundesregierung 
ihre Politik zur Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus konsequent fortgesetzt und seit März 2005 wurden 
weitere gesetzliche und organisatorische Maßnahmen ge- 
troffen. Mit den erlassenen Regelungen wird ein ange- 
messenes Verhältnis zwischen den geänderten Sicher- 
heitsanforderungen einerseits und den Freiheitsrechten 
des Einzelnen andererseits gewährleistet. Mögliche Ein- 
griffe in die Freiheitsrechte des Einzelnen sind gesetzlich 
geregelt und im Interesse der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zur Bekämpfüng des Terrorismus erforderlich 
und verhältnismäßig. Die Sicherheitsbehörden haben 
auch in der Vergangenheit verantwortungsbewusst und 
zurückhaltend von den ihnen übertragenen Befugnissen 
Gebrauch gemacht. 

Das Parlamentarische Kontrollgremium und die Bundes- 
regierung haben die mit dem Terrorismusbekämpfungs- 
gesetz vom 9. Januar 2002 erweiterten sicherheitsbehörd- 
lichen Befugnisse evaluiert und sind im Mai 2005 
übereinstimmend zu dem Ergebnis gelangt, dass die ge- 
setzlichen Regelungen menschenrechtskonform ausge- 
staltet und vollzogen worden sind. Auf der Grundlage 
dieser Evaluierung hat das Terrorismusbekämpfungser- 
gänzungsgesetz vom 5. Januar 2007 diese Befugnisse für 
zunächsf weifere fünf Jahre beibehalfen und enfsprechend 
den Evaluierungserkermtnissen praxisorienfierf ange- 
passf und ergänzf. Dieses ausgewogene Vorgehen wird 
auch künftig die Leitlinie der Bundesregierung bei der 
Terrorismusbekämpfung bleiben. 


Rückführungen im Zusammenhang mit Terrorismus 

Vor dem Hintergrund terroristischer Bedrohungsanalysen besteht das sicherheitspolitische Interesse, Ausländer mit 
extremistischem Hintergrund, die sich in Deutschland aufhalten, bei besonderen Gefahrenlagen effektiv und schnell 
in ihre Heimatstaaten zurückzuführen. Ein Ausländer wird im Regelfall ausgewiesen, wenn Tatsachen die Schlussfol- 
gerungen rechtfertigen, dass er einer terroristischen Vereinigung angehört, er eine derartige Vereinigung unterstützt 
oder wenn er die freiheitliche demokratische Grundordnung gefährdet, bei der Verfolgung seiner politischen Ziele 
Gewalt einsetzt, dazu aufruft oder damit droht (§ 54 Nr. 5, 5a des Aufenthaltsgesetzes - AufenthG). Ebenso wird in 
der Regel ausgewiesen, wer bei einer sicherheitsrechtlichen Befragung in wesentlichen Punkten falsche oder unvoll- 
ständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder Organisationen macht, die der Unterstützung des Terrorismus 
verdächtig sind oder frühere Aufenthalte in Deutschland oder anderen Staaten verheimlicht (§ 54 Nr. 6 AufenthG). 
Wer zu den Leitern eines verbotenen Vereines gehört, der sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung richtet oder 
dessen Zweck den Strafgesetzen zuwiderläuft, wird ebenfalls in der Regel ausgewiesen (§ 54 Nr. 7 AufenthG). Die 
Ausweisung so genannter „Hassprediger“ regelt der Ermessensausweisungstatbestand gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 8 AufenthG 

Auf der Grundlage des § 58a AufenthG können die obersten Landesbehörden und - im Falle eines besonderen Inte- 
resses - auch das Bundesministerium des Innern (§ 58a Abs. 2 AufenthG) eine Abschiebung gefährlicher ausländi- 
scher Personen unmittelbar fesfsefzen. Anders als im „regulären“ Ausweisungsverfahren sind Ausweisungsverfügung 
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und Abschiebungsandrohung entbehrlich; das Verfahren ist besonders auf Schnelligkeit angelegt. Die Abschiebungs- 
anordnung ist sofort vollziehbar. Der Rechtsschutz wird auf eine Instanz vor dem Bundesverwaltungsgericht ver- 
kürzt. Innerhalb einer Siebentagefrist kann der Betroffene auf einstweiligen Rechtsschutz zurückgreifen. Bis zum 
Ablauf der Frist oder bis zur gerichtlichen Entscheidung ist die Abschiebung dann unzulässig. 

Der Erlass einer Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG setzt eine besondere Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder eine terroristische Gefahr voraus. Dafür ist eine auf Tatsachen gestützte Prognose 
erforderlich; reine Vermutungen oder entfernt liegende Anhaltspunkte für ein gefährliches Verhalten des Ausländers 
reichen nicht aus. § 54a AufenthG ermöglicht eine Überwachung vollziehbar gemäß § 54 Nr. 5 oder 5a AufenthG 
ausgewiesener bzw. mit einer Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG belegter Ausländer. Hiernach können 
u. a. Meldepflichten bei der örtlichen Polizeidienststelle angeordnet und der Aufenthalt auf den Bezirk der Auslän- 
derbehörde beschränkt werden. 

Im Abschiebungsverfahren, d. h. bei Durchsetzung der Ausreisepflicht, sind Abschiebungshindemisse nach § 60 
AufenthG zu beachten. Die für die Durchführung von Rückführungen zusfändigen Länder (beziehungsweise, soweit 
ein Asylantrag vorliegt, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) prüfen im Einzelfall Abschiebungshindemisse 
wie z. B. die Gefahr von erniedrigender Behandlung oder Folter. Eine Zusichemng der Regiemng des Herkunftsstaa- 
tes über die menschenrechtskonforme Behandlung des Betroffenen kann dabei als Indiz dafür gewertet werden, dass 
im konkreten Fall keine Abschiebungsverbote vorliegen (vgl. hierzu BVerfGE 93, 248). 

Wie andere europäische Staaten auch behält Deutschland sich vor, auf solche „diplomatischen Zusichemngen“ zu- 
rückzugreifen, sofern diese Zusicherungen als geeignet und effektiv angesehen werden, um mögliche Abschiebungs- 
hindemisse zu beseitigen. Dabei wird die Glaubwürdigkeit der Zusichemng durch die Bundesregiemng bewertet. Die 
Zusichemng muss so ausgestaltet sein, dass die Einhaltung der völkerrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands (u. a. 
aus der EMRK, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und dem VN-Übereinkommen ge- 
gen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe) gesichert erscheint. 


I. 7.2 Europäische Union 

Die Bekämpfung des Terrorismus blieb im Zeifraum seit 
dem 1. März 2005 eine wichtige Aufgabe der EU. Die 
Terroranschläge vom 7. Juli 2005 in London, die Dut- 
zende Tote und Hunderte teilweise schwer verletzte Opfer 
forderten, zeigten nach den Anschlägen in Madrid vom 

II. März 2004 einmal mehr, dass Europa im Zielspekt- 
ram vor allem islamistischer Terroristen steht. Dies be- 
stärkte die EU und ihrer Mitgliedstaaten darin, zur Ver- 
hindemng solcher Taten, zur Verfolgung der Täter und 
zum Schutz der Grandwerte, auf denen die EU basiert, 
eng zusammenzuarbeiten. Zum Gedenken an die Opfer 
des Terrorismus und zur Reflexion, wie die Sicherheit der 
Bürger Europas geschützt werden kann, begeht die EU 
seit dem 11. März 2005 jährlich an diesem Datum den 
Tag der Opfer des Terrorismus. Die EU thematisiert die 
Forderung nach der Wahrung der Menschenrechte bei der 
Terrorismusbekämpfung regelmäßig in Konsultationen 
und Gesprächen mit den Vertretern anderer Staaten. Er- 
gänzend zum Aktionsplan der EU zur Bekämpfung des 
Terrorismus, der erstmals im September 2001 erstellt 
wurde und seither fortlaufend aktualisiert wird, verab- 
schiedete der Europäische Rat am 15. Dezember 2005 
eine gemeinsame Strategie zur Bekämpfung des Terroris- 
mus. 

Die Bedeutung, die die EU dem Schutz der Menschen- 
rechte bei der Umsetzung konkreter Maßnahmen zur Ter- 
rorismusbekämpfung beimisst, zeigt sich auch in der 
ebenfalls am 1./2. Dezember 2005 vom Rat der Innen- 
und Justizminister verabschiedeten Strategie zur Be- 
kämpfung von Radikalisierung und Rekrutierung zum 
Terrorismus. Diese Strategie lenkt die Aufmerksamkeit 


darauf, die strukturellen Faktoren, die die Radikalisierung 
fördern, sowohl innerhalb als außerhalb der Europäischen 
Union zu beseifigen. Dazu gehört, innerhalb der Europäi- 
schen Union gegen Ungleichbehandlung und Diskrimi- 
nierung vorzugehen und sich außerhalb Europas durch 
den politischen Dialog und Hilfsprogramme für gufe 
Sfaafsführang, Menschenrechfe, Demokratie, Bildung 
und wirtschaftlichen Wohlstand einzusetzen. 


EU-Strategie zur Terrorismusbekämpfung 

Die Strategie der Europäischen Union zur Terrorismus- 
bekämpfung vom 15. Dezember 2005 bildet den kon- 
zeptionellen Rahmen für alle Aktivifäten der Terroris- 
musbekämpfung auf europäischer Ebene. Die Achtung 
der Menschenrechte und des Völkerrechts erstreckt sich 
auf alle Bereiche der Terrorismusbekämpfung. Die vier 
Säulen der EU-Strategie zur Terrorismusbekämpfung 
- Prävention, Schutz, Verfolgung und Reaktion - bilden 
die umfassende und angemessene Antwort auf die Be- 
drohung, die der internationale Terrorismus darstellt, ln 
der Strategie werden als Ziele Umrissen: die Neuanwer- 
bung von Menschen für den Terrorismus zu verhindern, 
potenzielle Ziele besser zu schützen, Mitglieder beste- 
hender Netzwerke zu verfolgen und gegen sie zu ermit- 
teln sowie die Fähigkeit zu verbessern, auf Terroran- 
schläge zu reagieren und ihre Folgen zu bewältigen. 
Außerhalb der Europäischen Union sollen verantwor- 
tungsvolle Staatsführang, Menschenrechte, Demokratie, 
Bildung und wirtschaftliche Prosperität gefördert wer- 
den, um der Radikalisierung leichter das Umfeld zu ent- 
ziehen. 
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1.7.3 Europarat 

Leitlinien über die Menschenrechte nnd den Kampf 
gegen den Terrorismns 

Die im Jahr 2002 vom Europarat verabschiedeten Leitli- 
nien betonen die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Grund- 
rechte der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen 
zu schützen. Die von den Staaten zur Bekämpfung des 
Terrorismus getroffenen Maßnahmen haben dabei die 
Menschenrechte zu achten und müssen Gegenstand ange- 
messener Kontrollen sein. Bei der Bekämpfung des Ter- 
rorismus dürfen die Staaten keinesfalls von den zwingen- 
den Normen des Völkerrechts und vom humanitären 
Völkerrecht, soweit dieses Anwendung findet, abwei- 
chen. Insbesondere die Anwendung von Folter, un- 
menschlicher oder erniedrigender Behandlung gegen eine 
Person, die terroristischer Tätigkeiten verdächtig ist oder 
wegen derartiger Tätigkeiten verurteilt wurde, ist unge- 
achtet der Taten, derer diese Person verdächtig ist oder 
deretwegen sie verurteilt wurde, unter allen Umständen 
untersagt. Maßnahmen im Rahmen der Terrorismusbe- 
kämpfung, die in die Privatsphäre eingreifen (insbeson- 
dere körperliche Untersuchungen, Durchsuchungen, Ab- 
hörmaßnahmen einschließlich der Telefonüberwachung, 
die Kontrolle der Korrespondenz und der Einsatz ver- 
deckter Ermittler) müssen gesetzlich vorgesehen und ge- 
richtlich überprüfbar sein. Eine Person, die terroristischer 
Aktivitäten beschuldigt wird, hat Anspruch darauf, dass 
ihre Sache vor einem unabhängigen und unparteiischen, 
auf Gesetzen beruhenden Gericht in einem fairen Verfah- 
ren und innerhalb einer angemessenen Frist verhandelt 
wird. 

Auch für eine Person, die wegen terroristischer Aktivitä- 
ten angeklagt ist, gilt die Unschuldsvermutung. Die mit 
der Terrorismusbekämpfung verbundenen Besonderhei- 
ten können jedoch gewisse Einschränkungen ihrer Vertei- 
digungsrechte rechtfertigen, insbesondere im Hinblick 
auf den Zugang zu und die Kontakte mit dem Verteidiger. 
Derartige Einschränkungen der Verteidigungsrechte müs- 
sen allerdings in einem strikten Verhältnis zum verfolgten 
Ziel stehen. Zudem müssen Ausgleichsmaßnahmen ge- 
troffen werden, die geeignet sind, die Interessen der be- 
schuldigten Person zu schützen, damit der faire Charakter 
des Prozesses erhalten bleibt und die Verteidigungsrechte 
nicht ihrer Substanz beraubt werden. 

Gegen eine Person, die wegen terroristischer Aktivitäten 
angeklagt ist, darf nicht die Todesstrafe verhängt werden. 
Geschieht dies doch, darf sie nicht vollstreckt werden. 
Besteht für den Sfaat berechtigfer Grund zur Annahme, 
dass eine Person, die danach sfrebf, Asyl gewährt zu be- 
kommen, an terroristischen Aktivitäten teilgenommen 
hat, so muss ihr der Flüchtlingsstatus versagt werden. Der 
Staat, an den ein Asylantrag gerichtet wird, muss jedoch 
sicherstellen, dass der Antragsteller durch die etwaige 
Abschiebung in sein Herkunftsland oder in ein anderes 
Land nicht der Todesstrafe, Folter oder unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ausgesetzt 
wird. 


Die Auslieferung wird in den Leitlinien als ein Verfahren 
anerkannt, das für eine wirksame zwischensfaatliche Zu- 
sammenarbeif bei der Bekämpfung des Terrorismus un- 
verzichtbar ist. Die Auslieferung einer Person in ein 
Land, in dem die Gefahr einer Verurteilung zur Todes- 
strafe besteht, darf den Leitlinien zufolge jedoch nicht be- 
willigt werden, es sei denn, der um Auslieferung ersuchte 
Staat erhält ausreichende Garantien dafür, dass die auszu- 
liefemde Person nicht zum Tode verurteilt werden wird 
bzw. dass im Falle der Verurteilung zu einer solchen 
Strafe diese nicht vollstreckt wird. Die Auslieferung darf 
zudem nicht bewilligt werden, wenn ernstliche Gründe zu 
der Annahme bestehen, dass die auszuliefemde Person 
der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Be- 
handlung ausgesetzt wird. Die Bundesregierung ist in ih- 
ren Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung diesen Prin- 
zipien gefolgt. 

Leitlinien znm Schntz der Opfer von 
Terroranschlägen 

Das Ministerkomitee des Europarats hat am 2. März 2005 
Leitlinien zum Schutz der Opfer von Terroranschlägen 
verabschiedet, die die bestehenden Leitlinien über die 
Menschenrechte und den Kampf gegen den Terrorismus 
ergänzen. Opfer im Sinne der Leitlinien sind Personen, 
die durch einen Terroranschlag körperliche oder psychi- 
sche Schäden erlitten haben, und darüber hinaus auch de- 
ren enge Familienmitglieder, soweit dies im Einzelfall an- 
gemessen ist. Die Leitlinien fordern die Mitgliedstaaten 
des Europarats auf, unmittelbar nach dem Anschlag und 
noch am Ort des Anschlags für kosfenlose Soforthilfe für 
die Opfer zu sorgen sowie eine angemessene dauerhafte 
sfaatliche Unterstützung für die Terroropfer in medizini- 
scher, sozialer und maferieller Hinsicht sicherzustellen. 
Die Mitgliedstaaten werden weiterhin aufgefordert, nach 
einem Terroranschlag strafrechtliche Ermittlungen einzu- 
leiten, die Verdächtigen der Justiz zuzuführen und inner- 
halb eines angemessenen Zeifraums über die sfrafrechtli- 
che Anklage zu entscheiden, ln den Strafprozessen soll 
die Position der Opfer angemessen berücksichtigt wer- 
den, und ihr Recht auf Privatsphäre muss dabei besondere 
Beachtung finden. Die Opfer sollen Zugang erhalten zu 
angemessenen Informationen über den Anschlag, ihre 
Rechte, Hilfs- und Beratungsmöglichkeiten, die Entschä- 
digung sowie über den Stand der Ermittlungen, Anklage- 
erhebungen, Gerichtsverhandlungen und Urteile. 

Die nationale Rechtslage in Deutschland entspricht die- 
sen Anforderungen. Sobald die Staatsanwaltschaft von 
dem Verdacht einer Straftat Kenntnis erlangt, zwingt das 
Legalitätsprinzip zur Aufnahme der strafrechtlichen Er- 
mittlungen. Gerade die Rechte des durch die Straftat Ver- 
letzten auf Information, Beistand und die Möglichkeit, im 
Wege der Nebenklage - bei bestimmten schweren Delik- 
ten sogar unterstützt durch einen kostenlosen so genann- 
ten Opferanwalt - aktiv am Strafverfahren teilzunehmen, 
wurden durch das Opferrechtsreformgesetz 2004 ausge- 
baut. Entscheidend verbessert wurden auch die Mög- 
lichkeiten des Verletzten, im Wege des so genannten 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-33- 


Drucksache 16/10037 


Adhäsionsverfahrens sehon im Strafverfahren Entsehädi- 
gung vom Täter zu erlangen. 

Die Leitlinien sehen aueh vor, dass die Opfer für die erlit- 
tenen Sehäden eine angemessene Entsehädigung erhalten 
sollen. Entsehädigungspfliehtig ist der Mitgliedstaat, auf 
dessen Territorium der Terroransehlag verübt wurde. Die 
Entsehädigungspflieht des Staates tritt dabei nur dann ein, 
wenn die Entsehädigung nieht aus anderen Quellen, ins- 
besondere aus dem Vermögen der Täter und der Unter- 
stützer des Ansehlags, geleistet werden kann. Die Ent- 
sehädigungspflieht besteht gegenüber allen Opfern, 
unabhängig von ihrer Nationalität. Die Mitgliedstaaten 
sollen Meehanismen einriehten, die in angemessener Zeit 
einen einfaehen Zugang zu Entsehädigungsleistungen er- 
mögliehen. Opfer von terroristisehen Ansehlägen in 
Deutsehland haben - wie alle Opfer von vorsätzliehen 
Gewalttaten in Deutsehland - Ansprüehe auf Leistungen 
naeh dem Opferentsehädigungsgesetz. 

Daneben können Opfer terroristiseher Straftaten Härte- 
leistungen aus dem Bundeshaushalt erhalten. Diese Här- 
teleistungen sind - anders als Leistungen auf der Grund- 
lage des Opferentsehädigungsgesetzes - nieht auf den 
Fall von Terroransehlägen im Inland besehränkt, sondern 
greifen gerade aueh bei Attentaten im Ausland, soweit 
deutsehe Staatsangehörige und Ausländer mit gefestigtem 
Aufenthaltsstatus in Deutsehland betroffen sind. Die Här- 
teleistungen, auf die kein Reehtsansprueh besteht, sollen 
den Opfern derartiger Ansehläge aus humanitären Grün- 
den rasehe Hilfe gewähren, wenn dies der Billigkeit ent- 
sprieht. Diese Härteleistungen sind aber aueh Teil der 
Maßnahmen zur Bekämpfung, Äehtung und Verhinde- 
mng terroristiseher Straftaten: Angesiehts der Bedrohun- 
gen dureh den Terrorismus soll ein Signal gesetzt werden, 
dass die Gesellsehaft dieser Bedrohung mit allen ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln entgegentritt und den Op- 
fern solidariseh hilft. Die Abwieklung der Anträge und 
die Auszahlung der Härteleistungen sind am 1. Januar 
2007 vom Generalbundesanwalt beim Bundesgeriehtshof 
auf das neu gegründete Bundesamt für Justiz übergegan- 
gen. 

Übereinkommen znr Verhütnng des 
Terrorismns 

Das Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus 
wurde im Rahmen des Europarats ausgehandelt und liegt 
seit dem 16. Mai 2005 zur Zeiehnung auf Es ist bislang 
von 3 1 Staaten gezeiehnet und von zehn Staaten ratifiziert 
worden (Stand: 3. März 2008). Deutsehland hat das Über- 
einkommen im Oktober 2006 gezeiehnet; seine Ratifika- 
tion wird derzeit vorbereitet. Das Übereinkommen wurde 
allerdings nieht als umfassendes Übereinkommen zur Be- 
kämpfung des Terrorismus konzipiert und verziehtet des- 
halb auf den Versueh, sämtliehe terroristisehen Verhal- 
tensweisen zu umsehreiben und unter Strafe zu stellen. Es 
verfolgt aueh nieht den Zweek, für bestimmte Saehberei- 
ehe neue terroristisehe Haupttaten zu definieren, wie es 
die sektoralen Terrorismuskonventionen der Vereinten 


Nationen, beispielsweise das Übereinkommen zur Be- 
kämpfung terroristiseher Bombenansehläge, tun. 

Das Übereinkommen besehränkt sieh auf das Ziel der 
Prävention von Terrorismus und verlangt Maßnahmen der 
Vertragsstaaten, um insbesondere der öffentliehen Auf- 
forderung zur Begehung terroristiseher Straftaten sowie 
der Anwerbung und Ausbildung für terroristisehe Zweeke 
entgegenzutreten und um so die Begehung terroristiseher 
Straftaten zu verhindern. Das Übereinkommen versteht 
sieh insoweit als Ergänzung zu den bestehenden sektora- 
len Terrorismusübereinkommen der Vereinten Nationen. 
Die Strafvorsehriften der Artikel 5 (Öffentliehe Aufforde- 
rung zur Begehung terroristiseher Straftaten), Artikel 6 
(Anwerbung für terroristisehe Zweeke) und Artikel 7 
(Ausbildung für terroristisehe Zweeke) sowie die ergän- 
zenden Strafvorsehriften des Artikels 9 (Beteiligung an 
einer der vorstehenden Straftatbestände) bilden den straf- 
reehtliehen Kern des Übereinkommens. 

Artikel 12 stellt sieher, dass bei der Umsetzung seiner 
Vorgaben aueh die Grundreehte zu beaehten sind und 
nennt in diesem Zusammenhang besonders die Reehte auf 
freie Meinungsäußerung, auf Vereinigungsfreiheit und 
auf Religionsfreiheit, wie sie in der Konvention zum 
Sehutz der Mensehenreehte und Grundfreiheiten, im In- 
ternationalen Pakt über bürgerliehe und politisehe Reehte 
und in anderen völkerreehtliehen Verpfiiehtungen enthal- 
ten sind. Die Sehaffimg, Umsetzung und Anwendung der 
Strafvorsehriften sollen ferner gemäß Artikel 12 dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unterliegen und jegli- 
ehe Form der Willkür oder der diskriminierenden oder 
rassistisehen Behandlung aussehließen. 

1.7.4 OSZE 

Terrorismusbekämpfung und -prävention sind seit 2001 
aueh für die Organisation für Sieherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa (OSZE) zu einem wiehtigen Tätigkeits- 
feld geworden. Grundlage für die Aktivitäten der OSZE 
in diesem Bereieh sind der Aktionsplan von Bukarest zur 
Bekämpfung des Terrorismus (Dezember 2001), die vom 
Ministerrat 2002 in Porto verabsehiedete Charta gegen 
den Terrorismus und die Ministerratserklärung von Sofia 
zur Verhinderung und Bekämpfung des Terrorismus 
(2004). Aueh der Minisferrat in Madrid (2007) verab- 
sehiedefe zwei Entseheidungen und eine Erklärung zum 
Kampf gegen den Terrorismus. Deufsehland haf sieh bei 
der Herausbildung des normativen OSZE-Aequis zur Ter- 
rorismusbekämpfung und -prävention erfolgreieh für die 
angemessene Berüeksiehtigung von Völkerreehf und 
Mensehenreehten eingesefzf. So konnfe z. B. aueh mit 
deutseher Unterstützung das Erfordernis der Beaehtung 
mensehenreehtlieher Grundsätze in der Terrorismusbe- 
kämpfung und -prävention in die Ministerratserklärung 
von Madrid (2007) aufgenommen werden. 

Die OSZE hat 2002 mit der „Aetion against Terrorism 
Unit“ (ATU) eine eigene Arbeitseinheit zur Bekämpfung 
des Terrorismus gesehaffen. Die ATU arbeitet eng mit 
dem OSZE-Büro für demokratisehe Insfifufionen und 



Drucksache 16/10037 


-34- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Menschenrechte (ODIHR) zusammen, das sich für die 
Wahrung der Menschenrechte in der Terrorismusbekämp- 
fung engagierf, wie auch im Akfionsplan von Bukaresf 
vorgesehen. Deufschland unterstüfzf die ATU und 
ODIHR durch Förderung von Projekten, Seminaren und 
Konferenzen (z. B. zur Rolle des Internets bei der Anstif- 
tung zu terroristischen Handlungen) sowie durch seinen 
bedeutenden finanziellen und personellen Einsatz inner- 
halb der Organisation. 

1.7.5 Vereinte Nationen 

VN-Sicherheitsrat, Al-Qaida/Taliban-Sanktions- 
ausschuss (ATSC) sowie Antiterrorismus- 
ausschuss (CTC) 

Die Terrorismusbekämpfung ist eine der zentralen und in 
ihrer Bedeutung wachsenden Aufgaben der Weltorganisa- 
tion. Dass die umfassende Beachtung der Menschen- 
rechte auch im Kampf gegen den Terrorismus uneinge- 
schränkt zur Geltung kommt, ist Deutschland dabei ein 
ständiges Anliegen, das es auch in anderen wichtigen in- 
ternationalen Foren voranbringt. So heißt es in der Erklä- 
rung zur Terrorismusbekämpfung des G8-Gipfels von 
Heiligendamm von Juni 2007, der unter deutscher Präsi- 
dentschaft stattfand: „Wir bestätigen erneut, dass die För- 
derung und der Schutz der Menschenrechte für alle und 
die Geltung der Gesetze wesentlich sind für alle Bemü- 
hungen bei der Terrorismusabwehr, und wir sind der 
Überzeugung, dass wirksame Maßnahmen zur Terroris- 
musabwehr und der Schutz der Menschenrechte nicht 
sich widersprechende Ziele sind, sondern sich ergänzen 
und gegenseitig verstärken.“ 

Die Tätigkeit Deutschlands in den mit der Terrorismusbe- 
kämpfung befassten Gremien und Organen der Vereinten 
Nationen ist diesen Grundsätzen verpflichtet. So wird in 
der - von der Bundesregierung dezidiert unterstützten - 
„Globalen Strategie zur Terrorismusbekämpfung“, die im 
September 2006 von der 61. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen angenommen wurde, hervorgehoben, 
dass die internationale Zusammenarbeit und alle Maßnah- 
men zur Verhinderung und Bekämpfung des Terrorismus 
sich nach den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Mit- 
gliedstaaten richten müssen. Darunter befinden sich die 
Charta der Vereinten Nationen, die Menschenrechte, die 
Flüchtlingsrechte und das humanitäre Völkerrecht. Es ist 
in erheblichem Maße den Anstrengungen Deutschlands 
mit zu verdanken, dass der VN-Sicherheitsrat die univer- 
selle Geltung menschenrechtlicher Standards im Zuge der 
Terrorismusbekämpfung auch in seinen Entschließungen 
verbindlich und unzweideutig bekräftigt hat. 

ln ähnlicher Weise gestaltet Deutschland die Arbeit des 
Al-Qaida/Taliban- Sanktionsausschusses (Al-Qaida and 
Taliban Sanctions Committee, ATSC) und des Antiterro- 
rismusausschusses (Counter-Terrorism Committee, CTC) 
mit. So setzt es sich dafür ein, die Verfahren beider Gre- 
kämpfung die unbedingte Einhaltung rechtstaatlicher 
Grundsätze. 


mien unter dem Gesichtspunkt des Individualrechtsschut- 
zes weiterzuentwickeln, ln diesem Sinne wurde die 
Arbeit des ATSC konstruktiv begleitet, so bei der Festle- 
gung von Regularien für die Aufnahme von Personen und 
Organisationen in die Sanktionsliste, vor allem aber auch 
bei Verfahrensregeln für eine Herausnahme aus der Lisfe. 

Die Bundesregierung unterstüfzfe nachdrücklich die Re- 
solution 1730 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
vom Dezember 2006, mit der ein geregeltes Verfahren zur 
Streichung von Personen und Organisationen aus der VN- 
Sanktionsliste eingerichtet wird, das auch von den Betrof- 
fenen selbst eingeleitet werden kann. Die Einrichtung ei- 
nes Beauftragten für die Beachtung der Menschenrechte 
innerhalb des CTC im März 2004 und die Einsetzung ei- 
nes Besonderen Berichterstatters für die Förderung und 
den Schufz der Menschenrechfe und Grundfreiheifen bei 
der Terrorbekämpfung bei der VN-Menschenrechtskom- 
mission im April 2005 werden von der Bundesregierang 
ausdrücklich begrüßt. 

6. Hauptausschuss der VN-Geueralversammluug 
(Rechtsausschuss) uud UNODC (UN-Office 
for Drugs aud Crime) 

Der sog. Rechtsausschuss der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen befasst sich im Terrorismusbereich 
vordringlich mit den Verhandlungen zum Entwurf einer 
umfassenden Antiterrorismuskonvention (s. u.), die je- 
doch seit Jahren stagnieren. Grand dafür isf vor allem die 
Forderung der Organisation der Islamischen Konferenz 
(OlC) nach einer „Ausnahmeklausel“ für Befreiungsbe- 
wegungen. Deufschland hat die 13 bereits existierenden 
VN-Konventionen und Protokolle zur Terrorismusbe- 
kämpfung unterzeichnet und ratifiziert. Es setzt sich im 
Rahmen der laufenden Verhandlungen nachdrücklich da- 
für ein, dass Verweise auf infemafionale Menschenrechts- 
standards und humanitäres Völkerrecht sowie die Ver- 
pflichtungen der Staaten in diesem Bereich Eingang in 
die Texte finden. Deutschland verurteilt eindeutig und 
ohne Ausnahme alle terroristischen Akte, gleich von wem 
sie begangen werden. 

UNODC, das United Nations Office for Drugs and 
Crime, ist über Kooperationsmaßnahmen im Bereich Ter- 
rorismusbekämpfüng tätig. Die so genannte Terrorism 
Prevention Branch (TPB) leistet Beratungshilfe für Sfaa- 
ten, die Gesefze zur Terrorismusbekämpfung erlassen 
wollen bzw. ihre nationale Gesetzgebung anpassen müs- 
sen, um ihre Verpflichtungen aus den 13 VN-Antiterroris- 
muskonventionen und Protokollen sowie den einschlägi- 
gen Sicherheitsratsresolutionen zu erfüllen. Die TPB 
leistet darüber hinaus technische Unterstützung zur Stär- 
kung des Rechtsrahmens für die Terrorismusbekämpfung. 
Auch hier fordern wesfliche Sfaafen, daranfer Deufsch- 
land, bei sfaatlichen Maßnahmen zur Terrorismusbe- 
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Umfassende Antiterrorismuskonvention/Nichtstaatliche Akteure 

Terroristische Akte stellen nach herrschender Rechtsauffassung keine Menschenrechtsverletzung dar. Der Menschen- 
rechtsschutz obliegt vor allem den Staaten, daher können Menschenrechtsverletzungen in der Regel nur von staatlich 
Handelnden verursacht werden. Terroristische Akte dagegen gehen in der Regel von nichtstaatlichen Akteuren aus. 
Diese Unterscheidung wurde in den vergangenen Jahren immer wieder kritisch hinterfragt, auch in der Menschen- 
rechtskommission der Vereinten Nationen und im 3. Ausschuss der VN-Generalversammlung. Ein Konsens in dieser 
rechtsdogmatischen Frage wurde bisher jedoch nicht erzielt. 

Die herrschende Meinung geht weiterhin davon aus, dass mit einer Qualifizierung terroristischer Akte als Menschen- 
rechtsverletzungen der Schutz vor solchen Verbrechen nicht verbessert werden könne. Zudem würde es Staaten, die 
im Kampf gegen Terroristen selbst Menschenrechte verletzen, leichter gemacht, weil sie ihr Vorgehen dann damit 
rechtfertigen könnten, gegen Menschenrechtsverletzer und -Verletzungen vorzugehen. Auf die Initiative Indiens geht 
der Entwurf für eine „Umfassende Konvention zur Bekämpfung des Terrorismus“ zurück, der im 6. Ausschuss 
(Rechtsausschuss) der VN-Generalversammlung verhandelt wird. Anders als die bisher von der VN-Generalver- 
sammlung angenommenen sektoralen Antiterrorismuskonventionen, die beim Tatort oder beim Tatwerkzeug anset- 
zen (z. B. beim Entführen von Flugzeugen), wählt dieser Entwurf einen allgemeinen Ansatz, mit dem alle Arten von 
Terrorismus erfasst und mögliche Regelungslücken der bereits bestehenden 13 Konventionen und Protokolle zu Ein- 
zelfragen geschlossen werden sollen. 

Die Bemühungen, diese umfassende Antiterrorismuskonvention zu verabschieden, kommen jedoch seit langen Jah- 
ren nicht zum Abschluss. Einer der entscheidenden Gründe hierfür ist die Forderung der Organisation der Islami- 
schen Konferenz (OlC; 57 Mitgliedstaaten), den Wirkungsbereich einer solchen Konvention durch eine „Ausnahme- 
klausel“ für Befreiungsbewegungen und ähnliche nichtstaatliche Kräfte im „Volkskampf‘ gegen „Besetzung, 
Aggression, Kolonialismus und Hegemonie“ einzuschränken. Die Haltung Deutschlands wie seiner EU-Partner zu 
dieser Frage ist klar: Eine solche sehr weit gefasste „Ausnahmeklausel“ ist weder politisch noch rechtlich hinnehm- 
bar, da terroristische Handlungen ungeachtet ihrer Motivation strafbar sind und für bewaffnefe Konfliktsifuafionen 
nichf die Regeln der Anfiferrorismuskonvenfionen, sondern die des Humanifären Völkerrechfs zur Anwendung kom- 
men. Terrorismus kann durch kein noch so legifimes Anliegen gerechffertigf werden. Legitime Ziele dürfen aus- 
schließlich mif legifimen Mitteln verfolg! werden. Ebenso gilf, dass von Sfaafen begangene Menschenrechtsverlef- 
zungen in keiner Weise ferroristische Akfe rechfferfigen können, insbesondere keine Gewalf gegen Unbefeiligfe. 
Deufschland sieh! sich in dieser Halfung besfäfigt durch die einschlägigen Passagen in dem Berich! „Uniting againsf 
Terrorism“, den der Generalsekrefär der Vereinfen Nationen, Kofi Annan, im Mai 2006 der VN-Generalversammlung 
vorlegfe. 


VN-Hochkommissar für Menschenrechte, 
VN-Menschenrechtsrat nnd 3. Hanptansschnss 
der VN-Generalversammlnng 

Die Beachtung der Menschenrechte im Kampf gegen den 
Terrorismus ist fester Bestandteil der Arbeit der relevan- 
ten Gremien der Vereinten Nationen. Die Bundesregie- 
rung unterstützt diese Arbeit gemeinsam mit ihren Part- 
nern in der EU. Deutschland bringt regelmäßig die seit 
2002 von Mexiko vorgelegte Resolution zum Thema 
„Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der 
Bekämpfung des Terrorismus“ mit ein, so die Resolutio- 
nen im 3. Hauptausschuss 60/158, 61/171 und 62/158 
sowie die Resolution 2005/80 der Menschenrechtskom- 
mission. Die am 19. Dezember 2006 von der General- 
versammlung der Vereinten Nationen im Konsens ange- 
nommene Resolution 61/171 fordert Staaten erstmals 
nachdrücklich auf, bei der Bekämpfung von Terrorismus 
ein ordnungsgemäßes Verfahren zu garantieren, in Über- 
einstimmung mit allen einschlägigen Bestimmungen der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, des Zivil- 
pakts und der Genfer Abkommen von 1949 in ihren je- 
weiligen Anwendungsbereichen. Ferner lehnt die Gene- 
ralversammlung jede Form der Freiheitsentziehung ab, 
bei der die inhaftierte Person dem Schutz des Gesetzes 


entzogen wird, und fordert die Staaten auf, alle Gefange- 
nen an allen Haflorten im Einklang mit dem Völkerrecht, 
einschließlich der Menschenrechte und des humanitären 
Völkerrechts, zu behandeln. 

Das VN-Hochkommissariat gründet seine Arbeit im Be- 
reich Menschenrechte und Terrorismusbekämpfung seit 
2002 auf diese Resolutionen, ln seinem Bericht 2005/100 
vom 16. Dezember 2004 geht das Hochkommissariat auf 
seine Zusammenarbeit mit dem Antiterrorismusausschuss 
(Counter-Terrorism Committee) sowie den Vertragsaus- 
schüssen ein. ln ihrem letzten Bericht vom 9. März 2007 
zur Umsetzung der VN-Resolution 60/251 unterstrich die 
Hochkommissarin die Notwendigkeit, dass internationa- 
les Menschenrecht im Kampf gegen Terrorismus einge- 
halten werden müsse. Im November 2006 entschied der 
Menschenrechtsrat auf seiner 2. Sitzung (Beschluss 2/112), 
dass internationales Recht auf all jene anzuwenden ist, 
die im Rahmen von Terrorismusbekämpfung inhaftiert 
sind. 

Daneben unterstützt Deutschland die Arbeit des Sonder- 
berichterstatters zum Thema „Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terroris- 
mus“. Im April 2005 entschied die Menschenrechtskom- 
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mission (Resolution 2005/80), einen Sonderberichterstat- 
ter zu diesem Thema zu ernennen. Dieses Mandat wurde 
vom Menschenrechtsrat übernommen (Resolution 60/25 1 
der VN-General Versammlung) und für ein Jahr verlängert 
(Beschluss 2006/102 des Menschenrechtsrats). Im De- 
zember 2007 wurde das Mandat des Sonderberichterstat- 
ters durch den Menschenrechtsrat überprüft, ln seiner Re- 
solution 6/28 entschied der Menschenrechtsrat, das 
Mandat des Sonderberichterstatters um drei Jahre zu ver- 
längern. Das Mandat wird ausgeübt durch den Finnen 
Martin Scheinin. Die Aufgabe des Sonderberichterstatters 
ist es unter anderem, konkrete Empfehlungen zu erarbei- 
ten, Informationen zu Menschenrechtsverletzungen im 
Bereich der Terrorismusbekämpfung zu sammeln, den 
Aspekt der Geschlechtergleichberechtigung zu berück- 
sichtigen, Beispiele vorbildlichen Verhaltens von Staaten 
vorzustellen und den VN-Gremien regelmäßig zu berich- 
ten. 

Vom 30. November bis 1. Dezember 2006 besuchte der 
Sonderberichterstatter Deutschland, ln seinem Bericht 
anlässlich der 4. Sitzung des Menschenrechtsrates vom 
29. Januar 2007 unterstrich der Sonderberichterstatter im 
Zusammenhang mit der polizeilichen Rasterfahndung die 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, 

1 BvR 518/02, 4. April 2006), derzufolge die präventive 
polizeiliche Rasterfahndung mit dem Grundrecht auf in- 
formationeile Selbstbestimmung nur vereinbar ist, wenn 
zumindest eine konkrete Gefahr für hochrangige Rechts- 
güter wie den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit ei- 
ner Person gegeben ist. ln seinem Bericht anlässlich der 
6. Sitzung des Menschenrechtsrates vom 21. November 
2007 hob der Sonderberichterstatter das positive Beispiel 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit hervor, ei- 
nen Beitrag zur strukturellen Terrorismusprävention zu 
leisten. 

2 Wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte 

Schon die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
(1948) führt in den Artikel 23 bis 27 wirtschaftliche, so- 
ziale und kulturelle Rechte auf (u. a. Recht auf Bildung, 
Arbeit, angemessenen Lebensstandard einschließlich Er- 
nährung, ärztlicher Versorgung und Wohnen), die sog. 
WSK-Rechte. Mit dem Internationalen Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) 
wurde 1966 - parallel zur Verabschiedung des Internatio- 
nalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte - das 
universelle Menschenrechtsinstrument zu den WSK- 
Rechten geschaffen, dem heute 157 Vertragsparteien an- 
gehören. Gegenüber dem vorherigen Berichtszeitraum 
hat die Zahl der Ratifikationen sich damit um sechs er- 
höht. Das europäische Pendant zum Sozialpakt ist die 
Europäische Sozialcharta des Europarats von 1961, die 
1996 revidiert wurde. Die Wiener Weltkonferenz für 
Menschenrechte bekräftigte 1993, dass die WSK-Rechte 
untrennbarer und gleichrangiger Teil der allgemeinen 
Menschenrechte sind und in einem unauflöslichen Zu- 
sammenhang mit den bürgerlichen und politischen Rech- 


ten stehen. Die Bundesregierung sieht sich daher in der 
Verpflichtung, die WSK-Rechte im selben Maße zu for- 
dern wie die bürgerlichen und politischen Rechte, und be- 
trachtet die Stärkung der WSK-Rechte als einen Schwer- 
punkt ihrer Menschenrechtspolitik. 

Für die Durchsetzung der WSK-Rechte bleibt die Stär- 
kung und ggf Ergänzung internationaler und nationaler 
Durchsetzungs- und Überprüfungsmechanismen in die- 
sem Bereich wichtig. Neben der allgemeinen Stärkung 
der Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen 
sind in diesem Zusammenhang besonders die Entwick- 
lung und Anwendung geeigneter Indikatoren und Richt- 
werte („Benchmarks“) zur Operationalisierung der WSK- 
Rechte sowie die aktuelle Debatte über die Erarbeitung 
eines Individualbeschwerdeverfahrens im Rahmen eines 
Zusatzprotokolls zum VN-Sozialpakt von Bedeutung. Für 
die tatsächliche Umsetzung von WSK-Rechten kommt es 
auch entscheidend darauf an, dass ihre weltweite Reali- 
sierung in einem breit angelegten Dialog thematisiert 
wird, der alle relevanten Akteure einschließt, vor allem 
auch die Bevölkerungen der betroffenen Staaten. Dazu 
müssen auf nationaler Ebene die institutioneilen Voraus- 
setzungen dafür vorliegen, dass alle Bevölkerungsgrup- 
pen diese Rechte ohne Diskriminierungen in Anspruch 
nehmen können. Die Bundesregierung betrachtet daher 
die Förderung nationaler Rechtsdurchsetzungsmechanis- 
men und guter Regierungsführung als zentrale Vorausset- 
zungen für eine nationale Durchsetzung von WSK-Rech- 
ten. 


Antidiskriminierungspolitik der Bundes- 
regierung 

Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG), 
das am 18. August 2006 in Kraft getreten ist, hat die 
Bundesregierung vier Antidiskriminierungsrichtlinien 
der EU in deutsches Recht umgesetzt. Ziel des AGG ist 
es, Benachteilungen aus Gründen der Rasse oder wegen 
der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identi- 
tät insbesondere in Beschäftigung und Beruf sowie beim 
Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, einschließlich 
Vermietung, zu verhindern oder zu beseitigen. Für den 
Bereich des Arbeitsrechts entspricht dies dem Schutz- 
niveau der drei maßgeblichen EU-Richtlinien. Im Be- 
reich des allgemeinen Zivilrechts geht das AGG über 
die Richtlinienvorgaben hinaus, denn die Richtlinien be- 
rücksichtigen insoweit lediglich die Merkmale Rasse 
oder ethnische Herkunft sowie Geschlecht, während das 
AGG das Benachteiligungsverbot auch auf die Merk- 
male Religion, Alter, Behinderung und sexuelle Identi- 
tät erstreckt. Der im Hinblick auf diese Merkmale ge- 
währte Diskriminierungsschutz ist allerdings in seinem 
sachlichen Geltungsbereich eingegrenzt: Er gilt nur für 
Massengeschäfte sowie gleichgestellte Geschäfte und 
privatrechtliche Versicherungen. Sachlich begründete 
Differenzierungen sind in diesem Geltungsbereich wei- 
terhin erlaubt. 
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2.1 Nationale Maßnahmen - Soziale 
Lebenslagen in Deutschland 

Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung in 
Deutschland ist ein Schwerpunkt der Politik der Bundes- 
regierung. Damit kommt Deutschland auch internationa- 
len Verpflichtungen nach, die sich u. a. aus dem Sozial- 
pakt, dem Abschlussdokument des Weltsozialgipfels von 
Kopenhagen im Jahr 1995 (Dok. A/Conf 166/9) und aus 
Vereinbarungen auf europäischer Ebene ergeben. Basie- 
rend auf dem Leitgedanken, dass eine detaillierte Analyse 
der sozialen Lage die notwendige Basis für eine Politik zur 
Stärkung sozialer Gerechtigkeit und zur Verbesserung ge- 
sellschaftlicher Teilhabe ist, wird regelmäßig ein Armuts- 
und Reichtumsbericht erstellt. Damit setzt die Bundesre- 
gierung den Beschluss des Deutschen Bundestages vom 
29. Januar 2000 (Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, Bundestags- 
drucksache 14/2562) und 19. Oktober 2001 (Plenarproto- 
koll 14/196) um, jeweils zur Mitte einer Legislatur- 
periode einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen. 

Die nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung 
wird flankiert von dem „Nationalen Strategiebericht So- 
zialschutz und soziale Eingliederung“, der die bisher 
separat vorgenommene Berichterstattung u. a. zum Natio- 
nalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut und sozia- 
ler Ausgrenzung verbindet. Er beschreibt die Bedeutung, 
die dem Sozialschutz als einem wesentlichen Bestandteil 
der auf mehr Wachstum und Beschäftigung ausgerichte- 
ten Lissabon-Strategie von der Bundesregierung beige- 
messen wird. Der integrierte Bericht des Nationalen 
Aktionsplans soziale Integration stellt zentrale Trends 
und Herausforderungen dar und belegt durch eine Viel- 
zahl konkreter Beispiele, welche Ziele und Schritte in 
Deutschland zur Stärkung der sozialen Integration ergrif- 
fen werden. 

2.1 .1 Der Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung 

Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht soll im Frühjahr 
2008 dem Bundeskabinett vorgelegt werden und analy- 
siert aufbauend auf dem 2. Bericht die gesellschaftlichen 
und politischen Entwicklungen. Im 3. Armuts- und Reich- 
tumsbericht wird das Konzept der Teilhabe- und Verwirk- 
lichungschancen (das auf den Nobelpreisträger Amartya 
Sen zurückgeht) auf alle Berichtsteile angewendet. Mit 
dem Aufgreifen dieses Konzepts wird das erweiterte Ver- 
ständnis der Berichterstattung deutlich, das nicht nur nach 
Einkommen und den verfügbaren Ressourcen der Men- 
schen fragt, sondern auch danach, was die Menschen vor 
dem Hintergrund der gesellschaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen daraus machen 
können. Der Zugang zum Erwerbsleben und öffentlichen 
Gütern wie z. B. zu Bildungs-, Gesundheits- und Kul- 
turangeboten wird untersucht. 

Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht wird wie die ersten 
beiden Berichte aus einem deskriptiv-analytischen Teil 
sowie einem politischen Maßnahmenteil bestehen. Der 
Bericht setzt aber in Weiterentwicklung der früheren Be- 


richte einen neuen Akzent, indem in einem kompakten 
Berichtsformat auf der Basis geeigneter Indikatoren eine 
Bilanz relevanter Entwicklungen für ein Zeitfenster seit 
1998, soweit möglich seit 1991, dargestellt und analysiert 
wird. Hierbei handelt es sich um ein Indikatorenset auf- 
bauend auf europäisch vereinbarten Indikatoren zur so- 
zialen Eingliederung (Laeken-lndikatoren) sowie auf für 
den Ansatz der Teilhabe- und Verwirklichungschancen 
evaluierte Indikatoren (z. B. Einschränkungen im Alltag 
durch den Gesundheitszustand oder die schlechte Wohn- 
situation). 

ln der Koalitionsvereinbarung vom 11. November 2005 
ist festgehalten, dass die Armuts- und Reichtumsbericht- 
erstattung insbesondere in Bezug auf Reichtum und die 
künftige Einkommens- und Vermögenssituation im Alter 
fortgeführt und weiterentwickelt werden soll. Dabei lie- 
gen die Schwerpunkte auf der integrierten Analyse der 
Einkommens- und Vermögensverteilung, der Analyse der 
Steuerlastverteilung sowie der Untersuchung der Ent- 
wicklungen von Vermögen und Vermögenseinkommen 
zukünftiger Rentnergenerationen. Darüber hinaus werden 
mit dem laufenden Forschungsprojekt des BMAS, „Ein- 
stellungen zum Sozialstaat“, für den 3. Armuts- und 
Reichtumsbericht Analysen über die Einstellungen der 
Bürger zu Reichtum, Wohlstand und Ungleichheit einbe- 
zogen. 

2.1.2 Zur Situation älterer und pflegebedürftiger 
Menschen 

Pflegebedürftige Menschen haben einen Anspruch da- 
rauf, dass sie nach den Grundsätzen einer humanen Pflege 
und entsprechend dem allgemein anerkannten Stand me- 
dizinisch-pflegerischer Erkenntnisse betreut werden. Die 
Frage nach der Qualität der ambulanten und stationären 
pflegerischen Versorgung nimmt daher einen besonders 
wichtigen Platz ein. Das Leitbild der Pflegeversicherung 
ist eine menschenwürdige Betreuung, die ein möglichst 
selbstbestimmtes Leben zum Ziel hat. Durch unterschied- 
liche Ansätze und Maßnahmen hat die Bundesregierung 
im Berichtszeitraum hier zu weiteren Verbesserungen bei- 
getragen. 

So wurden mit Förderung durch das Bundesministerium für 
Gesundheit bislang fünf Expertenstandards vereinbart („De- 
kubitusprophylaxe“, „Entlastungsmanagement“, „Schmerz- 
management bei akuten oder tumorbedingten chronischen 
Schmerzen“, „Sturzprophylaxe“ sowie „Kontinenzförde- 
rung“). Expertensfandards als Ergebnis eines fachlich or- 
ganisierten und konsensorientierten Diskussionsprozesses 
stellen ein ausgesprochen wichtiges Instrument der inter- 
nen Qualitätsentwicklung in der Pflege dar und tragen für 
ihren Themenbereich zur Konkretisierung des allgemein 
anerkannten Standes der medizinisch-pflegerischen Er- 
kenntnisse bei. Drei weitere Expertenstandards sind in 
Vorbereitung: „Pflege von Menschen mit chronischen 
Wunden“, „Schmerzmanagement bei chronischen nicht 
malignen Schmerzen“ und „Bedarfsgerechte Ernährung 
und Flüssigkeitszufuhr bei pflegebedürftigen Menschen“, 
fm gleichen Zusammenhang steht auch die Förderung der 
im März 2007 veröffentlichten „Rahmenempfehlungen 



Drucksache 16/10037 


-38- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


zum Umgang mit herausforderndem Verhalten bei Men- 
sehen mit Demenz“ durch das Bundesministerium für 
Gesundheit. Im Entwurf des Pflegeweiterentwicklungs- 
gesetzes ist vorgesehen, dass die Entwicklung und Aktua- 
lisierung von Expertenstandards im SGB XI verankert 
werden. 

Im Jahr 2003 wurde vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und dem damaligen Bun- 
desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung der 
„Runde Tisch Pflege“ ins Leben gerufen, um die Lebens- 
situation hilfe- und pflegebedürftiger Menschen zu ver- 
bessern. Fachleute aus allen Verantwortungsbereichen der 
Altenpflege beteiligten sich daran. Ein wesentliches Er- 
gebnis der Beratungen war die im Herbst 2005 verab- 
schiedete „Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger 
Menschen“. Sie soll die Rolle und die Rechtsstellung der 
betreffenden Menschen und ihrer Angehörigen stärken 
und Informationen und Anregungen bei der Gestaltung 
einer humanen Pflege geben. Die Charta wurde an rund 
27 000 Pflegeeinrichtungen und Organisationen ver- 
schickt, um auf diese Weise ihre Verbreitung zu unterstüt- 
zen. Inzwischen liegt auch eine englischsprachige Über- 
setzung vor. Die Charta ist auf den Intemetseiten des 
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) und des Bun- 
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend (BMFSFJ) eingestellt. Beim Deutschen Zentrum für 
Altersfragen (DZA) wurde vom BMFSFJ eine Leitstelle 
Altenpflege eingerichtet, die bei Fragen rund um die 
Charta behilflich ist. 

Die Qualität der Versorgung muss durch Erweiterung 
fachlicher Grundlagen und internes Qualitätsmanagement 
weiterentwickelt werden. Zugleich ist weiterhin die ste- 
tige Überprüfung der Pflegequalität in den Einrichtungen 
notwendig. Qualitätsprüfungen werden auf Grundlage der 
Richtlinien der Spitzenverbände der Pflegekassen über 
die Prüfung der in Pflegeeinrichtungen erbrachten Leis- 
tungen und deren Qualität (Qualitätsprüfungsrichtlinien) 
durchgeführt. Im August 2007 hat der Medizinische 
Dienst der Spitzenverbände der Krankenkassen (MDS) 
den 2. Bericht über die Qualität in der ambulanten und 
stationären Pflege vorgelegt, der den Zeitraum 2004 bis 
2006 umfasst. Der MDS hebt in dem Bericht das Engage- 
ment der Pflegeeinrichtungen zur Verbesserung der Pfle- 
gequalität hervor, betont aber gleichzeitig weiteren Hand- 
lungsbedarf Bei der Ergebnisqualität wird ein 
differenziertes Bild mit einer leichten, aber stetigen Ten- 
denz zur Verbesserung gezeichnet. Die Ergebnisse des 
Berichts finden sich auch zusammengefasst im 4. Bericht 
über die Entwicklung der Pflegeversichemng, den die 
Bundesregierung im Januar 2008 vorgelegt hat (Bundes- 
tagsdrucksache 16/7772). 

Im Entwurf für ein Gesefz zur sfrukturellen Weiferent- 
wicklung der Pflegeversicherung (Pfiegeweiterent- 
wicklungsgesefz, PfWG) vom Okfober 2007 haf die Bun- 
desregierung eine Vielzahl weiferer Maßnahmen zur 
Verbesserung der Situation älterer und pflegebedürftiger 
Menschen vorgeschlagen. Der Gesetzesentwurf wurde 
am 14. März 2008 in zweiter und dritter Lesung vom 


Deutschen Bundestag verabschiedet. Zu den darin enthal- 
tenen Verbesserungen gehören unter anderem: 

- Höhere Leistungen in der ambulanten Pflege, denn es 
ist Wunsch der meisten Menschen, im eigenen Zu- 
hause und möglichst im Kreis der Familie gepflegt zu 
werden. 

- Schaffung eines individuellen Anspruchs auf umfas- 
sende Beratung und Begleitung durch einen Pflege- 
berater; Pflegebedürftige können sich in Zukunft an 
Pflegestützpunkte in ihrem Stadtviertel oder ihrer Ge- 
meinde wenden. 

- Finanzielle Besserstellung von Menschen, die - etwa 
durch eine Demenzerkrankung - in ihrer Alltagskom- 
petenz eingeschränkt sind (zusätzliche Betreuungsbe- 
träge von bis zu 2 400 Euro pro Jahr). 

- Stärkere Unterstützung pflegender Angehöriger, u. a. 
mit der Einführung einer Pflegezeif von bis zu sechs 
Monafen, sowie ehrenamtlich Engagierter. 

- Ausbau der Qualitätssicherung. Die Prüfberichte des 
Medizinischen Dienstes (MDK) werden in allgemein 
verständlicher Sprache aufbereitet und veröffentlicht, 
um Transparenz über Qualität und Leistungsfähigkeit 
der Einrichtungen zu schaffen. 

2.1.3 Besuch des VN-Sonderberichterstatters 
zum Recht auf Bildung in Deutschland 

Vom 13. bis 21. Februar 2006 besuchte der VN-Sonder- 
berichterstatter für das Recht auf Bildung, Prof Vemor 
Munoz Villalobos, Deutschland. Die VN-Sonderbericht- 
erstatter sind bei ihren Besuchen um eine ausgewogene 
Berücksichtigung der Weltregionen und Kontinente be- 
müht. VN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Bil- 
dung besuchten in den vergangenen Jahren Großbritan- 
nien (1999, 2002), Uganda (1999), die USA (2001), die 
Türkei, Indonesien, Kolumbien (2002), China (2003), 
Botswana (2005), Deutschland und Malaysia (2006). 
Schwerpunktthemen des Besuchs von Prof Munoz in 
Deutschland waren die wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und kulturelle Entwicklung nach der deutschen Wieder- 
vereinung, die Transformation des Bildungssystems in 
Ostdeutschland, die besondere Situation in einem födera- 
len Sfaaf, die Bildungsreformdiskussion seif den Ergeb- 
nissen der PISA-Sfudie 2000 sowie die aus dem hohen 
Anfeil von Migranfen in der Bevölkerung resultierende 
bildungspolitische Situation in Deutschland. Entspre- 
chend seinen Wünschen besuchte der Sonderbericht- 
erstatter die Länder Berlin, Bayern, Brandenburg und 
Nordrhein- Westfalen. Er traf mit Vertretern der Bundes- 
regierung und der Landesregierungen, der Kultusminis- 
terkonferenz und Bildungsinstitutionen sowie Nichtregie- 
rungsorganisationen und Gewerkschaften zusammen. 
Insgesamt umfasste der Besuch 34 Stationen. 

Die Ergebnisse des Besuches von Prof Munoz finden 
sich in seinem Bericht an den VN -Menschenrechtsrat 
vom 9. März 2007 (VN-Dok. A/HRC/4/2 9/Add. 3). Die 
Bundesregierung hat in zweifacher Weise zu dem Bericht 
Stellung genommen: Vorab hatte der Sonderberichterstat- 
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ter einen Entwurf an die Bundesregierung mit der Bitte 
übermittelt, saehliehe Riehtigstellungen vorzunehmen. 
Da der Berieht hauptsäehlieh die vorsehulisehe und sehu- 
lisehe Bildung in der Zuständigkeit der Länder themati- 
siert, ist die Bundesregierung dieser Bitte gemeinsam mit 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister (KMK) 
naehgekommen. Im Zusammenhang mit der Präsentation 
des Besuehsberiehts vor dem VN-Mensehenreehtsrat hat 
die deutsehe Delegation in Genf zudem eine Erklärung 
der Bundesregierung und der KMK vorgetragen. Sehwer- 
punkte des Beriehtes waren vor allem die in den PISA- 
und IGLU-Ergebnissen für Deutsehland konstatierte Ab- 
hängigkeit des Bildungserfolgs von der sozialen Herkunft 
bzw. vom Migrationshintergrund, die Verwirkliehung des 
Reehts auf Bildung für Mensehen mit Behinderungen, die 
Mögliehkeit zur Abweiehung von der Sehulpflieht dureh 
Homesehooling sowie die Rüeknahme der Vorbehalts- 
erklärung zur VN-Kinderreehtskonvention dureh die 
Bundesregierung. 

Dem Reeht auf Bildung kommt in Deutsehland bereits 
aufgrund seines Verfassungsrangs herausragende Bedeu- 
tung zu. Deutsehland gehört dank seines leistungsfähigen 
Bildungssystems zu einer der stärksten Wirtsehaftsnatio- 
nen und stabilsten Demokratien der Welt. Die Ergebnisse 
der PISA- und IGLU-Studien haben die bildungspoliti- 
sehe Diskussion in Deutsehland erheblieh beeinflusst. Ei- 
nes der zentralen bildungspolitisehen Ziele von Bund, 
Ländern und Kommunen bei der Weiterentwieklung des 
deutsehen Bildungssystems ist es, allen Kindern und Ju- 
gendliehen, insbesondere aueh aus Migrantenfamilien, 
die bestmögliehe Entwieklung ihrer Potenziale dureh Bil- 
dung in Sehule, Beruf oder Hoehsehule zu ermögliehen. 
Mit diesem Ziel haben die Länder und die Kultusminis- 
terkonferenz in den vergangenen Jahren weit reiehende 
und grundlegende Veränderungen im Bildungsbereieh 
eingeleitet. Dabei kommt den vielfältigen Bestrebungen 
zur Qualitätssieherung und -entwieklung auf allen Ebe- 
nen des Bildungssystems, von den Kindertageseinrieh- 
tungen über die Sehulen bis hin zum Hoehsehulbereieh, 
besondere Bedeutung zu. Sehwerpunkte werden in der 
frühen und individuellen Förderung sowie der gezielten 
SpraehfÖrderung gesetzt, um insbesondere bildungsbe- 
naehteiligte Kinder konsequent zu fordern. Im Mittel- 
punkt des „Nationalen Integrationsplans“ steht die Ver- 
besserung der Bildungsbeteiligung von Kindern und 
Jugendliehen mit Migrationshintergrund dureh gezielte 
SpraehfÖrderung in Kindergarten und Sehule. Die Länder 
wenden hierfür erhebliehe Mittel auf und haben in den 
vergangenen Jahren bereits viele Angebote und Projekte 
aufgelegt, die weiter ausgebaut werden. Der Berieht be- 
stätigt insofern die Weiehenstellungen, die die Länder mit 
ihren Besehlüssen naeh PISA 2000 getroffen haben und 
weiterverfolgen. 

Bund und Länder teilen nieht die im Berieht enthaltene 
Einsehätzung, derzufolge Kinder mit Behinderungen aus 
dem deutsehen Bildungssystem ausgegrenzt werden. Für 
Kinder mit Behinderungen gilt die Sehulpflieht wie für 
Niehtbehinderte. Hinzu kommen, je naeh sonderpädago- 
gisehem Förderbedarf und Ausbaugrad, infegrafive Ange- 
bote in Regelsehulen und spezifisehe Angebote in Son- 


der- bzw. Fördersehulen. Sonderpädagogen verfügen in 
Deufsehland über eine hohe Professionalifäf. Die Bil- 
dungsausgaben für die individuelle Förderung in Förder- 
sehulen sind - aueh im infemafionalen Vergleieh - über- 
durehsehnittlieh hoeh. Infegrationssehulen und -klassen 
werden in den Ländern kontinuierlieh ausgebauf. 
Deufsehland isf akfives Mifglied der „European Ageney 
for Development in Speeial Needs Education“ und hat 
2007 gemeinsam mit den Partnern in der EU die VN- 
Konvention über die Reehte von Behinderten sowie das 
Zusatzprotokoll gezeiehnet. 

Der Berieht empfiehlt die Zulassung des sog. Home- 
sehooling unter staatlieher Aufsieht, ln Deutsehland be- 
steht jedoeh eine allgemeine Sehulpflieht. Sie umfasst die 
Pfiieht der Eltern, ihr Kind zum Sehulbesueh anzumel- 
den. Die Sehulpflieht leitet sieh aus dem in der Verfas- 
sung verankerten staatliehen Bildungs- und Erziehungs- 
auftrag ab (Artikel 7 Abs. 1 GG). Dieser legitimiert sieh 
dureh das Gebot von Demokratie und Pluralismus, das in 
den Sehulgesetzen der Länder den Verfassungsauftrag wi- 
derspiegelt. Die Umsetzung einer Empfehlung, die Kin- 
dern die Teilnahme an einer Klassen- und Sehulgemein- 
sehaft versagen würde, wäre daher naeh Auffassung der 
Bundesregierung nieht mit geltendem Verfassungsreeht 
vereinbar. 

Die Bildungsbeteiligung wäehst - bei einer steigenden 
Naehfrage naeh höherwertigen Bildungsabsehlüssen - in 
Deutsehland kontinuierlieh und ist im internationalen 
Vergleieh hoeh. Gleiehes gilt für das allgemeine Bil- 
dungsniveau. Im Rahmen ihrer jeweiligen Zusfändigkei- 
fen werden Bund und Länder aueh weiferhin ihren Bei- 
frag leisfen, um das deufsehe Bildungssysfem zu sfärken. 
Mif einer „Qualifizierungsinifiative für Deufsehland“ 
werden Bund und Länder die Bedingungen für Bildung 
und Qualifizierung in allen Bildungsbereiehen weher ver- 
bessern. Unfer dem Leifgedanken „Aufstieg dureh Bil- 
dung“ wird die Bundesregierung Bildungsehaneen stär- 
ken, die Durehlässigkeit zwisehen den Bildungsbereiehen 
erhöhen und innovative Ansätze zur Reform des Bil- 
dungssystems unterstützen. Im Zuge der Auswertung der 
Ergebnisse der IGLU- und PISA-Studien von 2006 haben 
Bund und Länder gemeinsam bildungspolifisehe Empfeh- 
lungen zur Weiferenfwieklung des deufsehen Bildungs- 
sysfems formulier!. Mif dem Nafionalen Bildungsberiehf 
„Bildung in Deufsehland“ wurde ein konfinuierliehes Bil- 
dungsmonitoring etabliert, das alle Bildungsbereiehe um- 
fasst. 

2.2 Armutsbekämpfung und Menschenrechte 

Naeh Sehätzungen der Weltbank sind rund 970 Millionen 
Mensehen weltweit gezwungen, mit weniger als einem 
US-Dollar pro Tag auszukommen. Sie gelten damit als 
extrem arm. Etwa 850 Millionen Mensehen hungern oder 
leiden unter Mangelernährung. Vor diesem Hintergrund 
haben sieh die Staats- und Regierungsehefs in der Millen- 
niumserklärung der Vereinten Nationen (A/RES/55/2, 
www.un.org) im September 2000 dem Ziel verpfliehtet, 
den Anteil der extrem armen Mensehen in der Welt bis 
zum Jahr 2015 zu halbieren. Die Armut in den Entwiek- 
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lungsländem ist eng verbunden mit vielen anderen Pro- 
blemen, etwa dem Bevölkerungswaehstum, HIV/Aids, 
mangelnden Bildungsmögliehkeiten und struktureller ge- 
sellsehaftlieher Ausgrenzung. Die Mensehenreehte der 
Betroffenen, insbesondere ihre wirtsehaftliehen, sozialen 
und kulturellen Reehte, werden dadureh verletzt oder 
stark eingesehränkt. Die Verletzung von Mensehenreeh- 
ten ist also nieht nur Folge von Verarmung, sondern zu- 
gleieh deren Ursaehe: So fuhren beispielsweise fehlende 
Mitwirkungsmögliehkeiten und Diskriminierungen von 
bestimmten Bevölkerungsgruppen oft zu deren Verar- 
mung. Umgekehrt können sieh arme Mensehen oft eine 
adäquate Gesundheitsversorgung nieht leisten und damit 
ihr Reeht auf Gesundheit nieht verwirkliehen. 

Nieht nur die Entwieklungsorganisationen der VN, son- 
dern aueh die deutsehe Entwieklungspolitik sowie andere 
bilaterale Geber haben sieh vor diesem Hintergrund dazu 
entsehlossen, die Entwieklungszusammenarbeit stärker 
an den Mensehenreehten und den mensehenreehtliehen 
Prinzipien Partizipation und „Selbstkompetenz“ (Empo- 
werment), Niehtdiskriminierung und Chancengleiehheit, 
Transparenz und Reehensehaftspflieht zu orientieren und 
damit einen sog. Mensehenreehtsansatz zu verfolgen, ln 
allen Sektoren der Entwieklungszusammenarbeit soll die 
Orientierung an mensehenreehtliehen Standards und Prin- 
zipien zu einer noeh konsequenteren Armutsorientierung 
fuhren und damif zu einer naehhaltigeren Erreiehung der 
Millenniumsentwieklungsziele. Diese Orientierung hat 
aueh den Vorteil, dass damit unmittelbar an die Verpflieh- 
tungen unserer Partner angeknüpft wird. Da aueh wir und 
andere Geber sieh zu denselben Mensehenreehten be- 
kannt haben, bietet diese Orientierung überdies einen be- 
reits gemeinsam erarbeiteten konkreten Rahmen, um die 
Geberbeiträge in unseren Partnerländern zu harmonisie- 
ren. 

Der Politik der Bundesregierung liegt ein breites Ver- 
ständnis von Armut zugrunde. Wirksame Armutsbekämp- 
fung verlangf nieht nur naeh einer Verbesserung der Ein- 
kommenssituation, sondern erfordert aueh die staatliehe 
Gewährleistung von Freiheitsräumen und die Wahrneh- 
mung von Sehutzpfliehten, damit die Betroffenen an Pro- 
zessen der Ressoureenerwirtsehaftung und -allokation 
teilhaben können. Die Interdependenz aller Mensehen- 
reehte zeigt sieh z. B. an der Verwirkliehung von Partizi- 
pations- und Teilhabereehten, die zu einer besseren 
Grundversorgung und damit zu einer Verwirkliehung der 
wirtsehaftliehen, sozialen und kulturellen Mensehen- 
reehte führen. Beispielhaft wird im Folgenden anhand der 
Aktivitäten der deutsehen Entwicklungszusammenarbeit 
zur Verwirklichung des Rechts auf Bildung, des Rechts 
auf Gesundheit und des Rechts auf Nahrung die enge Ver- 
bindung zwischen Armutsbekämpfung und Menschen- 
rechtsansatz verdeutlicht. 

2.2.1 Recht auf Bildung 

Trotz eines signifikanten Anstiegs der weltweiten Ein- 
schulungsquoten in den vergangenen 30 Jahren ist die 
Zahl der Kinder, die keinen Zugang zur Primarschule ha- 
ben, noch immer hoch. Sie verringerte sich zwar zwi- 


schen 1999 und 2005 um 24 Millionen auf 72 Millionen. 
Um das Ziel „Bildung für alle“ bis 2015 zu erreichen, 
müssen dennoch deutlich mehr Anstrengungen von Ge- 
ber- und Partnerländern unternommen werden. Haupthin- 
dernisse sind mangelhafte Bildungsqualität, hohe indi- 
rekte Kosten für den Schulbesuch und die welfweif 
anhaftend hohe Zahl von erwachsenen Analphabefen. 

Große Herausforderungen besfehen weiferhin im Bereich 
der Sekundär- und Tertiärbildung. Mit dem weltweit ver- 
besserten Zugang und Abschluss der Primarstufe wächst 
der Druck auf weiterführende Bildungseinrichtungen und 
das Bildungswesen insgesamt, ln Entwicklungsländern 
besucht derzeit nur jedes zweite Kind die Sekundar- 
schule. ln Afrika südlich der Sahara ist es lediglich jedes 
fünfte Kind und in Süd- und Westasien sind es zwei von 
fünf Kindern, ln einigen Ländern liegen die Neffoein- 
schulungsrafen in der Sekundarschule unferhalb von zehn 
Prozenf (z. B. Burkina Faso neun Prozenf, Burundi 
8,6 Prozenf, Niger 6,1 Prozenf). Um den Zugang zu wei- 
ferführenden Bildungseinrichtungen zu gewährleisten, 
sind zunächst Investitionen in die Infrastruktur (z. B. 
Schulgebäude, Schulausstattung) erforderlich. 

Viele Kinder brechen die Schule vorzeitig ab, und Mäd- 
chen sind nach wie vor in ihren Bildungsmöglichkeiten 
auf allen Bildungsstufen benachteiligt, ln fast allen Ent- 
wicklungsländern sind die Einschulungsraten bei Mäd- 
chen niedriger und die Abbruchraten höher als bei Jun- 
gen. Neben beschränkten Zugangsmöglichkeiten stellen 
mangelnde Qualität und Effizienz Herausforderungen an 
die Bildungssysteme der Entwicklungsländer und an die 
internationale Gemeinschaft dar. Zugänglichkeit, Verfüg- 
barkeit, Annehmbarkeit (einschließlich Qualität) und An- 
passbarkeit sind Elemente, die das Menschenrecht auf 
Bildung fordert und definiert. 

Bildung - Grundbildung, Sekundarbildung, berufliche 
Bildung, Hochschulbildung sowie Bildungsmaßnahmen 
im außerschulischen Bereich - zählt zu den Schwerpunkt- 
bereichen in der bilateralen deutschen Entwicklungszu- 
sammenarbeit. Um dem erweiterten Bildungsbegriff 
Rechnung zu tragen, wurde in den vergangenen Jahren 
ein möglichst breiter Ansatz gewählt, der sich nicht auf 
das formale Bildungsangebot beschränkt, sondern auch 
die nachhaltige Nutzung von Bildungseinrichtungen in 
den Mittelpunkt rückt. Neben der Verwirklichung des 
Rechts auf Bildung werden hier auch andere Menschen- 
rechte gefördert, wie etwa das Recht auf ein höchstmögli- 
ches Maß an Gesundheit durch ärztliche Betreuung von 
Schülern, das Recht auf Nahrung durch Schulspeisung, 
das Recht auf Partizipation durch Förderung der Mitwir- 
kung von Eltern und Gemeinden, das Diskriminierungs- 
verbot durch mädchengerechte Ausstattung von Schulen. 
Zur menschenrechtsbasierten Förderung gehören zudem 
gezielte Infrastrukturmaßnahmen für besonders benach- 
teiligte Gruppen wie Kinder in städtischen und ländlichen 
Armutsgebieten, an der Lebenswelt von Kindern und 
Jugendlichen ausgerichtete Curricula, die Förderung mut- 
tersprachlichen, interkulturellen Unterrichts in mehrspra- 
chigen Gesellschaften, Nachmittags- und Abendunter- 
richt für Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die 
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aufgrund ihrer Lebenssituation keinen Zugang zu adäqua- 
ter sehuliseher Grundbildung haben bzw. hatten, der ver- 
stärkte Einsatz von Lehrerinnen für Mädehen und insge- 
samt stärkere Einbeziehung mensehenreehtlieher Themen 
in den Unterrieht. 

Ausgehend vom Mensehenreehtsansatz wurde unter an- 
derem in Guatemala im Grundbildungssektor das FZ-Pro- 
gramm analysiert und im Hinbliek auf eine stärkere 
Orientierung an den Mensehenreehten und mensehen- 
reehtliehen Prinzipien beraten. Das Programm arbeitete 
bereits mensehenreehtsorientiert, da es im Bereieh der 
zweispraehigen interkulturellen Bildung tätig ist und ei- 
nen Fokus auf die besonders benaehteiligte indigene Be- 
völkerung in armen ländliehen Gebieten legt. Ergebnis 
der prozessorientierten Beratung ist: die stärkere Beteili- 
gung von Kindern und Jugendliehen an sehulisehen An- 
gelegenheiten entspreehend ihrer Fähigkeiten, wie sie 
von der Kinderreehtskonvention gefordert wird; die sys- 
tematisehe und explizite Einbeziehung von Mensehen- 
reehten in die Currieula, die vorher unter der Überschrift 
Friedenserziehung lediglich punktuell und mittelbar in 
die Inhalte eingeflochten wurden; die Thematisierung von 
Gewalt an Schulen vor dem Hintergrund, dass Kinder und 
Jugendliche ein Recht auf körperliche Unversehrtheit ha- 
ben. All diese Neuerungen dienen insbesondere dem Em- 
powerment und der Partizipation von Kindern und Ju- 
gendlichen, ebenso wie die Bewusstseinsförderung als 
Rechtsträger. Diese Neuerungen sowie das Ansprechen 
des Partners auf allen staatlichen Ebenen als Pflichtenträ- 
ger stellen einen wichtigen Prozess des Umdenkens dar, 
dessen strukturelle Ergebnisse sich erst mittel- und lang- 
fristig zeigen werden. 

2.2.2 Recht auf Gesundheit 

Das Menschenrecht auf den höchstmöglichen Gesund- 
heitszustand wird insbesondere gegenüber armen Men- 
schen häufig verletzt. Diese haben darüber hinaus, gerade 
weil sie oft unterernährt, nicht ausreichend ausgebildet 
oder krank sind, weniger Möglichkeiten, ihr Recht auf 
Gesundheit einzufordem. Im Berichtszeitraum hat das 
BMZ einen Prozess eingeleitet hin zu einer durchgängi- 
gen Verankerung des Menschenrechtsansatzes im Ge- 
sundheitsbereich. Die wesentlichen Elemente einer men- 
schenrechtsbasierten Gesundheitsversorgung sind: 

- Verfügbarkeit (availability): Gesundheits- und Rehabi- 
litationseinrichtungen müssen ebenso vorhanden sein 
wie überlebenswichtige Medikamente und adäquat 
ausgebildetes medizinisches Personal, das konkur- 
renzfähige Gehälter bekommt; 

- Zugänglichkeit (accessibility): Der Zugang zu Ge- 
sundheitseinrichtungen, -gütem und -dienstleistungen 
muss de lege und de facto diskriminierungsfrei sein. 
Auch für Arme und anderweitig benachteiligte Bevöl- 
kerungsgruppen muss der physische, ökonomische 
und informationelle Zugang gewährleistet sein; 

- Annehmbarkeit (acceptability): Alle Gesundheitsein- 
richtungen, -güter und -dienstleistungen müssen 
Grundsätze der medizinischen Ethik sowie die kultu- 


rellen Werte der jeweiligen Bevölkerung respektieren, 
soweit diese nicht gegen Menschenrechte verstoßen; 

- Qualität (quality): Gesundheitseinrichtungen, -güter 
und -dienstleistungen müssen wissenschaftlich ange- 
messen und von guter Qualität sein. 

Das Konzept des menschenrechtsbasierten Ansatzes im 
Gesundheitssektor wurde im Rahmen der bilateralen Ent- 
wicklungszusammenarbeit zunächst in Kenia - auch un- 
ter Einbeziehung des Wassersektors - erfolgreich pilo- 
tiert. Die Bundesregierung strebt dabei insbesondere den 
verbesserten Zugang von Mädchen und Frauen zu Ge- 
sundheitsinformationen und -dienstleistungen an. Vor 
diesem Hintergrund hat sich die Bundesregierung im Be- 
richtszeitraum im Rahmen der Vereinten Nationen auch 
für die Aufnahme von zusäfzlichen Unterzielen und Indi- 
katoren zum Bereich Zugang von Frauen zu Dienstleis- 
tungen der reproduktiven Gesundheit im Kontext des 
Millenniumsentwicklungsziels 5 eingesetzt. Darüber hi- 
naus hat die Bundesregierung zu Beginn des Jahres 2007 
im Rahmen der G8 -Präsidentschaft die Initiative ergrif- 
fen, um in den Programmen des Globalen Fonds zur Be- 
kämpfung von HIV/Aids, Tuberkulose und Malaria 
(GFATM) den Zugang von Frauen in einer Strategie zu 
verankern. Im November hat der Verwaltungsrat des 
GFATM auf Grundlage dieser Initiative einen entspre- 
chenden Beschluss gefasst. Initiativen im Rahmen der 
EU-Ratspräsidentschaft waren insbesondere die Formu- 
lierung und Abstimmung von Ratsschlussfolgerungen 
zum Thema Fachkräftemangel im Gesundheitswesen so- 
wie zur Bekämpfung von HIV/Aids mit der Zielrichtung 
des verbesserten Zugangs von Frauen und Mädchen zu 
Testung, Prävention sowie Behandlung. 

Aufbauend auf den Konferenzen in Dublin und in Vilnius 
2004 veranstaltete die Bundesregierung im März 2007 im 
Rahmen der EU-Präsidentschaft in Bremen die Konfe- 
renz „Verantwortung & Partnerschaft - Miteinander ge- 
gen HIV/Aids“, ln der Bremen-Erklärung verpflichteten 
sich die teilnehmenden Staaten u. a., die politische Füh- 
rung bei der Bekämpfung von HIV zu übernehmen, die 
Menschenrechte der HlV-lnfizierten zu garantieren und 
zu achten, universellen Zugang zur evidenzbasierten Prä- 
vention und Behandlung und umfassende Sexualaufklä- 
rung zu fördern sowie zusammenzuarbeiten, um den Zu- 
gang zu preiswerten Arzneimitteln zu sichern. 

Mit dem vom Bundesministerium für Gesundheit und 
dem BMZ gemeinsam erarbeiteten und im Juli 2005 vom 
Kabinett verabschiedeten Sfrategiepapier HlV/Aids-Be- 
kämpfungsstrategie der Bundesregierung und dem im 
März 2007 vom Kabinett verabschiedeten Aktionsplan 
zur Umsetzung der HlV/Aids-Bekämpfungsstrategie hat 
die Bundesregierung ihre Verpflichtung zur internationa- 
len und nationalen AIDS-Bekämpfung bekräftigt. Sowohl 
national wie international ist die Respektierung der Men- 
schenrechte ein wesentliches Element jeder HlV/Aids- 
Strategie. Besonders gefährdet von einer HlV-lnfektion 
sind Migranten. Der Aktionsplan sieht dazu vor, dass es 
aus Deutschland keine Abschiebung von Menschen mit 
HIV/Aids in ein Land geben soll, in dem keine adäquate 
Behandlung zur Verfügung sfeht. 
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Der Aktionsplan beinhaltet und benennt insbesondere 
aueh den strategisehen und inhaltliehen Beitrag der deut- 
sehen Entwieklungszusammenarbeit zur Erreiehung der 
international vereinbarten Ziele zur globalen HlV/Aids- 
Bekämpfung. Zudem trägt er aueh der Verbesserung des 
Zugangs von benaehteiligten Gruppen und von Frauen 
und Mädehen explizit Reehnung. Da das Reeht auf Ge- 
sundheit eng verknüpft ist mit anderen Mensehenreehten, 
kann es nur naehhaltig gewährleistet werden, wenn z. B. 
das Mensehenreeht auf Zugang zu sauberem Trinkwasser 
oder das Reeht auf Bildung umgesetzt wird. Um den 
naehhaltigen Erfolg von Entwieklungsmaßnahmen zu ge- 
währleisten, fördert die Bundesregierung daher verstärkt 
die Vernetzung des Gesundheitssektors mit anderen ent- 
wieklungspolitiseh relevanten Bereiehen wie Bildung, 
Ernährung und Armutsbekämpfung. Gefördert werden 
insbesondere Vorhaben, die auf partizipativen Ansätzen 
beruhen und die Zielgruppe an der Planung, Durehföh- 
rung und Bewertung von Gesundheitsmaßnahmen beteili- 
gen. Dafür sind nationale Niehtregierungsorganisationen 
und Selbsthilfegruppen der Zielbevölkerung einzubezie- 
hen. Das Konzept des mensehenreehtsbasierten Ansatzes 
im Gesundheitssektor wurde im Rahmen der bilateralen 
Entwieklungszusammenarbeit zunäehst in Kenia - aueh 
unter Einbeziehung des Wassersektors - erfolgreieh pilo- 
tiert. 

Grundsätzlieh konzentriert sieh die deutsehe Entwiek- 
lungszusammenarbeit neben der Bekämpfung von HIV/ 
Aids, Tuberkulose und Malaria sowie der Verbesserung der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Reehte zu- 
nehmend auf die Verbesserung der Gesundheitssysteme - 
insbesondere zur naehhaltigen Verbesserung des Zugangs 
von benaehteiligten und armen Bevölkerungsgruppen (ins- 
besondere Kinder und Frauen); hier wird die Gesundheits- 
systemfinanzierung zunehmend relevant. Insbesondere 
Krankenversieherungssysteme spielen eine herausragende 
Rolle, um den Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen 
aueh für diese Gruppe zu gewährleisten. Das Reeht auf 
soziale Sieherheit ist in Artikel 9 des VN-Sozialpakts und 
in den Artikeln 22 und 25 1 der Allgemeinen Erklärung 
der Mensehenreehte verankert und international aner- 
kannt. Die Bundesregierung hat in ihrem Aktionspro- 
gramm 2015 zur weltweiten Halbierung extremer Armut 
die zentrale Rolle sozialer Sieherungssysteme für die Ar- 
mutsbekämpfung und die Wiederherstellung der Selbst- 
hilfefähigkeit von (extrem) armen Mensehen herausge- 
stellt. Im Rahmen der deutsehen G8-Präsidentsehaft hat 
die Bundesregierung daher die Initiative „Providing for 
Health“ für soziale Sieherung im Gesundheitssektor ins 
Leben gerufen: 


for Health“ - Bestandteil der G8-Gipfelerklärung von 
Heiligendamm 2007 - folgt der Aufforderung zu einem 
intensivierten Dialog über Finanzierungsoptionen als 
Grundlage für einen verbesserten Zugang zu Gesund- 
heitsdiensten in Entwieklungsländem. Die Initiative 
konkretisiert diese Optionen, um naehhaltige und ge- 
reehte Finanzierungsstrukturen in Gesundheitssys- 
temen zu fördern und um dureh die Verbindung von 
nationalen Finanzierungsstrategien mit koordinierter in- 
ternationaler Unterstützung der armen Bevölkerung ver- 
besserten Zugang zu qualitativ hoehwertigen Gesund- 
heitsdiensten zu versehaffen. Die Initiative wird als 
Bestandteil der ebenfalls 2007 gegründeten internatio- 
nalen Koordinierungsinitiative „International Health 
Partnership“ verstanden und ist in den Dokumenten und 
Erklärungen entspreehend eingebettet worden. Deutseh- 
land, Frankreieh, Norwegen, WHO, ILO und Weltbank 
nehmen im Rahmen der „Kemgruppe“ dieser Initiative 
eine führende Rolle bei ihrer Weiterentwieklung und 
Umsetzung ein. 


Neben der bilateralen deutsehen Entwieklungszusam- 
menarbeit förderte die Bundesregierung den Gesundheits- 
sektor in Entwieklungsländem im Beriehtszeitraum aueh 
im Rahmen ihrer Zusammenarbeit z. B. mit dem GFATM, 
der WHO, dem Kinderhilfswerk UNICEF, anderen Orga- 
nisationen der Vereinten Nationen wie dem Familienpla- 
nungsfonds UNFPA, UNAIDS, aber aueh der Weltbank 
und der Europäisehen Union. 

2.2.3 Das Recht auf Nahrung 

Rund 75 Prozent der 1,2 Milliarden Mensehen, die als ab- 
solut arm gelten, leben in den ländliehen Räumen der 
Entwieklungsländer. Über 850 Millionen Mensehen welt- 
weit leiden an Hunger und ehroniseher Unteremährang, 
ea. 80 Prozent der Hungernden wiedemm sind Kleinbau- 
ern, landlose Landarbeiter sowie Fiseher und Viehzüeh- 
ter. Die absolute Zahl der Hungernden steigt derzeit wie- 
der, insbesondere im südlieh der Sahara gelegenen 
Afrika. Die deutsehe Entwieklungszusammenarbeit ver- 
folgt in der Fördemng von ländlieher Entwieklung einen 
umfassenden System- und prozessorientierten Ansatz, der 
der Multi funktionalität ländlieher Räume und der Erfül- 
lung des Mensehenreehts auf Nahmng Reehnung trägt. 
Dabei müssen die versehiedenen Einflussfaktoren auf die 
Lebensbedingungen im ländliehen Raum systematiseh 
bearbeitet werden. Über Politikberatung und -dialog trägt 
die deutsehe Entwieklungszusammenarbeit zur Sehaffung 
konsistenter agrarpolitiseher Rahmenbedingungen zur 
Entwieklung der Landwirtsehaft bei. 

Das Reeht auf Nahmng spielt besonders im Bereieh Er- 
nähmngssieherheit („physiseher und wirtsehaftlieher Zu- 
gang zu Nahrangsmitteln in angemessener Menge für alle 
Mitglieder eines Haushalts, ohne dass das Risiko besteht, 
dass dieser Zugang verloren geht“) eine zentrale Rolle. 
Die wiehtigsten Elemente sind der Vorrang für die lokale 
Produktion zur Emähmng der Bevölkerang, der Zugang 
zu Ressoureen, die Anerkennung der Reehte von Bauern, 


„Providing for Health“ 

Weltweit haben mehr als 1,3 Milliarden Mensehen kei- 
nen Zugang zu angemessenen Gesundheitsdiensten. 
Dies betrifft insbesondere arme Mensehen in Sub- 
sahara-Afrika. Aufgrand von Direktzahlungen im 
Krankheitsfall verarmen jedes Jahr rund 100 Millionen 
Mensehen. Direktzahlungen stellen somit das höchste 
Verarmungsrisiko überhaupt dar. Die Initiative „Providing 
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das Recht der Verbraucher zu entscheiden, was sie konsu- 
mieren und wie und von wem es produziert wurde, die 
Notwendigkeit, landwirtschaftliche Preise an Produk- 
tionskosten auszurichten, Dialog und Partizipation, die 
Anerkennung des Beitrags von Frauen, die Förderung 
einer nachhaltigen Landwirtschaft und der Zugang zu 
ausreichenden Mengen gesunder Lebensmittel, die den 
Emährungsgewohnheiten entsprechen und eine Lebens- 
führung in menschlicher Würde ermöglichen. Das Recht 
auf Nahrung beinhaltet, dass jedes Land die Möglichkeit 
haben muss, eine eigenständige Agrar- und Emährungs- 
politik zu entwickeln und dabei neben den natürlichen 
Bedingungen auch kulturelle und produktionstechnische 
Besonderheiten zu berücksichtigen. Die Kontrolle über 
Produktionsmittel wie Wasser, Land, Saatgut und andere 
natürliche Ressourcen müssen in den Händen der Produ- 
zenten liegen. Dabei darf die Agrarproduktion in anderen 
Ländern jedoch nicht beeinträchtigt werden. Deshalb hat 
sich die Bundesregierung erfolgreich an der Erarbeitung 
freiwilliger Leitlinien zur Umsetzung des Rechts auf 
Nahrung, wie es in Artikel 25 Abs. 1 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte sowie in Artikel 11 des 
Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte festge schrieben ist, beteiligt und auf 
ihre Verabschiedung durch den FAO-Rat im November 
2004 hingewirkt. 

Ein Beispiel für die Unterstützung bei der Umsetzung der 
freiwilligen Leitlinien ist die Unterstützung von Agrar- 
reformen und Landreformen durch die Bundesregierung. 
Die Anstrengungen zielen über die Politikberatung auf 
nationale Reformen, schließen jedoch Maßnahmen auf 
kommunaler und auf regionaler Ebene (Anrainergebiete) 
ein. Des Weiteren setzt sich die Bundesregierung im poli- 
tischen Dialog sowohl mit den Partnern als auch im Ge- 
berkreis aktiv für den Abbau geschlechfsspezifischer Be- 
nachfeiligungen im Zugang zu und der Konfrolle über 
produkfive Ressourcen wie Grund und Boden ein. Hinfer- 
grund isf die Tafsache, dass die Förderung der ländlichen 
Entwicklung und der Abbau geschlechtsspezifischer Dis- 
kriminierung von Frauen eng miteinander verknüpft sind. 
Deutschland hat sich außerdem für eine wehere Verbrei- 
tung und Anwendung dieser Leitlinien zum Recht auf Er- 
nährung eingesetzt. Die Leitlinien sollen Legislative, Jus- 
tiz, Medien und Zivilgesellschaft im weltweiten Kampf 
gegen Hunger und Unterernährung als wichtige Beru- 
füngsgrundlage für mehr innersfaafliche Veranfwortung 
und gufe Regierungsführung dienen. 

Die Bundesregierung haf den Menschenrechfsansafz in 
der Hungerbekämpfung durch die Finanzierung einer spe- 
ziellen Arbeifseinheif zum Rechf auf Nahrung in der Er- 
nährungs- und Landwirfschaftsorganisafion der Vereinten 
Nationen (FAO) gefördert. Sie hat sich zudem dafür ein- 
gesetzt, dass die FAO das Recht auf Nahrung zum Thema 
des Weltemährungstages 2007 gemacht hat. Die Bedeu- 
tung, die Deutschland diesem Menschenrecht beimisst, 
wurde unterstrichen durch den Auftritt des Bundespräsi- 
denten als Gastredner bei den Feierlichkeiten zum Welt- 
emähmngstag 2007 bei der FAO in Rom. Im Vorfeld dazu 
hat die Bundesregiemng bei den EU-Partnem im EU- 


Agrar- und Fischereiministerrat für eine versfärkfe Förde- 
mng des Rechf s auf Nahmng geworben. 

2.3 Entwicklungen im Europarat - 
die Europäische Sozialcharta 

Die Europäische Sozialcharta (ESC) des Europarats (SEV 
Nr. 35; BGBl. 1964 11 S. 1261) wurde am 18. Oktober 
1961 in Turin zur Zeichnung aufgelegt und trat am 
26. Febmar 1965 in Kraft. Deutschland gehört zu den Er- 
stunterzeichnerstaaten. Die Charta ist das Gegenstück zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention des Europarats 
im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Rechte und 
garantiert 19 Grandrechte: u. a. das Recht auf Arbeit, Ge- 
sundheit, soziale Sicherheit und Fürsorge und das Recht 
auf Schutz der Familie, von Kindern und Jugendlichen. 
1996 wurde die Revidierte Europäische Sozialcharta 
(RESC) zu Zeichnung aufgelegt und trat am 1. Juli 1999 
in Kraft. Die RESC fasst die Normen der ESC von 1961 
und ihr Zusatzprotokoll (SEV Nr. 128) von 1988 zusam- 
men und ergänzt sie um einige neue Rechte: u. a. Recht 
auf Schutz vor Armut und Ausgrenzung, Recht auf Woh- 
nung und Kündigungsschutz. Inzwischen haben von den 
47 Mitgliedstaaten des Europarats insgesamt 39 Länder 
die Charta ratifiziert (ESC: 27; RESC: 24). 

Wie die Europäische Menschenrechtskonvention sieht 
auch die ESC ein internationales Rechtsschutzsystem vor, 
das die Einhaltung ihrer Normen durch die Vertragsstaa- 
ten überwacht. Dieses Verfahren ist jedoch im Gegensatz 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention nicht ge- 
richtsfÖrmig ausgestaltet, sondern basiert auf Staatenbe- 
richten. Die Mitgliedstaaten müssen dem Europarat regel- 
mäßig über die innerstaatliche Umsetzung der Normen 
berichten. Seit 2007 kommt ein neues Berichtssystem zur 
Anwendung. Alle vier Jahre wird jährlich abwechselnd 
zu festgelegten Sachthemen berichtet. Es wird nicht mehr 
wie bisher zwischen Kern- und Nichtkerabestimmungen 
unterschieden. 

Ein unabhängiger Sachverständigenausschuss (Europäi- 
scher Ausschuss für soziale Rechfe; EASR) legf seine 
Sfellungnahme (Schlussfolgerungen) zu den jeweiligen 
Sfaatenberichten vor. Anschließend werden diese Schluss- 
folgerungen in dem aus Verfrefera der Vertragssfaafen 
gebildeten Regierangsausschuss erörtert und die Stel- 
lungnahme hierzu dem Ministerkomitee vorgelegt. Das 
Ministerkomitee als Entscheidungsorgan des Europarats 
kann dann notwendige Empfehlungen an die betroffenen 
Regierungen richten. Seit 2005 wurden dem Europarat 
gemäß Artikel 21 ESC drei deutsche Staatenberichte vor- 
gelegt (23., 24. und 25. Staatenbericht). Letzterer wurde 
nach dem neuen Berichtssystem erstellt und dem Europa- 
rat im November 2007 zugeleitet. Er hat die Sachgebiete 
Arbeit, Ausbildung und Chancengleichheit zum Thema. 
2008 wird dem Europarat zu den Themen Gesundheit, so- 
ziale Sicherheit und sozialer Schutz berichtet. 

Während die Prüfungen zum 23. (Schlussfolgerungen 
XVlll-1) und 24. Deutschen Staatenbericht (Schlussfol- 
gerungen XVlll-2) bereits abgeschlossen sind, werden 
die Schlussfolgerungen des EASR zum 25. Bericht frü- 
hestens Mitte 2008 erwartet. Deutschland hat während 
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der EU-Ratspräsidentschaft die Revidierte Europäisehe 
Sozialeharta von 1996 am 29. Juni 2007 gezeiehnet. Zur 
Ausräumung bestehender Unstimmigkeiten über die An- 
wendung der Charta führt das Bundesministerium für Ar- 
beif und Soziales im Rahmen eines jährlieh sfafffindenden 
Treffens einen regelmäßigen Dialog mif dem EASR. 

2.4 Entwicklungen in den Vereinten Nationen 

2.4.1 Arbeitsgruppe des VN-Menschenrechts- 
rates zu einem Zusatzprotokoll zum 
Sozialpakt 

Der VN-Mensehenreehfsraf hat in seiner ersten Sitzung 
im Juni 2006 das Mandat für die noeh von der VN-Men- 
sehenreehtskommission u. a. auf Betreiben Deutsehlands 
eingesetzte Arbeitsgruppe (AG) zur Erarbeitung eines 
Zusatzprotokolls zum Pakt über wirtsehaflliehe, soziale 
und kulturelle Reehte (WSK-Pakt) um zwei Jahre verlän- 
gert (Resolution A/HRC/L.4 vom 29. Juni 2006). Die AG 
wurde beauftragt, ein Zusatzprotokoll zu erarbeiten. 
Hierzu wurde der Vorsitz der AG ermäehtigt, einen ersten 
Entwurf eines Zusatzprotokolles zu erstellen, der die in 
der AG bisher vertretenen Positionen berüeksiehtigt. Im 
April 2007 legte die Vorsitzende der Arbeitsgruppe, Cata- 
rina de Albuquerque (Portugal), einen ersten Entwurf für 
ein Zusatzprotokoll vor. Dieser Entwurf war Gegenstand 
der Sitzung der AG, die vom 16. bis 27. Juli 2007 in Genf 
stattfand. Wesentliehes Ergebnis dieser Sitzung war eine 
erste umfassende Bestandsaufnahme der aktuellen Posi- 
tionen der Staaten. 

Die fünfte Sitzung der Arbeitsgruppe, die im Februar 
(4. bis 8. Februar) und April (31. März bis 4. April) 2008 
in Genf stattfand, stand vor der großen Herausforderung, 
die Arbeiten an einem Fakultativprotokoll beenden zu 
müssen, wenn man nieht Gefahr laufen wollte für die Ver- 
längerung der Arbeitsgruppe ein neues Mandat des Men- 
sehenreehtsrates der Vereinten Nationen zu brauehen. 
Ziel der portugiesisehen Vorsitzenden war denn aueh, den 
gesamten Text in einer ersten Hälfte durehzuverhandeln 
und ansehließend in einer zweiten Hälfte die verbliebenen 
strittigen Fragen zu klären. Diese Taktik ging auf: Die Ar- 
beitsgruppe konnte sieh naeh langwierigen, kontroversen, 
aber stets konstruktiven Diskussionen auf einen Textent- 
wurf einigen, der nunmehr dem Mensehenreehtsrat in der 
näehsten Sitzung im Juni 2008 vorgelegt werden soll. Bei 
Annahme dureh den Mensehenreehtsrat der Vereinten 
Nationen wäre der näehste Sehritt die Annahme dureh die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen im Herbst 
2008. Ansehließend läge das neue Fakultativprotokoll zur 
Unterzeiehnung dureh die Staaten aus. 

Es liegt nunmehr ein Fakultativprotokoll mit 22 Artikeln 
vor, das zwar an einigen Stellen den Charakter einer 
Kompromisslösung erkennen lässt, bei dem sieh letztlieh 
aber die Befürworter eines starken Protokolls gegenüber 
den Skeptikern durehgesetzt haben. 

ln der bis zuletzt sehr strittigen Frage der Reiehweite des 
Protokolls haben sieh die Befürworter des umfassenden 
Ansatzes (eomprehensive approaeh) durehgesetzt, ein so 
genanntes „opt out“ oder „opt in“ im Hinbliek auf das 


Individualbesehwerdeverfahren, also die Mögliehkeit 
einzelne im VN-Pakt über wirtsehaftliehe, soziale und 
kulturelle Reehte enthaltene Reehte vom Individualbe- 
sehwerdeverfahren auszusehließen, ist nieht im Protokoll 
enthalten. 

Deutsehland hat die Arbeit der Arbeitsgruppe aktiv und 
konstruktiv mitgestaltet. Es hat sieh für ein mensehen- 
rechtsfreundliehes, juristiseh sauber ausgestaltetes und 
praktiseh handhabbares Individualbesehwerdeverfahren 
eingesetzt. Deutsehland hat deshalb den umfassenden 
Ansatz befürwortet und sieh allen Versuehen widersetzt, 
mensehenreehtsfremde Zulässigkeits- und Begründet- 
heitskriterien zu sehaffen. 

Ein wesentlieher Beitrag von deutseher Seite war aueh 
die kontinuierliehe faehliehe Beratung dureh das deutsehe 
Mitglied im Sozialpaktaussehuss, Prof Eibe Riedel, der 
die Arbeitsgruppe als unabhängiger Experte unterstützt. 

2.4.2 Entwicklungen und deutsche Initiativen im 
Mensehenreehtsrat 

Deutsehland unterstützt aktiv, dass die Gleiehwertigkeit 
und weehselseitige Abhängigkeit aller Mensehenreehte 
im VN-Mensehenreehtsrat und im 3. Aussehuss der VN- 
Generalversammlung in einer Reihe von Resolutionen zu 
den WSK-Reehten Ausdruek finden, und es engagiert 
sieh für eine weitere Stärkung der Verfahren und Meeha- 
nismen des Mensehenreehtsrates im WSK-Bereieh. Im 
neu gegründeten Mensehenreehtsrat hat sieh Deutsehland 
aktiv am Verhandlungsprozess zu folgenden WSK-Reso- 
lutionen beteiligt und diese mit eingebraeht: Reeht auf 
Nahrung, Reeht auf angemessenes Wohnen (von 
Deutsehland und Finnland initiiert), Reeht auf Gesund- 
heit, Reeht auf diskriminierungsfreien Zugang zu Trink- 
wasser und Sanitärversorgung (von Deutsehland und Spa- 
nien initiiert). 

Deutsehland hat gemeinsam mit Finnland erneut eine Re- 
solution zum angemessenen Wohnen als Teil des Reehts 
auf einen angemessenen Lebensstandard bei der 6. Sit- 
zung des Mensehenreehtsrates erfolgreieh eingebraeht 
(Annahme im Konsens). Das der Resolution zugrunde 
liegende Reeht auf angemessenes Wohnen ist u. a. in 
Artikel 25 Abs. 1 der Allgemeinen Erklärung der Men- 
sehenreehte, in Artikel 11 Abs. 1 des Sozialpakts und in 
Artikel 27 Abs. 3 der Kinderreehtskonvention genannt. 
Naeh Sehätzungen des United Nations Human Settle- 
ments Programme (Habitat) sind mindestens 100 Millio- 
nen Mensehen weltweit, darunter 30 bis 70 Millionen 
Kinder, ohne jegliehe Unterkunft. Für eine weit größere 
Zahl von Mensehen muss das Kriterium der Angemessen- 
heit als unerfüllt gelten. 

Die Resolution ruft Staaten und Regierungen auf, dem 
Reeht auf angemessenes Wohnen mit besonderer Sorge 
um die sehwäeheren Bevölkerungssehiehten Geltung zu 
versehaffen sowie dafür Sorge zu tragen, dass Diskrimi- 
nierungen jeder Art unterbleiben. Die Resolution betont 
in diesem Zusammenhang die besonders sehutzwürdige 
Wohnsituation von Frauen, Kindern und Mensehen mit 
Behinderungen. Wie in den vergangenen Resolutionen zu 
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diesem Thema verurteilt sie mensehenreehtswidrige 
Zwangsräumungen, von denen j ährlieh naeh VN- Sehät- 
zungen ca. zehn Millionen Menschen betroffen sind. 
Schließlich ist die Resolution Grundlage für die Verlänge- 
rung des Mandates des VN-Sonderberichterstatters zum 
Recht auf Wohnen. VN-Sonderberichterstatter war seit 
2001 der indische Menschenrechtsexperte Miloon 
Kothari, dessen Amtszeit 2007 endete. 

Der Sonderberichterstatter hat im Berichtszeitraum u. a. 
Leitlinien zu Zwangsräumungen entwickelt, Indikatoren 
zum Recht auf Wohnen aufgestellt und besonders verletz- 
liche Gruppen identifiziert. Daneben hat er an mehreren 
allgemeinen Kommentaren des WSK- Ausschusses zu 
einzelnen WSK-Rechten mitgewirkt und eine Reihe von 
Staaten besucht, um die Überwachung und Umsetzung 
des Rechts auf Wohnen zu überprüfen. Alle diese Maß- 
nahmen trugen dazu bei, dass - trotz aller bestehenden 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung - dem Recht auf 
Wohnen inzwischen eine größere Akzeptanz zukommt, 
als dies noch vor einigen Jahren der Fall war. ln seinem 
Abschlussbericht vor dem Menschenrechtsrat im Dezem- 
ber 2007 stellte der scheidende Sonderberichterstatter 
Kohtari die Weiterentwicklung der Leitlinien zu Zwangs- 
räumungen und der Indikatoren zum Recht auf Wohnen 
als auch künftige zentrale Aufgabe eines Sonderbericht- 
erstatters heraus. Daneben wies er auf die Problematik 
des Themas „Frauen und Wohnen“ insbesondere im Hin- 
blick auf fehlenden Zugang zu Sozialleistungen und dis- 
kriminierende kulturelle Traditionen hin. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen der Bundesregierung im 
Bereich der WSK-Rechte ist die deutsch-spanische Ini- 
tiative zur Anerkennung eines „Rechts auf diskrimi- 
nierungsfreien Zugang zu Trinkwasser und Sanitär- 
versorgung“. Zugang zu sauberem Trinkwasser und einer 
Basissanitärversorgung sind für jeden Menschen ein 
Grundbedürfnis. Beides sind jedoch nicht nur knappe, 
sondern oftmals auch schlecht verwaltete Güter. Heute le- 
ben ca. 1,1 Milliarden Menschen ohne ausreichenden Zu- 
gang zu Trinkwasser und ca. 2,4 Milliarden verfügen über 
keine sanitären Einrichtungen. Angesichts der wachsen- 
den Weltbevölkerung wird sich das Problem weiter ver- 
schärfen. Bereits heute sterben mehr Menschen an Krank- 
heiten, die durch schmutziges Wasser ausgelöst werden, 
als in bewaffneten Konflikten oder an Aids. Nicht nur 
Wasserknappheit und mangelnde sanitäre Versorgung 
stellen Probleme dar, sondern auch ungenügende rechtli- 
che und institutioneile Rahmenbedingungen, die zu selek- 
tiver Verschwendung und unsachgemäßer Verteilung der 
Ressource Wasser führen. 

Deutschland engagiert sich deshalb gemeinsam mit Spa- 
nien und weiteren Partnern in der Zivilgesellschaft für 
eine Anerkennung eines Menschenrechts auf Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und einer sanitären Grundversor- 
gung. Auch wenn ein solches Recht im Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte nicht ausdrück- 
lich erwähnt wird, ist es aus diesem herleitbar, ln seinem 
Allgemeinen Kommentar Nr. 15 (2002) stellte der WSK- 
Paktausschuss fest, dass der diskriminierungsfreie Zu- 
gang zu sauberem Trinkwasser für den persönlichen und 


häuslichen Gebrauch Teil des Rechts auf einen angemes- 
senen Lebensstandard, Artikel 11 WSK-Pakt, und Teil 
des Rechts auf Gesundheit, Artikel 12 WSK-Pakt, sei. 
Die Bundesregierung begrüßt den Allgemeinen Kom- 
mentar Nr. 15 (2002) als Interpretation und Konkretisie- 
rung staatlicher Verpflichtungen in diesem Bereich. 

Die internationalen Bemühungen um die inhaltliche Klä- 
rung (und letztendliche Anerkennung) eines „Rechts auf 
Wasser“ unterstützte Deutschland im Oktober 2005 mit 
der Durchführung einer internationalen Expertenkonfe- 
renz in Berlin.® Im Dezember 2006 brachte Deutschland 
gemeinsam mit Spanien eine Resolution im Menschen- 
rechtsrat ein, die das Büro der VN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte beauftragt, eine Studie zum Inhalt des 
Rechts auf diskriminierungsfreien Zugang zu Trinkwas- 
ser und Sanitärversorgung zu erstellen. Ziel der Studie 
sollte es sein, eine weitere inhaltliche Klärung dieses 
Rechtes vorzunehmen. Das Büro der VN-Hochkommis- 
sarin für Menschenrechte legte daraufhin im September 
2007 eine breit angelegte Studie vor, die den Inhalt des 
Allgemeinen Kommentars Nr. 15 (2002) bestätigt, wei- 
tere inhaltliche Präzisierungen vomimmt und die Praxis 
der Staaten im Hinblick auf dieses Recht ausführlich dar- 
stellt. Daneben zeigt die Studie aber auch Bereiche auf, in 
denen noch weiterer erheblicher Klärungsbedarf besteht. 
Dies sind u. a. die nähere inhaltliche Ausgestaltung eines 
„Rechts auf Sanitärversorgung“ sowie die Verpflichtun- 
gen nichtstaatlicher Akteure oder die kommunaler Anbie- 
ter im Wasserkontext. 

Deutschland und Spanien haben - nach Erscheinen der 
Studie des Büros der VN-Hochkommissarin für Men- 
schenrechte - in der Sitzung des VN-Menschenrechtsra- 
tes im September 2007 eine Entscheidung herbeigeführt, 
dass der VN-Menschenrechtsrat sich ausführlich auf sei- 
ner 8. Sitzung im März 2008 mit dem Recht auf Zugang 
zu Trinkwasser und Basissanitärversorgung beschäftigt. 
Ziel ist es, noch offene Fragen im Hinblick auf dieses 
Recht möglichst gemeinsam zu klären und zu einer mög- 
lichst universellen Anerkennung dieses wichtigen Rech- 
tes zu gelangen. Die menschenrechtliche Behandlung des 
Wasserthemas kann dazu beitragen, dass Verpflichtungen 
und Verantwortlichkeiten klarer herausgestellt werden 
und vor allem der Einzelne eine Berufungsgrundlage er- 
hält. 

Im Berichtszeitraum hat Deutschland auch wieder die 
jährlichen Resolutionen zum Recht auf Nahrung im Men- 
schenrechtsrat und im 3. Ausschuss der VN-Generalver- 
sammlung miteingebracht. Deutschland hat sich zudem 
für eine weitere Verbreitung und Anwendung der 2004 
verabschiedeten Leitlinien zum Recht auf Ernährung ein- 
gesetzt. Die Leitlinien sollen Legislative, Justiz, Medien 
und Zivilgesellschaft im weltweiten Kampf gegen Hun- 
ger und Unterernährung als wichtige Berufungsgrundlage 
für mehr innerstaatliche Verantwortung und gute Regie- 
rungsführung dienen. 


^ Die Vorträge dieser Konferenz sind in dem Sammelband Riedel/ 
Rothen (Hrsg.), The Human Right to Water, Berlin 2006, abgedruckt. 
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Beispiel Kenia - Reform des Wassersektors 

Aufgrund einer jahrzehntelang degradierenden Wasser- und Sanitärinfrastruktur haben große Teile der kenianischen 
Bevölkerung keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser und zu adäquaten sanitären Anlagen, ln den meisten Städten 
treten häufig Versorgungsunterbrechungen auf, die vor allem ärmere Bevölkerungsschichten in den Armutsvierteln 
treffen. Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit unterstützt die kenianische Regierung hierbei, wichtige Reform- 
schritte im Wassersektor umzusetzen und orientiert sich dabei zentral an den Kemelementen des Menschenrechts auf 
Wasser (Verfügbarkeit, Qualität und physische, wirtschaftliche sowie diskriminierungsfreie Zugänglichkeit sowie Zu- 
gang zu relevanten Informationen) und den menschenrechtlichen Prinzipien Partizipation und Empowerment, Trans- 
parenz und Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit. 

Bei der Umsetzung des Menschenrechts auf diskriminierungsfreien Zugang zu Trinkwasser und Sanitärversorgung 
steht der partizipative Prozess im Mittelpunkt, mittelfristig und fiächendeckend eine angemessene Trinkwasser- und 
Sanitärversorgung der Bevölkerung - insbesondere der Armen - zu erreichen. Die genaue Ausgestaltung der Umset- 
zung hängt dabei sehr stark von den politischen, sozioökonomischen und kulturellen Faktoren ab, die den jeweiligen 
nationalen Wassersektor prägen. Die deutsche Unterstützung hat bewirkt, dass dieses Menschenrecht sowie andere 
menschenrechtliche Prinzipien Eingang in die Formulierung, Planung und Umsetzung armutsorientierter Strategien 
im kenianischen Wassersektor gefunden haben. Dies hat sich vor allem in einer armutsorientierteren Tarif- und Inves- 
titionspolitik niedergeschlagen, die darauf abzielt, den bislang von einem adäquaten Wasser- und Sanitäranlagenzu- 
gang ausgeschlossenen armen Bevölkerungsgruppen einen solchen Zugang zu verschaffen. Die aus den Strategiepa- 
pieren folgenden Standards und Richtlinien müssen von allen Sektorinstitutionen (Regulierungsbehörde, Wasser- und 
Sanitärversorgungseinrichtungen, Kommunen, Nichtregierungsorganisationen, Geberorganisationen) schrittweise um- 
gesetzt werden, wodurch eine stringente und breitenwirksame Menschenrechts- und damit zugleich Armutsorientie- 
rung im Wassersektor erreicht wird. Ergebnis der Menschenrechtsorientierung ist auch die Unterstützung eines Fonds 
zur Finanzierung und Umsetzung armutsorientierter „Low-cost“-Technologien zur Versorgung von städtischen Ar- 
mutsgebieten. Die Fokussierung des Fonds auf die Verbesserung und Erweiterung der Wasser- und Sanitärversorgung 
in städtischen Armutsgebieten ermöglicht mit wenig Mitteln einen langfristigen Zugang zu kostengünstiger Versor- 
gung für eine große Anzahl unterversorgter Slumbewohner, für die Hausanschlüsse nicht nachhaltig finanzierbar 
sind. Somit wird ein wichtiger Beitrag zur Umsetzung des Menschenrechts auf diskriminierungsfreien Zugang zu 
Trinkwasser und Sanitärversorgung geleistet. 


Nachhaltige Sanitärversorgung auf den Philippinen 

ln vielen Entwicklungsländern gelangen die Abwässer der Haushalte und der Gewerbebetriebe ungereinigt in Flüsse 
und Seen oder versickern im Erdboden und verschmutzen das Grundwasser. Es sind die Armen, die am meisten da- 
runter leiden; sie sind häufig darauf angewiesen, das verschmutzte Wasser zum Trinken, Kochen und Waschen zu 
verwenden. Ihre Wohngebiete werden nicht selten von den Behörden ignoriert und sind daher nicht an öffentliche 
Versorgungsnetze angeschlossen. 

Mehr als 5 000 Menschen, in der Regel Kinder, sterben in der Folge jeden Tag an Durchfallerkrankungen. Zahlreiche 
Menschen leiden unter Augen- und Hauterkrankungen oder Wurmbefall, ln vielen Armensiedlungen gibt es über- 
haupt keine Toiletten, die wenigen vorhandenen Einrichtungen sind häufig provisorisch, in unhygienischem Zustand 
und ziehen Insekten an. Die dort herrschenden Gerüche sind für Menschen in Industrieländern unvorstellbar. Milliar- 
den Menschen in den Städten und auf dem Land verrichten ihre Notdurft - auch in der Nacht - im Freien; viele von 
ihnen empfinden dies als äußerst peinlich. Frauen werden darüber hinaus dabei nicht selten Opfer von sexueller Be- 
lästigung. 

Nach Schätzung von WHO/UNICEF leben gegenwärtig mehr als ein Drittel der Weltbevölkerung (2004: 2,6 Milliar- 
den Menschen) ohne eine angemessene Basissanitärversorgung. Und obwohl Siedlungshygiene und Abwasserma- 
nagement Themen von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung des Menschen sind, kommt ihnen in der öf- 
fentlichen Diskussion bisher nur ein vergleichsweise geringer Stellenwert zu, und ein zu geringer Anteil der 
öffentlichen Finanzen fließt in den Abwassersektor. Immer häufiger wird daher ein Menschenrecht auf Sanitärversor- 
gung gefordert. Mehr als 25 Prozent der philippinischen Bevölkerung hat keinen Zugang zu einer Basissanitärversor- 
gung. Dezentrale Lösungen wie einfache offene Latrinen sind auf den mehr als 7 000 Inseln der Philippinen am wei- 
testen verbreitet. Aber aufgrund von starken Mängeln bei Betrieb und Wartung sind diese Lösungen in vielen Fällen 
kontraproduktiv und tragen zu Grundwasserverschmutzung und Krankheitsübertragungen bei. Die nationalen und lo- 
kalen Behörden sind stark an nachhaltigen dezentralen Lösungen interessiert. 
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Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit hat daher Ecosan (von Ecological Sanitation) - ökologisch, sozial und 
ökonomisch nachhaltige Sanitärlösungen - zu einem wichtigen Pfeiler der Kooperation mit den Philippinen im Was- 
ser- und Abwassersektor gemacht. Ecosan hat zum Ziel, nachhaltiges Kreislaufmanagement einzuführen und, wo 
sinnvoll und möglich, Stoffströme wieder zu verwenden. Urin beispielsweise kann auf sehr einfache Weise von mög- 
lichen Schadstoffen befreit werden und enthält zahlreiche Nährstoffe, die, in der Landwirtschaft angewendet, zu einer 
größeren Produktivität und einem höheren Einkommen der Bauern beitragen können. 

ln Kooperation mit lokalen Partnern hat die deutsche Entwicklungszusammenarbeit in den vergangenen Jahren zahl- 
reiche Ecosan-Einrichtungen im Süden der Philippinen aufgebaut, Trainer ausgebildet und angepasste Technologien 
entwickelt, um eine nachhaltige Behandlung und Wiederverwertung von Urin und Fäkalien zu gewährleisten. Ziel- 
gruppe der Tätigkeiten ist die Bevölkerung ländlicher und periurbaner Provinzen, in denen mehr als 60 Prozent der 
Menschen als arm eingestuft werden. Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit trägt dazu bei, dass sich die ökolo- 
gische Situation sowie die Gesundheitssituation der Bevölkerung verbessern und dass die arme Bevölkerung durch 
eine Steigerung der landwirtschaftlichen Erträge höhere Einkommen erzielen kann. 


3 Menschenrechte von Frauen und Mädchen 

Gewalt gegen Frauen, sexueller Missbrauch, Frauenhan- 
del oder auch Menschenrechtsverletzungen aufgrund pa- 
triarchal-traditioneller Familienstrukturen, zum Beispiel 
Zwangsverheiratungen oder Genitalverstümmelung, sind 
Menschenrechtsverletzungen, die fast ausschließlich 
Frauen und Mädchen betreffen. Neben Benachteiligungen 
im Bereich des Zivilpakts führen traditionelle Werte-, 
Rollen- und Verhaltensmuster häufig zu geschlechtsspezi- 
fischen Benachteiligungen auch im Bereich der WSK- 
Rechte, z. B. beim Zugang zu Nahrung, Bildung oder 
zum Gesundheitswesen. Insbesondere für Frauen und 
Mädchen dramatisch sind häufig die Folgen von (Bürger-) 
Kriegen, die durch diese Konflikfe ausgelösfen Fluchfbe- 
wegungen sowie ganz besonders sfrafegisch eingesefzfe 
sexuelle Gewalf und Vergewaltigungen. Nicht selten sind 
verschiedene Diskriminierungsformen miteinander ver- 
knüpft - etwa wenn zu der Benachteiligung aufgrund des 
Geschlechts eine weitere Diskriminierung z. B. aufgrund 
der Zugehörigkeit zu einer ethnischen oder gesellschaftli- 
chen Minderheit oder aufgrund sexueller Orientierung 
hinzukommt (multiple Menschenrechtsverletzung). Die 
Verbesserung der Menschenrechtssituation von Frauen ist 
daher weiterhin ein zentrales Element der Menschen- 
rechtspolitik der Bundesregierung. Sie ist eine Aufgabe 
sowohl der innerstaatlichen Frauenpolitik als auch der 
Außen- und Entwicklungspolitik. 

3.1 Beseitigung der Diskriminierung von 

Frauen 

3.1 .1 Das VN-Übereinkommen zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung 

der Frau (CEDAW) 

Das „Übereinkommen zur Beseitigung von jeder Form 
der Diskriminierung der Frau“ (Convention on the Elimi- 
nation of Discrimination against Women, CEDAW) von 
1979 ist das wichtigste internationale Menschenrechts- 
instrument für Frauen. Neben einem Diskriminierungs- 
verbot in allen Lebensbereichen enthält es die Aufforde- 
rung an die Staaten, eine Vielzahl konkreter Maßnahmen 
zu ergreifen, um die rechtliche und tatsächliche Gleichbe- 
rechtigung der Geschlechter herbeizuführen. Der drei 


Mal pro Jahr zusammentretende CEDAW- Ausschuss aus 
23 unabhängigen Experten prüft, inwieweit die Vertrags- 
staaten ihrer Verpflichtung nachkommen, die zur innerstaat- 
lichen Durchführung des Übereinkommens erforderlichen 
Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnah- 
men zu ergreifen. Als deutsche Expertin ist seit 1989 
Dr. Hanna Beate Schöpp-Schilling im Ausschuss vertre- 
ten. 

Die Bundesregierung legt bei ihren politischen Maßnah- 
men, die die Gleichstellung der Geschlechter zum Ziel 
haben, großes Gewicht auf das Übereinkommen als recht- 
lich bindendes Menschenrechtsdokument. Aus diesem 
Grunde ergreift sie auch Maßnahmen zur Erhöhung des 
Bekanntheitsgrades der Konvention. So hat das Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im 
Dezember 2007 eine grundlegend überarbeitete Bro- 
schüre zum Übereinkommen und zum Zusatzprotokoll 
veröffentlicht. Die Bundesregierung trägt darüber hinaus 
vermehrt Sorge dafür, dass in enfsprechenden Gesefzes- 
vorlagen auf das Übereinkommen Bezug genommen 
wird. So haf sie in ihrem Enfwurf eines Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesefzes in der Gesefzesbegründung 
auf die CEDAW-Konvention als eine der Grundlagen für 
das Gesefz ausdrücklich hingewiesen. 

Umsetzung durch die Bundesregierung/ 

6. CEDAW-Staatenbericht 

Die Vertragssfaaten des Übereinkommens sind verpflich- 
fef, über die Umsefzung der im Übereinkommen enthalte- 
nen Artikel dem CEDAW- Ausschuss mindestens alle vier 
Jahre einen Bericht vorzulegen. Der 6. Staatenbericht der 
Bundesrepublik Deutschland wurde im Juni 2007 vom 
Bundeskabinett beschlossen und im September 2007 den 
Vereinten Nationen zugeleitet. Er zieht eine Bilanz der 
gleichstellungspolitischen Initiativen der Bundesregie- 
rung im Zeitraum von 2002 bis Ende 2006. Der CEDAW- 
Ausschuss wird den Bericht in seiner ersten Sitzung des 
Jahres 2009 prüfen. Es ist vorgesehen, dass die Bundesre- 
gierung nach der Präsentation ihres 6. Staatenberichtes 
den konstruktiven Dialog mit den Nichtregierungsorgani- 
sationen fortführt. 
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Die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Män- 
nern ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Die 
Gleichstellung von Frauen und Männern wird der Bun- 
desregierung durch das Grundgesetz (Artikel 3 Abs. 2 
Satz 2 GG), durch die Vorgaben des EG-Vertrags 
(Artikel 2, Artikel 3 Abs. 2, Artikel 141 Abs. 4 EG- Ver- 
trag) sowie durch völkerrechtliche Verpflichtungen 
(Artikel 11 CEDAW) aufgetragen. Im Februar 2006 
wurde die „2. Bilanz Chancengleichheit - Frauen in Füh- 
rungspositionen“ vorgelegt. Diese hat gezeigt, dass 
Frauen in den Unternehmen der privaten Wirtschaft im- 
mer häufiger Führungspositionen einnehmen. Gleichwohl 
besteht vor allem bei den Karrieremöglichkeiten von 
Frauen mit Kindern noch Handlungsbedarf; Mütter in 
Führungsverantwortung sind selten. Damit hat auch die 
2. Bilanz gezeigt, dass die Chancengleichheit von Frauen 
und Männern und die Balance von Familie und Beruf in 
den vergangenen Jahren durch gezielte Maßnahmen von 
Politik und Wirtschaft in vielen Bereichen gefördert wur- 
den. Es wird aber auch deutlich, wo noch Handlungsbe- 
darf besteht. Die „3. Bilanz Chancengleichheit - Europa 
im Blick“ wird im April 2008 veröffentlicht werden. 

Auch im öffentlichen Dienst sind Frauen in Führungsposi- 
tionen nach wie vor unterrepräsentiert, wie der erste Erfah- 
rungsbericht zum Bundesgleichstellungsgesetz vom 7. De- 
zember 2006 und ergänzende Auswertungen zeigen: Nur 
15 Prozent der Abteilungsleitungsposten in den obersten 
Bundesbehörden sind von Frauen besetzt, wenn auch be- 
reits sechs Prozentpunkte mehr als noch 2004. Der Frau- 
enanteil ist bei den Unterabteilungsleitungen von 8,6 Pro- 
zent im Jahr 2000 auf 14,7 Prozent in 2005 und bei den 
Referatsleitungen im gleichen Zeitraum von 13,5 auf 
20 Prozent gestiegen. Insgesamt ist damit ein Anstieg der 
Frauenanteile ersichtlich. Aber das Ziel einer gleichbe- 
rechtigten Teilhabe in Entscheidungspositionen im öf- 
fentlichen Dienst ist auch hier noch nicht erreicht worden. 

Der Bericht zeigt nicht nur den Status quo auf, sondern ent- 
hält auch erste Handlungsempfehlungen zur Verbesserung: 
Die Ergebnisse des Erfahrungsberichts sind im Personal- 
management der Bundesministerien, bei der Fortbildung 
und der Kinderbetreuung umzusetzen. Der Erfahrungs- 
austausch zwischen den Bundesministerien unterstützt 
die vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zur Verfügung gesfellfen Auslegungs- 
hinweise zur Anwendungspraxis des Bundesgleichsfel- 
lungsgesefzes (BGleiG). Den Gleichsfellungsbeauftrag- 
fen komm! hier eine zenfrale Rolle zu. Zwei wichtige 
Maßnahmen werden im Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend zu Fortschritten in diesem 
Bereich beitragen: das ab 2007 laufende Modellprojekt 
zur Unterstützung von Müttern und Vätern bei der Be- 
treuung ihrer Säuglinge und Kleinkinder „vor Ort“ wie 
auch die Regelungen zum Eltemgeld mit den Partnermo- 
naten, die einen starken Anreiz dafür sefzen, dass sich 
künftig auch mehr Männer gleichberechtigt an der Kin- 
derbetreuung beteiligen und von den Teilzeitmöglichkei- 
ten nach dem BGleiG Gebrauch machen. 

Der 2. Erfahrungsbericht soll Anfang 2010 zusammen 
mit dem nächsten Bericht der Bundesregierung über den 


Anteil von Frauen in wesentlichen Gremien im Einfluss- 
bereich des Bundes (5. Gremienbericht) vorgelegt wer- 
den. 

Mit Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsge- 
setzes (AGG) hat das Bundesministerium für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend gemäß § 25 Abs. 1 AGG am 
18. August 2006 die Antidiskriminierungsstelle des Bun- 
des eingerichtet. Bei ihrer Tätigkeit setzt sich die unab- 
hängig arbeitende Antidiskriminierungsstelle für eine 
merkmalsunabhängige, übergreifende Sfrafegie zum 
Schulz vor Benachfeiligung ein. Jeder Form der Diskri- 
minierung wird die gleiche Aufmerksamkeif zufeil. Da- 
durch soll auch ein wirksamer Schulz vor Mehrfachdis- 
kriminierungen erreicht werden. 

Unterstützung durch die Bundesregierung für die 
Umsetzung von CEDAW im Ausland: Menschen- 
rechte von Frauen weltweit stärken 

Die Förderung der Gleichberechtigung der Geschlechter 
bildet einen Schwerpunkt der entwicklungspolitischen 
Arbeit Deutschlands und ist an den menschenrechtlichen 
Prinzipien ausgerichtet. Die Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter bleibt eine zentrale Herausforderung der inter- 
nationalen Gemeinschaft. Dazu gehört auch, die Macht- 
gleichstellung von Frauen zu verwirklichen. Deutschland 
hat sich dazu im Wege der Ratifizierung der VN-Frauen- 
rechfskonvention und durch andere internationale Ab- 
kommen und Erklärungen wie die Millenniums erklärung 
der Vereinten Nationen (2000) verpflichtet. 

Die Bundesregierung unterstützt die internationalen Ver- 
einbarungen und Rahmenwerke für die Gleichberechti- 
gung der Geschlechter und die Stärkung der Frauen. 
Maßnahmen zur Umsetzung sind das Aktionsprogramm 
2015 der Bundesregierung zur weltweiten Halbierung ex- 
tremer Armut, das Konzept des Bundesministeriums für 
Enfwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit für die 
Förderung der gleichberechtigfen Befeiligung von Frauen 
und Männern am Enfwicklungsprozess (2001) sowie der 
Enfwicklungspolifische Akfionsplan für Menschenrechfe 
2004-2007 und dessen Forfschreibung. 

Konkret setzt sich die Bundesregierung auf internationa- 
ler Ebene dafür ein, dass 

- Barrieren abgebauf werden, die Frauen an einer 
gleichberechtigfen wirtschaftlichen Teilhabe hindern, 

- der Menschenrechtsansatz und der Ansatz der Ge- 
schlechtergleichberechtigung stärker in der internatio- 
nalen Entwicklungszusammenarbeit verankert wer- 
den, 

- bei der Reform des Systems der Vereinten Nationen 
der Bereich Geschlechtergleichberechtigung sichtbar 
gestärkt wird, 

- die Bedürfnisse von Frauen in der HlV/Aids-Bekämp- 
fung stärker berücksichtigt werden, 

- die sexuellen und reproduktiven Selbstbestimmungs- 
rechte von Frauen und Männern gleichermaßen ver- 
wirklicht werden. 
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- jegliche Gewalt gegen Frauen beendet wird, 

- Frauenhandel und weibliche Genitalverstümmelung 
bekämpft werden. 

ln ihrer bilateralen Entwicklungszusammenarbeit unter- 
stützt die Bundesregierung beispielsweise 

- Partnerländer dabei, die Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter in ihren nationalen Strategien zu verankern, 

- die aktive Beteiligung von Mädchen und Frauen an 
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Prozessen, 

- die Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
beim Zugang zu Ressourcen wie Landbesitz oder Bil- 
dung. 

Seit dem Millenniumsgipfel im Jahr 2000 werden in der 
bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 
deutlich mehr als die Hälfte der deutschen Mittel für Vor- 
haben mit ausgewiesenen positiven Auswirkungen auf 
die Gleichberechtigung der Geschlechter eingesetzt. Da- 
rüber hinaus sind seitdem fast eine halbe Mrd. Euro für 
Vorhaben zugesagt worden, die in erster Linie die Gleich- 
berechtigung der Geschlechter zum Ziel haben. Den Be- 
völkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA), den 
Dachverband der Nichtregierungsorganisationen Interna- 
tional Planned Parenthood Federation (IPPF) und 
UNIFEM unterstützt Deutschland zurzeit mit rund 20 Mio. 
Euro jährlich. 

Bei der Förderung von Frauen zum Abbau wirtschaftli- 
cher Benachteiligung unterstützt Deutschland unter ande- 
rem den Arabischen Regionalen Treuhandfonds zur 
Machtgleichstellung von Frauen, der von UNIFEM um- 
gesetzt wird, und die Bildung von Spar- und Kreditgenos- 
senschaften für Kleinbauern in Nepal zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Teilhabe von Frauen. Als Schirmfrau des 
Aktionsplans zur Geschlechtergleichberechtigung der Welt- 
bank - „Gender Equality as Smart Economics“ - setzt 
sich die Bundesministerin für Entwicklung und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, Heidemarie Wieczorek- 
Zeul, aktiv für eine internationale Allianz zur Stärkung 
der wirtschaftlichen Teilhabe von Frauen ein. 

Die gleichberechtigte Beteiligung aller Bevölkerungs- 
gruppen an politischen Prozessen ist eine wesentliche Vo- 
raussetzung von Demokratie, ln über 30 Partnerländern 
ist die Förderung von Demokratie, Zivilgesellschaft und 
öffentlicher Verwaltung ein Schwerpunkt deutscher Ent- 
wicklungszusammenarbeit. Dabei ist die politische Re- 
präsentanz von Frauen in Parlamenten ein wichtiges An- 
liegen. Zu ihrer Förderung trägt auch das Internationale 
Institut für Demokratie und Wahlunterstützung (Institute 
for Democracy and Election Assistance, IDEA) bei. Die 
Bundesregierung ist seit 2002 Mitglied des IDEA. Die 
Bundesregierung unterstützt die Stärkung von Partizipa- 
tion und Machtgleichstellung von Frauen gerade auch im 
Rahmen von programmorientierter Gemeinschaftsfinan- 
zierung einschließlich Budgethilfe. 

Im November 2005 trat das von den afrikanischen Staats- 
und Regierungschefs verabschiedete Maputo-Protokoll in 


Kraft, das Zusatzprotokoll zur Afrikanischen Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker (1986). Im Ma- 
puto-Protokoll werden Rechtsansprüche zum Schutz von 
Frauen und Mädchen im afrikanischen Kontext formuliert 
und präzisiert, so auch die Garantie und Anerkennung 
gleicher ökonomischer und politischer Rechte für Frauen 
und Männer, zum Beispiel bei Landbesitz und politischer 
Teilhabe. Mit der Gemeinsamen Erklärung zur Gleichbe- 
rechtigung der Geschlechter in Afrika haben sich darüber 
hinaus die Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union (AU) 
verpflichtet, gezielt die Gleichstellung der Geschlechter 
zu fördern und über die Forfschrifte jährlich zu berichfen. 
Die Gemeinsame Erklärung bilde! auch einen Orientie- 
rungsrahmen für die deutsche Entwicklungszusammen- 
arbeit. Ein Beispiel für das Engagement der Bundesregie- 
rung im Bereich der Förderung politischer Teilhabe von 
Frauen ist das mauretanisch-deutsche Vorhaben „Gute 
Regi erungs führung“ . 

3.1.2 Das CEDAW-Zusatzprotokoll 

Das Zusatzprotokoll zum „Übereinkommen zur Beseiti- 
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau“ ist am 
22. Dezember 2000 in Kraft getreten. Mit diesem Zusatz- 
protokoll, das Deutschland am 15. Januar 2002 ratifi- 
zierte, kann der CEDAW-Ausschuss auch Individual- 
oder Gruppenbeschwerden entgegennehmen und selbst- 
ständige Untersuchungen in Staaten durchführen, wenn 
Hinweise auf systematische und fortdauernde Verletzun- 
gen der durch das Übereinkommen gesicherten Rechte 
vorliegen. Beim Individualbeschwerdeverfahren wird im 
Einzelfall in einem vertraulichen gerichtsförmigen Ver- 
fahren überprüft, ob eine Vertragsverletzung vorliegt. Die 
Beschwerde kann von einer betroffenen Frau selbst oder 
von einer Gruppe von Frauen eingereicht werden, die 
mutmaßliche Opfer einer Rechtsverletzung sind. 

Im Berichtszeitraum erfolgten keine Eingaben aus 
Deutschland. 

3.1.3 Maßnahmen der EU und des Europarats 
Europäische Union 

Die Schwerpunkte der gleichstellungspolitischen Arbeit 
der EU für die Jahre 2006 bis 2010 sind im „Fahrplan für 
die Gleichstellung“ der EU-Kommission dargelegt. Der 
Fahrplan umfasst sechs Aktionsschwerpunkte: 

- gleiche wirtschaftliche Unabhängigkeit für Männer 
und Frauen, 

- bessere Vereinbarkeit von Beruf, Privat- und Fami- 
lienleben, 

- Förderung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen 
und Männern an Entscheidungsprozessen, 

- Bekämpfung geschlechtsbezogener Gewalt und ge- 
schlechtsbezogenen Menschenhandels, 

- Abbau von Geschlechterstereotypen in der Gesell- 
schaft, 

- Förderung der Geschlechtergleichstellung außerhalb 
der EU. 
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Der erste Sehwerpunkt beinhaltet die „Nivellierung der 
gesehleehtsspezifisehen Einkommensuntersehiede“ so- 
wie die „Bekämpfung von Mehrfaehdiskriminierung vor 
allem von Immigrantinnen und weibliehen Angehörigen 
ethniseher Minderheiten“. Von den zu Sehwerpunkt 1 an- 
gekündigten Maßnahmen hat die EU-Kommission bereits 
einige umgesetzt. Insbesondere wurde die Mitteilung zur 
„Bekämpfung des gesehleehtsspezifisehen Lohngefälles“ 
im Juli 2007 veröffentlieht. 

Der deutsehen EU-Ratspräsidentsehaft war es ein beson- 
deres Anliegen, die Umsetzung des „Fahrplans“ der 
Kommission zu unterstützen. Daher startete auf deutsehe 
Anregung eine Initiative der ersten EU-Teampräsident- 
sehaft - Deutsehland, Portugal und Slowenien, ln einer 
gemeinsamen Erklärung, die im Rahmen des informellen 
Treffens der Gleiehstellungs- und Familienminister unter 
deutsehem Vorsitz am 15. Mai 2007 in Bad Pyrmont un- 
terzeiehnet wurde, kündigten die drei Länder der Team- 
präsidentsehaft an, ausgewählte Sehwerpunkte des Fahr- 
plans in ihren Präsidentsehaften zu thematisieren. 

Die deutsehe EU-Ratspräsidentsehaft nahm sieh u. a. der 
Mögliehkeiten zur Förderung von Frauen mit Migrations- 
hintergrund an und maehte dies zu einem Thema beim in- 
formellen Treffen der Gleiehstellungs- und Familien- 
minister. Im ständigen Prozess der Überprüfung der 
Umsetzung der Aktionsplattform von Peking dureh die 
Mitgliedstaaten und die Organe der EU legte die deutsehe 
EU-Ratspräsidentsehaft Indikatoren vor, anhand derer die 
horizontale wie vertikale Gesehleehtersegregation in 
Hoehsehulen abgebildet und Entwieklungen künftig über- 
prüft werden können. 

2007 war das „Europäisehe Jahr der Chaneengleiehheit 
für alle“. Ziel des Jahres war es, 

- den Bürgern der EU ihre Reehte auf Gleiehbehand- 
lung und Niehtdiskriminierung bewussf zu maehen, 

- die Chaneengleiehheif für alle zu fordern - beim Zu- 
gang zum Arbeifsmarkt, zu Sehule, Beruf oder bei der 
Gesundheifsversorgung, 

- die Bedeufung von Vielfalf als Gewinn und wiehtigen 
Fakfor für die Enfwieklung der EU hervorzuheben. 

Der Begriff der Chaneengleiehheif bezog sieh dabei auf 
die Merkmale Gesehleeht, ethnisehe Herkunft, Behinde- 
rung, Religion oder Welfansehauung, Alfer und sexuelle 
Identität. Für Deutsehland wurde das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend als nationale 
Durehführungsstelle bestimmt. Es wurde eine Reihe von 
Projekten zur Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund 
des Gesehleehtes durehgeführt. 

Eine wiehtige Unterstützung für die Identifizierung und 
Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen in den EU- 
Mitgliedstaaten wird in Zukunft das Europäisehe Institut 
für Gleiehsfellungsfragen sein. Die Gründungsverord- 
nung für das Instifut wurde im Januar 2007 vom Rat und 
dem Europäisehen Parlament verabsehiedet. Es soll 2008 
seine Arbeit aufnehmen. Kemaufgabe wird sein, die Ver- 
gleiehbarkeit der Daten aus den Gemeinsehaftsstaaten 
herzustellen, d. h. die Daten zu sammeln, aufzubereiten 
und zu veröffentliehen, um eine verlässliehe verglei- 


ehende Bewertung der Situation auf dem Gebiet der 
Gleiehstellung der Gesehleehter in Europa zu ermögli- 
ehen. Deutsehland hat derzeit den Vorsitz des Verwal- 
tungsrates des Instituts inne. 

Aueh außerhalb der eigenen Grenzen setzt sieh die EU für 
die Beseifigung der Diskriminierung von Frauen ein. Im 
6. Sehwerpunkt ihres Fahrplans betont die Kommission, 
dass sie die Umsetzung, Implementierung und Durehset- 
zung des EU-Reehts zur Gleiehstellung in den Beitritts-, 
Kandidaten- und potenziellen Kandidatenländem ins Be- 
wusstsein rüeken und überwaehen wird. Die Kommission 
wird zudem die Gesehleehtergleiehbereehtigung und spe- 
zifisehe Maßnahmen hierzu in der europäisehen Naehbar- 
sehaftspolitik, der Außen- und der Entwieklungspolitik 
der EU überwaehen und fordern. 

Am 8. März 2007 veröffentliehte die EU-Kommission die 
Mitteilung „Gleiehsfellung und Teilhabe - die Rolle der 
Frauen in der Enfwieklungszusammenarbeif“. Der Rat für 
Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen 
nahm am 14. Mai 2007 Sehlussfolgerungen zur Gleiehstel- 
lung und zur Fördemng von Frauen in der Entwieklungs- 
zusammenarbeit an. Im Rahmen der Euromediterranen 
Partnersehaft (EUROMED) trafen sieh am 14. und 15. No- 
vember 2006 in Istanbul zum ersten Mal die Gleiehstel- 
lungsminister der EUROMED-Länder. Bei diesem Treffen 
wurde ein Fünf-Jahres-Aktionsrahmen zur „Stärkung der 
Rolle der Frauen in der Gesellsehaft“ verabsehiedet. Ein 
erstes Überprüfungstreffen zur Umsetzung des Aktionsrah- 
mens wurde am 22. Oktober 2007 durehgeführt. 

Europarat 

Der Europarat hat es sieh vorrangig zur Aufgabe ge- 
maeht, die Mensehenreehte zu sehützen und zu fordern. 
Unter dieser Prämisse bemüht er sieh, jegliehen Angriff 
auf die Würde oder Freiheit der Frau abzuwehren. Darun- 
ter fällt insbesondere der Kampf gegen Gewalt oder ge- 
gen den Mensehenhandel, aber aueh die Beseitigung von 
gesehleehtsbezogener Diskriminierung und die Förde- 
rung einer ausgewogenen Teilnahme von Frauen und 
Männern im politisehen und öffentliehen Leben. 

Die Beobaehtungen des Europarats zur Gleiehstellung 
von Frauen und Männern in seinen Mitgliedstaaten bestä- 
tigen, dass die reehtliehe Stellung der Frauen in den ver- 
gangenen dreißig Jahren erheblieh verbessert wurde, aber 
die tatsäehliehe Gleiehstellung noeh nieht Realität gewor- 
den ist. Es gibt immer noeh Frauen, die im politisehen 
und öffentliehen Leben benaehteiligt werden. Frauen er- 
halten weiterhin weniger Lohn für gleiehe Arbeit und 
sind häufiger von Arbeitslosigkeit und Armut betroffen 
als Männer. Zudem sind sie in erhöhtem Maße Opfer von 
Gewalt. 

Der Europarat hat versehiedene Maßnahmen auf unter- 
sehiedliehen Ebenen durehgeführt, um die Gleiehstellung 
von Männern und Frauen zu fordern. Zwar isf in der 
„Europäisehen Konvention der Mensehenreehte“ die 
Gleiehstellung von Männern und Frauen nieht aussehließ- 
lieh als Grundprinzip verankert, Artikel 14 beinhaltet 
aber ein Diskriminierungsverbot, u. a. aueh wegen des 
Gesehleehts. Darüber hinaus wurde im Protokoll Nr. 7 zur 
Konvention (1984) in Artikel 5 die „Gleiehbereehtigung 
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der Ehegatten“ eingefiigt und im Protokoll Nr. 12 festge- 
legt, dass niemand von einer öffentliehen Behörde diskri- 
miniert werden darf 

Die Europäisehe Sozialeharta enthält eine Anzahl von 
Reehtsgrundsätzen für Frauen, z. B. gleiehes Entgelt, 
Muttersehutz für berufstätige Frauen und sozialer und 
wirtsehaftlieher Sehutz von Frauen und Kindern. Das Zu- 
satzprotokoll von 1988 sehließt die Chaneengleiehheit 
und Gleiehbehandlung und damit Diskriminierungsfrei- 
heit in Bezug auf den Beruf ein. Weiterhin enthält die no- 
vellierte Sozialeharta eine spezielle Niehtdiskriminie- 
rungsklausel, aueh in Bezug auf das Gesehleeht. Neben 
diesen gesetzliehen Instrumenten hat sieh der Europarat 
zu einer Anzahl weiterer Maßnahmen zur Förderung der 
Gleiehstellung von Frauen und Männern verpfliehtet, für 
die der Lenkungsaussehuss für Gleiehsfellungsfragen 
(Sfeering Commiffee for Equalify befween Women and 
Men, CDEG) veranfwortlieh zeiehnef. 

3.2 Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen 

3.2.1 Maßnahmen der Bundesregierung: 
Aktionsplan II 

Am 26. September 2007 hat das Bundeskabinett den Ak- 
tionsplan IP der Bundesregierung zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen verabsehiedet. Aufbauend auf den 
Ergebnissen des ersten Aktionsplans aus dem Jahre 1999 
legt die Bundesregierung ein Handlungskonzept vor, das 
Antworten auf die aktuellen Herausforderungen zum 
Sehutz der Betroffenen gibt. Die Hauptziele sind die Ver- 
besserung der Effizienz der Bekämpfung von Gewalt und 
die Verbesserung des Sehutzes der betroffenen Frauen. 
Der Aktionsplan 11 bündelt über 130 Maßnahmen der 
Bundesregierung in den Bereiehen 

- Prävention, 

- Reehtsetzung dureh den Bund, 


^ Der Aktionsplan II kann unter bmfsQ.de im Internet heruntergeladen 
werden. 


- Hilfesystem zur Unterstützung und Beratung von be- 
troffenen Frauen, 

- bundesweite Vernetzung im Hilfesystem, 

- Kooperationen zwisehen staatliehen Institutionen und 
niehtstaatliehen Hilfsangeboten, 

- Arbeit mit Tätern, 

- Qualifizierung und Sensibilisierung, 

- Forsehung, 

- europäisehe und sonstige internationale Zusammen- 
arbeit, 

- Unterstützungsmaßnahmen für Frauen im Ausland. 

Der Aktionsplan 11 thematisiert alle Formen von Gewalt 
und setzt da an, wo naeh dem ersten Aktionsplan beson- 
dere Handlungsnotwendigkeiten bestehen - etwa bei der 
Berüeksiehtigung von Frauen mit Migrationshinter- 
grund, Frauen mit Behinderungen oder im Bereieh der 
medizinisehen Versorgung. Ein weiterer Sehwerpunkt ist 
es, eine mögliehst früh greifende Prävention zu verstär- 
ken und Maßnahmen des Kinder-, Jugend- und Frauen- 
sehutzes, beispielsweise im Bundesprogramm „Frühe 
Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsys- 
teme“, effektiv miteinander zu verbinden. 

Die bewährten Formen der Zusammenarbeit zwisehen 
Bund, Ländern und Niehtregierungsorganisationen in den 
bestehenden Bund-Länder- Arbeitsgruppen Häusliehe Ge- 
walt und Frauenhandel werden fortgeführt und sollen für 
andere Themenbereiehe ausgebauf werden. Mit diesem 
Plan verbindet die Bundesregierung die Erwartung, dass 
Landesregierungen und Kommunen in ihren jeweiligen 
Zuständigkeiten ihre Aktivitäten zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen ebenfalls fortsetzen und intensivie- 
ren. Zudem wird erwartet, dass in der Zusammenarbeit 
von öffentliehen Stellen mit Niehtregierungsorganisatio- 
nen und Verbänden die Ziele des Aktionsplans 11 wir- 
kungsvoll unterstützt werden. 


Zwangsverheiratung 

Die Zwangsverheiratung stellt eine gravierende Verletzung der Mensehenreehte der Betroffenen dar, die nieht tole- 
riert werden darf Seit 2005 ist die bereits zuvor strafbare Zwangsverheiratung ausdrüeklieh als besonders sehwerer 
Fall der Nötigung (Freiheitsstrafe von seehs Monaten bis zu fünf Jahren) unfer Sfrafe gesfellt. Der Koalifionsverfrag 
zwisehen SPD, CDU und CSU vom November 2005 sieht darüber hinaus vor, Zwangsverheiratungen zu verhindern 
und zu diesem Zweek alle geeigneten Maßnahmen zu prüfen. Zur Prävention und Bekämpfung von Zwangsverheira- 
tungen sollen die Reehtsstellung der Betroffenen verbessert werden und Betreuungs-, Beratungs- und spezifisehe 
Hilfsangebote sowie Präventionsmaßnahmen ausgebaut werden. 

Das Thema Zwangsverheiratung war Sehwerpunktthema einer vom Bundesministerium der Justiz im Rahmen des 
Nationalen Integrationsplans betreuten Arbeitsgruppe, an der neben Vertretern der Bundesregierung und der Bundes- 
länder aueh zahlreiehe Niehtregierungsorganisationen teilgenommen haben. Als Zielbestimmung hält der Berieht 
dieser Arbeitsgruppe unter anderem fest, dass die Migrantinnen dureh geeignete Beratungs- und Unterstützungsange- 
bote in die Lage versetzt werden müssten, von ihrem Selbstbestimmungsreeht tatsäehlieh Gebraueh zu maehen, sieh 
aus Zwängen und Gewaltbeziehungen zu lösen und ihr Reeht auf freie Partnerwahl durehzusetzen. Dureh geeignete 
präventive Maßnahmen müsse Zwangsverheiratungen entgegengewirkt werden. Erforderlieh seien verbesserte empi- 
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rische Erkenntnisse, Information der potenziellen Opfer und der Täter, verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, Aufklärungs- 
kampagnen sowie eine quantitative und qualitative Verbesserung des Beratungsangebots - insbesondere im Bereich 
niedrigschwelliger Angebote sowie durch aufsuchende Beratungsstrategien mit Sprachmittlern. Die Bundesregierung 
hat sich im Rahmen des Nationalen Integrationsplans im Zusammenhang mit Zwangsverheiratungen zu folgenden 
Maßnahmen verpflichtet: 

Unter Federführung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist der 2. Aktionsplan der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen erarbeitet worden, der einen Schwerpunkt auf die Be- 
kämpfüng von Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund legt. In diesem Rahmen sollen Maß- 
nahmen gegen Zwangsverheiratungen aufgenommen werden. Der Sicherung der Datenlage zum Thema Gewalt ge- 
gen Migrantinnen insgesamt wird zentrale Bedeutung beigemessen. 

Um die Datenlage und die bisher fehlende wissenschaftliche Aufarbeitung des Themas zu verbessern, wird im Auf- 
trag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Studie zu einer bundesweiten Evaluie- 
rung von Praxisarbeit im Bereich Zwangsverheiratung erstellt. 2007 ist in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Insti- 
tut für Menschenrechte e. V. ein Sammelband zum Thema Zwangsverheiratung publiziert worden. Aus diesen 
Arbeiten heraus sollen die Definitionen und Fragestellungen für eine größere qualitative und quantitative Studie ent- 
wickelt werden. Mit Förderung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird eine Nothil- 
febroschüre entwickelt, die Migrantinnen, die von Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind, über ihre Rechte 
und verfügbare Hilfen aufklärt. Weitere Maßnahmen, die der Sensibilisierung der Berater der Erstberatung von Mi- 
grantinnen und Migranten und der Frauenkursleiterinnen für die Themen Zwangsverheiratung und Gewalt im persön- 
lichen Umfeld dienen sollen, sind vorgesehen. 

Schließlich sind - mit dem 2007 in Kraft getretenen Gesetz zur Umsetzung ausländer- und asylrechtlicher Richtlinien 
der Europäischen Union - Vorschriften in das Ausländerrecht eingeführt worden, die der Bekämpfung der Zwangs- 
verheiratung dienen sollen. 


3.2.2 Maßnahmen der EU und des Europarats 
Maßnahmen der EU 

Das Programm Daphne III, das während der deutschen 
EU-Ratspräsidentschafl im Juni 2007 in Kraft trat und 
vorzeitig Daphne II ablöste, zielt - wie seine Vorgänger- 
programme - auf die Unterstützung und Tätigkeit nicht- 
staatlicher und anderer Organisationen, die sich im 
Kampf gegen Gewalt an Kindern, Jugendlichen und 
Frauen engagieren. Gefördert werden zum Beispiel der 
Auf- und Ausbau multidisziplinärer Netze für die Zusam- 
menarbeit zwischen Nichtregierungs- und anderen Orga- 
nisationen, der Austausch von Informationen und be- 
währten Praktiken, u. a. durch die Förderung von 
Pilotprojekten und Studien sowie Veranstaltungen und 
Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit. Da 
die Daphne-Programme unter anderem auf die Förderung 
transnationaler Kooperationsnetze abzielen, arbeiten Or- 
ganisationen aus verschiedenen Mitgliedstaaten bei Pro- 
jekten grenzüberschreitend zusammen. Es werden in aus- 
gewogenem Maße Projekte mit der Zielgruppe Frauen 
und solche mit den Zielgruppen Kinder und Jugendliche 
berücksichtigt. Das Programm Daphne III hat bei einer 
Laufzeit von sieben Jahren ein Haushaltsvolumen von 
1 16,9 Mio. Euro. 

Maßnahmen des Enroparats 

Auf dem 3. Europaratsgipfel im Mai 2005 in Warschau 
bekräftigten die Staats- und Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten ihre Verpflichtung, Gewalt gegen Frauen zu 
beenden. Als Teil der zukünftigen Aktivitäten des Euro- 


parats wurde seinerzeit eine Arbeitsgruppe zur Bekämp- 
fung von Gewalt gegen Frauen, einschließlich häuslicher 
Gewalt (Task Force to Combat Violence against Women, 
Including Domestic Violence), eingerichtet, die die Kam- 
pagne des Europarats gegen Gewalt gegen Frauen, ein- 
schließlich häuslicher Gewalt, die am 24. November 2006 
startete, vorbereitet hat. Die Kampagne wird bis März 
2008 laufen und hat sich folgende Ziele gesetzt: 

- Steigerung der Bewusstseinsbildung in den Mitglied- 
staaten des Europarats dahingehend, dass Gewalt ge- 
gen Frauen eine Menschenrechtsverletzung darstellt, 

- Förderung der Implementierung von effektiven Maß- 
nahmen gegen Gewalt gegen Frauen, 

- Steigerung der bereitgestellten Mittel zur Bekämpfüng 
von Gewalt gegen Frauen auch in den Mitgliedstaaten. 

Im Rahmen dieser Kampagne wurden bisher folgende 
Aktivitäten durchgeführt: 

- Länderberichte: Sowohl zu Beginn der Kampagne als 
auch im Herbst 2007 wurde von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten ein Bericht zu Maßnahmen gegen Gewalt 
gegen Frauen eingefordert, der im Rahmen der Kam- 
pagne veröffentlicht wurde. 

- Homepage mit Übersicht über Kampagnen in Mit- 
gliedstaaten: Hierbei wurde von deutscher Seite die 
Kampagne „Der richtige Standpunkt: Gegen Gewalt“ 
des Bundesverbandes der Frauenberatungsstellen und 
Frauennotrufe benannt, die unter der Schirmherrschaft 
der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-53- 


Drucksache 16/10037 


und Jugend, Dr. Ursula von der Leyen, steht und von 
der Bundesregierung in Teilen gefordert wird. 

- Regionalseminare: Die Bundesregierung nahm am Re- 
gionalseminar in Den Haag teil und beriehtete dort 
über das Gewaltsehutzgesetz als Beispiel mit Vorbild- 
eharakter. 

ln den Europaratsaussehüssen für Sfrafreehf (CDPC) und 
Gleiehsfellungsfragen (CDEG) wurde eine Maehbarkeifs- 
studie zur Erarbeitung eines Übereinkommens des Euro- 
parats gegen häusliehe Gewalt vorgestellt und diskutiert. 
Die Ergebnisse des Absehlussberiehts der bis März 2008 
laufenden Kampagne müssen aber vor einer Entsehei- 
dung abgewartet und ausgewertet werden. 

3.2.3 Deutsches Engagement in den Vereinten 
Nationen 

Die Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen ist in den rele- 
vanten VN-Gremien ein wiehtiges Anliegen, das die Bun- 
desregierung naehdrüeklieh und konsequent unterstützt. 
Im 3. Hauptaussehuss der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen braehte Deutsehland aueh im Beriehts- 
zeitraum die von Frankreieh und den Niederlanden ge- 
meinsam vorgelegten Resolutionen zu „Verstärkung der 
Bemühungen zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen“ 
mit ein (Resolution 61/143 Beseitigung von Gewalt ge- 
gen Frauen vom 30. Januar 2007 und prozedurale Resolu- 
tion 62/133). ln der Resolution 61/143 verurteilt die Ge- 
neralversammlung mit Naehdruek alle Gewalthandlungen 
gegen Frauen und Mädehen, gleiehviel ob diese Handlun- 
gen dureh den Staat, dureh Privatpersonen oder dureh 
niehtstaatliehe Akteure begangen werden. 

Die Generalversammlung fordert die Beseitigung aller 
Formen gesehleehtsbezogener Gewalt in der Familie, in 
der Gemeinsehaft und dort, wo sie vom Staat begangen 
oder geduldet werden, und betont, dass alle Formen der 
Gewalt gegen Frauen und Mädehen als naeh dem Gesetz 
strafbare Handlungen angesehen und als solehe behandelt 
werden müssen. Ferner nimmt die Resolution Bezug auf 
die vom Generalsekretär der Vereinten Nationen im Sep- 
tember 2006 vorgelegte knapp 140-seitige Studie zum 
Thema „Gewalt gegen Frauen“. Der Berieht untersueht 
Ursaehen von Gewalt gegen Frauen, versehiedene For- 
men der Gewalt und ihre Folgen sowie die Verantwortung 
von Staaten bei der Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen. Zu letzterem stellt der Berieht einige positive 
Beispiele vor (u. a. das Gewaltsehutzgesetz vom 1 . Januar 
2002 zum Sehutz vor häuslieher Gewalt in Deutsehland). 
Darüber hinaus fordert die Resolution den ECOSOC und 
seine funktionalen Kommissionen sowie andere relevan- 
ten Körpersehaften der VN auf, bis 2008 innerhalb der je- 
weiligen Mandate, das Thema „Gewalt gegen Frauen in 
all ihren Formen und Ausprägungen“ vor dem Hinter- 
grund der Empfehlungen des Beriehts des Generalsekre- 
tärs zu diskutieren und Sehwerpunkte hierzu in den 
zukünftigen Maßnahmen und Programmen zu setzen. 
Während der deutsehen EU-Ratspräsidentsehaft fand 
diese Diskussion im Rahmen der thematisehen Debatte 
während der Frauenreehtskommission 2007 statt. Hier 
war u. a. eine deutsehe Expertin auf dem Panel, und die 


deutsehe Delegation vertrat die EU in der Debatte. Die 
Verbreehensverhütungskommission 2007 nahm einstim- 
mig eine von der EU unter deutseher Präsidentsehaft ein- 
gebraehte Resolution an, das Thema während der Sitzung 
in 2008 als einzigen Punkt der thematisehen Debatte auf- 
zugreifen. 

Auf ihrer 61. Sitzung nahm die Mensehenreehtskommis- 
sion am 19. April 2005 im Konsens den - aueh von 
Deutsehland unterstützten - kanadisehen Resolutionsent- 
wurf zur „Beseitigung von Gewalt gegen Frauen“ an 
(Resolution 2005/41). Darin wird erstmals der Begriff 
„marital rape“ (Vergewaltigung in der Ehe) benutzt. Die 
Staaten werden aufgerufen sieherzustellen, dass aueh Ver- 
gewaltigung in der Ehe als Straftat verfolgt wird. Die Or- 
ganisation der Islamisehen Konferenz (OlC) hatte sieh in 
den Verhandlungen gegen diesen Begriff gestellt, konnte 
sieh jedoeh nieht durehsetzen. 

Daneben unterstützt Deutsehland das Amt der Sonderbe- 
riehterstatterin zu Gewalt gegen Frauen, einsehließlieh 
ihrer Ursaehen und Folgen, das seit 2003 die türkisehe 
Soziologin Yakin Ertürk ausübt. Die Mensehenreehts- 
kommission hatte in ihrer Resolution 1994/45 vom 
4. März 1994 das Mandat eingeriehtet. Es wurde 2003 
dureh die Mensehenreehtskommission während ihrer 
59. Sitzung auf der Basis von Resolution 2003/45 verlän- 
gert. Laut ihrem Mandat ist die Sonderberiehterstatterin 
u. a. aufgefordert, Informationen zu sammeln und Maß- 
nahmen zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen auf re- 
gionaler, nationaler und internationaler Ebene zu empfeh- 
len. 

Neben der prozeduralen Resolution 62/133 zur „Verstär- 
kung der Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der 
Gewalt gegen Frauen“ nahm die 62. Generalversamm- 
lung am 18. Dezember 2007 erstmals eine Resolution an, 
die sieh dem spezifisehen Gewaltthema Vergewaltigung 
von Frauen als Kampfmethode widmet („Eliminating 
rape and other forms of sexual violenee in all their 
manifestations, ineluding in eonfliet and related situa- 
tions“, 62/134). Deutsehland hatte innerhalb der EU 
sehon früh Miteinbringersehaft signalisiert. Die EU ver- 
hielt sieh jedoeh anfangs zurüekhaltend. Die Sehwierig- 
keiten, den USA sofort Unterstützung zu signalisieren, 
bezogen sieh auf den fehlenden Verweis auf das „Über- 
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie- 
rung der Frau“ (CEDAW), das von den USA nieht ratifi- 
ziert wurde, auf das Rom-Statut und den IStG sowie die 
sehwaehe Spraehe zur Erklärung von Peking und der Ak- 
tionsplattform. Ferner wollten einzelne EU-Staaten eine 
Einzelresolution zu einem Thema, das unter „Gewalt ge- 
gen Frauen“ subsumierbar ist, vermeiden. Problematiseh 
ist aueh der weiter fehlende Verweis auf „Sexuelle und re- 
produktive Gesundheit und Reehte“. Hierzu besteht aueh 
innerhalb der EU keine gemeinsame Spraehe. Deutseh- 
land hätte einen Verweis auf „sexuelle und reproduktive 
Gesundheit und Reehte“ sowie auf HIV/Aids begrüßt. 

Die Resolution behandelt erstmals eingehend das aktuelle 
Problem von Vergewaltigungen im Rahmen von Kampf- 
handlungen. Sie geht jedoeh (anders als von den USA zu- 
näehst beabsiehtigt) weit über diesen Aspekt hinaus und 
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verurteilt Vergewaltigung und jegliehe Form von sexuel- 
ler Gewalt gesehleehtemeutral, aueh in Haft und unab- 
hängig davon, ob diese dureh den Staat oder niehtstaatli- 
ehe Akteure zur Verfolgung von politisehen oder 
militärisehen Zielen erfolgt. Ferner dient die Resolution 
der Stärkung der Zivilgesellsehaft. So sieht der Resolu- 
tionstext explizit eine Zusammenarbeit der Staaten mit 
der Zivilgesellsehaft zur Verhinderung von Vergewalti- 
gung und der Behandlung der Folgen vor und sehreibt 
aueh der Zivilgesellsehaft eine eigene Rolle hierbei zu. 
Der VN-Generalsekretär wird aufgefordert, über die Um- 
setzung der Resolution bei der näehsten Generalver- 
sammlung zu beriehten. Daneben enthält der jetzige Text 
für die EU wiehtige Elemente wie den Verweis auf die 
CEDAW-Konvention und die Kinderreehtskonvention, 
bei denen die USA nieht Vertragsstaat sind, auf das Rom- 
Statut des IStG sowie die Erklärung von Peking und die 
Aktionsplattform. 

Die Bundesregierung unterstützt seit Jahren naehdrüek- 
lieh den Kampf gegen weibliehe Genitalverstümmelung 
(s. Brennpunkt in Teil C). ln diesem Zusammenhang 
begrüßt die Bundesregierung die Verabsehiedung der Re- 
solution 51/2 zur Beendigung von weiblieher Genitalver- 
stümmelung, die im März 2007 dureh die Frauenreehts- 
kommission (Commission on the Status of Women) der 
Vereinten Nationen angenommen wurde, sowie die Reso- 
lution 60/141 vom 16. Dezember 2008 über Mädehen, die 
Staaten naehdrüeklieh auffordert, Reehtsvorsehriften zu 
erlassen und durehzusetzen, die Mädehen z. B. vor weib- 
lieher Genitalverstümmelung sehützen. Die Bundes- 
regierung begrüßt den Aufruf des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen Ban Ki-Moon am 25. Februar 2008 
anlässlieh der Sitzung der 52. Sitzung der Frauenreehts- 
kommission in New York zu einer weltweiten und mehr- 
jährigen Kampagne gegen Gewalt gegen Frauen. Die 
Bundesregierung wird diese Kampagne naehdrüeklieh 
unterstützen. Informationen zu der Kampagne können ab- 
gerufen werden unter www.endviolenee.un.org. 

3.3 Bekämpfung des Frauen- und 
Kinderhandels 

3.3.1 Maßnahmen der Bundesregierung 

Aktionsplan II der Bnndesregiernng znr Bekämpfnng 
von Gewalt gegen Franen 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Frauenhandels finden 
sieh in allen Kapifeln des unter A 3.2.1 dargestellten Ak- 
tionsplans 11 der Bundesregierung zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen. Damit geht die Bundesregierung 
nieht den Weg vieler Staaten, das Thema Mensehenhan- 
del in einem eigenen Aktionsplan zu behandeln, sondern 
berüeksiehtigt diese Verbreehen und die daraus resultie- 
renden Mensehenreehtsverletzungen in den einsehlägigen 
Aktionsplänen. Zu nennen sind hierbei neben dem Ak- 
tionsplan 11 aueh die Aktionspläne „zum Sehutz von 
Kindern und Jugendliehen vor sexueller Gewalt und Aus- 
beutung“ und „für ein kindergereehtes Deufsehland“. 
Hervorzuheben aus dem Akfionsplan 11 isf insbesondere 
die Förderung der Koordinierungssfelle der Faehbera- 


tungssfellen, die die Vemefzung der versehiedenen bun- 
desweiten Hilfsangebote sieherstellt, um eine bessere und 
sehnellere Informationsweitergabe und den zielgenauen 
Einsatz von Ressoureen zu gewährleisten - und nieht zu- 
letzt um eine effektive Lobbyarbeit zugunsten der von 
Frauenhandel und anderen Formen von Gewalt betroffe- 
nen und bedrohten Migrantinnen zu ermögliehen. Aueh 
für die zunehmende infemationale Zusammenarbeif isf 
eine zentrale Anspreehstelle wiehtig. Dies gilt insbeson- 
dere für die Bekämpfung des Frauenhandels. Die in 
diesem Bereieh arbeifenden Berafungssfellen in unfer- 
sehiedlieher Trägersehaft haben einen bundesweifen 
Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an 
Frauen im Migrationsprozess (KOK) gegründet, der aueh 
in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauenhandel vertre- 
ten ist und dort die Erfahrungen der Beratungsstellen ein- 
bringt. Die Koordinierung erfolgt über eine eigene Ge- 
sehäftsstelle, die vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend finanziell gefördert wird. 
Aueh die im Jahre 1998 eingeriehtete Bund-Länder- Ar- 
beitsgruppe Frauenhandel hat sieh als effektives und sinn- 
volles Koordinierungsgremium der Maßnahmen gegen 
den Frauenhandel zum Zweeke der sexuellen Ausbeutung 
bewährt und tagt weiterhin regelmäßig. 

Beitritt zum Zusatzprotokoll zur Verhiuderuug, 
Bekämpfuug uud Strafverfolguug des Meuscheu- 
haudels, iusbesoudere des Fraueu- uud Kiuder- 
haudels, zum Übereiukommeu der Vereiuteu 
Natioueu vom 15. November 2000 gegeu die 
greuzüberscbreiteude orgauisierte Krimiualität 

Mit dem im 7. Mensehenreehtsberieht der Bundesregie- 
rung dargestellten 37. Strafreehtsänderungsgesetz vom 
19. Februar 2005 wurde aueh eine wesentliehe Vorausset- 
zung für den Beitritt Deutsehlands zum Zusatzprotokoll 
zur Verhinderung, Bekämpfung und Strafverfolgung des 
Mensehenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinder- 
handels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
vom 15. November 2000 gegen die grenzüb ersehreitende 
organisierte Kriminalität gesehaffen. Der deutsehe Bun- 
destag stimmte mit dem Gesetz zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 15. November 2000 gegen die 
grenzübersehreitende organisierte Kriminalität sowie zu 
den Zusatzprotokollen gegen den Mensehenhandel und 
gegen die Sehleusung von Migranten vom 1. September 
2005 dem Beitritt zu, der dann am 14. Juni 2006 vollzo- 
gen wurde. 

Umsetzung der Richtlinie EG 81/2004 

Der Sehutz der Opfer von Mensehenhandel aus Drittstaa- 
ten wurde dureh die Umsetzung der „Riehtlinie EG 2004/ 
81 über die Erteilung von Aufenthaltstiteln für Dritt- 
sfaafsangehörige, die Opfer des Mensehenhandels sind, 
oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleisfef 
wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperie- 
ren“ verbessert. Die Umsetzung erfolgte dureh das Gesetz 
zur Umsetzung aufenthalts- und asylreehtlieher Riehtli- 
nien der Europäisehen Union vom 19. August 2007. 
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Maßnahmen im Rahmen der Fnßhall- 
weltmeisterschaft 2006 

Im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft 2006 in 
Deutschland gab es Befürchtungen, dass dieses sportliche 
Großereignis zu einem Anstieg des Menschenhandels 
zum Zwecke der Zwangsprostitution führen könnte. Die 
nachfolgenden Maßnahmen der Bundesregierung haben 
dazu beigetragen, dass sich diese Befürchtungen nicht be- 
wahrheitet haben: 

- die Absicherung der Betreuung von betroffenen Ju- 
gendlichen und Frauen im Rahmen der polizeilichen 
Ermittlungsmaßnahmen, u. a. in Absprache und Zu- 
sammenarbeit mit den örtlichen Jugendämtern und 
Fachberatungsstellen; 

- Bewerbung der polizeilichen Notrufnummer 110, um 
die Weitergabe von Anzeichen für Zwangsprostitution 
oder Menschenhandel zu fördern; 

- bundesweite Notrufnummem für Betroffene zur Ver- 
mittlung konkreter und schneller Hilfe (in Vernetzung 
mit den Fachberatungsstellen); 

- Kampagne „Abpfiff ‘ des Deutschen Frauenrates, um 
- unter Nutzung der Aufmerksamkeit für die WM - 
den Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Aus- 
beutung öffentlich zu thematisieren. Schirmherren der 
Kampagne waren der Präsident des Deutschen Fuß- 
ballbundes, Dr. Theo Zwanziger, sowie der Regie- 
rende Bürgermeister von Berlin, Klaus Wowereit. 

3.3.2 Maßnahmen der EU, des Europarats und 
der OSZE 

Maßnahmen der Enropäischen Union 

EU-Plan über bewährte Vorgehensweisen, Normen und 
Verfahren zur Bekämpfung und Verhütung des 
Menschenhandels vom 9. Dezember 2005 

Ziel des Plans ist es, das Engagement der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten für die Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und für den Schutz, die Unterstützung 
und Rehabilitierung der Opfer zu stärken. Hierbei wird 
insbesondere die Notwendigkeit eines auf Menschen- 
rechte und die Bedürfnisse der Opfer ausgerichteten Vor- 
gehens betont. Auf Betreiben der deutschen EU -Ratsprä- 
sidentschaft gelang es, im Rahmen der Umsetzung des 
EU-Plans eine Datenbank aufzubauen, die die Kontaktda- 
ten der Vemetzungsstellen von Fachberatungsstellen und 
anderen Opferunterstützungsorganisationen enthält, um 
eine wirkungsvolle Opferunterstützung auch grenzüber- 
schreitend zu ermöglichen. Diese Datenbank wird von 
den Mitgliedstaaten regelmäßig aktualisiert. Außerdem 
berichtete Deutschland im Rat der Innen- und Justiz- 
minister über die anlässlich der Fußballweltmeisterschaft 
2006 ergriffenen Maßnahmen, um so für zukünftige 
sportliche Großereignisse auf erfolgreiche Praktiken zu- 
rückgreifen zu können. 


1. EU-Tag gegen den Menschenhandel 
am 18. Oktober 2007 

Die Bundesregierung war während ihrer EU-Ratspräsi- 
dentschafl eng in die Vorbereitungen für den ersten Tag 
der Europäischen Union gegen den Menschenhandel ein- 
gebunden, der in Zukunft jährlich am 18. Oktober began- 
gen werden soll. Mit diesem Tag soll vor allem die Öf- 
fentlichkeit über den Menschenhandel informiert sowie 
das Engagement der EU demonstriert werden, gegen 
Menschenhandel nachhaltig und mit langfristig angeleg- 
ten Strategien vorzugehen. Die aus dieser Tagung hervor- 
gegangenen Empfehlungen insbesondere für den Opfer- 
schutz sind vom Rat zur Kenntnis genommen worden und 
werden nun in den einschlägigen Ratsarbeitsgruppen dis- 
kutiert. 

Maßnahmen des Enroparats 

Übereinkommen des Europarats zur Bekämpfung 
des Menschenhandels 

Das „Übereinkommen zur Bekämpfüng des Menschen- 
handels“ des Europarats wurde am 16. Mai 2005 zur 
Zeichnung aufgelegt und am 17. November 2005 von 
Deutschland gezeichnet. Die Ratifizierung wird zurzeit 
vorbereitet. Zu den Inhalten siehe B 2.6.3. 

Kampagne des Europarats gegen Menschenhandel: 
„Human Being - Not for Sale “ 

Die Kampagne des Europarats gegen den Menschenhan- 
del (unter dem Titel „Human Being - Not for Sale“) 
wurde im Februar 2006 gestartet und endete im Dezem- 
ber 2007. Ziel der Kampagne war es, bei Regierungen, 
Parlamentsabgeordneten, lokalen und regionalen Regie- 
rungen, Nichtregierungsorganisationen und der Zivilge- 
sellschaft ein Bewusstsein für Art und Ausmaß des Men- 
schenhandels zu wecken sowie die Bereitschaft zum 
Beitritt zum Übereinkommen des Europarats zur Be- 
kämpfung des Menschenhandels zu erhöhen. Hierbei 
wurde vor allem auf den elf Regionalseminaren durch den 
Austausch von Maßnahmen mit möglichem Vorbildcha- 
rakter auf unterschiedliche, aber erfolgreiche Herange- 
hensweisen zur Bekämpfung des Menschenhandels 
aufmerksam gemacht, die im Einklang mit dem Bestim- 
mungen des Übereinkommens des Europarats zur Be- 
kämpfung des Menschenhandels stehen. Vertreter der 
Bundesregierung nahmen an mehreren Regionalsemina- 
ren teil, z. B. an dem von der Konrad- Adenauer- Stiftung 
organisierte Regionalseminar in Berlin vom 19. bis 
20. April 2007. 

Maßnahmen der OSZE 

Die ehemalige finnische Ministerin Eva Biaudet wurde 
im Oktober 2006 als Nachfolgerin von Dr. Helga Konrad 
zweite OSZE-Sonderbeauftragte für die Bekämpfung des 
Menschenhandels. Sie setzte die Arbeit des von ihrer Vor- 
gängerin ins Leben gerufenen Bündnisses gegen Men- 
schenhandel (Alliance against Trafficking) fort. Schwer- 
punkte waren die vier Themen Arbeitsausbeutung, 
Kinderhandel, Berichterstattung und Prävention. Leitfa- 
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den für die OSZE- Aktivitäten ist der OSZE- Aktionsplan 
gegen den Mensehenhandel von 2003 und das Addendum 
zur Bekämpfung des Kinderhandels aus dem Jahre 2005 
(s. hierzu aueh die Ausführungen in Kapitel B 3.5). 

Maßnahmen des Ostseerats 

Im November 2006 wurde im Rahmen des Ostseerates 
die Einsatztruppe zum Kampf gegen Mensehenhandel 
(Task-Foree to Fight Traffieking in Human Beings, 
TFTHB) gegründet. Ihre Aufgabe besteht in der Ergrei- 
fung von Maßnahmen zur Bekämpfung des Mensehen- 
handels Erwaehsener im Ostseeraum. Ausgangspunkt für 
die Maßnahmen ist das Übereinkommen des Europarats 
zur Bekämpfung des Mensehenhandels. Erster Sehwer- 
punkt war die Entwieklung von Mustereurrieula basie- 
rend auf dem von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
Frauenhandel 2007 entwiekelten „Arbeitspapier zur Stan- 
dardisierung der Aus- und Fortbildung im Deliktsbereieh 
Mensehenhandel zum Zweek der sexuellen Ausbeutung“ 
für die Fortbildung von Diplomaten aus den Ostseeanrai- 
nerstaaten zur Thematik. Ein Pilotseminar fand im De- 
zember 2007 statt. Die Ergebnisse werden in die zukünf- 
tige Seminarkonzeption einfließen. 

Die Ostseeanrainerstaaten kooperieren seit 2002 kontinu- 
ierlieh in der Arbeitsgruppe zur Zusammenarbeit zu ge- 
fährdeten Kindern (Working Group for Cooperation on 
Children at Risk, WGCC), um gemeinsam die kommer- 
zielle sexuelle Ausbeutung von Kindern und Jugendli- 
ehen zu bekämpfen. Die Bundesregierung vertritt 
Deutsehland in der Arbeitsgruppe und gewährleistet eine 
Zusammenarbeit dureh den Austauseh und Transfer von 
Faehkenntnis, wissensehaftlieher Expertise und Praxiser- 
fahrung. Gleiehzeitig fördert sie die WGCC. Die Arbeits- 
gruppe konzentriert sieh dabei auf fünf Sehwerpunkfe: 
die Bekämpfung der sexuellen Gewalf und Ausbeutung 
von Kindern, „unbegleitete Minderjährige“, Kinder und 
Jugendliehe in Einriehtungen der Kinder- und Jugend- 
hilfe, Straßenkinder und Waisen sowie Kinderreehte. 

3.3.3 Deutsches Engagement in den 
Vereinten Nationen 

Wie sehon 2004 braehte die EU aueh während der 61. Ge- 
neralversammlung die von den Philippinen vorgelegte 
Resolution 61/144 „Frauen- und Mädehenhandel” mit 
ein. Die Resolution fordert die Regierungen u. a. naeh- 
drüeklieh auf, im Rahmen einer umfassenden Strategie 
zur Bekämpfung des Mensehenhandels, die aueh eine 
Mensehenreehtsperspektive beinhaltet und der Lage der 
Opfer des Mensehenhandels Reehnung trägt, wirksame 
gesehleehtsspezifisehe und altersgemäße Maßnahmen zur 
Bekämpfung und Beseitigung aller Formen des Frauen- 
und Mädehenhandels, namentlieh zum Zweek der sexuel- 
len und wirtsehaftliehen Ausbeutung, zu erarbeiten und 
zu verstärken und, wo angebraeht, entspreehende natio- 
nale Aktionspläne aufzustellen. 

Während seiner 60. Sitzung hat die Mensehenreehtskom- 
mission ihren Besehluss 2004/110 angenommen, mit der 


sie das dreijährige Mandat eines Sonderberiehterstatters 
für Mensehenhandel, insbesondere Frauen und Kinder, 
einriehtete, um sieh auf den Mensehenreehtsaspekt der 
Opfer von Mensehenhandel zu konzentrieren, ln demsel- 
ben Besehluss lud die Mensehenreehtskommission den 
Sonderberiehterstatter ein, der Mensehenreehtskommis- 
sion einen jährliehen Berieht vorzulegen sowie Empfeh- 
lungen zu erforderliehen Maßnahmen zu geben, um den 
Mensehenreehtssehutz der Opfer zu gewährleisten. Das 
Mandat der Sonderberichterstatterin für Frauen- und Kin- 
derhandel übfe seif 2004 die bangladeschische Juristin 
Sigma Huda aus. Die Bundesregierung wird sich während 
der 8. Sitzung des Menschenrechtsrates im Juni 2008 ak- 
tiv für die Verlängerung des Mandafs einsefzen. 

Die Sonderberichfersfafterin legfe anlässlich der 61. und 
62. Sitzung der Menschenrechtskommission ihren Jahres- 
bericht vor. Der Bericht an den Menschenrechtsrat vom 
24. Januar 2007 (A/HRC/4/23) geht auf das Problem von 
Zwangsverheiratungen in Zusammenhang mit Menschen- 
handel ein. Deutschland stellte für diesen Berichf Infor- 
mationen zur Situation in Deutschland zur Verfügung, 
u. a. dass wie in einigen anderen Ländern auch in 
Deufschland zwischen arrangierfen Ehen und Zwangsver- 
heiratungen unterschieden werde. Die Sonderberichter- 
statterin äußerte sich kritisch zu dieser Unterscheidung, 
die in einigen Fällen kaum zu treffen sei. Die Sonderbe- 
richterstatterin äußerte sich auch zum Einzelfall von Frau 
TB, einer deutschen Staatsangehörigen türkischer Her- 
kunft, und richtete die Bitte an die deutsche Regierung, 
Frau TB vor Zwangsverheiratung zu schützen, ln ihrer 
Stellungnahme antwortete die Bundesregierung, dass 
Frau TB die Türkei am 2. Juni 2006 in offizieller Beglei- 
tung verlassen habe und von einer deutschen Organisa- 
tion betreut würde. Die Bundesregierung bekräftigte in 
diesem Zusammenhang erneut ihr Bestreben, effektiv ge- 
gen Zwangsverheiratungen vorzugehen, und wies darauf 
hin, dass sie hierbei auch auf den Willen zur Unterstüt- 
zung von anderen Regierungen angewiesen sei (A/HRC/ 
4/23/Add. 1). 

Vom 13. bis 15. Februar 2008 fand in Wien das „Vienna 
Forum to Fight Human Traffieking“ statt, an dem die 
Bundesregierung teilgenommen hat. Das Forum war Teil 
der Globalen Initiative der Vereinten Nationen zur Be- 
kämpfung des Menschenhandels (UN. GIFT) und führte 
mehr als tausend Teilnehmende aus internationalen und 
nichtstaatlichen Organisationen, Regierungen und akade- 
mischen Einrichtungen, der Privatwirtschaft und der Un- 
terhaltungsindustrie zusammen. Ziel dieser Initiative war 
es, Bewusstsein für das Problem des Menschenhandels zu 
schaffen und einen Anstoß zu effektiveren Gegenmaß- 
nahmen zu geben. Das Augenmerk lag auf den Ursachen, 
die Menschen gegenüber Menschenhandel schutzlos ma- 
chen, dem Einfluss dieses Verbrechens auf die Gesell- 
schaft und auf innovativen Wegen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels. Das Forum diente dazu, Erfahrungen 
im Kampf gegen den Menschenhandel auszutauschen, 
Kontakte zwischen öffentlichen und privaten Akteuren 
herzustellen und gemeinsame Bemühungen im Kampf 
gegen den Menschenhandel zu koordinieren. 
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3.4 Frauen in Konfliktsituationen 


Flucht und Vertreibung 

Frauen - ebenso wie Kinder - sind in besonderer Weise 
Opfer von Gewalt, Kriegen und internen bewaffneten 
Konflikten. Sie stellen den größten Anteil unter den 
weltweit etwa 14,3 Millionen Flüehtlingen und sehät- 
zungsweise 25 Millionen Binnenvertriebenen. 

Im Rahmen seiner strategisehen Partnersehaft mit dem 
Hohen Flüehtlingskommissariat der Vereinten Nationen 
(UNHCR) unterstützt das Bundesministerium für Ent- 
wieklung und wirtsehaftliehe Zusammenarbeit vor 
allem Vorhaben, die über die kurzfristige Flüehtlings- 
versorgung im Rahmen akuter Flüehtlingskrisen hinaus- 
gehen. Dies sind Vorhaben in langjährigen Flüehtlings- 
situationen zur Stärkung der Selbsthilfekräfte und 
Eigenversorgung der Flüehtlinge und zur Berüeksiehti- 
gung der Belange der Gastbevölkerung sowie Vorhaben 
der Rüekfühmng von Flüehtlingen und ihrer Reintegra- 
tion im Heimatland. Die Aktivitäten dienen zugleieh der 
Vermeidung neuer Konfliktpotenziale und Notsituatio- 
nen, die aus der Konkurrenz um Ressoureen oder aus 
Perspektivlosigkeit entstehen können. 

Ein ansehauliehes Beispiel für die Förderung der Selbst- 
hilfekräfte von Flüehtlingsfrauen stellt dabei die Pro- 
duktion von Hygienebinden in Uganda dar. Die 
Besehaffung von aueh hygieniseh fragwürdigen Mehr- 
faehbinden stellte bisher einen hohen Kostenfaktor für 
das UNHCR dar und erreiehte nieht alle Frauen und 
Mädehen. Die Produktion von Hygienebinden für Mäd- 
ehen und Frauen, die aus kosfenlos verfügbaren Nafur- 
materialien (Papyrus) zu niedrigen Kosfen - arbeits- 
intensiv, aber professionell und hygieniseh - hergestellt 
werden, stellt demgegenüber die lüekenlose Versorgung 
der Mädehen und Frauen in den Flüehtlingslagem sieher 
und sehafft zugleieh eine Einkommensquelle für Flüeht- 
lingsfrauen. Der regelmäßigen Unterbreehung des 
Sehulbesuehs von Mädehen aus Angst vor unkontrol- 
lierten siehtbaren Blutungen aufgrund fehlender oder 
unersehwinglieher Hygienebinden wird entgegenge- 
wirkt. 


3.4.1 Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Unterstützung von Frauen, die Opfer 
von Konflikten wurden 

Im Rahmen der Entwieklungspolitik fördert die Bundes- 
regierung die gleiehbereehtigte Beteiligung von Frauen 
und Männern an Friedensprozessen und bei der Wiederauf- 
bauarbeit sowie die Verbesserung der Lebensbedingungen 
von Frauen, die als Opfer von Gewalt und Vergewaltigung 
in kriegerisehen Konflikten häufig marginalisiert werden, 
ln Zusammenarbeit mit Niehtregierungsorganisationen 
unterstützt die Bundesregierung in der Demokratisehen 
Republik Kongo seit 2005 arbeitsintensive Rehabilita- 
tionsmaßnahmen, Mikroprojekte sowie mediziniseh-psy- 
ehologisehe Betreuungsmaßnahmen für vergewaltigte 
Frauen: Insbesondere im Osten des Kongo werden Frauen 


immer wieder Opfer fürehterlieher Gewalttaten, ln der 
psyehosozialen Betreuung von Vergewaltigungsopfem 
gesehulte Beraterinnen begleiten die Frauen während der 
medizinisehen Behandlung und unterstützen darüber hi- 
naus ihre Wiedereingliederung in das dörfiiehe soziale 
Leben. 

Um Frauen und Mädehen in Flüehtlingslagem vor sexuel- 
len Übergriffen, Missbraueh und sexueller Ausbeutung 
besser zu sehützen, unterstützt die bilaterale deutsehe EZ 
in Zusammenarbeit mit dem UNHCR den Aufbau von ge- 
meindegestützten Polizeisystemen (Community Polieing) 
in dem Flüehtlingslager Dadaab, Kenia. Dabei werden 
zum einen Polizeifaehkräfte auf die Probleme und den 
Umgang im Zusammenhang mit gesehleehtsspezifiseher 
Gewalt gesehult und verstärkt weibliehe Polizeifaehkräfte 
ausgebildet. Zum anderen werden im Lager Vertrauens- 
frauen identifiziert und dahingehend ausgebildet, Opfer 
von sexueller Gewalt zu beraten und während des Prozes- 
ses der polizeiliehen Ermittlung zu begleiten. Im Rahmen 
des Projektes werden außerdem Sensibilisierangsmaß- 
nahmen für alle Bewohner und die Verantwortliehen für 
die Sieherheit des Lagers durehgeführt. 

Die bilaferale deufsehe Enfwieklungszusammenarbeif haf 
das Trainingszenfmm für Frieden und Sieherheif in Kenia 
in der Enfwieklung und Durehführang von Trainingskur- 
sen unfersfüfzf. Mif diesen Kursen kann das Zusammen- 
wirken von Friedenstmppen und Mifarbeifem ziviler 
Hilfsorganisationen in spezifisehen Faehbereiehen wie zi- 
vil-militärisehe Kooperation oder Entwaffnung, Demobi- 
lisierang und Reintegration in Krisengebieten verbessert 
werden. Indem Themen wie Gender und HIV in die Kon- 
zepte und Durehfühmng der Trainingsmaßnahmen inte- 
griert wurden, konnten Angehörige von zivilen und mili- 
tärisehen Organisationen besser auf den Umgang mit 
Frauen und Mädehen vorbereitet und für deren Belange 
sensibilisiert werden. 

Im Rahmen des zivilen Friedensdiensfes riehfefen sieh 
Maßnahmen in Ruanda an vom Genozid befroffene 
Frauen und Waisen, ln Zusammenarbeit mit der Men- 
sehenreehtsorganisation Kanyarwanda stand besonders 
die psyehosoziale Unterstützung der Opfer im Vorder- 
grund. ln den palästinensisehen Gebieten werden Frauen 
unterstützt, die Opfer von Gewalt und Traumata sind, ln 
der gesamten Westbank und in Gaza werden Frauenkomi- 
tees gebildet, um einen Trainingspool mit Methoden der 
gewaltfreien Konfiikttransformation aufzubauen und 
Trainingsaktivitäten mit Frauengmppen durehzuführen. 
ln einer weiteren Phase sollen Erzieherinnen fortgebildet 
werden, um in Kindergärten die Methode anzuwenden. 

Von Juni 2003 bis Januar 2007 unterstützte die Bundes- 
regierung ein Projekt zur gleiehbereehtigten Partizipation 
von Frauen am Friedensprozess in Zentralamerika. Dabei 
werden die Aufarbeitung und der gegenseitige Austauseh 
von Erfahrungen zwisehen Frauenorganisationen in den 
beteiligten Ländern bezüglieh ihrer Einbindung in die je- 
weiligen Friedensprozesse gefördert. Dadureh sollte es 
vor allem Frauenorganisationen in Kolumbien ermöglieht 
werden, Erfahrungen aus anderen Ländern der Region auf 
ihren eigenen nationalen Kontext zu übertragen. Dureh 
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die Unterstützung einer international renommierten 
Nichtregierungsorganisation sollte außerdem dazu beige- 
tragen werden, den geschlechterspezifischen Interessen in 
Friedens- und Versöhnungsprozessen in der internationa- 
len Diskussion einen größeren Stellenwert zu verleihen. 

Die Unterstützung zivilgesellschaftlicher Projekte und die 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen ist 
unverzichtbarer Bestandteil der Arbeit zur Förderung von 
Geschlechtergerechtigkeit in der Konfliktprävention. So 
veranstaltete die Bundesregierung beispielsweise gemein- 
sam mit Finnland, Jordanien und mehreren Nichtregie- 
rungsorganisationen vom 25. bis zum 27. Juni 2007 die 
internationale Konferenz „Frieden und Gerechtigkeit - 
Bausteine der Zukunft“ in Nürnberg, bei der ein besonde- 
rer Schwerpunkt auf der Berücksichtigung der Ge- 
schlechterperspektive in Nachkonfliktsituationen und 
Friedensprozessen lag. 

3.4.2 Maßnahmen der EU und des Europarats 
Europäische Union 

Das Thema „Frauen in bewaffneten Konflikten“ ist Be- 
standteil des Trio-Präsidentschaftsprogramms und zu- 
sammen mit „Kindern in bewaffneten Konflikten“ ein 
Schwerpunktthema der slowenischen Präsidentschaft. 
Eine durch diese in Auftrag gegebene Studie zur Verstär- 
kung des entwicklungspolitischen Engagements der EU 
im Hinblick auf Kinder in bewaffneten Konflikten wird 
durch eine von Deutschland und Österreich finanzierte 
Komplementärstudie zu Frauen in bewaffneten Konflik- 
ten ergänzt. Dadurch soll die Diskussion über die Förde- 
rung von Kinder- und Frauenrechten im Kontext von Ge- 
walt in einem über die Entwicklungszusammenarbeit 
hinausgehenden Rahmen befördert werden. Der Europäi- 
sche Ministerrat hat im November 2006 die Ratsschluss- 
folgerungen „Council Conclusions on Promoting Gender 
Equality and Gender Mainstreaming in Crisis Manage- 
ment“ beschlossen. 

Europarat 

Dem Lenkungsausschuss für die Gleichsfellung von 
Frauen und Männern (CDEG) wurde der von einem Ex- 
pertenteam erarbeitete Entwurf einer „Empfehlung zur 
Rolle von Frauen und Männern bei der Vermeidung und 
bei der Lösung von Konflikten und bei der Friedensbil- 
dung“ zur Diskussion vorgelegt. Nach kontroverser De- 
batte in seiner Sitzung Ende November 2007 konnten sich 
die Mitgliedstaaten auf ein gemeinsam getragenes Papier 
einigen, mit dem sich das Ministerkomitee voraussicht- 
lich in der zweiten Hälfte des Jahres 2008 befassen wird. 

3.4.3 VN-Resolution 1325 „Frauen, Frieden, 
Sicherheit“ 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen beschäftigt 
sich seit dem Jahr 2000 in jährlichen Sonderdebatten mit 
dem Thema „Frauen, Frieden und Sicherheit“, ln seiner 
grundsätzlichen Resolution 1325 vom 31. Oktober 2000 
hat er die Mitgliedstaaten unter anderem aufgefordert, da- 
für zu sorgen, dass Frauen in den regionalen, nationalen 


und internationalen Institutionen und Mechanismen zur 
Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten 
auf allen Entscheidungsebenen stärker vertreten sind. Die 
Bundesregierung begrüßt es, dass die Stärkung der Rolle 
von Frauen bei der Konfiiktprävention und Konfiiktlö- 
sung in den Vereinten Nationen wie auch in Deutschland 
stetig an Bedeutung gewinnt. Sie engagiert sich daher 
auch in der regelmäßig in New York tagenden informel- 
len „Freundesgruppe der Resolution 1325“. 

Deutschland beteiligt sich an den jährlichen offenen De- 
batten des Sicherheitsrats stets mit einer das Statement 
der Europäischen Union ergänzenden nationalen Erklä- 
rung. ln der Debatte am 23. Oktober 2007 beschäftigte 
sich die deutsche Erklärung schwerpunktmäßig mit 
sexueller Gewalt gegen Frauen in bewaffneten Konflikten 
wie etwa in der sudanesischen Provinz Darfur oder der 
Demokratischen Republik Kongo. Deutschland berichtete 
dabei auch über den im September 2007 vom Bundes- 
kabinett verabschiedeten deutschen Aktionsplan 11 gegen 
Gewalt an Frauen, der an mehreren Stellen Bezug auf die 
Resolution 1325 nimmt. 

Am 25. November 2007 legte die Bundesregierung anläss- 
lich des internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen dem 
Deutschen Bundestag einen ausführlichen Bericht über 
Maßnahmen zur Umsetzung der Resolution 1325 vor.'“ Der 
Bericht stellt eine Vielzahl von Projekten und Maßnahmen 
dar, die zur Umsetzung der einzelnen Forderungen der Re- 
solution beitragen. Ein Schwerpunkt des Berichts liegt auf 
dem Engagement der Bundesregierung zur Durchsetzung 
von Frauenrechten in Afghanistan. Auch Projekte zum 
Schutz von Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt fin- 
den im Bericht Erwähnung. 

Auf internationaler Ebene setzt sich die Bundesregierung 
für die Umsefzung der Resolution 1325 unter anderem 
auch im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) ein. Die „Checklist to 
ensure gender mainstreaming and the implementation of 
UNSCR 1325 in the planning and conduct of ESDP oper- 
ations“ vom 27. Juli 2006 ist mittlerweile ein wesentli- 
ches Element bei der Planung von ESVP -Missionen. Im 
Dezember 2006 hat der Rat Schlussfolgerungen zur 
Förderung und durchgängigen Berücksichtigung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen im Bereich des 
Krisenmanagements verabschiedet. Unter deutscher Rats- 
präsidentschafl wurde unter anderem ein EU-intemes 
Handbuch zum Thema „Mainstreaming of Human Rights 
and Gender into ESDP“ herausgegeben. Für ein im April 
2007 in Budapest veranstaltetes „ESVP und Geschlech- 
tergleichberechtigung“-Seminar wurde von der Bundes- 
regierung finanzielle Unterstützung gewährt. Die Bun- 
desregierung hat sich dafür eingesefzf, dass im EU- 
Rafssekrefariaf und in allen ESVP-Missionen Beratersfel- 
len für Menschenrechte und Geschlechtergleichberechti- 
gung vorgesehen werden. Bei der EUFOR-Mission in der 
Demokratischen Republik Kongo wurde zum ersten Mal 
eine solche Beraterstelle eingesetzt. Alle ESVP-Missio- 


Der Bericht kann unter auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/ 
Menschenrechte/Frauen-Konfliktpraevention.html heruntergeladen 
werden. Siehe auch Bundestagsdrucksache 16/7267. 
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nen, die unter deutschem EU-Vorsitz begonnen bzw. ge- 
plant wurden - darunter auch EUPOL in Afghanistan und 
die geplante Mission im Kosovo -, sehen den Einsatz sol- 
cher Berater vor. 

Das von der Bundesregierung geförderte Projekt „Mobile 
Friedensakademie OMNIBUS Linie 1325“ trägt weiter- 
hin dazu bei, die durchgängige Berücksichtigung der 
Geschlechterperspektive bei Aktivitäten der zivilen Kon- 
fliktprävention, Konfliktbearbeitung und Friedenskonso- 
lidierung sicherzustellen. Es beinhaltet vor allem Semina- 
rangeboten und die Entwicklung von Bildungsmaterialien 
für Fachkräfte der zivilen Friedensarbeit sowie für Fach- 
kräfte vor Ort. Die Unterstützung zivilgesellschaftlicher 
Projekte und die Zusammenarbeit mit Nichtregierungs- 
organisationen ist unverzichtbarer Bestandteil der Arbeit 
zur Förderung von Geschlechtergerechtigkeit in der Kon- 
fliktprävention. 

4 Menschenrechte von Kindern 

Das kinderpolitische Handeln der Bundesregierung folgt 
der Überzeugung, dass Kinder Träger eigener Rechte 
sind, die es im Hinblick auf die Würde des Kindes auf al- 
len Ebenen zu achten und zu fördern gilt. Die Kinder- 
rechte sind Teil der allgemeinen Menschenrechte, zu de- 
ren Achtung sich die Bundesregierung gemeinsam mit 
den EU-Partnem im Rahmen internationaler und europäi- 
scher Verträge, insbesondere dem VN-Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes von 1989 und seiner zwei Fa- 
kultativprotokolle, verpflichtet hat. Auch der am 13. De- 
zember 2007 Unterzeichnete Vertrag von Lissabon enthält 
eine ausdrückliche Bestimmung zum Schutz der Rechte 
des Kindes (neuer Artikel 3 Abs. 3 und 5 LUV). Kinder- 
rechte sind Menschenrechte. Ihrem Schutz und ihrer För- 
derung fühlt sich die Bundesregierung in besonderer 
Weise verpflichtet. 

4.1 Nationale Maßnahmen zum Schutz und zur 
Förderung der Menschenrechte von 
Kindern 

4.1 .1 Umsetzung des VN-Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes/Partizipation von 
Kindern an sie betreffenden 
Entscheidungen 

Das VN-Übereinkommen über die Rechte des Kindes von 
1989 (Kinderrechtskonvention, KRK) ist der von den 
meisten Staaten ratifizierte Menschenrechtsvertrag der 
Geschichte, ln Verbindung mit seinen beiden Fakultativ- 
protokollen definiert dieses Übereinkommen einen um- 
fassenden Katalog von rechtlich verbindlichen internatio- 
nalen Normen für die Förderung und den Schutz der 
Rechte des Kindes. Zusammen mit anderen internationa- 
len und regionalen Normen für die Rechte des Kindes, 
einschließlich derer der EU und des Europarats, bilden sie 
eine solide Grundlage zur unterschiedslosen Gewährleis- 
tung der Menschenrechte für Kinder. Die KRK enthält 
vier besonders wichtige Grundsätze, die für alle Maßnah- 
men gelten, die Kinder betreffen: Nichtdiskriminierung 
(Artikel 2), Wohl des Kindes (Artikel 3), Recht auf Leben 
und Entwicklung (Artikel 6) und die umfassende Ach- 
tung der Meinung des Kindes (Artikel 12). Die Bundes- 


regierung setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass diese 
Prinzipien wie auch alle weiteren Bestimmungen der 
Konvention weltweit anerkannt und effektiv umgesetzt 
werden. 

Über die innerstaatliche Umsetzung der Verpflichtungen 
nach der Kinderrechtskonvention hat Deutschland dem 
VN-Ausschuss für die Rechte des Kindes (Kinderrechts- 
ausschuss) gemäß Artikel 44 des Übereinkommens zu- 
letzt am 16. Mai 2001 den 2. periodischen Staatenbericht 
vorgelegt. Nach der Erörterung dieses Berichts am 16. Ja- 
nuar 2004 in Genf gab der VN-Ausschuss der Bundes- 
regierung Empfehlungen für weiterführende Maßnahmen 
zur Umsetzung der KRK auf nationaler Ebene. Der Aus- 
schuss würdigte die dazu laufende Erstellung eines Natio- 
nalen Aktionsplans (siehe 4.1.2) in Umsetzung der Ziele 
der 27. Sondersitzung der VN-Generalversammlung zu 
Kindern von 2002. Dieser Nationale Aktionsplan „Für ein 
kindergerechtes Deutschland 2005 bis 2010“ wurde am 
16. Februar 2005 verabschiedet. Deutschland hat damit 
nicht zuletzt auch in Erfüllung internationaler Verpflich- 
tungen ein umfangreiches Maßnahmenpaket zur Verbes- 
serung der Situation von Kindern und Familien in 
Deutschland vorgelegt. Der nächste deutsche Staatenbe- 
richt zum VN-Übereinkommen über die Rechte des Kin- 
des, mit dem die Pflichten zur Vorlage des 3. und 4. Staa- 
tenberichts gemeinsam erfüllt werden sollen, ist dem 
Kinderrechtsausschuss bis 4. April 2009 vorzulegen. Der 
VN-Ausschuss hat ferner in seiner 47. Sitzung (14. Januar 
bis 1. Februar 2008) den 2007 erstellten Initialbericht der 
Bundesregierung zum Fakultativprotokoll zur KRK zu 
Kindern in bewaffneten Konflikten beraten (siehe 4.4.3). 


Deutsche Erklärung zu Artikel 22 
der VN-Kinderrechtskonvention 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass Deutsch- 
land die Verpflichtungen erfüllt, die sich für sie aus 
Artikel 22 der VN-Kinderrechtskonvention ergeben. 
Denn da die Konvention die innerstaatlichen Vorschriflen 
über die Einreise und den Aufenthalt von Ausländem un- 
berührt lässt, gehört es nicht zu den Verpflichtungen der 
Vertragsstaaten, Kindern, die unbegleitet einreisen wol- 
len, um die Rechtsstellung eines Flüchtlings zu begehren, 
die Einreise zu erleichtern oder zu ermöglichen. 

Vom Kinderrechtsausschuss der Vereinten Nationen 
wurde die Bundesregierang in den Jahren 1995 und 2004 
durch Entschließung des Deutschen Bundestags vom 
30. September 1999 und durch Beschluss des Petitions- 
ausschusses des Bundestags vom 26. September 2001 zur 
Rücknahme der bei Ratifizierung der VN-Kinderrechts- 
konvention hinterlegten Erklärung aufgefordert. Dies 
sind aus Sicht der Bundesregierung sehr ernst zu neh- 
mende Hinweise, die unter Berücksichtigung der interna- 
tionalen Staatenpraxis in diesem Bereich sowie der Prio- 
ritäten der deutschen Menschenrechtspolitik insgesamt 
stetig überprüft werden müssen. Die Bundesregierung be- 
trachtet das Kindeswohl als einen besonders gewichtigen 
Gesichtspunkt in der rechtlichen Abwägung; es genießt 
- etwa bei der Anwendung des Ausländer- und Asyl- 
rechts - allerdings keinen absoluten Vorrang. 
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Die Bundesregierung hat geprüft, inwieweit eine Rück- 
nahme der deutschen Erklärung zur VN-Kinderrechts- 
konvention möglich ist. Dabei hat sich gezeigt, dass es 
aus heutiger Sicht nicht notwendig gewesen wäre, die 
Erklärung zum Übereinkommen abzugeben, da es sich 
im Wesentlichen um Erläuterungen handelt, die Fehl- 
oder Überinterpretationen des Vertragswerks vermeiden 
sollten. Die Auslegung würde in gleichem Maße gelten, 
wenn die Erklärung nicht abgegeben worden wäre, was 
aus Sicht der Bundesregierung für eine Rücknahme der 
Erklärung spricht. 

Die Kinderrechtskonvention betrifft aber innerstaatlich 
auch Bereiche, für die ausschließlich die Bundesländer 
zusfändig sind, so dass deren Haltung für die Willensbil- 
dung der Bundesregierung besondere Bedeutung hat. 
Die Länder waren nur unter der Bedingung, dass die Er- 
klärung abgegeben wurde, mit der Ratifikation der Kon- 
vention einverstanden. Die Bundesregierung hat sich 
wiederholt und auf verschiedenen politischen Ebenen 
bei den Ländern dafür eingesefzf, die Erklärung zurück- 
zunehmen. So hat der Bundesminister des Innern, 
Dr. Wolfgang Schäuble, durch Schreiben vom 19. De- 
zember 2006 bei den Innenministern und -Senatoren der 
Länder nachgefragt, ob diese hinsichtlich der Frage der 
Rücknahme der deutschen Erklärung zur VN-Kinder- 
rechtskonvention bei ihrer bisherigen Haltung bleiben. 
Da sich die Länder nicht für eine Rücknahme ausge- 
sprochen haben, kommt eine solche derzeit nicht in Be- 
tracht. 


Partizipation von Kindern an sie betreffenden 
Entscheidnngen 

Für die Bundesregierung hat die Partizipation von Kin- 
dern an sie betreffenden Entscheidungen einen hohen 
Stellenwert. Kinder haben ein Recht darauf, ihre Meinung 
in allen sie betreffenden Angelegenheiten frei zu äußern 
und gehört zu werden, sowie darauf, dass ihre Meinung 
angemessen berücksichtigt wird (Artikel 12 der VN-Kin- 
derrechtskonvention). ln Deutschland gibt es eine Viel- 
zahl von Partizipationsprojekten, in denen Kinder und Ju- 
gendliche durch Teilhabe ihre Zukunft beeinflussen und 
Entscheidungen über die Lebensgrundlagen von morgen 
mitgestalten. Die Bundesregierung hat den weiteren Aus- 
bau dieser Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
ausdrücklich zu einem wichtigen Ziel erklärt, und Bund, 
Länder, Kommunen und Verbände haben neue Ansätze 
entwickelt, um Kindern frühzeitig Einblick in Entschei- 
dungsprozesse zu vermitteln und ihnen darin eine aktive 
Rolle zuzuweisen. So startete Ende 2006 unter dem 
Motto „Nur wer was macht, kann auch verändern“ das 
neue „Aktionsprogramm für mehr Jugendbefeiligung“. 
Dies isf eine gemeinsame Initiative des Bundesministe- 
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Bun- 
deszenfrale für politische Bildung und des Deutschen 
Bundesjugendrings für Kinder und Jugendliche von efwa 
6 bis 27 Jahren. Die Bundesregierung sfärkf mif diesem 
Programm die Befeiligung von Kindern und Jugendlichen 
in bereifs besfehenden Jugendprojekfen und initiiert zu- 
gleich neue Projekte, in denen neue Formen und Mög- 


lichkeiten der Teilnahme entwickelt, erprobt und etabliert 
werden. Zu den bevorzugten Themen und Zielgruppen 
des Aktionsprogramms gehören „Der Wert der jungen 
Generation in der Gesellschaft“, „Kinder und Jugendliche 
aus benachteiligten Familien“, „Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund“, „Demografischer Wandel“ 
sowie „Mehrgenerafionenausgleich“. 

Anlässlich der deutschen EU-Ratspräsidentschaft wurden 
ebenfalls Veranstaltungen mit Kinder- und Jugendbeteili- 
gung organisiert, darunter die Jugendveranstaltung der 
Präsidentschaft „Gleiche Chancen und gesellschaftliche 
Beteiligung für alle Jugendlichen“ im April 2007 in Köln 
und ein Jugendfesf zum Abschluss der Rafspräsidenf- 
schaft mif Bundeskanzlerin Merkel im Juni 2007 in Ber- 
lin. Darüber hinaus wird es auch zur Europawahl 2009 
Aktionen für Kinder und Jugendliche geben. Hierzu wer- 
den mit Jugendlichen bereits Ideen zur Wahlmotivation 
entwickelt. Ein Höhepunkt des Aktionsprogramms für 
mehr Jugendbeteiligung wird die Großveranstaltung 
„Berlin 08 - Festival für junge Politik“ sein. 

4.1.2 Nationaler Aktionsplan „Für ein kinder- 
gerechtes Deutschland 2005 bis 2010“ 

Der Aktionsplan der VN-Sondergeneralversammlung 
vom Mai 2002 „A World Fit for Children“ (siehe 4.4.1) 
empfiehlt zur Umsetzung seiner Ziele auf nationaler 
Ebene u. a. die Verabschiedung nationaler Aktionspläne. 
Die Bundesregierung ist dieser Empfehlung nachgekom- 
men und hat im Februar 2005 unter dem Titel „Für ein 
kindergerechtes Deutschland 2005-2010“ einen solchen 
Nationalen Aktionsplan (NAP) beschlossen und anschlie- 
ßend im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 
Ende 2005 ausdrücklich bestätigt. Der NAP formuliert 
Strategien und Ziele zur Stärkung der Kinderrechte in 
Deutschland, aber auch kinderpolitische Ziele auf inter- 
nationaler Ebene, ln ihrem NAP definiert die Bundesre- 
gierung sechs prioritäre Handlungsfelder: 

- Chancengerechtigkeit durch Bildung, 

- Aufwachsen ohne Gewalt, 

- Förderung eines gesunden Lebens und gesunder Um- 
weltbedingungen, 

- Beteiligung von Kindern und Jugendlichen, 

- Entwicklung eines angemessenen Lebensstandards für 
alle Kinder, 

- internationale Verpflichtungen. 

fm NAP sind ca. 170 Maßnahmen formuliert, die die 
Bundesregierung zur Verbesserung der Lebens- und Ent- 
wicklungschancen von Kindern, Jugendlichen und Fami- 
lien durchgeführt hat bzw. bis 2010 noch plant. Die Um- 
setzung des NAP soll neben den politischen Aktivitäten 
auf Bundesebene durch ein breites Bündnis politischer 
und gesellschaftlicher Kräfte unterstützt werden, ln der 
begleifenden Lenkungsgruppe zum NAP, die sich im Sep- 
fember 2006 konsfituierf haf, sowie in themenbezogenen 
Arbeitskreisen sind daher Bund, Länder und Kommunen 
sowie Vertreter aus Verbänden und Nichtregierungsorga- 
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nisationen eingebunden. Außerdem haben sich Kinder 
und Jugendliche in einem eigenen „Kinder- und Ju- 
gendreport“ vom April 2006 intensiv mit dem NAP aus- 
einandergesetzt und darin eigene Anregungen für zusätz- 
liche Maßnahmen und Projektvorschläge gegeben. Die 
weitere Beteiligung von Kindern und Jugendlichen wird 
im Rahmen eines Projektes ab Frühjahr 2008 realisiert. 
Ein Zwischenbericht der Bundesregierung zum Stand der 
Umsetzung des NAP wird im Sommer 2008 vorliegen. 

4.1.3 Nationaler Aktionsplan zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen vor sexueller 
Gewalt und Ausbeutung 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Aktionsplan aus dem 
Jahr 2003 eine umfassende Gesamfsfrafegie fesfgelegf, 
um Kinder und Jugendliche gezielf vor sexueller Gewalf 
zu schüfzen. Der Aktionsplan zielt darauf ab, den straf- 
rechtlichen Schutz weiterzuentwickeln, die Prävention 
und den Opferschutz zu stärken sowie die Vernetzung der 
Hilfs- und Beratungsangebote und die internationale Zu- 
sammenarbeit zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
zu fordern. Diese Ziele sind durch folgende Maßnahmen 
umgesefzf worden: 

Weiterentwicklung des strafrechtlichen Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesregierung den „Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbe- 
schlusses des Rates der Europäischen Union zur Bekämp- 
fung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der 
Kinderpomografie“ (Bundestagsdrucksache 16/3439) 
eingebracht. Das geplante Gesetz soll den Rahmenbe- 
schluss Umsetzen und den Erfordernissen des Fakultativ- 
protokolls zum VN-Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kin- 
derpomografie und die Kinderprostitution Rechnung tra- 
gen. Der Entwurf sieht unter anderem vor, die Schutz- 
altersgrenze in § 182 Abs. 1 des Strafgesetzbuches (Sexueller 
Missbrauch von Jugendlichen) von 16 auf 18 Jahre anzu- 
heben. Das betrifft in erster Linie sexuelle Handlungen 
mit Jugendlichen gegen Entgelt. Außerdem ist vorgese- 
hen, den Anwendungsbereich des § 184b des Strafgesetz- 
buches (Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornogra- 
fischer Schriften) auf jugendpomografische Schriften zu 
erweitern. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes ist voraus- 
sichtlich bis Mitte 2008 zu rechnen. 

Stärkung von Prävention und Opferschutz 

Mit der im Rahmen der bundesweiten Präventionskampa- 
gne „Hinsehen. Handeln. Helfen“ im Jahr 2004 gestarte- 
ten Öffentlichkeits- und Aufklämngsarbeit hat die Bun- 
desregiemng breite Aufmerksamkeit, Sensibilisiemng 
und weitere Aufklämng über das Thema sexuelle Kindes- 
misshandlung erreicht. Auf der dazu eingerichteten Inter- 
netseite www.hinsehen-handeln-helfen.de finden sich In- 
formationen zur Prävention von sexueller Gewalt gegen 
Kinder und zu Beratungsstellen im Bundesgebiet. Weitere 
präventive Maßnahmen und Hilfsangebote wie zum Bei- 
spiel das bundesweit kostenlose, anonyme Kindersorgen- 


telefon „Nummer gegen Kummer“ und der Eltemratgeber 
„Mutig fragen - besonnen handeln“ richten sich an Kin- 
der, Jugendliche, Eltern, Multiplikatoren, Polizei und Jus- 
tiz. 

Zur Prävention von sexueller Gewalt und Ausbeutung 
von Kindern im Tourismusbereich hat die Bundesregie- 
mng die Einfühmng und nachhaltige Implementiemng ei- 
nes Verhaltenskodexes in Unternehmen der Tourismus- 
wirtschaft sowie in nationalen und internationalen 
Verbänden und Strukturen der Tourismuswirtschaft durch 
die Arbeitsgemeinschaft zum Schutz der Kinder vor 
sexueller Ausbeutung (ECPAT) Deutschland unterstützt. 
Des Weiteren fordert die Bundesregierung die im Rah- 
men der Kampagne „Please Disturb“ des Kinderhilfswer- 
kes Terre des hommes Deutschland eingerichtete Inter- 
netseite child-hood.com und das internationale Marketing 
zum Inflight-Spot „Witness“ (Zeuge). 

Sicherstellung der internationalen Strafverfolgung 
und Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung beteiligte sich im Berichtszeitraum 
engagiert an den Verhandlungen zur Erarbeitung eines 
Übereinkommens des Europarats zum Schutz von Kin- 
dern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss- 
brauch. Das Übereinkommen wurde am 12. Juli 2007 
vom Ministerkomitee des Europarats angenommen und 
am 25. Oktober 2007 zur Zeichnung aufgelegt. Bis An- 
fang 2008 hatten 24 der 47 Staaten des Europarats unter- 
zeichnet, darunter am 25. Oktober 2007 auch Deutsch- 
land. 

Das Übereinkommen enthält europaweit angeglichene 
und zum Teil neue Straftatbestände, Vorschriften zur Ge- 
richtsbarkeit und verfahrensrechtliche Vorschriften, die 
das Opfer schützen sollen. Im strafrechtlichen Bereich 
gehen die Regelungen über den Bereich der kommerziel- 
len sexuellen Ausbeutung von Kindern hinaus in den Be- 
reich des sexuellen Missbrauchs von Kindern. Darüber 
hinaus sind präventive Regelungen (etwa Berufsbe- 
schränkungen für Täfer, Informafionsvermittlung an Kin- 
der und spezifische Berufsgruppen) und Regelungen zur 
Einrichfung von Hilfs- und Behandlungsangebofen für 
Täfer und Opfer sowie zur nationalen und internationalen 
Zusammenarbeit von Institutionen und zur Datensamm- 
lung enthalten. 

Vernetzung von bundesweiten Hilfs- und 
Beratungsangeboten 

Die 2003 eingerichtete Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum 
„Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Ge- 
walt“ hat ihre Arbeit kontinuierlich fortgesetzt. Sie ist ein 
Instrument zur Steuerung, Koordinierung und Weiter- 
entwicklung der Maßnahmen des Aktionsplanes. Das 
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesver- 
nachlässigung (IzKK) am Deutschen Jugendinstitut, eine 
bundesweit tätige Schnittstelle zwischen Forschung, Pra- 
xis und Politik, ist ebenfalls ein wichtiges Vemetzungs- 
instrument. Es wird von der Bundesregierung ebenso 
fortlaufend gefordert wie die Bundesarbeitsgemeinschaft 
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(BAG) der Kinderschutzzentren, eine Beratungs- und 
Vemetzungsstelle für regionale Kinderschutzzentren und 
ärztliche Beratungsstellen, die die Entwicklung, Anwen- 
dung und Weitervermittlung von speziellen, an den Ursa- 
chen von Gewalt ansetzenden Hilfen zur Aufgabe haben. 

4.1.4 Flüchtlingskinder 

Flüchtlingskinder bedürfen des intensiven Schutzes durch 
den aufnehmenden Staat (vgl. Artikel 22 VN-Kinder- 
rechtskonvention). ln Deutschland wird dieser Flücht- 
lingsschutz durch das Asylrecht nach Artikel 16a des 
Grundgesetzes und durch eine Schutzgewährung nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention sowie nach den menschen- 
rechtlich und verfassungsrechtlich begründeten Ab- 
schiebungsverboten im Rahmen des Aufenthaltsgesetzes 
gewährleistet. Darüber hinaus ist mit dem Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe zum 
1 . Oktober 2005 die Inobhutnahme unbegleiteter minder- 
jähriger Ausländer für die Träger der öffentlichen Jugend- 
hilfe verbindlich geregelt worden. Damit wird grundsätz- 
lich anerkannt, dass das Wohl eines Kindes oder 
Jugendlichen, das/der nach Deutschland einreist, ohne 
dass sich Personensorge- oder Erziehungsberechtigte im 
Land befinden, gefährdet ist. Während seiner Unterbrin- 
gung soll zusammen mit dem Kind oder Jugendlichen ein 
Clearingverfahren durchgeführt werden (§ 42 Abs. 2 
SGB Vlll). Hierzu gehört die Klärung, ob eine Rückkehr 
in das Heimatland ohne erhebliche Gefahren insbeson- 
dere mit Blick auf das Kindeswohl möglich ist, ob eine 
Familienzusammenführung in einem Drittland in Frage 
kommt, ob ein Asylantrag gestellt oder ein Bleiberecht 
aus humanitären Gründen angestrebt werden soll. Dabei 
sind entsprechend kompetente Stellen mit einzubeziehen. 
Ferner muss im Rahmen der Inobhutnahme der erzieheri- 
sche Bedarf des Kindes oder Jugendlichen ermittelt und 
geprüft werden, ob im weiteren Verlauf Jugendhilfeleis- 
tungen der Hilfe zur Erziehung erforderlich sind. Das Ju- 
gendamt hat darüber hinaus unverzüglich die Bestellung 
eines Vormunds oder Pflegers für das Kind bzw. den Ju- 
gendlichen zu veranlassen (§ 42 Abs. 3 Safz 4 SGB Vlll). 
Dieser isf an den Enfscheidungen über weiferführende 
Hilfen maßgeblich zu befeiligen. Die Inobhutnahme kann 
nur beendet werden, wenn der weitere Verbleib des Kin- 
des bzw. Jugendlichen abschließend geklärt ist. 

4.2 Maßnahmen der EU zur Förderung und 
zum Schutz der Menschenrechte von 
Kindern 

4.2.1 Maßnahmen in der EU 

Die Förderung der Rechte von Kindern und das Eingehen 
auf ihre Bedürfnisse sind in den Rahmen der allgemeinen 
Verpflichtung der EU zur Förderung der Menschenrechte 
eingebunden. Die Europäische Union setzt sich im Rah- 
men ihrer Innen- und Außenpolitik nachdrücklich dafür 
ein, dass die Rechte von Kindern umfassend gefördert 
und ihre grundlegenden Bedürfnisse berücksichtigt wer- 
den. Bestimmungen zum Schutz und der Förderung der 
Kinderrechte sind in einer Vielzahl von EU-Menschen- 
rechtsinstrumenten verankert, so z. B. in der Charta der 


Grundrechte der Europäischen Union von 2000 (insb. 
Artikel 24), der Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten (1950), der Europäischen So- 
zialcharta (1961), dem Europäischen Übereinkommen 
über die Ausübung der Rechte des Kindes (1996), dem 
Europäischen Übereinkommen zur Verhütung von Folter 
und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe (1987), aber auch im Europäischen Konsens 
über die Entwicklungspolitik sowie in EU-Gemein- 
schaftsinstrumenten. 

Mitteilung der Kommission im Hinblick auf eine 
Kinderrechtsstrategie von 2006 

Am 4. Juli 2006 wurde eine „Mitteilung der Kommission 
im Hinblick auf eine EU-Kinderrechtsstrategie“ verab- 
schiedet. ln ihr wird dargelegt, wie eine umfassende 
Langzeitstrategie der EU zur Förderung und zum Schutz 
der Rechte von Kindern entwickelt, die Koordinierung 
unter relevanten Akteuren verbessert und die Berücksich- 
tigung der Kinderrechte in der EU-Politik weiter systema- 
tisiert werden kann, ln der Mitteilung verpflichtet sich die 
EU, die Netzwerkarbeit und die Vertretung von Kindern 
in der EU und weltweit zu fördern und sie schrittweise 
und förmlich in alle Konsultationen und Maßnahmen ein- 
zubeziehen, die ihre Rechte und Bedürfnisse berühren. 
Ferner werden Indikatoren für Kinderrechfe und eine ver- 
sfärkfe Überwachung der Auswirkungen laufender Maß- 
nahmen auf Kinder vorgeschlagen. 

ln der Mitteilung wird des Weiteren die Gründung eines 
„Europäischen Forums für die Rechfe des Kindes“ als In- 
sfrumenf zur Förderung des wirksamen Ausfausches von 
Informationen und bewährter Praktiken sowie zur Vernet- 
zung der Hauptakteure und Ideen in diesem Bereich be- 
fürwortet. Das erste Treffen des Forums, das zukünftig 
regelmäßig tagen soll, fand unter deutscher EU-Ratsprä- 
sidentschaft am 4. Juni 2007 in Berlin statt. Zur Vorberei- 
tung des Forums tagte am 3. Juni 2007 in Berlin die 
Groupe l’Europe de l’Enfance, eine seit dem Jahr 2000 
halbjährlich tagende informelle Arbeitsgruppe, der vor al- 
lem Regierungsvertreter angehören. 

4.2.2 Maßnahmen Im Rahmen der externen 
Menschenrechtspolitik der EU 

Eine weitere in der Mitteilung der Kommission vom 
4. Juli 2006 enthaltene Empfehlung zur Ausarbeitung ei- 
nes Aktionsplans zum Thema Kinder im Rahmen der Au- 
ßenbeziehungen der EU, also den Beziehungen der EU 
gegenüber Drittstaaten, wurde ebenfalls zeitnah umge- 
setzt: Ein entsprechender Aktionsplan mit dem Titel „Au- 
ßenmaßnahmen der EU: Ein besonderer Platz für Kinder“ 
wurde durch Mitteilung der Kommission vom 5. Februar 
2008 an den Rat, das Europäische Parlament, den Euro- 
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus- 
schuss der Regionen vom 5. Februar 2008 vorgelegt, ln 
Verbindung mit zwei dazugehörigen Arbeitspapieren der 
Kommission „Children’s Rights in Extemal Action“ so- 
wie „Children in Situations of Emergency and Crisis“ soll 
diese Mitteilung ebenso wie die vom Außenministerrat 
der EU am 10. Dezember 2007 verabschiedeten „Leit- 
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linien der EU für die Förderung und den Sehutz der 
Reehte des Kindes“ (siehe 4.2.2) zur Erarbeitung einer 
solehen EU-Langzeitstrategie beitragen. Die Kinder- 
reehte werden außerdem in den EU-Außenbeziehungen 
dureh Maßnahmen der EU-Entwieklungspolitik abge- 
deekt, z. B. in den Bereiehen Bildung, Gesundheit, Be- 
sehäfligung, soziale Eingliederung, mensehenwürdige 
Arbeit und Menschenhandel. 

Schließlich beinhaltet auch der EU-Erweiterungsprozess 
Möglichkeiten zur Förderung der Kinderrechte. So ist 
eine Voraussetzung für den EU-Beitritt, dass Kandidaten- 
länder über stabile Institutionen verfügen, welche Demo- 
kratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte sowie Ach- 
tung und Schutz von Minderheiten gewährleisten. Im 
Rahmen dieser bereits 1993 vom Europäischen Rat in 
Kopenhagen festgelegten Kriterien überwacht und fordert 
die EU -Kommission während des gesamten Beitrittspro- 
zesses die Reform des Kinderschutzes in Beitrittsländem. 

EU-Leitlinien zu Kindern in bewaffneten Konflikten 

Der Allgemeine Rat der EU hatte im Dezember 2003 
Leitlinien zu „Kindern und bewaffneten Konflikten“ ver- 
abschiedet und das Thema damit bereits grundsätzlich als 
einen Schwerpunkt der externen Menschenrechtspolitik 
der EU definiert. Am 12./13. Dezember 2005 verabschie- 
dete der EU-Außenministerrat im Ergebnis einer ersten 
Evaluierung ergänzende Schlussfolgerungen zu den Leit- 
linien. Sie priorisieren künftige Handlungsfelder und ge- 
ben konkrete Empfehlungen für eine effektivere Umset- 
zung wie etwa: 

- intensivierte Berichterstattung durch die Auslandsver- 
tretungen der EU-Mitgliedstaaten, 

- intensivierte Zusammenarbeit mit den Vereinten 
Nationen (insb. mit VN- Sicherheitsrat und -Sonderbe- 
richterstatter), 

- Einbeziehung des Themas in die Mandate aller EU- 
Sonderberichterstatter, 

- Konzentration von Maßnahmen auf Schwerpunktlän- 
der", 

- Einbettung des Themas Kinder und bewaffnete Kon- 
flikte in die umfassende EU-Kinderrechtsstrategie, 

- Berücksichtigung im Rahmen der EU-Entwicklungs- 
zusammenarbeit sowie bei ESVP-Missionen. 

Zur Umsetzung dieser Empfehlungen hat die EU am 
1 1 . April 2006 eine Implementierungsstrategie mit kon- 
kreten Handlungsvorgaben verabschiedet. Bereits im Mai 
2006 wurde daraufhin ein Maßnahmenkatalog zur Einbe- 
ziehung des Schutzes von Kindern in bewaffneten Kon- 
flikten in ESVP-Operationen verabschiedet (Checklist for 
the integration of the protection of children affected by 
armed confiict into ESDP operations). Seit Januar 2008 


Dies waren bis Dezember 2007: Afghanistan, Burundi, Demokrati- 
sche Republik Kongo, Cote d‘Ivoire, Kolumbien, Liberia, Myanmar, 
Nepal, Philippinen, Somalia, Sri Lanka, Sudan, Uganda. Ab Dezem- 
ber 2007 zusätzlich: Tschad, Haiti, OPT, Israel, Libanon und der Irak. 


evaluiert die zuständige EU-Rats-Arbeitsgruppe (Politico- 
Military Group) die Umsetzung der „Checklist“. 

Initiativen nnter dentscher EU-Ratspräsidentschaft 
(erstes Halbjahr 2007) 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen ihrer EU-Rats- 
präsidentschafl in besonderer Weise für die Umsefzung 
der EU-Leitlinien zu Kindern und bewaffneten Konflik- 
ten vom Dezember 2003 eingesetzt. So wurden auf deut- 
sche Initiative hin für die im Rahmen der Leitlinien bis 
Dezember 2007 geltenden Schwerpunktländer Länder- 
strategien für künftiges EU-Handeln und zur Koordinie- 
rung von EU-Maßnahmen mit den Maßnahmen anderer 
relevanter Akteure erarbeitet. Die Strategien zielen vor 
allem auf eine höhere politische Gewichtung des Themas 
auf nationaler Ebene, z. B. durch verstärkte Einbeziehung 
in Planungs- und Entscheidungsprozesse, die strikte Be- 
achtung relevanter internationaler Normen und Standards, 
darunter die „Pariser Prinzipien“ und „Verpflichtungen“ 
vom Februar 2007, das Verbot der Rekrutierung von 
Kindersoldaten, die Unterstützung relevanter VN-Mecha- 
nismen, insbesondere des VN-Sicherheitsrats, die Verbes- 
serung von Monitoringsystemen, die Beachtung von Gen- 
deraspekten sowie die Einrichtung nationaler Programme 
zur Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliede- 
rung von Kindersoldaten, ln einem integrativen neuen 
Ansatz werden andere in diesen Ländern tätige relevante 
Akteure einbezogen, darunter auch aus der Zivilgesell- 
schaft. Ferner hat die Bundesregierung während ihrer 
Ratspräsidentschaft durch Erstellung einer EU-Projekt- 
liste die Grundlagen für eine sysfematische Erfassung der 
von EU-Sfaafen und der EU-Kommission verfolgfen Pro- 
jekfe im Bereich Kinder und bewaffnete Konflikte insbe- 
sondere in Schwerpunktländem erstellt. Die Liste um- 
fasste Ende 2007 rund 180 Projekte im Gesamtwert von 
ca. 287 Mio. Euro. 

Innerhalb der EU förderte Deutschland die Behandlung 
des Themas Kinder und bewaffnete Konflikte als Quer- 
schnittsthema (Mainstreaming) in relevanten Politikberei- 
chen. Auf Einladung der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft berichteten Vertreter des EU -Komitees für ziviles 
Krisenmanagemenf (CivCom) und des EU-Milifäraus- 
schusses (EUMC) im Juni 2007 ersfmals über die Umsef- 
zung der von der EU im Mai 2006 beschlossenen „Check- 
lisf“ in Missionen der Europäischen Sicherheifs- und 
Verfeidigungspolifik (ESVP-Missionen). 

Konferenz von Paris, Febrnar 2007 

Am 5./6. Februar 2007 fand in Paris auf gemeinsame Ini- 
tiative von Frankreich und UNICEF eine internationale 
Konferenz zum Thema Kindersoldaten statt. Sie endete 
mit der Annahme einer politischen Erklärung (Pariser 
Verpflichtungen) und von Prinzipien (Pariser Prinzipien), 
die insbesondere den Schutz von Kindern vor Zwangsre- 
krutierungen in Streitkräfte oder bewaffnete Gruppen auf 
internationaler Ebene verbessern sollen. Die EU war kol- 
lektiv durch den Staatsminister im Auswärtigen Amt in 
seiner Funktion als EU-Ratspräsidentschaft sowie auf na- 
tionaler Ebene durch Delegationen der einzelnen EU- 
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Staaten repräsentiert. Die insgesamt knapp 60 Teilneh- 
merstaaten verpfliehteten sieh dureh Annahme der Pariser 
Erklärung zu anhaltendem Kampf gegen das Kindersol- 
datenproblem und zur Stärkung des dazu bereits existie- 
renden internationalen Normen- und Überwaehungssys- 
tems, u. a. dureh zusätzliehe nationale Maßnahmen. 

Der parallel dazu verabsehiedete Pariser Prinzipienkata- 
log zum Sehutz von Kindern vor Zwangsrekrutierungen 
in Streitkräfte und bewaffnete Gruppen bedeutet eine 
wiehtige Weiterentwieklung der „Capetown Prineiples“, 
die 1997 erstmals (freiwillige) internationale Standards 
für Kinder in bewaffneten Konflikten definiert hatten. Sie 
sollen sowohl staatliehen als aueh zivilgesellsehaftliehen 
Akteuren als einheitliehe Standards und Handlungsvorga- 
ben für koordinierte Aktivitäten bei der Bekämpfung des 
Phänomens der Kindersoldaten dienen. Die Konferenz in 
Paris hat den internationalen Bemühungen zur Bekämp- 
füng des Phänomens „Kindersoldaten“ einen wiehtigen 
Impuls verliehen. Die Bundesregierung hat sieh noeh als 
EU-Ratspräsidentsehafl mit Demarehen in EU-Sehwer- 
punktländem für eine unmitfelbare Umsefzung der Kon- 
ferenzergebnisse in diesen Ländern und darüber hinaus 
eingesefzf. 

EU-Leitlinien zur Förderung und zum Schutz der 
Menschenrechte von Kindern 

Die Bundesregierung hat unter deutseher EU-Ratspräsi- 
dentsehaft Anfang 2007 die politisehe Initiative zur Ent- 
wieklung neuer Leitlinien der EU zum Thema „Förde- 
rung und Sehutz der Reehte des Kindes“ im Bereieh der 
externen Mensehenreehtspolitik der EU ergriffen. Sie hat 
sieh dabei von der Überzeugung leiten lassen, dass es auf 
internationaler Ebene anhaltender und neuer Impulse für 
die weltweite Durehsetzung der Kinderreehte bedarf, ins- 
besondere zur mögliehst umfassenden Implementierung 
bestehender Mensehenreehtsinstrumente und Sehutznor- 
men für die Reehte des Kindes. Die neuen Leitlinien er- 
gänzen die EU-Leitlinien zu Kindern und bewaffneten 
Konflikten von 2003 und sind Teil der EU-Gesamtstrate- 
gie zu Kindern (s. 4.2.1). 

Für ihre Initiative hat die Bundesregierung in einem brei- 
ten partizipatorisehen Ansatz ein Konzept entwiekelt, 
welehes die Unterstützung aller EU-Partner, wiehtiger 
Organisationen der Vereinten Nationen, insbesondere von 
UNICEF, und zentraler Akteure der Zivilgesellsehaft im 
Bereieh der Kinderreehte fand. Es verbindet in einem 
zweistufigen Ansatz das politisehe Bekenntnis der EU zur 
generellen Förderung und zum Sehutz aller Kinderreehte 
auf Basis relevanter internationaler Konventionen und 
Sehutznormen, insbesondere des VN-Übereinkommens 
über die Reehte des Kindes von 1989 und seiner zwei Fa- 
kultativprotokolle, mit länderspezifisehen Maßnahmen zu 
einem Sehwerpunktthema. Die EU hat sieh noeh unter 
deutseher Ratspräsidentsehaft im Juni 2007 auf das 
Thema „Alle Formen von Gewalt gegen Kinder“ als ers- 
tes derartiges Sehwerpunktthema geeinigt. 

Das ambitionierte Vorhaben wurde naeh umfassenden in- 
ternationalen Konsultationen unter portugiesiseher EU- 
Ratspräsidentsehaft Ende 2007 finalisiert: Das in deut- 


seher Initiative erarbeitete Konzept für die neuen Leif- 
linien und die dazugehörige ersfe Implementierungs- 
sfrafegie wurde im zweifen Halbjahr 2007 auf EU-Ebene 
abgesfimmf und am 10. Dezember 2007 vom Minisferrat 
der EU für Allgemeine Angelegenheifen und Außenbe- 
ziehungen angenommen. Dureh Annahme der Leitlinien 
hat sieh die EU uneingesehränkt zur Förderung und zum 
Sehutz aller Reehte des Kindes verpfiiehtet, wie sie in 
zentralen internationalen und europäisehen Mensehen- 
reehtsübereinkünften, -normen und -Standards sowie in 
relevanten politisehen Verpfiiehtungen für die Förderung 
und den Sehufz der Reehte des Kindes niedergelegt sind. 
Deutsehland bleibt im weiteren Prozess der Umsetzung 
der neuen Leitlinien ab 2008 unter sloweniseher EU- 
Ratspräsidentsehafl aktiv involviert. 

4.2.3 Kinderrechte in der EU-Entwickiungs- 
poiitik 

Im Zuge der strukfurellen Überarbeitung der EU-Außen- 
hilfe für 2007 wurden aueh die EU-exfemen Programme 
zur Förderung von Kindern und Jugendliehen neu for- 
miert. Dies steht im Einklang mit der Mitteilung der 
Kommission im Hinbliek auf eine Kinderreehtsstrategie 
vom Juli 2006. Damit strebt die Kommission die Herstel- 
lung von größerer Kohärenz und eine Steigerung der Ge- 
samtwirkung von EU-lnstrumenten zur Realisierung von 
Kinderreehten aueh im Rahmen der Entwieklungszusam- 
menarbeit an. 

Im Januar 2006 nahm die EU-Kommission die Mitteilung 
„ln die Mensehen investieren“ an, in der das Programm 
für mensehliehe und soziale Entwieklung dargelegf wird. 
Das auf seehs Jahre angelegfe Programm folgt einem in- 
tegrierten Ansatz und hat ein GesamtfÖrdervolumen von 
einer Milliarde Euro. Für die Förderung des Programm- 
sehwerpunkts Kinder- und Jugendreehte sind 90 Mio. 
Euro vorgesehen. Mit diesen Mitteln soll mehr Bewusst- 
sein für Kinder und Jugendliehe in Entwieklungszusam- 
menhängen erzeug! und ihre Befeiligung erhöh! werden. 
Besondere Aufmerksamkeif isf hierbei auf die Bekämp- 
fung von Kinderarbeif, Mensehenhandel und von sexuel- 
ler Gewalt sowie auf die Förderung der Jugendbesehäfti- 
gung geriehtet. 

Die Förderung von Kinder- und Jugendreehten ist eben- 
falls ein Sehwerpunktbereieh des neuen Europäisehen In- 
struments für Demokrafie und Mensehenreehfe. Dieses 
Programm lösfe im Januar 2007 die 1994 gegründefe 
Europäisehe Inifiative für Demokratie und Mensehen- 
reehte ab und hat eine Laufzeit von seehs Jahren. Im Rah- 
men dieses Programms soll der Sehutz von Kinder- und 
Jugendreehten als Quersehnittsaufgabe in allen Förder- 
maßnahmen berüeksiehtigt werden. Ferner sieht das Pro- 
gramm die Stärkung des internationalen und regionalen 
Rahmenwerks für den Sehufz von Kinderreehten vor. Zu- 
dem sollen das zivilreehtliehe Engagement für Kinder- 
reehfe gesfärkf und Vorhaben im Bereieh „Kinder in be- 
waffhefen Konflikten“ gefördert werden. Die slowenisehe 
EU-Ratspräsidentsehaft hat dieses Thema im ersten Halb- 
jahr 2008 zu einem Sehwerpunkt ihrer entwieklungspoli- 
tisehen und mensehenreehtliehen Arbeit gemaeht. 
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4.3 Maßnahmen im Europarat und der OSZE 
zur Förderung und zum Schutz der 
Menschenrechte von Kindern 

4.3.1 Maßnahmen des Europarats 

Unter dem Motto „Ahe anders - alle gleieh“ hat der 
Europarat unter Sehirmherrsehaft von Bundesministerin 
Dr. Ursula von der Leyen im Juni 2006 eine Jugendkam- 
pagne für Vielfalt, Mensehenreehte und Partizipation ge- 
startet, die bis September 2007 lief Alle 47 Mitgliedslän- 
der des Europarats sowie Belarus und der Vatikan 
beteiligten sieh daran. Hauptziel der Kampagne war es. 
Jugendliehe zu ermutigen, sieh gemeinsam mit anderen 
für Vielfalt und gegen Diskriminierung aktiv zu engagie- 
ren. 

4.3.2 Maßnahmen der OSZE 

Im OSZE-Aktionsplan zur Bekämpfung des Menschen- 
handels von 2003 beschlossen die OSZE-Teilnehmerstaa- 
ten, der Frage der Bekämpfung des Kinderhandels beson- 
dere Aufmerksamkeit zu widmen. Zu diesem Zweck 
billigte der OSZE-Ministerrat in Laibach 2005 einen Zu- 
satz zum Aktionsplan, der die Berücksichtigung der be- 
sonderen Schutz- und Hilfsbedürfligkeit der Opfer von 
Kinderhandel zum Gegenstand hat. Die OSZE-Minister- 
räte von Brüssel 2006 und Madrid 2007 haben Entschei- 
dungen zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von 
Kindern bzw. der sexuellen Ausbeutung von Kindern im 
Internet verabschiedet. Darüber hinaus befasst sich die 
OSZE im Rahmen von Expertentreffen mit dem Thema. 

4.4 Internationale Maßnahmen zum Schutz 
und zur Förderung der Menschenrechte 
von Kindern 

4.4.1 VN-Sondergeneralversammlung zu 
Kindern 2002 

Vom 8. bis 10. Mai 2002 untersuchte die VN-General Ver- 
sammlung auf ihrer 27. Sondersitzung (UN Special Ses- 
sion on Children) erstmals den Fortschritt bei der Umset- 
zung der auf dem Weltkindergipfel (1990) und in der 
Millenniumserklärung (2000) gesteckten Ziele in Bezug 
auf Kinderrechte. Die Sondersitzung endete mit konsen- 
sualer Annahme einer politischen Abschlusserklärung so- 
wie eines fristgebundenen Aktionsplans zur Umsetzung 
der eingegangenen politischen Verpflichtungen, die als 
konsolidiertes Abschlussdokument „A World Fit for 
Children“ zusammengefasst wurden, ln der Abschluss- 
erklärung verpflichteten sich die 190 Teilnehmerstaaten, 
darunter zum Teil auf Ebene ihrer Staats- und Regierung- 
schefs, die historische Chance zu nutzen, um gemeinsam 
mit Kindern und für Kinder eine an den Bedürfnissen der 
Kinder besser ausgerichtete Welt zu gestalten. Die Erklä- 
rung enthält dazu konkrete Prinzipien und Ziele. 

Der Aktionsplan formuliert Strategien für die Umsefzung 
dieser Verpflichtungen und Ziele in den vier prioritären 
Bereichen Gesundheit, Bildung, Schutz vor Missbrauch, 
Ausbeutung und Gewalt sowie Kampf gegen HIV/Aids. 
Er zielt zugleich auf die Erfüllung noch offener Verpflich- 


tungen des Weltkindergipfels und der Millenniumsent- 
wicklungsziele. Das Schlussdokument der Sondersitzung 
„A World Fit for Children“ wurde als Anhang einer gleich- 
namigen Resolution von der VN-Generalversammlung am 
10. Mai 2002 im Konsens angenommen (RES S-27/2). Die 
Bundesregierung fühlt sich der Einhaltung dieser Ziele 
eng verpflichtet und hat zu ihrer Umsetzung auf nationa- 
ler Ebene konkrete praktische Maßnahmen ergriffen 
(siehe 4.1.2). 

Follow-up-Prozess und weitere Umsetzung 

Das Jahr 2007 markierte die Halbzeit bei der Umsetzung 
des Aktionsplans „A World Fit for Children“ der VN- 
Sondergeneralversammlung zu Kindern von 2002 (Spe- 
cial Session plus 5). Aus diesem Anlass und um den Er- 
füllungsstand des Aktionsplans zu bilanzieren fand auf 
Einladung des Präsidenten der VN-Generalversammlung 
und unter aktiver Mitwirkung von UNICEF vom 1 1 . bis 
13. Dezember 2007 in New York eine hochrangige Plenar- 
veranstaltung der Generalversammlung statt („Commem- 
orative High-Level Plenary Meeting devoted to the Fol- 
low-up to the Outcome of the Special Session on 
Children in 2002“). Sie endete mit einstimmiger An- 
nahme einer neuen Erklärung der VN-Generalversamm- 
lung durch Delegationen aus über 140 VN-Mitgliedstaa- 
ten am 13. Dezember 2007. ln dieser Erklärung werden 
erreichte Fortschritte, insbesondere im Gesundheits-, 
Schul- und Bildungsbereich, gewürdigt, verbleibende He- 
rausforderungen genannt (Beseitigung der Armut, die 
Notwendigkeit der weiteren Senkung der Kindersterb- 
lichkeit bei Unterfünfjährigen sowie Zugang zu Bildung 
und Kampf gegen Gewalf, Ungleichbehandlung oder Dis- 
kriminierung, insbesondere gegen Mädchen) und das Be- 
kenntnis der Mitgliedstaaten zur Erreichung der Ziele des 
Aktionsprogramms „A World Fit for Children“ von 2002 
erneuert. 

Deutschland war auf der VN-Plenarveranstaltung durch 
den Beauftragten der Bundesregierung für Menschen- 
rechfspolitik und Humanifäre Hilfe im Auswärtigen Amf 
verfrefen. Dieser sfellte den umfangreichen Nationalen 
Aktionsplan 2005 bis 2010 der Bundesregierung vor 
(s. 4.1.2) und betonte aktuelle Fördermaßnahmen der 
Bundesregierung, darunter Investitionen in Ganztags- 
schulen und in den Ausbau von Kindertagesstätten. Auch 
Kinder und Jugendliche waren im Rahmen eines zweitä- 
gigen Kinderforums am 9./10. Dezember aktiv in das 
Plenargeschehen involviert. Über 50 VN-Mitgliedstaaten 
hatten Kinderdelegierte in ihre Delegationen aufgenom- 
men. Im Rahmen eines UNlCEF-geführten internationa- 
len Auswahlprozesses wurde auch ein deutscher Jugend- 
teilnehmer ausgewählt. 

Der VN-Generalsekretär legte zur Vorbereitung der 
Plenarveranstaltung im Auftrag der Generalversammlung 
einen Fortschrittsbericht „Follow-up to the special Ses- 
sion of the General Assembly on children“ vor (RES A/ 
62/259 vom 15. August 2007). Er benennt Herausforde- 
rungen, aber auch Empfehlungen für weifere Forfschritte 
zur Erfüllung des Akfionsplans „A World Fif for 
Children“. Er konsfafierf u. a., dass die Erreichung der 
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Millenniumsentwicklungsziele ernsthaft in Gefahr gerät, 
wenn die Zwischenziele des Aktionsplans nicht erreicht 
werden. Die VN-Mitgliedstaaten wurden aufgerufen, ihre 
diesbezüglichen Anstrengungen zu maximieren. UNICEF 
präsentierte zur Plenarsitzung eine adaptierte Version des 
Fortschrittsberichtes des VN-Generalsekretärs „Children 
and the Millennium Development Goals - Progress to- 
wards A World Fit for Children“ mit aktualisierten Daten 
und ergänzenden Details zu Ländersituationen. Die Bun- 
desregierung hat diesen Fortschrittsbericht mit einem na- 
tionalen Beitrag zum Erfüllungsstand des Aktionsplans in 
Deutschland unterstützt. 

Regionaler Begleitprozess für Europa und 
Zentralasien 

Im Vorfeld der Sondersitzung der VN-Generalversamm- 
lung zu Kindern von 2002 hatte Deutschland, gemeinsam 
mit Bosnien und Herzegowina und UNICEF, im Mai 
2001 in Berlin eine von sechs regionalen Vorbereitungs- 
konferenzen durchgeführt, die Konferenz „Kinder in 
Europa und Zentralasien“. Ergebnis dieser Konferenz war 
die „Berliner Erklärung zu Kindern in Europa und Zen- 
tralasien “, die ein Bekenntnis zu einem 20 Punkte umfas- 
senden Strategie- und Maßnahmenbündel enthält. Die 
Berliner Konferenz leistete damit einen eigenständigen 
Beitrag zur politischen Zusammenarbeit zwischen Europa 
und Zentralasien im Bereich der Kinderrechte. Der Re- 
gionalprozess wurde mit der Folgekonferenz „Making 
Europe and Central Asia Fit for Children“ in Sarajewo 
vom 13. bis 15. Mai 2004 fortgesetzt, ln ihrer dortigen 
konsensualen Abschlusserklärung („Verpflichtung von 
Sarajewo“) bekräftigten die Teilnehmer ihren Willen zur 
zügigen Umsetzung der in Berlin (2001) sowie auf der 
VN-Sondersitzung zu Kindern (2002) beschlossenen 
Ziele. Sie verpflichteten sich darüber hinaus zur Unter- 
stützung der von VN-Generalsekretär Annan in Auftrag 
gegebenen Studie zum Thema „Gewalt gegen Kinder“ 
(siehe 4.4.4). 

Der Regionalprozess wurde am 19./20. Juni 2006 in Pa- 
lencia/Spanien mit einer 3. zwischenstaatlichen Überprü- 
fungskonferenz zum selben Thema fortgesetzt, an der 
44 Delegationen aus Europa und Zentralasien teilnahmen, 
darunter mit aktivem Beitrag auch die Bundesregierung. 
Mit Annahme der Abschlusserklärung von Palencia (Pa- 
lencia Statement) bekräftigten die Teilnehmer ihren Wil- 
len zu enger Zusammenarbeit in der Region für die 
Verwirklichung der Kinderrechte auf Basis der VN-Kin- 
derrechtskonvention. Die Erklärung nannte insbesondere 
den Aufbau von Monitoringstrukturen für Kinderrechte, 
Kampf gegen soziale Ausgrenzung, Armut und Kinderar- 
beit sowie das Ergreifen rechtlicher Maßnahmen zur Ver- 
hinderung von Gewalt und die Einbeziehung von Kindern 
in sie betreffende Entscheidungs- und Planungsprozesse 
als zentrale Herausforderungen für künftiges Regierungs- 
handeln in der Region. Die Konferenz von Palencia war 
die lefzfe Regionalkonferenz im Vorfeld der allgemeinen 
VN-Überprüfungskonferenz zu den Ergebnissen der Son- 
dersifzung zu Kindern von 2002, die im Dezember 2007 
in New York sfafffand (siehe 4.4.1). 


4.4.2 Resolutionen zu Kinderrechten in den 
Vereinten Nationen 

Die EU ist seit Jahren gemeinsam mit der Gruppe der la- 
teinamerikanischen Staaten in interregionaler Koopera- 
tion zu Menschenrechten in den Vereinten Nationen Ein- 
bringer einer Resolutionsinitiative zu den Rechten des 
Kindes in den VN. ln der wegen ihres umfassenden An- 
satzes „Omnibus-Resolution“ genannten Resolutionsini- 
tiative (Rights of the Child) setzt sich die Bundesregie- 
rung gemeinsam mit den EU-Partnem für die Stärkung 
der Rechte von Kindern allgemein und speziell für die 
Verwirklichung der Kinderrechte auf Basis der VN-Kin- 
derrechtskonvention ein. Die Resolution erlaubt dabei 
auch die gezielte Ansprache prioritärer Einzelthemen, so 
z. B. in der 61. Generalversammlung das Thema „Kinder 
und Armut“ (2006) und in der 62. Generalversammlung 
das Thema „Beendigung von Gewalt gegen Kinder“ 
(2007). Im Jahr 2008 soll der Schwerpunkt auf das 
Thema „Kinderarbeit“ gelenkt werden, mit besonderer 
Berücksichtigung der Ursachen, einschließlich Armut 
und Mangel an Bildung. 

Der Resolutionsentwurf „Rights of the Child“ wurde am 
17. Dezember 2007 zuletzt von der 62. VN-Generalver- 
sammlung erneut mit überwältigender Mehrheit von 
183 Stimmen (bei nur eine Gegenstimme) angenommen. 
Bedauerlich ist die fortgesetzte Opposition der USA ge- 
gen diese Resolution, die auf grundlegenden Auffas- 
sungsunterschieden bezüglich der VN-Kinderrechts- 
konvention (die u. a. die Hinrichtung zur Tatzeit 
Minderjähriger verbietet) und des Internationalen Straf- 
gerichtshofs beruht. Eine weitere VN-Resolution zu Kin- 
derrechten wird von der Gruppe der nichtpaktgebundenen 
Staaten eingebracht. Sie ist ausschließlich den Rechten 
von Mädchen gewidmet (Resolution „The Girl Child“) 
und thematisiert geschlechtsspezifische Menschenrechts- 
verletzungen an Mädchen sowie Formen ihrer Diskrimi- 
nierung und fordert praktischer Maßnahmen zur Über- 
windung derartiger Praktiken. Die Resolution wurde 
2007 im Konsens aller Mitgliedstaaten verabschiedet. Sie 
wird von der EU nachdrücklich unterstützt. 

Die VN-Frauenrechtskommission (CSW) verabschiedete 
im Jahr 2007 während ihrer 5 1 . Sitzung umfangreiche ge- 
meinsame Schlussfolgerungen („agreed conclusions“) 
zum Hauptthema „Die Beseitigung aller Formen von Dis- 
kriminierung und Gewalt gegen Mädchen“. Der Text ent- 
hält Aussagen zu den Aspekten Gesetzgebung/Politik, 
Bildung, Genderstereotypen, Gesundheit, HIV/Aids, Kin- 
derarbeit, Konflikt, Gewalt und „Gender Mainstrea- 
ming“. Deutschland führte im Rahmen der Ratspräsident- 
schaft die Verhandlungen für die Europäische Union und 
setzte sich dabei insbesondere für EU-Anliegen wie die 
Erwähnung von schädlichen traditionellen Praktiken, die 
Rolle von Kindern in bewaffneten Konflikten sowie die 
Rolle der Jungen und Männer bei der Durchsetzung von 
Gleichberechtigung ein. 

4.4.3 Kinder und bewaffnete Konflikte 

In vielen Ländern der Welt sind Kinder und Jugendliche 
auch heute noch Opfer bewaffneter Konflikte - etwa 
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300 000 Kinder werden weltweit immer noeh als Solda- 
ten missbraucht. Rund sechs Millionen Kinder wurden in 
kriegerischen Auseinandersetzungen in den vergangenen 
zehn Jahren verletzt, rund zwei Millionen Kinder verlo- 
ren ihr Leben. Kinder und Jugendliche sind den vielfälti- 
gen Folgen bewaffneter Konflikte zumeist schutzlos aus- 
gesetzt: Die erlittenen körperlichen und psychischen 
Schäden z. B. infolge von Gewalt, Flucht und Vertreibung 
beeinflussen ihre weitere Entwicklung nachhaltig. Die 
Bundesregierung und ihre Partner in der EU haben das 
Thema Kinder und bewaffnete Konflikte daher zu einem 
prioritären Thema EU-extemer Menschenrechtspolitik 
gemacht. 

Behandlung im VN-Sicherheitsrat 

Der VN-Sicherheitsrat befasst sich seit 1999 aktiv mit der 
Problematik von Kindern in bewaffneten Konflikten und 
hat zu diesem Thema bereits in einer Vielzahl von Reso- 
lutionen und Entscheidungen Stellung bezogen. Im Juli 
2005 gelang mit Verabschiedung der SR-Resolution 1612 
ein besonders wichtiger Schritt gegen den Einsatz von 
Kindersoldaten: Die Resolution schafft mit Einrichtung 
eines Monitoring- und Berichtssystems zu diesem Thema 
praktische Voraussetzungen für Sanktionen wegen illega- 
ler Rekrutierung und anderer schwerster Rechtsverletzun- 
gen an Kindern. Zugleich wurde eine Arbeitsgruppe des 
Sicherheitsrates etabliert, die sich seither intensiv mit der 
Umsetzung der Resolution befasst. Die Bundesregierung 
arbeitet in dieser Gruppe aktiv mit. Der VN-Sicherheits- 
rat hält ferner regelmäßige Debatten zur Problematik der 
Kindersoldaten ab und kommentiert zentrale Entwicklun- 
gen in Präsidentiellen Erklärungen. So z. B. am 24. Juli 
2006, als der Sicherheitsrat zur Ernennung der neuen VN- 
Sonderbeauftragten für Kinder und bewaffnete Konflikte, 
Radhika Coomaraswamy, Stellung bezog und am 28. No- 
vember 2006, als der Sicherheitsrat anhaltende völker- 
rechtswidrige Praktiken zur Rekrutierung von Kindersol- 
daten verurteilte. 

Die jüngste Sicherheitsratsdebatte zum Thema Kinder 
und bewaffnete Konflikte fand am 12. Februar 2008 an- 
lässlich der Vorstellung des Berichts des VN-General- 
sekretärs vom 21. Dezember 2007 „Children and Armed 
Conflict“ (Resolution A/62/609 - S/2007/757) statt. Die 
Bundesregierung unterstützt diese und andere allgemeine 
Debatten des Sicherheitsrats ebenso wie länderspezifi- 
sche SR-Resolutionen (z. B. zu Sierra Leone und Liberia) 
und arbeitet aktiv bei entsprechenden Vorhaben mit. 

VN-Sonderbeauftragter für Kinder in bewaffneten 
Konflikten 

Der VN-Generalsekretär ernannte im Februar 2006 
Radhika Coomaraswamy (Sri Lanka) zu seiner Sonderbe- 
auftragten für das Thema „Kinder und bewaffnefe Kon- 
flikfe“. Deutschland gehört zu den Geberländem ihres 
Büros und arbeitet eng mit der Sonderbeauftragten zu- 
sammen. So hat die Bundesrepublik im Dezember 2006 
als einer der ersten Staaten das gemeinsame Projekt der 
Sonderbeauftragten mit UNICEF zur Überarbeitung der 
sog. Machel-Studie finanziell unterstützt. Mit Veröffentli- 


chung der Machel-Studie 1997 wurde das Thema „Kinder 
in bewaffneten Konflikten“ erstmals prominent ins Be- 
wusstsein der VN gerückt. 

Die Stärkung der Beziehungen der EU zur VN-Sonderbe- 
auftragten und die Harmonisierung von EU-Initiativen 
mit Hauptzielen ihrer Arbeit war auch ein wichtiges An- 
liegen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft. Am 
25. April 2007 fanden so auf deutsche Initiative hin erst- 
mals vertiefende Gespräche des Politischen und Sicher- 
heitspolitischen Komitees der EU sowie der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe Menschenrechte mit der VN-Sonder- 
gesandten in Brüssel statt. Dabei wurde die verstärkte Zu- 
sammenarbeit vereinbart und dazu konkrete Möglichkei- 
ten identifiziert. 

Fakultativprotokoll zum VN-Übereiukommeu über 
die Rechte des Kiudes betreffeud die Beteiliguug 
vou Kiuderu au bewaffueteu Kouflikteu 

Das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kin- 
dern an bewaffneten Konflikten (Optional Protocol to the 
Convention on the Rights of the Child on the Involve- 
ment of Children in Armed Conflict) wurde am 25. Mai 
2000 von der VN-Generalversammlung verabschiedet. 
Nach seiner Zeichnung am 20. September 2000 in New 
York trat es für die Bundesrepublik Deufschland im Jahr 
2004 in Kraft. 

Das Fakultativprotokoll setzt das Mindestalter für die 
Teilnahme an Kampfhandlungen von bisher 15 auf 
18 Jahre herauf und verbiefef die Zwangsrekrutierung 
von Jugendlichen unter 18 Jahren. Artikel 3 des Proto- 
kolls sieht zudem vor, dass alle Vertragsstaaten bei der 
Ratifikation eine verbindliche Erklärung hinterlegen, in 
der sie festschreiben, ab welchem Alter über 15 Jahren sie 
die Einziehung von Freiwilligen zu ihren nationalen 
Streitkräflen gestatten. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat als Mindestalter 17 Jahre festgelegt. Bewaffnete 
Gruppierungen dürfen - im Gegensatz zu Staaten - Per- 
sonen in jedem Fall erst ab 18 Jahren rekrutieren, d. h. 
dieses Mindestalter gilt auch für Freiwillige. 

Die Bundesrepublik Deufschland hat am 5. Januar 2007 
dem Kinderrechtsausschuss der Vereinten Nationen den 
gemäß Artikel 8 des Fakultativprotokolls zu erstattenden 
Erstbericht vorgelegt und ihn am 18. Januar 2008 vor die- 
sem Ausschuss in Genf präsentiert. Der Ausschuss 
thematisierte dabei insbesondere die gesetzlichen Bestim- 
mungen in Deutschland zur Sicherstellung der Umset- 
zung des Protokolls im Falle etwaiger Verstöße, Maßnah- 
men der Bundesregierung zur Menschenrechtsausbildung 
über die Bestimmungen des Protokolls, z. B. für deufsche 
Angehörige an friedenserhaltenden VN-Missionen, sowie 
Vorkehrungen und Bestimmungen in Deutschland beim 
Umgang mit minderjährigen asylsuchenden ehemaligen 
Kindersoldaten. Der VN-Ausschuss übermittelte im Er- 
gebnis der Aussprache abschließende Beobachtungen 
(Concluding Observations) mit Empfehlungen für weifer- 
führende Maßnahmen der Bundesregierung bei der Um- 
sefzung des Fakulfativprofokolls. 
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4.4.4 Gewalt gegen Kinder 

Gewalt gegen Kinder ist leider auch heute noch weltweit 
verbreitet. Millionen Kinder - Mädchen wie auch Jungen 
- sind täglich von ihr betroffen. Dies hat eine im Auftrag 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen Ende 2006 
vorgelegte Studie umfassend belegt. Die Studie zeichnet 
ein erschreckendes Bild über das weltweite Ausmaß, die 
Erscheinungsformen und die Ursachen von Gewalt gegen 
Kinder. Sie bedeutet eine eklatante Verletzung der Men- 
schenwürde von Kindern. Hiergegen vorzugehen und das 
Recht von Kindern auf gewaltfreies Aufwachsen zu 
schützen, ist schon lange ein wichtiges Anliegen der Bun- 
desregierung. 

VN-Studie zu Gewalt gegen Kinder 

Am 12. Oktober 2006 wurde die erste umfassende Studie 
der Vereinten Nationen zum Thema Gewalt gegen Kinder 
veröffentlicht (Resolution A/61/229). Deutschland hatte 
die im Auftrag des VN-Generalsekretärs erstellte Studie 
von Anbeginn als einer der ersten Staaten nachdrücklich 
politisch unterstützt. Die Studie zeichnet ein erschrecken- 
des Bild über das globale Ausmaß von Gewalt gegen 
Kinder und ihre Ursachen. So haben z. B. lediglich 
102 von über 200 Staaten körperliche Disziplinierungs- 
maßnahmen in Schulen verboten. 77 Länder erlauben 
Schläge in Gefängnissen, ln 3 1 Ländern sind körperliche 
Strafen vom Auspeitschen bis hin zu Amputationen mög- 
lich. Aber auch wo Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
gesetzlich verboten ist, konstatiert die Studie oft die un- 
zureichende Überwachung der Umsetzung der Bestim- 
mungen sowie Diskrepanzen zwischen den Absichts- 
erklärungen von Regierungen, gegen Gewalt vorzugehen, 
und ihrer tatsächlichen Bekämpfung. Das tatsächliche 
Ausmaß der vielfältigen Formen von Gewalt wird bis 
heute in weiten Teilen der Welt oft verdrängt. Zur Be- 
kanntmachung der Ergebnisse der Studie auf nationaler 
Ebene hat die Bundesregierung die Übersetzung der Stu- 
die nebst begleitender Arbeitsmaterialien für Schulen fi- 
nanziell gefÖrderf und gemeinsam mif dem Deufschen 
Komitee für UNICEF die Verteilung der Übersetzungen 
an über 12 000 deutschen Schulen organisiert. 

Weitere Behandlung in den VN/VN-Beauftragter zu 
Gewalt gegen Kinder 

Auf internationaler Ebene hat sich die Bundesregierung 
von Anbeginn für die konsequente Umsetzung der Emp- 
fehlungen der Studie, insbesondere ihrer zentralen Forde- 
rung nach Einsetzung eines VN-Sonderbeauftragten für 
„Gewalt gegen Kinder“, engagiert. Dieses Anliegen 
wurde in der 62. VN-General Versammlung mit maßgebli- 
cher Unterstützung der EU erfolgreich umgesetzt, ln der 
Resolution „Rights of the Child“ (siehe 4.4.2) wurde das 
Thema Gewalt gegen Kinder 2007 prominent verankert: 
Der VN-Generalsekretär wird ausdrücklich gebeten, zu- 
nächst für die Dauer von drei Jahren und auf höchsfmög- 
lichem Niveau das Mandaf für einen Sonderbeauftragfen 
zum Thema Gewalt gegen Kinder zu schaffen. Der Man- 
datsinhaber soll unabhängig und weltweit für die Ab- 
schaffung bzw. Bekämpfung der Gewalf gegen Kinder 


einfrefen, im Gespräch mif Regierungen sowie auf regio- 
naler und multilaferaler Ebene das Thema prominenf auf 
der internationalen Tagesordnung halten, die künftige 
Umsetzung der Empfehlungen der Studie proaktiv beglei- 
ten und dabei eng mit allen relevanten Akteuren Zusam- 
menarbeiten. Die Bundesregierung setzt sich nachdrück- 
lich für die rasche Insfallierung dieses wichtigen Mandats 
ein und wird den künftigen Amtsinhaber konsequent un- 
terstützen. 

4.4.5 Kinderhandel, Kinderprostitution und 
Kinderpornografie 

Fakultativprotokoll zum VN-Übereiukommeu über 
die Rechte des Kiudes betreffeud deu Verkauf 
vou Kiuderu, die Kiuderprostitutiou uud die 
Kiuderporuografie 

Derzeit befindet sich der Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kin- 
derprostitution und die Kinderpomografie (Bundestags- 
drucksache 16/3440) im Gesetzgebungsverfahren. Dies 
gilt auch für den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
des Rahmenbeschlusses des Rates der Europäischen 
Union zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von 
Kindern und der Kinderpomografie (Bundestagsdrucksa- 
che 16/3439). Mit diesem Gesetz soll nicht nur der Rah- 
menbeschluss umgesetzt, sondern auch den Erfordernis- 
sen des Fakultativprotokolls Rechnung getragen werden. 
Die Bundesregierang geht davon aus, dass die Gesetze im 
ersten Halbjahr 2008 in Kraft treten werden, so dass 
nachfolgend das Fakultativprotokoll ratifiziert werden 
kann. 

VN-Sonderbericbterstatter zu Kinderhandel, 
-Prostitution und -pornografie 

Auf Ebene der Vereinten Nationen wurde bereits 1990 ein 
Mandat für einen VN-Sonderberichterstatter zum Thema 
Verkauf von Kindern, Kinderprosfitution und -pomogra- 
fie eingerichfef (Resolution 1990/68, „Rights of the 
Child“). Das Mandat wurde sukzessive und regelmäßig 
verlängert, so um weitere drei Jahre in 2004 (ECOSOC 
Entscheidung 2004/285). Amtsinhaber seit 2001 ist Juan 
Miguel Petit (Uruguay), der den VN (Generalversamm- 
lung und neugeschaffenem Menschenrechtsrat bzw. frü- 
herer Menschenrechtskommission) regelmäßig und mit 
wechselndem Fokus bei den Schwerpunktthemen über 
Maßnahmen in Umsetzung seines Mandats berichtet. 
Sein jüngster Bericht an die 4. Sitzung des VN-Men- 
schenrechtsrats 2007 (Dokument A/HRC/4/31) beschäf- 
tigt sich z. B. mit dem Thema Organhandel und den Pro- 
grammen für entführte und verschwundene Kinder. 

Die Tätigkeit des Sonderberichterstatters trägt wesentlich 
dazu bei, das Thema Kinderhandel, -prostitution und -por- 
nografie, das anhaltende Relevanz hat und immer neue 
Ausprägungsformen aufweist, prominent auf der interna- 
tionalen Tagesordnung internationaler Menschenrechts- 
gremien zu halten. Die Bundesregierung unterstützt die 
Arbeit des Sonderberichterstatters intensiv, z. B. bei von 
ihm an Regierungen gerichtete Auskunftsersuche zu na- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-69- 


Drucksache 16/10037 


tionalen Entwicklungen und generell zur Förderung von 
Fortschritten bei diesen wichtigen Themen auf multilate- 
raler und regionaler Ebene. 

Förderung von Kinderrechten durch Projekt- 
zusammenarheit 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit fördert 
Deutschland seit April 2004 das Vorhaben „Schutz von 
Minderjährigen vor sexueller Ausbeutung“ mit Mitteln in 
Höhe von zwei Mio. Euro, ln Zusammenarbeit mit staatli- 
chen und nicht-staatlichen Organisationen werden Erfah- 
rungen generiert und Schlussfolgerungen für die weitere 
Vorgehensweise der Bundesregierung bei der Verwirkli- 
chung des Fakultativprotokolls in Deutschland und auf 
internationaler Ebene gezogen. Daneben werden auch 
zahlreiche Maßnahmen von Nichtregierungsorganisatio- 
nen zur Bekämpfung von Kinderhandel und Kindesmiss- 
brauch unterstützt. So wurde im Berichtszeitraum z. B. 
die internationale Kampagne von Terre des hommes ge- 
gen Kinderhandel mit Mitteln in Höhe von 500 000 Euro 
teilfinanziert, so dass sich die Gesamtförderung der Kam- 
pagne auf rund eine Million Euro erhöht. Mit der zweiten 
Förderphase wurden Aktionen in Westafrika und Latein- 
amerika ermöglicht. Ein weiteres Beispiel ist die Förde- 
rung von Maßnahmen der Save the Children Alliance ge- 
gen häusliche Kinderarbeit in Indien mit rund 1,5 Mio. 
Euro. 

4.4.6 Kinderarbeit und Biidung 

Der Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung gehört zu 
den elementaren Kinderrechten (Artikel 32 VN-Kinder- 
rechtskonvention). Dessen ungeachtet arbeiten nach 
Schätzung der ILO von 2006 weltweit ca. 218 Millionen 
Kinder, davon 126 Millionen unter gefährlichen Arbeits- 
bedingungen. Allerdings ist die Zahl der Kinderarbeiter 
in den vergangenen vier Jahren global um elf Prozent zu- 
rückgegangen, während diejenige von Kindern in gefähr- 
licher Arbeit um 26 Prozent gefallen ist. 

Im Kampf gegen Kinderarbeit unterstützt Deutschland 
konkrete Programme und Projekte. Seit Gründung der für 
die Beseitigung der Kinderarbeif zusfändigen ILO-Abfei- 
lung (IPEC) haf Deufschland die Insfifution als einer der 
größten Geber unterstützt: Im Zeitraum zwischen 1991 
und 2006 wurden der IPEC Mittel in Höhe von rund 
54 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Ziel des inzwischen 
mehr als 40 Länder umfassenden Programms ist es, das 
internationale Bewusstsein der Staaten für die Probleme 
der Kinderarbeit zu schärfen und die beteiligten Regie- 
rungen in die Lage zu versetzen, Programme zur Be- 
kämpfung der Kinderarbeit durchzuführen, die insbeson- 
dere Maßnahmen zugunsfen von arbeitenden Kindern in 
besonders gefährlichen Täfigkeifen enthalten. Zusätzlich 
werden im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit Projekte finanziert, die sich gezielt mit den 
Problemen der Kinderarbeit u. a. in Cöte d’lvoire be- 
schäftigen. Auch dem IPEC-Programm ist es zu verdan- 
ken, dass Kinderarbeit in Entwicklungsländern inzwi- 
schen als dringliches soziales Problem anerkannt und 


behandelt wird. Bis zum Jahr 2016 will die ILO weltweit 
die schlimmsten Formen von Kinderarbeit beseitigen. 

Die Bundesregierung sieht in der Förderung der Grund- 
und Berufsbildung eine wesentliche Voraussetzung für 
die Beendigung der Kinderarbeit in den Entwicklungslän- 
dern. Besonders wichtig ist die Förderung der Grundbil- 
dung von Mädchen. Nach Untersuchungen der Weltbank 
ist keine Investition so rentabel wie die Investition in die 
Bildung von Mädchen und Frauen. Auch die Bereitstel- 
lung von zweiten Chancen und Angeboten der non- 
formalen und nachholenden Bildung ist ein wichtiges In- 
strument, um besonders gefährdete Kindergruppen vor 
Kinderarbeit zu schützen und einen Übergang in das for- 
male System oder die Berufswelt zu ermöglichen. Unter 
dem Vorsitz Deutschlands wurde auf dem G8-Gipfel 
2007 in Heiligendamm das Bekenntnis zu „Bildung für 
alle“ und zur „Fasf-Track-lnifiative“ (FTl) bekräftig!, die 
auf die Beschleunigung der Grundschulbildung für alle 
abzielt. Deutschland hat für die nächsten zwei Jahre 
30 Mio. Euro zugesagt, um die Lücken in den FTl-geför- 
derten Ländern zu schließen. 

4.4.7 Kinderarmut 

Kinder in Entwicklungsländern sind im Verhältnis zur 
Gesamtbevölkerung überproportional stark von Armut 
betroffen. Schätzungen zufolge leben 60 000 Kinder 
weltweit in absoluter Armut, d. h. von weniger als einem 
Dollar pro Tag. Für die betroffenen Kinder bedeutet dies 
sehr schlechte Entwicklungschancen und eine Versagung 
ihrer in der VN -Kinderrechtskonvention verbrieften 
Rechte, so z. B. der Rechte auf Sicherheit, Gesundheit, 
Erziehung, Bildung und des Rechts, gehört und berück- 
sichtigt zu werden. Dieser besonderen Betroffenheit von 
Kindern durch Armut tragen die Millenniumsentwick- 
lungsziele (MDGs) Rechnung, indem sie Kinder bei vier 
der acht Entwicklungsziele zur exklusiven Zielgruppe der 
Armutsbekämpfung machen und ihnen auch bei den übri- 
gen MDGs eine wichtige Rolle zuweisen. Das Aktions- 
programm 2015 der Bundesregierung aus dem Jahre 
2003, welches das Konzept für den deutschen Beitrag zur 
Erreichung der MDGs darstellt, hebt ausdrücklich die Be- 
deutung von Kindern als Empfänger und als gesfalfende 
Akfeure von Armufsbekämpfungsmaßnahmen hervor. In- 
ternational setzt sich die Bundesregierung nicht nur über 
die EU und multilaterale Institutionen für die Bekämp- 
fung von Kinderarmut ein, sondern sie finanziert im Rah- 
men der Entwicklungszusammenarbeit auch Maßnahmen 
deutscher Nichtregierungsorganisationen. Daneben wer- 
den im Rahmen der staatlichen Entwicklungszusammen- 
arbeit Partnerländer beispielsweise bei der Förderung von 
Bildung und Beschäftigung sowie Gesundheit und Demo- 
kratie unterstützt. Spezifische Förderangebote für Mäd- 
chen tragen ihrer häufig besonderen Benachteiligung 
Rechnung. 

4.4.8 Zusammenarbeit mit UNiCEF 

Für die Bundesregierang ist UNICEF der wichtigste VN- 
Partner bei der weltweiten Durchsetzung von Kinderrech- 
ten. Deutschland ist seit 2008 gemäß einem festgelegten 
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Rotationsschema wieder Mitglied im UNICEF-Exekutiv- 
rat. UNICEF tritt weltweit prononciert für eine bessere 
Verwirklichung verbürgter Kinderrechte ein. Im Zentrum 
stehen dabei - vor allem in Entwicklungs- und Transfor- 
mationsländem - Initiativen in den Bereichen Gesund- 
heit, Wasser sowie Erziehung und Ausbildung. Ebenso 
wie UNICEF sieht die Bundesregierung hierin einen Bei- 
trag zur Umsetzung der Kinderrechtskonvention sowie zu 
den bis 2015 angestrebten Millenniumsentwicklungszie- 
len armer und ärmster Länder. UNICEF leistet zuneh- 
mend aber auch Soforthilfe in Notsituationen (z. B. 2005 
beim Tsunami in Asien). Der im Rahmen der Programm- 
arbeit von UNICEF verfolgte Ansatz zielt auf die Umset- 
zung der in der VN-Kinderrechtskonvention niedergeleg- 
ten Rechte (rights based approach) und wird von 
Deutschland unterstützt. 

Schwerpunkte der politischen Zusammenarbeit der Bun- 
desregierung mit UNICEF lagen in den vergangenen Jah- 
ren u. a. bei der gemeinsamen Ausrichtung regionaler 
Kinderrechtskonferenzen (siehe 4.4.1), der gemeinsamen 
Unterstützung der VN-Studie zum Thema „Gewalt gegen 
Kinder“ (siehe 4.4.4) und bei der Erarbeitung neuer Leit- 
linien der EU für den Schutz und die Förderung der 
Rechte des Kindes (siehe 4.2.2). Auch der Bereich Kinder 
und bewaffnete Konflikte ist von aktueller Relevanz. Die 
Bundesregierung unterstützt UNICEF mit einem freiwilli- 
gen Regelbeifrag, der im Berichtszeitraum durchschnittlich 
knapp fünf Mio. Euro pro Jahr befrug. Hinzu kommen pro- 
jekfbezogene Mittel in etwa gleicher Höhe. Der Regelbei- 
frag stieg 2008 gegenüber dem Vopahr ersfmals wieder 
deutlich um 28 Prozent, auf 5,8 Mio. Euro. Mittelfristig 
strebt die Bundesregierung eine weitere Steigemng an. 

Das Deutsche Komitee für UNICEF e. V. gehörte 2006 und 
2007 mit Überweisungen an UNICEF von ca. 103 Millio- 
nen (2006) bzw. ca. 109 Millionen US-Dollar (2007) er- 
neut zu den größten Spendenüberweisem aller 37 weltweit 
tätigen Nationalkomitees. Mit diesen Mitteln wurden ins- 
besondere UNICEF -Projekte in Afrika, Asien, Lateiname- 
rika und Osteuropa unterstützt. Die VN-Generalversamm- 
lung würdigte den 60. Jahrestag des Beginns der 
operativen Tätigkeit von UNICEF im November 2006 mit 
der Verabschiedung einer anlassbezogenen Resolution. 

5 Menschenrechte von Menschen mit 
Behinderungen 

5.1 Entwickiung in Deutschiand 

Selbstbestimmung und Teilhabe als Voraussetzung für die 
Chancengleichheit behinderter Menschen standen und 
stehen im Zentrum der Behindertenpolitik der Bundes- 
regierung. Die Basis für diesen Paradigmenwechsel von 
der Fürsorge zur selbsfbestimmten Teilhabe wurde vor al- 
lem mif dem 9. Buch Sozialgesefzbuch (SGB IX) und 
dem Behindertengleichsfellungsgesefz (BGG) geschaf- 
fen. Diese beiden enfscheidenden Säulen der Behinder- 
tenpolitik wurden mit Inkrafttreten des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) am 18. August 2006 
komplettiert. 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz schützt behin- 
derte Menschen - im Arbeitsrecht, aber auch im Zivil- 


recht bei Massengeschäften - vor Diskriminierungen auf- 
grund ihrer Behinderung. Das SGB IX bot im Bereich des 
Arbeitsrechts bereits einen weitgehenden Schutz für 
schwer behinderte Menschen, der durch das AGG nun- 
mehr auf alle Menschen mif Behinderung ausgeweitef 
wurde. Von Bewerbung über Ausbildung, Aufstiegsmög- 
lichkeifen bis hin zur Kündigung sind alle Bereiche des 
Arbeifslebens von dieser Schutzfunktion erfasst. So dür- 
fen behinderte Menschen weder bei Bewerberauswahl 
noch beim Zugang zu beruflichen Bildungschancen oder 
bei Beförderungen wegen ihrer Behinderung benachtei- 
ligt werden. Im Alltagsleben wirkt das Gesetz Diskrimi- 
nierungen bei so genannten Massengeschäften - bei- 
spielsweise bei Kaufverträgen, Hotelbuchungen und 
Ähnlichem - und bei privaten Versicherungen entgegen. 
Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots haben 
die Betroffenen einen Anspruch auf die Beseitigung der 
Benachteiligung oder können - sofern eine erneute Be- 
nachteiligung droht - einen Unterlassungsanspruch gel- 
tend machen. Daneben können Ansprüche auf Schadens- 
ersatz für Vermögensschäden und Entschädigung wegen 
Nichtvermögensschäden bestehen. Darüber hinaus kön- 
nen sich Betroffene auch an die neu geschaffene Anti- 
diskriminierungsstelle des Bundes wenden (siehe auch 
unter A 2). 

Mit dem SGB IX wurde im Jahr 2001 die Leistungsform 
des Persönlichen Budgets eingeführt. Seit dem 1. Januar 
2008 besteht auf Leistungen in Form eines Persönlichen 
Budgets ein Rechtsanspruch. Leistungsempfänger kön- 
nen hierdurch von den Rehabilifationsfrägem auf Anfrag 
ansfeile von Diensf- oder Sachleisfungen zur Teilhabe 
eine Geldleistung wählen, um den „Einkauf ‘ dieser Leis- 
tungen eigenverantwortlich zu regeln. Behinderte Men- 
schen als Experten in eigener Sachen entscheiden so 
selbst, welche Hilfen für sie am besten sind und welcher 
Dienst und welche Person zu dem von ihnen gewünschten 
Zeitpunkt eine Leistung erbringen soll. Mit dem Rechts- 
anspruch auf Persönliche Budgets stärkt die Bundesregie- 
rung die gleichberechtigte und selbstbestimmten Teilhabe 
behinderter Menschen. 

Ein weiterer wichtiger Baustein der Präventions- und Re- 
habilitationspolitik der Bundesregierung ist die im Jahr 
2004 eingeführte Verpflichtung der Arbeitgeber, ein be- 
triebliches Eingliederungsmanagement (BEM) durchzu- 
führen, wenn ein Arbeifnehmer innerhalb eines Jahres 
längere Zeif arbeifsunfähig isf. Mif Zustimmung des be- 
troffenen Mitarbeiters und unter Hinzuziehung der zu- 
ständigen Arbeitnehmervertretung muss der Arbeitgeber 
klären, wie die Arbeitsunfähigkeit überwunden, erneuter 
Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz er- 
halten werden kann. Ein erfolgreiches BEM schafft eine 
„ Win- win“- Situation: Es nutzt dem betroffenem Arbeit- 
nehmer, dessen Arbeitsfähigkeit wiederhergestellt und 
gesichert wird und dessen Arbeitsplatz somit erhalten 
bleibt. Und es dient dem Arbeitgeber, weil das BEM dazu 
beiträgt, dass Kenntnisse und Erfahrungen der Mitarbei- 
ter im Unternehmen bleiben und Fehlzeiten verringert 
werden. Und nicht zuletzt werden durch das BEM die so- 
zialen Sicherungssysteme entlastet. 
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5.2 Das VN-Übereinkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen 

Nach vierjähriger Verhandlungszeit hat die Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen den Text des Überein- 
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinde- 
rungen und des dazugehörigen Fakultativprotokolls am 
13. Dezember 2006 angenommen. Es liegt seit dem 
30. März 2007 für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Na- 
tionen zur Unterzeichnung und Ratifikation aus und wird 
30 Tage nach Hinterlegung der 20. Ratifikationsurkunde 
in Kraft treten. Sieben Monate nach Inkrafttreten wird 
dann ein Vertragsausschuss gewählt, der die Umsetzung 
des Übereinkommens fordern und überwachen soll.'^ 

Dieses universelle Verfragsinsfrument konkrefisiert besfe- 
hende Menschenrechfe für die Lebenssituation von Men- 
schen mit Behinderungen mit dem Ziel, ihre Chancen- 
gleichheit in der Gesellschaft zu fordern. Sfatt allein auf 
Fürsorge und Ausgleich von vermeintlichen Defiziten zu 
setzen, geht es darum, Behinderung als Teil des gesell- 
schaftlichen Lebens anzuerkennen und Menschen mit Be- 
hinderungen eine möglichst autonome, diskriminierungs- 
freie Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in ihren 
jeweiligen Ländern zu ermöglichen. Das Übereinkom- 
men stärkt auch die Rechte von Frauen mit Behinderun- 
gen, indem sie explizit die doppelte Diskriminierung auf- 
grund des Geschlechts und einer Behinderung anerkennt 
und Maßnahmen zur vollen Gleichberechtigung fordert. 

Das Übereinkommen tritt als dritte Säule neben die zwei 
wichtigsten Instrumente zur Förderungen der Teilhabe 
behinderter Menschen - den „Weltaktionsplan betreffend 
behinderte Menschen“ von 1982 und die „Standardregeln 
zur Herstellung von Chancengleichheit von Menschen 
mit Behinderungen“ von 1993. Während diese beiden 
ersten Instrumente einen lediglich empfehlenden Charak- 
ter haben, wird das Übereinkommen für all die Sfaafen, 
die ihm beitreten, rechtsverbindlich. Das Vertragswerk 
stellt damit einen wichtigen Schritt zur Stärkung der 
Rechte behinderter Menschen dar, da es dem Großteil der 
weltweit rund 650 Millionen behinderten Menschen erst- 
malig einen Zugang zu universell verbrieften Rechten 
verschaffen wird. Etwa zwei Drittel der Menschen mit 
Behinderungen leben in Entwicklungsländern. Zwischen 
Behinderung einerseits sowie Armut und sozialem Aus- 
schluss andererseits besteht in weiten Teilen der Welt ein 
unmittelbarer Zusammenhang. Die Vereinten Nationen 
schätzen, dass nur etwa 40 Staaten, zumeist Industrie- 
nationen, eine nationale behindertenpolitische Gesetzge- 
bung haben. 

Deutschland setzte sich auf der Grundlage seiner inner- 
staatlichen Gesetzgebung von Anfang an intensiv für die 
Erarbeitung einer modernen Menschenrechtskonvention 
für Menschen mit Behinderungen ein und gehörte zu den 
Schrittmachern des Projektes innerhalb der EU. Während 
des gesamten Verhandlungsprozesses war die Zivilgesell- 
schaft stets eng mit eingebunden. Eine Vertreterin des 
Deutschen Behindertenrates wirkte als Mitglied der deut- 
schen Regierungsdelegation bei den Verhandlungen aktiv 
mit. Zum Thema Frauen und Kinder agierte Deutschland 


Stand der Ratifikation abrufbar unter: un.org/disabilities/ 


erfolgreich als Vermittler (facilitator) des Vorsitzes des 
Verhandlungsgremiums und war für die EU (im Rahmen 
des so genannten bürden sharing) Verhandlungsführer für 
zenfrale Artikel des Konvenfionsentwurfes. 

Entsprechend hat die Bundesregierung das Übereinkom- 
men und das Fakultativprotokoll bereits am 30. März 
2007 unterzeichnet und zählt damit zu den ersten Zeich- 
nerstaaten. Die Unterzeichnung durch Deutschland wäh- 
rend der deutschen EU-Ratspräsidentschaft war auch ein 
wichtiges Signal für die anderen EU-Mifgliedsfaafen, das 
Übereinkommen ebenfalls zum frühesfmöglichen Zeit- 
punkt zu unterzeichnen. Daneben hat auch die Europäi- 
sche Gemeinschaft das Übereinkommen unterschrieben 
und zeichnete damit erstmalig einen menschenrechtlichen 
Vertrag. Die Zeichnung wirkt für die Europäische Ge- 
meinschaft im Rahmen ihrer Zuständigkeit und für die 
Organe der EG (Europäisches Parlamenf, Kommission, 
Europäischer Gerichfshof und Rechnungshof). Die Bun- 
desregierung arbeitet derzeit daran, die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für die Ratifizierung des Übereinkom- 
mens und des Fakultativprotokolls zu schaffen. Ein wich- 
tiger Schritt - Einigung mit den anderen deutschsprachi- 
gen Ländern über eine abgestimmte deutsche 
Übersetzung - ist bereits erfolgt. 


Behindertenfragen während der 46. Sitznng der 
Sozialentwicklnngskommission 

Auch die 46. Sitzung der Sozialentwicklungskommis- 
sion (SEK, 6. bis 15. Februar 2008) beschäftigte sich 
mit Behindertenfragen und diskutierte u. a. über das 
künftige Zusammenspiel der drei internationalen Säulen 
der Behindertenpolitik (Behindertenkonvention, Welt- 
aktionsplan und Standard Rules) sowie das Verhältnis 
zwischen Menschenrechtsschutz und Sozialentwick- 
lung. Deutschland konnte dabei mit einer erfolgreich 
vermittelnd agierenden Vizevorsitzenden der SEK viele 
der Themen entscheidend voranbringen. Dazu gehörte 
u. a. auch die turnusmäßige Mandatsverlängerung der 
VN-Sonderberichterstatterin zu Behindertenfragen 
(Mandat läuft im Dezember 2008 aus). 

Der von der deutschen Vizevorsitzenden erfolgreich 
verhandelte Resolutionsentwurf trägt dem Hauptanlie- 
gen der EU Rechnung, das Mandat der Sonderberichter- 
statterin um eine menschenrechtliche Perspektive zu er- 
weitern. Auch in der Frage der Finanzierung des 
Mandats konnte eine gute Einigung erreicht werden 
(freiwillige Beiträge zum UN Voluntary Fund on Disa- 
bility). Des Weiteren nahm die SEK eine philippinische 
Resolution zum Thema „Berücksichtigung der Perspek- 
tiven von behinderten Menschen in der entwicklungs- 
politischen Zusammenarbeit“ (Mainstreaming Disabi- 
lity in the Development Agenda) an. Auch hier konnten 
die deutschen Vorschläge zur Verstärkung der men- 
schenrechtlichen Perspektive und der Beteiligung von 
Behinderten-Nichtregierungsorganisationen erfolgreich 
in die Resolution integriert werden, ln der Plenardebatte 
der SEK-Sitzung zu diesem Thema beteiligte sich 
Deutschland mit einer den EU -Beitrag ergänzenden na- 
tionalen Erklärung und unterstrich damit sein besonde- 
res Engagement in diesem Bereich. 
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6 Menschenrechtliche Aspekte von Migration und Integration, Schutz von Flüchtlingen, 
nationalen Minderheiten und Indigenen 

6.1 Menschenrechtliche Aspekte der Migrationspolitik in Deutschland 


Bleiberechtsregelung 

Das Gesetzgebungsverfahren zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union 
führte zu zwei Bleiberechtsregelungen für langfristig geduldete Ausländer in Deutschland. Noch während der politi- 
schen Verhandlungen über den Gesetzesentwurf wurde am 17. November 2006 von der Konferenz der Innenminister 
und -Senatoren des Bundes und der Länder (IMK) eine Bleiberechtsregelung beschlossen. Im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren wurde darüber hinaus noch die gesetzliche Altfallregelung in das Aufenthaltsgesetz aufgenommen. 
Beide Regelungen dienen dem Ziel, langjährig in Deutschland Geduldeten eine Aufenthalts- und Integrationsper- 
spektive in Deutschland zu eröffnen. 

1 . Mit dem Bleiberechtsbeschluss der IMK wurde für einen Teil der langjährig im Bundesgebiet geduldeten Aus- 
länder eine sofortige Lösung gefunden. Die bereits integrierten Geduldeten, die sich seit sechs bzw. acht Jahren in 
Deutschland aufhielten und in einem dauerhaften Beschäftigungsverhältnis standen, konnten unmittelbar im An- 
schluss an den IMK-Beschluss eine Aufenthaltserlaubnis erhalten. 

Denjenigen Geduldeten, die aufgrund der vorliegenden Voraussetzungen von einer Bleiberechtsregelung hätten be- 
günstigt werden können, aber bislang ihren Lebensunterhalt noch nicht durch eigene Erwerbstätigkeit sichern konn- 
ten, wurde ein Zeitraum von zehn Monaten für die Arbeitsplatzsuche eingeräumt. Konnten sie ein verbindliches 
Arbeitsangebot nachweisen, das den Lebensunterhalt der Familie durch eigene legale Erwerbstätigkeit ohne Inan- 
spruchnahme von Sozialleistungen sicherte, und wenn zu erwarten war, dass er auch in Zukunft gesichert sein würde, 
erhielten sie eine Aufenthaltserlaubnis. 

2. Mit dem am 28. August 2007 in Kraft getretenen Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtli- 
nien der Europäischen Union wurde die gesetzliche Altfallregelung in das Aufenthaltsgesetz aufgenommen, die an 
die IMK-Bleiberechtsregelung anknüpft. Auch die gesetzliche Altfallregelung ist von dem Grundsatz der selbststän- 
digen Lebensunterhaltssicherung geprägt. Diejenigen Ausländer, die neben den besonderen Voraussetzungen der Alt- 
fallregelung auch ihren eigenen Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit sichern können, erhalten eine Aufenthaltser- 
laubnis wie nach dem Bleiberechtsbeschluss der IMK. 

Gleichwohl geht die gesetzliche Altfallregelung über den Bleiberechtsbeschluss der IMK hinaus: Neben der für die 
betroffenen Ausländer günstigeren Stichtagsregelung sieht die gesetzliche Altfallregelung eine bis zum 31. Dezember 
2009 befristete Aufenthalterlaubnis auf Probe vor, die zunächst auch ohne eigenständige Lebensunterhaltssicherung 
erteilt werden soll. Die Aufenthaltserlaubnis auf Probe berechtigt jedoch nicht zum Familiennachzug und führt auch 
nicht zur weitergehenden Aufenthaltsverfestigung. Sie ist nur dann um weitere zwei Jahre verlängerbar, wenn der 
Ausländer nachweist, seinen Lebensunterhalt überwiegend selbstständig bestritten zu haben und die Lebensunter- 
haltssicherung für die Zukunft anzunehmen ist. Darüber hinaus sieht die gesetzliche Altfallregelung Sonderregelun- 
gen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für unbegleitete Minderjährige sowie für mindeijährige Kinder vor. 


6.1.1 Integration von Zuwanderern 

Deutschland ist seit jeher ein Land gewesen, das Einwan- 
derer angezogen hat. Dies wird auch in der Zukunft so 
sein - vielleicht sogar noch in einem stärkeren Maße. Den 
Zuwanderem mit einer Bleibeperspektive wird eine um- 
fassende, möglichst gleichberechtigte und ihrer indivi- 
duellen Voraussetzung und Bereitschaft entsprechende 
Teilhabe am gesellschaftlichen, politischen und wirt- 
schaftlichen Leben ermöglicht. Sie sollen damit eine reale 
Perspektive der Zugehörigkeit zur deutschen Gesellschaft 
erhalten. Zu den Mindestanforderungen, um den Zusam- 
menhalt der Gesellschaft gewährleisten zu können, gehört 
die gemeinsame Sprache. 

Die Integrationspolitik der Bundesregierung folgt dem 
Grundsatz des „Fördems und Fordems“. Zuwanderer ha- 
ben die Pflicht, durch eigene Anstrengungen und unter- 


stützt durch staatliche Angebote die deutsche Sprache zu 
erlernen sowie die Gmndwerte unserer Gesellschaft ken- 
nen und respektieren zu lernen. Die deutsche Gesellschaft 
ist gefordert, Zuwanderem einen durch Chancengleich- 
heit und Gleichbehandlung gekennzeichneten Zugang zu 
allen wichtigen Bereichen von Gesellschaft, Wirtschaft 
und Politik zu gewährleisten, indem bestehende Barrieren 
erkannt und abgebaut werden. 

Das Aufenthaltsgesetz ermöglicht und gestaltet Zuwande- 
mng unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integra- 
tionsfähigkeit Deutschlands. Integration ist damit nicht 
nur wie in der Vergangenheit Sozialarbeit, sondern auch 
Migrationssteuemng. Alle Neuzuwanderer, Ausländer 
mit dauerhaftem Aufenthalt in Deutschland, Spätaussied- 
ler sowie Unionsbürger erhalten ein staatliches Gmnd- 
angebot zur Integration, das ihre eigenen Eingliederangs- 
bemühungen in unsere Gesellschaft unterstützt. Kernstück 
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der Bundesmaßnahmen ist der Integrationskurs, bestehend 
aus einem Spraehkurs mit bis zu 1 200 Unterriehtsstunden 
zur Vermittlung ausreiehender Spraehkenntnisse sowie 
einem Orientierungskurs mit 45 Unterriehtsstunden zur 
Vermittlung von Wissen zur Reehtsordnung, Gesehiehte 
und Kultur in Deutsehland. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 

Zu den Aufgaben der Beauftragten der Bundesregierung 
für Migration, Flüehtlinge und Integration, deren Amt im 
Jahre 1978 ins Leben gerufen wurde, gehört es, zu einem 
spannungsfreien Zusammenleben zwisehen Deutsehen 
und Zugewanderten beizutragen. Amtsinhaberin ist seit 
November 2005 Prof Dr. Maria Böhmer. Sie unterstützt 
die Bundesregierung in unabhängiger und beratender 
Funktion bei der Weiterentwieklung der Integrationspoli- 
tik und der Förderung des Zusammenlebens von Auslän- 
dem und Deutsehen. Sie erfüllt diese Aufgabe darüber hi- 
naus mit Hilfe von Informationsmaßnahmen und der 
Initiierang und Unterstützung vorbildlieher Maßnahmen. 

Die Beauftragte hat sieh im Beriehtszeitraum neben der 
Begleitung gesetzgeberiseher Maßnahmen (Zuwande- 
rungsgesetz, Bleibereehtsregelungen, Antidiskriminie- 
rungsgesetzgebung) insbesondere in den Bereiehen Bil- 
dung, Ausbildung und Arbeitsmarkt engagiert. Sie hat 
sieh für eine verbesserte Kooperation zwisehen Erzie- 
hungs- und Bildungsinstitutionen eingesetzt und auf die 
Qualifiziemng der Erzieher sowie die Zusammenarbeit 
mit den Eltern gedmngen. Sie setzt sieh naehhaltig dafür 
ein, die Chaneen von jugendliehen Migranten in der Aus- 
bildung zu erhöhen. Mit der „Charta der Vielfalt“, einer 
2006 von vier Großunternehmen und der Beauftragten ins 
Leben gemfenen Initiative, der sieh mittlerweile über 
200 Unternehmen und öffentliehe Einriehtungen ange- 
sehlossen haben, soll eine Untemehmenskultur des ge- 
genseitigen Respekts unterstützt werden, die individuelle 
Chaneen eröffnet und das innovative und kreative Poten- 
zial in Betrieben und Verwaltungen fördert. Die Beauf- 
tragte hat zur Unterstützung der Charta-Initiative im Au- 
gust 2007 eine Kampagne „Vielfalt als Chanee“ gestartet, 
mit der bis Ende 2008 gezielt für das ökonomisehe und 
gesellsehaftliehe Potenzial zugewanderter Mensehen in 
Deutsehland geworben wird. Ein weiterer Sehwerpunkt 
der Arbeit der Beauftragten liegt in der Weiterentwiek- 
lung integrationspolitiseher Quersehnittsstrukturen und 
der Etablierung eines weitgreifenden gesellsehaftliehen 
Dialogprozesses, bei dem insbesondere Migranten einge- 
bunden werden. Eine zentrale Rolle spielte hierbei der 
von der Beauftragten koordinierte und von der Bundes- 
kanzlerin vorgestellte „Nationale Integrationsplan“. 

Integrationsgipfel nnd Integrationsplan der 
Bnndesregiernng 

Aus Sieht der Bundesregierung ist die Integration der in 
Deutsehland lebenden Migranten eine Sehlüsselaufgabe. 
Im Mittelpunkt der von der Beauftragten für Migration, 
Flüehtlinge und Integration koordinierten Vorhaben steht 
daher die Integration der hier lebenden Mensehen aus Zu- 


wandererfamilien. Viele Migranten haben ihren Platz in 
der Gesellsehaft gefunden und zum Wohlstand und zur 
gesellsehaftliehen und kulturellen Vielfalt Deutsehlands 
beigetragen. Dennoeh ist gerade aueh in Teilen der zwei- 
ten und dritten Generation weiterhin ein erheblieher naeh- 
zuholender Integrationsbedarf zu konstatieren, der sieh in 
unzureiehenden Deutsehkenntnissen, einem insgesamt 
sehwäeheren Absehneiden in Bildung und Ausbildung, 
einer höheren Arbeitslosigkeit und einer zum Teil fehlen- 
den Akzeptanz gesellsehaftlieher Gmndregeln, dabei ins- 
besondere von Frauenreehten, zeigt. 

Auf Einladung von Bundeskanzlerin Merkel fand am 
14. Juli 2006 der erste nationale Integrationsgipfel statt, 
bei dem sieh die Beteiligten auf die Erstellung eines „Na- 
tionalen Integrationsplans“ verständigten. Während des 
2. Integrationsgipfels am 12. Juli 2007 wurde der Integra- 
tionsplan vorgestellt. Die Bundesregierung geht dabei 
den Weg einer aktivierenden und naehhaltigen Integra- 
tionspolitik, die die Potenziale der Zugewanderten aner- 
kennt und stärkt und nieht allein auf die Defizite fokus- 
siert. Der Integrationsplan wurde in Zusammenarbeit mit 
Vertretern von Bund, Ländern und Gemeinden und einem 
breiten Spektrum zivilgesellsehaftlieher Akteure erstellt. 
Dabei waren Migranten und ihre Organisationen in allen 
Phasen der Erstellung des Plans unmittelbar beteiligt. 

Mit dem Nationalen Integrationsplan wird die gleiehbe- 
reehtigte Teilhabe von Migranten insbesondere in den Be- 
reiehen Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt gefördert 
und verstärkt. Ein weiterer Sehwerpunkt liegt in der ge- 
sellsehaftlichen Teilhabe und in der Stärkung des bürger- 
sehaftliehen Engagements. Zu den weiteren Maßnahmen 
gehört, Frauen und Kinder in ihren Reehten zu stärken, 
die Gleiehbereehtigung der Gesehleehter zu fördern und 
insbesondere Frauen vor Zwangsverheiratungen und fa- 
miliärer Gewalt zu sehützen. Der Nationale Integrations- 
plan befindet sieh derzeit in der Umsetzungsphase. Eine 
erste Zwisehenbilanz soll im Herbst 2008 vorgelegt wer- 
den. 

Das Zuwanderungsgesetz 

Das am 1 . Januar 2005 in Kraft getretene Zuwanderungs- 
gesetz reformierte das gesamte Ausländerreeht. Das Aus- 
ländergesetz wurde dureh das Aufenthaltsgesetz sowie 
das Aufenthaltsgesetz/EWG dureh das Freizügigkeitsge- 
setz/EU ersetzt. Aueh das Asylverfahrens- und das 
Staatsangehörigkeitsgesetz wurden verändert. Insbeson- 
dere mit der Einführung des Aufenthalfsgesefzes sind 
viele Veränderungen vorgenommen worden: Die Zahl der 
Aufenfhalfsfifel wurde auf zwei reduziert, auf die befris- 
fefe Aufenfhalts- und die unbefrisfefe Niederlassungs- 
erlaubnis. Besonders hervorzuheben isf aueh die 
Einführung eines neuen Kapitels „Integration“ in das 
Aufenthaltsgesetz, das die Teilnahme am Integrationskurs 
regelt. Als institutionelle Änderung ist zudem auf die 
Umbildung des Bundesamtes für die Anerkennung aus- 
ländiseher Flüehtlinge (BAFL) zum Bundesamt für Mi- 
gration und Flüehtlinge (BAMF) hinzuweisen. 

Darüber hinaus wurden dureh das Zuwanderungsgesetz 
folgende Änderungen im Aufenthaltsgesetz vorgenom- 
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men: Im Bereich der Ausbildungs- und Arbeitsmigration 
wurden Erleichterungen der Zuwanderung für Hochquali- 
fizierte, Selbstständige und Studenten aufgenommen. 
Auch im Bereich des humanitären Ausländerrechts kam 
es zu Verbesserungen, z. B. bei der Anerkennung nicht- 
staatlicher oder geschlechtsspezifischer Verfolgung. Es 
wurde eine Härtefallregelung geschaffen sowie die Mög- 
lichkeit für die Länder eingeräumt, Härtefallkommissio- 
nen einzurichten. Auch im Bereich der Kettenduldungen 
kam es zu Änderungen, die jedoch in der Praxis nicht den 
bezweckten Erfolg zeitigten. 

Insbesondere aufgrund der terroristischen Anschläge vom 
11. September 2001 wurden Regelungen zur Verbesse- 
rungen der inneren Sicherheit in das Zuwanderungsgesetz 
aufgenommen. Hierzu zählen die Abschiebungsanord- 
nung, Meldeauflagen und Regelausweisung bei Terroris- 
musverdacht, die Einführung weiterer Ausweisungs- 
gründe bei Schleusern und „geistigen Brandstiftern“ 
sowie die Regelanfrage bei den Verfassungsschutzbehör- 
den über verfassungsfeindliche Erkenntnisse bei Ertei- 
lung einer Niederlassungserlaubnis und bei Einbürgerun- 
gen nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz. 

Reform des Zuwanderungsgesetzes/ 

Das Richtlinienumsetzungsgesetz 

Mit der Einführung des Zuwanderungsgesefzes war je- 
doch die Weiferenfwicklung des Ausländerrechfs nichf 
abgeschlossen. Auf dem EU-Gipfeftreffen von Tampere 
1999 wurde beschlossen, weife Teile des Ausländer- und 
Asylrechfs innerhalb der Europäischen Union zu harmo- 
nisieren. In der Folge wurden die nachsfehenden elf auf- 
enthalts- und asylrechtlichen Richtlinien erlassen, die von 
den Mitgliedstaaten in ihr nationales Recht umgesetzt 
werden mussten: 

1. Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 

2002 zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- 
und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt 
(ABI. EG Nr. L 328 S. 17), 

2. Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 

2003 betreffend das Recht auf Familienzusam- 
menführung („Familiennachzugsrichtlinie“ ABI. EU 
Nr. L 251 S. 12), 

3. Richtlinie 2003/110/EG des Rates vom 25. Novem- 
ber 2003 über die Unterstützung bei der Durchbeför- 
derung im Rahmen von Rückführungsmaßnahmen 
auf dem Luftweg (ABI. EU Nr. L 321 S. 26), 

4. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. Novem- 
ber 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig 
aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen („Dau- 
eraufenthaltsrichtlinie“ ABI. EU 2004 Nr. L 16 

S. 44), 

5. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Ändemng 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Auf- 


hebung der Richtlinien 64/221/EWG,68/380/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG („Frei- 
zügigkeitsrichtlinie“ ABI. EU Nr. L 229 S. 35), 

6. Richtlinie 2004/81/EG vom 29. April 2004 über die 
Erteilung von Aufenthaltstiteln für Driffsfaatsangehö- 
rige, die Opfer des Menschenhandels sind oder denen 
Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleisfef wurde 
und die mit den zuständigen Behörden kooperieren 
(„Opferschutzrichtlinie“ ABI. EU Nr. L 261 S. 19), 

7. Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 
zur Festlegung von Mindestnormen für die Auf- 
nahme von Asylbewerbern in den Mitgliedsfaaten der 
Europäischen Union („Richtlinie Aufnahmebedin- 
gungen“ ABI. EU Nr. L 31 S. 18), 

8. Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 
über Mindestnormen für die Anerkennung und den 
Sfatus von Driffstaafsangehörigen oder Sfaatenlosen 
als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig in- 
ternationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes („Qualifikationsrichtli- 
nie“ ABI. EU Nr. L 304 S. 12), 

9. Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 

2004 über die Bedingungen für die Zulassung von 
Dritfsfaafsangehörigen zwecks Absolvierung eines 
Studiums oder Teilnahme an einem Schüleraus- 
tausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaßnahme 
oder einem Freiwilligendienst („Studentenrichtlinie“ 
ABI. EU Nr. L 375 S. 12), 

10. Richtlinie 2005/71/EG des Rates vom 12. Oktober 

2005 über ein besonderes Zulassungsverfahren für 
Drittsfaafsangehörige zum Zweck der wissenschaft- 
lichen Forschung („Forscherrichtlinie“ ABI. EU 
Nr. L 289 S. 15), 

11. Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 
2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mif- 
gliedsfaafen zur Zuerkennung und Aberkennung der 
Flüchtlingseigenschaff („Verfahrensrichtlinie“ ABI. EU 
Nr. L 326 S. 13). 

Soweit diese Richtlinien noch nicht im Rahmen des Zu- 
wanderangsgesetzes vollständig umgesetzt werden konn- 
ten, ist dies durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- 
und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union 
erfolgt, das am 28. August 2007 in Kraft getreten ist. 

Kernpunkte der aufenthaltsrechtlichen Richtlinienumset- 
zung waren die Umsetzung der Daueraufenthaltsrichtlinie 
durch Schaffung einer „Erlaubnis zum Daueraufenthalt- 
EG“ als neuer unbefristeter Aufenthaltstitel neben der 
Niederlassungserlaubnis und die Einführung eines befris- 
teten Aufenthaltstitels für Daueraufenthaltsberechtigfe 
anderer Mitgliedsfaafen. Zudem wurden ein vorüberge- 
hendes Aufenthalfsrecht für Opfer des Menschenhandels 
zur Mifwirkung im Sfrafverfahren sowie ein besonderer 
Aufenfhalfsfifel für Forscher eingeführt. Dies gilt auch für 
Mobilifäfsregeln für in einem anderen Mifgliedsfaaf zuge- 
lassene Studenfen. Ferner bedurfte es auch Änderungen 
im Rahmen des Familiennachzugs von Ausländem sowie 
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bei den Regelungen zum Daueraufenthaltsreeht für 
Unionsbürger und deren Familienangehörige. Die umzu- 
setzenden Asylriehtlinien stellen die zentralen Elemente 
der Asylreehtsharmonisierung in der Europäisehen Union 
dar. Sie umfassen alle wesentliehen Aspekte im Asylbe- 
reieh, die materiellreehtliehen Voraussetzungen der 
Sehutzgewährung und die daran anknüpfenden Status- 
reehte, die Ausgestaltung des Asylverfahrens und die Le- 
bensbedingungen der Asylbewerber. 

Über die Riehtlinienumsetzung hinaus beinhaltet das Ge- 
setz eine integrationsorientierte Anpassung des Ehegat- 
tennaehzugs, mit der ein Mindestalter von 18 Jahren ein- 
geführt sowie der Naehweis einfaeher Spraehkenntnisse 
vor der Einreise gefordert werden. Aueh wurden die Ver- 
pfliehtungsregelungen zur Teilnahme am Integrationskurs 
verbessert. Zudem wird mit sieherheitsrelevanten Rege- 
lungen auf die versuehten Kofferbombenansehläge vom 
Juli 2006 reagiert, ln den Gesetzesentwurf eingeflossen 
sind die Empfehlungen des Beriehtes zur Evaluierung des 
Gesetzes zur Steuerung und Begrenzung der Zuwan- 
derung und zur Regelung des Aufenthalts und der Inte- 
gration von Unionsbürgem und Ausländem (Zuwande- 
rungsgesetz) vom Juli 2006 (Evaluationsberieht zum 
Zuwandemngsgesetz) sowie Ändemngen, die auf Grand 
der Konferenz der Innenminister und -Senatoren des Bun- 
des und der Länder (IMK) im Mai und November 2006 
erforderlieh wurden. Absehließend ist besonders die ge- 
setzliehe Altfallregelung hervorzuheben, die die von der 
IMK besehlossene Bleibereehtsregelung ergänzt und da- 
mit langjährig geduldeten Ausländern die Mögliehkeit 
der aufenthaltsreehtliehen Legalisierung und Integration 
in die Gesellsehaft eröffnet. 

Deutsche Islamkonferenz 

Das Bundesministerium des Innern verfolgt mit der im 
September 2006 ins Leben gerufenen Deutsehen Islam- 
konferenz (DIK) das gemeinsam mit den Bundesländern 
zu erreiehende Ziel, das Verhältnis zwisehen der deut- 
sehen Gesellsehaft und den hier lebenden Muslimen auf 
eine tragfähige Grundlage zu sfellen. Ziel der Konferenz 
isf eine verbesserte religions- und gesellsehaftspolifisehe 
Infegration der muslimisehen Bevölkerung in Deufseh- 
land. Dies dient zum einen der Verhinderung von gewalt- 
tätigem Islamismus und Extremismus. Zum anderen wird 
der Segmentation von Muslimen in Deutsehland entge- 
gengewirkt. 

Die Konferenz ist als langfristiger Verhandlungs- und 
Kommunikationsprozess zwisehen dem deutsehen Staat 
und Vertretern der in Deutsehland lebenden Muslime an- 
gelegt, der zwei bis drei Jahre dauern soll. Als Ergebnis 
des Gespräehsprozesses wird ein breit angelegter Kon- 
sens über die Einhaltung gesellsehafts- und religionspoli- 
tiseher Grundsätze angestrebt. Hierbei stehen insbeson- 
dere die Bewahrung und die verbindliehe Beaehtung der 
freiheitlieh-demokratisehen Grandordnung im Vorder- 
grund. 

Die DIK ist nieht als sog. Elitedialog zwisehen dem Staat 
und Organisationsvertretem konzipiert, sondern unter- 
nimmt den Versueh, die in Deutsehland lebenden Mus- 


lime ihrer Vielfalt angemessen in den Verhandlungspro- 
zess einzubinden. Im Verlauf der DIK soll erörtert 
werden, wie untersehiedliehe religiöse Sitten und Ge- 
bräuehe des Islam in Einklang mit der deutsehen Verfas- 
sungsordnung gebraeht werden können, ob und wie der 
Islam (als „Religion ohne Kirehe“) Organisations- 
erfordemissen des deutsehen Religionsverfassungsreehts 
gereeht werden kann und wie die über viele Jahrhunderte 
entwiekelte deutsehe Gesellsehafts-, Verfassungs- und 
Reehtsordnung zur Entwieklung eines modernen, deut- 
sehen Islam beitragen kann. 

6.2 Menschenrechte und internationaler 

Schutz für Flüchtlinge, Binnenvertriebene 
und Migranten 

6.2.1 Der UNHCR und die Agenda für den 
Flüchtlingsschutz 

Der Sehutz der gegenwärtig rund zehn Millionen Flüeht- 
linge weltweit ist das Kernmandat des UNHCR, der seine 
Bemühungen im Beriehtszeitraum weiter an der 2002 
verabsehiedeten Agenda für den Flüehtlingssehufz aus- 
riehfefe. Diese Agenda umfasst seehs strategisehe Ziele, 
namentlieh die Stärkung der Flüehtlingskonvention von 
1951 und des Protokolls von 1967, den Sehutz von 
Flüehtlingen bei gemisehten Migrationsströmen, eine ge- 
reehtere internationale Lastenverteilung, Verbesserung 
der Sieherheit von Flüehtlingen und humanitären Helfern, 
die Suehe naeh dauerhaften Lösungen für Flüehtlinge 
(dureh freiwillige Rüekkehr, Infegrafion im Erstaufnah- 
meland oder Aufnahme in Drittstaaten) und sehließlieh 
ein besserer Sehutz von Flüehtlingsfrauen und -hindern. 
Einen gewissen Sehwerpunkt nahmen in jüngerer Zeit an- 
gesiehts bedeutender Flüehtlingskrisen wie der im Irak 
und seinen Naehbarländera sowie international konti- 
nuierlieh zunehmender Migrationsbewegungen die inter- 
nationale Lastenteilung sowie der Flüehtlingssehutz bei 
gemisehten Migrationsströmen ein. Deutsehland begleitet 
und unterstützt als langjähriges Mitglied des Exekutivrats 
des UNHCR dessen Sehutztätigkeit. 

2007 hat der Hohe Flüehtlingskommissar Antonio 
Guterres ein neues Forum zu Fragen des Flüehtlings- 
sehutzes, den „High Commissioner’s Dialogue on Protee- 
tion Challenges“ ins Leben gerufen, das jährlieh zusam- 
mentreten wird und aktuelle Probleme in einem weiteren 
Rahmen als dem des Exekutivrats diskutieren soll. Ein 
erstes Treffen im Dezember 2007 befasste sieh mit Fra- 
gen des Asyl-Migration-Nexus sowie des Flüehtlings- 
sehutzes bei gemisehten Migrationsströmen. 

6.2.2 Schutz von Binnenvertriebenen 

Ein zunehmendes Problem stellt die große Gruppe der 
Binnenvertriebenen dar, deren Zahl von gesehätzt 24 Mil- 
lionen weltweit die der Flüehtlinge mittlerweile um mehr 
als das Doppelte übersteigt. Binnenvertriebene fallen 
nieht unter das Mandat des UNHCR, da Flüehtlinge im 
Sinne der Genfer Flüehtlingskonvention nur Personen 
sind, die eine internationale Grenze übersehritten haben. 
Der Sehutz von Binnenvertriebenen obliegt grandsätzlieh 
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deren Heimatstaaten. Doeh oft sind diese aufgrund (bür- 
ger-)kriegsbedingter oder anderer Umstände wie Natur- 
katastrophen hierzu nieht in der Lage oder sind sogar für 
die Vertreibungen selbst verantwortlieh. Die Leitlinien 
für den Umgang mit Binnenflüehtlingen (Guiding Prin- 
eiples on Internal Displaeement) von 1998 enthalten 
Reehte, Garantien und Standards zum Sehutz von Bin- 
nenvertriebenen und genießen waehsende Zustimmung 
dureh die Staaten und internationalen Organisationen. 
Obwohl ursprünglieh nieht als völkerreehtlieh bindendes 
Instrument konzipiert, können sie mittlerweile als Völ- 
kergewohnheitsreeht angesehen werden. Zum Sehutz von 
Binnenflüehtlingen ist außerdem ein spezieller Vertreter 
des VN -Generalsekretärs von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen eingesetzt worden. Das Mandat 
übt seit 2004 der Sehweizer Völkerreehtler Walter Kälin 
aus. 

Aueh die internationale Humanitäre Hilfe für Binnenver- 
triebene gestaltet sieh oftmals sehwierig, da sie von der 
Mitwirkung des verantwortliehen Staates abhängt. Zudem 
ist die Zahl der Binnenvertriebenen weltweit so hoeh, 
dass sie die Hilfsmögliehkeiten einer einzelnen Organisa- 
tion übersteigt. Im Rahmen des sog. Cluster-Ansatzes, 
der die Verantwortliehkeit für besfimmfe Sekforen huma- 
nifärer Hilfe versehiedenen Organisationen überträgt, 
wurden dem UNHCR, UNICEF, lOM und der Internatio- 
nalen Föderation des Roten Kreuzes Führungsaufgaben 
für die Befreuung von Binnenvertriebenen zugewiesen. 
Außerhalb dieses VN-Ansatzes engagieren sieh aueh 
Niehtregierungsorganisationen, nationale Rotkreuz/ 
Rothalbmond-Gesellsehaflen und das Internationale Ko- 
mitee vom Roten Kreuz für Binnenflüehtlinge. 

6.2.3 Harmonisierung des Fiüchtiingsschutzes 
in der Europäischen Union 

Mit Inkrafttreten der Riehtlinie 2005/85EG (Mindestnor- 
men für Verfahren in den Mifgliedsfaafen zur Zuerken- 
nung und Aberkennung der Flüehtlingseigensehaft) im 
Dezember 2005 isf die ersfe Harmonisierungsphase des 
europäisehen Flüehtlings- und Asylreehfs abgesehlossen 
worden. Damit verbunden ist ein Übergang in das sog. 
Gemeinsehaftsverfahren bei der Verabsehiedung künfti- 
ger Reehtsakte, also Mitentseheidung des EP und qualifi- 
zierte Mehrheitsentseheidung im Rat. 

Im Vordergrund steht jetzt zunäehst die Verbesserung der 
praktisehen Zusammenarbeit der Asylbehörden der Mit- 
gliedstaaten. Sie erfüllt eine unverziehtbare Komplemen- 
tärfunktion zur Reehtsharmonisierung. Ziel ist es vor al- 
lem, zu einer einheitliehen Anwendung der EG- 
Reehtsakte in den Mitgliedstaaten zu kommen. Zu iraki- 
sehen Asylbewerbern wurden während des deutsehen 
Ratsvorsitzes Expertensitzungen durehgeführt, die wäh- 
rend des portugiesisehen Ratsvorsitzes fortgesetzt worden 
sind. Ferner hat unter deutseher Präsidentsehaft ein Tref- 
fen der Leiter der nationalen Asyl- und Migrationsbehör- 
den beim Bundesamt für Migration und Flüehtlinge in 
Nürnberg stattgefunden, bei dem die Verbesserung der 
praktisehen Zusammenarbeit der Asylbehörden eines der 


Hauptthemen war (u. a. zur Erriehtung eines gemeinsa- 
men EU-Portals zu Herkunftsländerinformationen). 

Ergänzend zur Harmonisierung ist die externe Dimension 
der Asylpolitik - die Zusammenarbeit mit den Herkunfts- 
regionen und Transitstaaten - ein zentraler Aspekt der 
Arbeiten zum Flüehtlingsreeht. Ihr wird vor allem dureh 
die Regionalen Sehutzprogramme Reehnung getragen, 
dureh die Unterstützung beim Auf- und Ausbau von 
Strukturen des Flüehtlingssehutzes in Drittstaaten (gegen- 
wärtig dureh Pilotprojekte in Osteuropa - Ukraine, Mol- 
dawien, Belarus - und der Subsahara-Region) geleistet 
wird. Dabei ist die externe Dimension der Flüehtlings- 
politik in eine kohärente Strategie eingefügt, die die EU 
im Rahmen des Gesamtansatzes zur Migrationspolitik in 
Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitstaaten 
verfolgt. 

Zur weiteren Harmonisierung hat die Kommission im 
Juni 2007 ihre Überlegungen in einem Grünbueh zum 
künftigen europäisehen Asylsystem vorgelegt. Die Kom- 
mission befürwortet insgesamt höhere Sehutzstandards 
für Flüehtlinge, eine stärkere Harmonisierung der reehtli- 
ehen Regelungen, mehr Solidarität unter den Mit- 
gliedstaaten und die Einriehtung und den Ausbau von 
Resettlement-Programmen. Im November 2007 hat eine 
öffentliehe Anhörung zum Grünbueh unter Beteiligung 
von Vertretern der Mitgliedstaaten, der EU-lnstitutionen, 
von internationalen Organisationen, Niehtregierungsorga- 
nisationen und aus der Wissensehaft stattgefünden. Die 
Kommission hat Beriehte zur Umsetzung der Dublin- Ver- 
ordnung und der Riehtlinie für Mindestnormen für die 
Aufnahme von Asylbewerbern vorgelegt. Auf dieser 
Grundlage will die Kommission im Sommer 2008 einen 
Strategieplan Asyl sowie im Herbst 2008 Textvorschläge 
zur Überarbeitung der Dublin- und Eurodac- Verordnun- 
gen sowie zur Richtlinie für Mindesfnormen für die Auf- 
nahme von Asylbewerbern vorlegen. 

Im Rahmen der Harmonisierung des Asyl- und Flüchf- 
lingsrechfs in der Europäischen Union sfanden drei Asyl- 
richtlinien zur Umsetzung an: 

- die Qualifikationsrichtlinie (Richtlinie 2004/83/EG 
des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für 
die Anerkennung und den Sfafus von Drittsfaafsange- 
hörigen oder Sfaatenlosen als Flüchtlinge oder als Per- 
sonen, die anderweitig internationalen Schutz benöti- 
gen, und über den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes), 

- die Verfahrensrichtlinie (Richtlinie 2005/85/EG des 
Rates vom 1. Dezember 2005 über Mindestnormen für 
Verfahren in den Mifgliedsfaafen zur Zuerkennung 
und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft) und 

- die Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2003/9/EG des Ra- 
tes vom 27. Januar 2003 zur Festlegung von Mindest- 
normen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den 
Mitglieds! aaten) . 

Diese Asylrichtlinien umfassen alle wesentlichen As- 
pekte im Asylbereich: die materiellrechtlichen Vorausset- 
zungen der Schutzgewährung, die daran anknüpfenden 
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Statusrechte, die Ausgestaltung des Asylverfahrens und 
die Lebensbedingungen der Asylbewerber. Soweit die 
deutsche Rechtslage noch nicht mit den Asylrichtlinien 
übereinstimmte, wurden die Richtlinien durch das Richt- 
linienumsetzungsgesetz (Gesetz zur Umsetzung aufent- 
halts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen 
Union vom 19. August 2007) umgesetzt: 

Mit der Qualifikationsrichtlinie werden die materiell- 
rechtlichen Voraussetzungen der Flüchtlingsanerkennung 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention und der subsidiä- 
ren Schutzgewährung sowie die an diese Schutzgewäh- 
rung anknüpfenden Statusrechte geregelt. Kemelemente 
der Qualifikationsrichtlinie waren bereits mit dem Zu- 
wanderungsgesetz (Gesetz zur Steuerung und Begren- 
zung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts 
und der Integration von Unionsbürgem und Ausländem 
vom 30. Juli 2004) in das deutsche Recht übernommen 
worden. Dazu gehörten die Berücksichtigung der nicht- 
staatlichen und der geschlechtsspezifischen Verfolgung 
im Rahmen der Flüchtlingsanerkeimung sowie die An- 
wendung von Ausschlussklauseln bei Straffälligkeit im 
Rahmen der subsidiären Schutzgewähmng. Zur vollstän- 
digen Umsetzung der Richtlinie bedurfte es folglich nur 
noch einer Reihe punktueller Ändemngen im Asylverfah- 
rensgesetz und im Aufenthaltsgesetz. Unter anderem sind 
die tatbestandsmäßigen Voraussetzungen der Flücht- 
lingsanerkennung und der subsidiären Schutzgewähmng 
nunmehr normativ geregelt. Hierzu zählen z. B. das Kon- 
zept des internen Schutzes, Auslegungsregeln für die 
Verfolgungsgründe und die Voraussefzungen der Verfol- 
gungshandlungen. Da die Richtlinienbesfimmungen weit- 
gehend der durch Richterrecht geprägten deutschen 
Rechtslage entsprechen, hat ihre gesetzliche Verankemng 
aber eher deklaratorischen Charakter. 

Die Verfahrensrichtlinie regelt das Asylverfahren vor den 
Verwaltungsbehörden und in Gmndsätzen auch vor den 
Gerichten. Sie legt neben den Rechten und Pflichten der 
Asylbewerber unterschiedliche Entscheidungskategorien 
und Verfahrensmaximen fest, die effiziente, faire und ziel- 
genaue Entscheidungen über Asylanträge sicherstellen 
(u. a. unzulässige Anträge, offensichtlich unbegründete 
Anträge, sichere Herkunflsstaaten, sichere Drittstaaten, 
Folgeantrags verfahren). Der Inhalt der Verfahrensrichtli- 
nie stimmte im Wesentlichen mit der bestehenden deut- 
schen Rechtslage überein; grandlegender rechtssystema- 
tischer Ändemngen bedurfte es nicht. Zu den punktuellen 
Ändemngen von Regelungen im Asylverfahrensgesetz 
zählen die Festlegung weiterer Informationspfiichten ge- 
genüber dem Asylbewerber und kleinere verfahrensrecht- 
liche Anpassungen (z. B. im Folge verfahren). 

Die in der Aufnahmerichtlinie festgelegten Aufnahmebe- 
dingungen für Asylbewerber wurden nach dem geltenden 
Recht bereits weitgehend erfüllt. Anpassungsbedarf für 
das Asylverfahrensgesefz bestand lediglich noch in zwei 
eher marginalen Punkten. Diese betrafen die Verpflich- 
tung, Asylbewerber innerhalb einer bestimmten Frist über 
ihre Rechte und Pflichten im Asylverfahren zu unterrich- 
ten und ihnen die Aufenthaltsgestattung innerhalb einer 
bestimmten Frist auszuhändigen. 


Situation an den südlichen Seegrenzen 
der Europäischen Union 

ln Reaktion auf die tragischen Ereignisse auf dem Mit- 
telmeer und dem Atlantik, bei der eine große Anzahl 
von Personen bei dem Versuch, auf dem Seeweg nach 
Europa zu gelangen, den Tod gefunden haben, hat sich 
die Europäische Union intensiv mit der Situation an den 
südlichen Seegrenzen befasst. Anknüpfend an Schluss- 
folgerangen der deutschen Ratspräsidentschaft und an 
eine Gemeinsame Erklärang des Vizepräsidenten der 
Europäischen Kommission und des deutschen Ratsvor- 
sitzes zur Situation an den südlichen Seegrenzen vom 
Juni 2007 und Schlussfolgemngen des Rats zur Auswei- 
tung und Verbesserang des EU-Gesamtansatzes zur Mi- 
grationsfrage haben die Innen- und Justizminisfer der 
EU im Sepfember 2007 Schlussfolgemngen zur Versfär- 
kung der südlichen Seegrenzen der EU verabschiedef. 
Sie bestärken die Mitgliedstaaten darin, zusammenzu- 
arbeiten und sich im Geiste der Solidarität Unterstüt- 
zung zu leisten. Sie betonen die Notwendigkeit einer en- 
gen Zusammenarbeit mit Drittstaaten in den Bereichen 
Grenzschutz, Rückübemahme, Bekämpfung illegaler 
Migration, Seenotrettung und Flüchtlingsschutz. Dabei 
soll das Völkerrecht uneingeschränkt gewahrt bleiben. 
Gegenwärtiger Schwerpunkt ist die Erarbeitung von 
Richtlinien für Fronfex-Einsäfze auf See auf Gmndlage 
einer Studie der Kommission zum Völkerrecht mit Be- 
zug auf illegale Migration auf dem Seeweg. Die Leitli- 
nien sollen Regelungen zur Verantwortungsverteilung 
zwischen den an Frontex-Einsätzen beteiligten Mit- 
gliedstaaten enthalten, ln operafiver Hinsicht hat sich 
Deutschland im Jahr 2007 u. a. an den Gemeinsamen 
Operationen unter der Ägide von Frontex NAUTILUS 
2007 (Mittelmeerbereich um Malta) mit dem Einsatz 
von jeweils zwei seefiugtauglichen Hubschraubern der 
Bundespolizei beteiligt. Dabei hatte sich Deutschland 
bereit erklärt, von der Bundespolizei aus Seenot geret- 
tete Personen, für die kein anderer Staat die Verantwor- 
tung übernimmt, in Deutschland aufzunehmen. 


6.2.4 Menschenrechte und Migration in den 
Vereinten Nationen 

Im Beisein des VN-Generalsekretärs Kofi Annan wurde 
im Dezember 2003 in Genf eine unabhängige Kommis- 
sion zur Untersuchung der weltweiten Wanderangsbewe- 
gungen gegründet. Die „Weltkommission für internatio- 
nale Migration“ (Global Commission on International 
Migration, GCIM) hatte den Auftrag, den Vereinten 
Nationen bis Mitte 2005 einen Bericht vorzulegen, der 
Fragestellungen im Zusammenhang von internationaler 
Migration und Entwicklung behandeln und hierzu Hand- 
lungsempfehlungen geben soll. Der Bericht wurde im 
Oktober 2005 vorgelegt. 

Ende Januar 2004 wurde Prof Dr. Rita Süssmuth ad per- 
sonam als einziges deutsches Mitglied in die 19-köpfige 
GCIM berafen. Die Kommission kam am 25./26. Febraar 
2004 in Stockholm zu ihrer konstituierenden Sitzung zu- 
sammen und hat seither bereits eine Reihe regionaler An- 
hörangen durchgeführt. Die bisherige Arbeit der Welt- 
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kommission erscheint viel versprechend. Ziel ist es, in 
pragmatischer Weise insbesondere die unterschiedlichen 
Aspekte der Arbeitsmigration zu analysieren und Vor- 
schläge zu erarbeiten, wie diese Art der Wanderungsbe- 
wegungen zum größtmöglichen Nutzen aller Beteiligten, 
d. h. der Migranten, aber auch der Herkunfls- und der 
Aufnahmeländer, gestaltet werden kann, ln diesem Zu- 
sammenhang zählen auch der Schutz und die Stärkung 
der Menschenrechte von Migranten zu den zentralen Auf- 
gaben der Kommission. 

Deutschland ist Mitglied der „Kemgruppe“ (core group) 
der Weltkommission, einem informellen Zusammen- 
schluss von Regierungen, der die Arbeit der regierungs- 
unabhängigen Kommission beratend begleitet. Den Vor- 
sitz der zurzeit 14 Staaten umfassenden „core group“ 
haben Schweden und die Schweiz, die die Weltkommis- 
sion auch maßgeblich finanzieren, gemeinsam übernom- 
men. Insgesamt lässt sich feststellen, dass die menschen- 
rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit internationalen 
Wanderungsbewegungen in den vergangenen Jahren in 
den Vereinten Nationen erheblich an Bedeutung gewon- 
nen haben. Deutschland wird sich in den Vereinten Natio- 
nen auch weiterhin für die Stärkung des menschenrechtli- 
chen Schutzes von Migranten einsetzen. Es ist überzeugt, 
dass dieser Schutz durch die Umsetzung der grundlegen- 
den Menschenrechtsübereinkommen umfassend gewähr- 
leistet wird. 

6.2.5 Internationale Flüchtlingshilfe durch 
Deutschland 

Flüchtlingshilfe ist Kembestandteil der Humanitären 
Hilfe der Bundesregierung. Die beiden großen VN- 
Flüchtlingshilfsorganisationen, der UNHCR sowie das 
Flüchtlingswerk für Palästinaflüchtlinge UNRWA, zählen 
zu den wichtigsten Partnern der deutschen Humanitäre 
Hilfe, ln beiden Organisationen gehört die Bundesrepu- 
blik zu den zehn wichtigsten Gebern und ist Mitglied in 
den Aufsichtsgremien. 2007 betrugen die Gesamtleistun- 
gen der Bundesregierung durch AA und BMZ an den 
UNHCR rund 26,3 Mio. Euro, die an UNRWA beliefen 
sich auf 7,4 Mio. Euro. Aber auch ein großer Teil der 
durch die Bundesregierung geförderten Hilfsprojekte 
deutscher Nichtregierungsorganisationen, des Internatio- 
nalen Komitees vom Roten Kreuz und des Weltemäh- 
rungsprogramms kommen unmittelbar Flüchtlingen oder 
Binnenvertriebenen zugute. 

2005 wurde die UNHCR-BMZ-Partnerschaft zur Zusam- 
menarbeit bei der Durchfühmng von Flüchtlingsprojek- 
ten, insbesondere in Afrika, ins Leben gerafen. Für das 
gemeinsame Programm werden jährlich insgesamt ca. 
28 Mio. Euro bereitgestellt, mit einem Finanziemngsan- 
teil des BMZ von ca. 25 Prozent und des UNHCR von ca. 
75 Prozent. Mit der Planung und Umsetzung der Vorha- 
ben, die im Rahmen dieser Kooperation finanziert wer- 
den, wird die GTZ beauftragt. Inhaltlich reichen die Maß- 
nahmen der Bundesregierang in der internationalen 
Flüchtlingshilfe von der Soforthilfe über die Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen der Flüchtlinge und intern 
Vertriebenen bis hin zur Rückführung von Flüchtlingen 


und intern Vertriebenen und Reintegration der Rückkeh- 
rer in den Rückkehrgebieten. 


Asyllageberichte des Auswärtigen Amtes 

Das Auswärtige Amt erstellt zurzeit für 32 Länder Be- 
richfe zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage, die 
so genannten Asyllageberichte. Bei diesen in Amtshilfe 
erstellten Berichten handelt es sich um reine Tatsachen- 
berichte, die keine Wertung der politischen und men- 
schenrechtlichen Situation im jeweiligen Land und 
keine rechtliche Würdigung im Hinblick auf Asyl oder 
Rückführung enthalten. Eine Aktualisierung der Be- 
richte erfolgt in der Regel im halb- oder ganzjährlichen 
Rhythmus, ln Staaten mit besonderen politischen Ent- 
wicklungen (z. B. Sri Lanka) hat das Auswärtige Amt 
mehrfach sog. Ad-hoc-Lageberichte erstellt. Dies ge- 
währleistet, dass die Nutzer der Lageberichte - Gerichte 
und Innenbehörden, das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) und über diese auch die Verfah- 
rensbeteiligten -jeweils aktuell über asyl- und auslän- 
derrechtlich relevante Entwicklungen unterrichtet wer- 
den. 

Das Auswärtige Amt steht im regelmäßigen Kontakt mit 
Nichtregierangsorganisationen und dem UNHCR. Er- 
kenntnisse der Gesprächspartner werden nach einer 
Überprüfung in die Lageberichte eingearbeitet. Bei der 
Erstellung der Lageberichte beziehen auch die Aus- 
landsvertretungen alle verfügbaren Informafionen über 
das jeweilige Gastland ein, also auch die Materialien 
von Menschenrechtsorganisationen. Die Redaktion der 
Lageberichte verbleibt gleichwohl in der alleinigen Ver- 
antwortung des Auswärtigen Amts, das die Lage- 
berichte aus Gründen des Quellenschutzes und der 
Notwendigkeit, die Berichte ohne Rücksichtnahme auf 
außenpolitische Interessen formulieren zu können, wei- 
terhin als „Verschlusssache - Nur für den Diensfge- 
brauch“ einsfuft. 


6.3 Minderheiten und Indigene Völker 

6.3.1 Die Situation nationaler Minderheiten in 
Deutschland 

Der Schufz von aufochthonen, also seit Jahrhunderten in 
den jeweiligen Staaten ansässigen Minderheiten stellt an- 
erkanntermaßen eine wichtige politische Frage dar, u. a. 
weil ohne den Schutz dieser Minderheiten der Frieden in 
Europa schon häufig gefährdet gewesen ist. Das wird spä- 
testens dann deutlich, wenn man sich die vergangenen 
Bürgerkriege in einigen Gebieten der früheren Volksrepu- 
blik Jugoslawien vor Augen hält. Hinzu kommt, dass feh- 
lender Minderheitenschutz zur Verfestigung von Flücht- 
lingsströmen führen kann, wie der Umstand belegt, dass 
Romaflüchtlinge aus dem Kosovo von den westeuropäi- 
schen Aufnahmestaaten nach wie vor nicht in ihr Her- 
kunftsgebiet zurückgeschickt werden können, weil sie 
dort noch um Leib und Leben fürchten müssen. Die zwei 
vom Europarat für den Minderheitenschutz auf europäi- 
scher Ebene aufgelegten Übereinkommen, das Rahmen- 
übereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten und 
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die Europäische Charta der Regional- oder Minderheiten- 
sprachen, sind nach Ansicht der Bundesregierung schon 
aus diesen Gründen von erheblicher Bedeutung. 

ln Staaten, in denen der Grundrechtsschutz auch für Min- 
derheiten bereits durch die Verfassung und durch die 
Rechtsordnung sowie durch deren Umsetzung gewähr- 
leistet ist, steht allerdings ein anderer Faktor im Vorder- 
grund: die Erhaltung des gewachsenen kulturellen Reich- 
tums, zu dem die autochthonen Minderheiten in ihren 
Ländern beitragen und der für Europa ebenso wie die 
kleinräumige Vielgesfaltigkeit seiner Landschaften ty- 
pisch ist. Diese Faktoren werden umso wichtiger, je mehr 
sich Europa ausdehnt und zu einer großen Einheit zusam- 
menwächst. Deutschland hat seinerzeit am Entstehen so- 
wohl des Rahmenübereinkommens als auch der Spra- 
chencharta aber zusätzlich auch mitgewirkt, um zum 
Wohle der deutschen Minderheiten in vielen Staaten zu 
einem hohen Standard des Minderheitenschutzes in 
Europa beizutragen. Es hat u. a. auch aus diesem Grund 
beide Übereinkommen ratifiziert. 

Das am 1. Februar 1995 zur Zeichnung aufgelegte, am 
11. Mai 1995 von Deutschland gezeichnete und nach dem 
Vertragsgesetz vom 23. Juli 1997 unmittelbar als Bundes- 
recht geltende Rahmenübereinkommen des Europarats 
zum Schutz nationaler Minderheiten enthält verbindliche 
Grundsätze zum Schutz der nationalen Minderheiten. Das 
auch für Nichtmitglieder des Europarats offene Überein- 
kommen verbietet jede Diskriminierung einer Person we- 
gen ihrer Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit 
sowie die Assimilierung von Angehörigen nationaler 
Minderheiten gegen deren Willen, und es verpflichtet die 
Vertragsstaaten zum Schutz der Freiheitsrechte, die für 
die Angehörigen nationaler Minderheiten besondere Be- 
deutung haben: Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, 
Meinungsfreiheit, Gewissens- und Religionsfreiheit. Das 
Rahmenübereinkommen verpflichtet die Vertragsstaaten 
außerdem zu umfänglichen Schulz- und Fördermaßnah- 
men unfer anderem im Bereich der Bildung, der Kultur, 
des Schulwesens und des gesellschaftlichen Lebens. 

Das Rahmenübereinkommen enthält jedoch keine Defini- 
tion des Begriffs „nationale Minderheiten“ und regelt da- 
mit seinen Anwendungsbereich nicht selbst. Angesichts 
dieser Rechtslage hat Deutschland bereits mit der Zeich- 
nungserklärung hinsichtlich der Anwendung des Abkom- 
mens auf die in Frage kommenden Gruppen eine Feststel- 
lungskompetenz in Anspruch genommen. Es sieht als 
nationale Minderheiten Gruppen der Bevölkerung an, die 
folgenden fünf Kriterien entsprechen: Ihre Angehörigen 
sind deutsche Staatsangehörige, sie unterscheiden sich 
vom Mehrheitsvolk durch eigene Sprache, Kultur und 
Geschichte, also eigene Identität, sie wollen diese Identi- 
tät bewahren, sie sind traditionell in Deutschland hei- 
misch, sie leben innerhalb Deutschlands in angestammten 
Siedlungsgebieten. Zu der letztgenannten Voraussetzung 
gibt es aus historischen Gründen eine Ausnahme für die 
deufschen Sinti und Roma. Sie fallen nach der Zeich- 
nungserklärung der Bundesrepublik unter das Rahmen- 
übereinkommen, obwohl sie meist in kleinerer Zahl na- 
hezu in ganz Deutschland und nicht in abgegrenzten 
eigenen Siedlungsgebieten leben. 


Mit der Anwendung des Übereinkommens auf die Dänen, 
Friesen, Sorben und deutschen Sinti und Roma ist zu- 
gleich die Anwendung auf sämtliche traditionell in 
Deutschland heimischen Volksgruppen sichergestellt. Die 
jüdische Gemeinschaft in Deutschland betrachtet sich 
nicht als Minderheit, sondern als Glaubensgemeinschaft. 
Bei der Durchführung des Übereinkommens haben die 
Verfragssfaafen einen Umsefzungsspielraum, um die 
Maßnahmen den faktischen Gegebenheiten anzupassen. 
Nach dem Stand vom 10. Januar 2008 haben von den ge- 
genwärtig 47 Mitgliedstaaten des Europarats 39 Staaten 
das Rahmenübereinkommen ratifiziert, weitere vier Staa- 
ten haben das Übereinkommen gezeichnet. 

Von mindestens so großer Bedeutung für den Minderhei- 
fenschufz wie das Rahmenübereinkommen isf die Euro- 
päische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen. 
Sie wurde am 5. November 1992 in Straßburg zur Zeich- 
nung aufgelegt, trat aber erst am 1. März 1998 in Kraft, 
weil erst zu diesem Zeitpunkt die notwendige Anzahl von 
fünf Ratifikationen erreicht wurde. Mit der Charta sollen 
traditionell in einem Vertragsstaat gesprochene Sprachen 
als bedrohter Aspekt des europäischen Kulturerbes ge- 
schützt und - was noch viel entscheidender ist - gefördert 
werden. 

Für die Gruppen, in denen diese Sprachen gesprochen 
werden, ist ihre Benutzung identitätsstiflend. Insbeson- 
dere für nationale Minderheiten sind der Erhalt und die 
Weiterentwicklung der Sprache die notwendige Basis, um 
ihre Kultur, Tradition und Identität zu bewahren. Ohne 
den Erhalt der eigenständigen Sprache droht den Spre- 
chern von Regional- oder Minderheitensprachen der Ver- 
lust ihrer kulturellen Identität. Der Untergang von Regio- 
nal- oder Minderheitensprachen bedeutet wiederum für 
die Mehrheifsbevölkerung, dass ein wichtiges traditionel- 
les Kulturelement der Gesellschaft ihres Staates verloren 
geht. Von den gegenwärtig 47 Mitgliedstaaten des Euro- 
parats haben nach dem Stand vom 10. Januar 2008 
22 Staaten die Charta ratifiziert, elf Staaten haben die 
Charta gezeichnet. Die Sprachencharta enthält die Krite- 
rien für Regional- oder Minderheifensprachen und be- 
zieht sich ausdrücklich nicht auf die in einem Vertrags- 
staat gesprochenen Sprachen von Migranten. Wegen der 
zahlreichen verstreut in Deutschland ansässigen Migran- 
tengruppen hätte Deutschland andernfalls Schwierigkei- 
ten gehabt, dieses Übereinkommen zu ratifizieren. 

Geschützt sind in Deutschland danach die Regionalspra- 
che Niederdeutsch - allgemein auch Plattdeutsch genannt - 
und die Sprachen der nationalen Minderheiten, also Dä- 
nisch, Friesisch in Gestalt von Nordfriesisch und Sater- 
friesisch, Sorbisch - in Gestalt des mit dem Polnischen 
verwandten Niedersorbisch und des mit dem Tschechi- 
schen verwandten Obersorbisch - sowie das Romanes der 
deutschen Sinti und Roma. Die von der Charta vorgese- 
henen Schutz- und Fördermaßnahmen beziehen sich auf 
das Bildungswesen, insbesondere den Unterricht der 
Sprache und in der Sprache, und auf die Verwendung der 
Regional- oder Minderheitensprachen in Gerichtsverfah- 
ren, vor Verwaltungsbehörden, in Rundfunk und Presse, 
bei kulturellen Tätigkeiten und Einrichtungen sowie im 
wirtschaftlichen und sozialen Leben. 
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Die Einhaltung der Verpflichtungen des o. g. Rahmen- 
übereinkommens und der im Anschluss daran erläuterten 
Charta wird vom Europarat überwacht. Zur Implementie- 
rung des Rahmenübereinkommens sind deshalb alle fünf 
Jahre und zur Implementierung der Charta alle drei Jahre 
Staatenberichte an den Europarat zu übermitteln. Ein 
Ausschuss von unabhängigen Experten für das jeweilige 
Übereinkommen untersfüfzt dann das Ministerkomitee 
des Europarats in seiner Aufgabe, die Einhaltung der 
übernommen Verpflichtungen zu überwachen. Der jewei- 
lige Ausschuss führt zu diesem Zweck „Vor-Ort-Missio- 
nen“ in den Vertragsstaaten durch. Auf deren Basis wird 
ein so genannter Monitoringbericht erstellt, der gegebe- 
nenfalls Empfehlungen für eine verbesserte oder effizien- 
tere Umsetzung enthält, zu dem der betroffene Staat wie- 
derum Stellung nehmen kann und der - in der Regel nach 
Verhandlungen - in eine Resolution des Ministerkomitees 
des Europarats mündet. 

Zur Implementierung des Rahmenübereinkommens in 
Deutschland hat das Ministerkomitee auf der Grundlage 
des zum Jahr 2004 von der Bundesregierung vorgelegten 
2. Staatenberichts und des im Jahr 2006 vorgelegten Mo- 
nitoringberichts des zuständigen Ausschusses sowie der 
dazu abgegebenen deutschen Stellungnahme im Februar 
2007 seine letzte Entschließung getroffen. Im Ergebnis 
wurden Deutschland Fortschritte beim Minderheiten- 
schutz bescheinigt. Als Problembereiche benannte man 
aber eine noch bestehende Benachteiligung der Sinti und 
Roma, insbesondere im Bildungsbereich, unzureichende 
Bildungsangebote einiger Länder für einige der Minder- 
heiten und ein unzureichender (aber wegen der verfas- 
sungsrechtlich verbürgten Medienfreiheit kaum zu erwei- 
ternder) Medienzugang für sie. Hinsichflich der zwischen 
der Bundesregierung und dem Ausschuss umstrittenen 
Frage, ob die Geltung einiger Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen künftig auch für Migranfen übernom- 
men werden sollte, wurde die Kompromissformulierung 
gefunden, dass dazu weitere Erörterungen wünschens- 
wert wären. Zur Implementierung der Sprachencharta hat 
der zuständige Ausschuss auf der Grundlage des im Fe- 
bruar 2007 übergebenen 3. Staatenberichts Ende des Jah- 
res 2007 seine „Vor-Ort-Missionen“ durchgeführt. Als 
eine Aussage seines künftigen Monitoringberichts hat er 
dabei angedeutet, dass Deutschland als föderativer Staat 
seine Verpflichtungen zwar nur mit Hilfe der innerstaat- 
lich überwiegend zuständigen Länder erfüllen kann, dass 
die Länder diesen Verpflichtungen aber mit sehr unter- 
schiedlicher Intensität gerecht werden. 

Organisation nnd Maßnahmen des Minderheiten- 
schntzes in Dentschland 

Die innerstaatliche Umsetzung der o. g. Übereinkommen 
und insgesamt die Wahrung der Belange der nationalen 
Minderheiten in Deutschland und der Regionalsprache 
Niederdeutsch unterstützt der Beauftragte der Bundes- 
regierung für die nafionalen Minderheiten, indem er u. a. 
für die meisten von ihnen und für Fragen der niederdeut- 
schen Sprache Beratende Ausschüsse beim Bundesminis- 
terium des Innern eingerichtet hat und diese auch leitet. 
(Vgl. weiterführend die Informationen im nachfolgenden 
Kasten.) Das Bundesministerium des Innern führt zusätz- 


lich mindestens einmal pro Jahr zusammen mit den Bun- 
desverbänden aller nationalen Minderheiten und der 
Sprecher der niederdeutschen Sprache sowie mit den 
Landes- und Bundesbehörden, die für Minderheifenfra- 
gen zuständig sind, für Fragen der Umsetzung des Rah- 
menübereinkommens und der Sprachencharta so ge- 
nannte Implementierungskonferenzen durch. 

Damit die Bundesverbände der nationalen Minderheiten in 
Deutschland Initiativen zur Wahrung ihrer Belange auch 
am Sitz von Regierung und Parlament selbst ergreifen kön- 
nen, finanziert die Bundesregierung für sie die personellen 
und sächlichen Ressourcen eines Minderheifensekretariafs 
in Berlin. Dadurch wurden u. a. Minderheifenveransfaltun- 
gen beim Deufschen Bundesfag ermöglich!, bei denen sich 
die Vertreter der nationalen Minderheiten mit den an diesen 
Fragen besonders interessierten Abgeordneten austauschen 
können. Unabhängig von den Maßnahmen zur Erfüllung 
der beiden o. g. Übereinkommen finanziert Deutschland 
zusammen mit dem Königreich Dänemark außerdem das 
European Center for Minority Issues (ECMl), um zu einer 
angemessenen Berücksichtigung von Minderheitenfragen 
in Europa beizutragen. Das ECMl arbeitet an wissenschaft- 
lichen Beiträgen für die Lösung von Minderheitenproble- 
men u. a. in Krisenregionen. 

Weiterhin werden von der Bundesregierung Veranstaltun- 
gen der Föderalistischen Union Europäischer Volks- 
gruppen (in Deutsch „FUEV“, in Englisch „FUEN“) 
gefördert, die die einzige europaweite Nichtregierungs- 
organisation für die Wahrnehmung der Interessen natio- 
naler Minderheiten darstellt. Gleiches gilt für die Jugend- 
organisation, die Jugend Europäischer Volksgruppen (in 
Deutsch „JEV“, in Englisch „JEN“). 


Der Beauftragte der Bundesregierung für nationale 
Minderheiten 

Den nationalen Minderheiten in Deutschland steht seit 
Jahren ein Minderheitenbeauftragter der Bundesregie- 
rung als Ansprechpartner zur Verfügung, weil das födera- 
tive System in Deutschland es zwar begünstigt, die unter- 
schiedlichen Belange der einzelnen Minderheiten 
situationsgerecht zu berücksichtigen, teilweise aber auch 
länderüb ergreifende Problemlösungen anzustreben sind 
und den betroffenen Gruppen der Zugang zu den zustän- 
digen Behörden erleichtert werden soll. Um 
Synergieeffekte zwischen Regierung und Parlament in 
diesem Bereich zu fördern, wurde zum derzeitigen Min- 
derheitenbeauftragten einer der beiden Parlamentarischen 
Staatssekretäre beim Bundesminister des Innern, 
Dr. Christoph Bergner, MdB, berufen. Er berät die Bun- 
desverbände der nationalen Minderheiten und Sprach- 
gruppen und steht auch zur Vermittlung bei der Zustän- 
digkeit von unterschiedlichen Gebietskörperschaften zur 
Verfügung, ln diesem Zusammenhang führt er den Vor- 
sitz in Beratenden Ausschüssen, die beim Bundesministe- 
rium des Innern für einzelne nationale Minderheiten und 
für die Regionalsprache Niederdeutsch mit Beteiligung 
der Länder eingerichtet wurden und in denen aktuelle, die 
jeweilige nationale Minderheit oder Sprachgruppe betref- 
fende Probleme behandelt werden können. 
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6.3.2 Unterstützung der Minderheitenrechte 
durch Deutschiand in der Europäischen 
Union, dem Europarat, der OSZE und den 
Vereinten Nationen 

Für die europäische Minderheitenpolitik der Bundes- 
regierung war auch in diesem Berichtszeitraum bestim- 
mend, dass zwar nicht jede Ungleichbehandlung wegen 
einer Minderheiteneigenschaft als unangemessen verur- 
teilt werden darf - unterschiedliche Rechte für Bürger 
und für Ausländer sind z. B. in allen Staaten eine histori- 
sche Selbstverständlichkeit und unverzichtbar dass die 
allgemeinen Menschenrechte aber ein unverrückbarer 
Maßstab bleiben müssen, dass Gleichheit vor dem Gesetz 
bestehen muss und dass jedes staatliche Handeln, frei von 
Willkür, die Verhältnismäßigkeit der Mittel zu wahren 
hat. 

ln der Europäischen Union hat Deutschland daran mitge- 
wirkt, dass für den Beitritt der ost- und südosteuropäi- 
schen Staaten die Erfüllung von bestimmten Standards 
der Gewährleistung von Menschenrechten, insbesondere 
auch für Angehörige von Minderheiten und anderen be- 
nachteiligten Gruppen, gefordert wurde. Der jeweilige 
Entwicklungsstand zu diesen Fragen wurde in jährlichen 
Fortschrittsberichten festgehalten. Zur Zeit des Beitritts 
waren die neuen Mitgliedstaaten danach auf einem guten 
Weg, doch die Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen. 
Heute besteht die Schwierigkeit darin, Unterstützung für 
das Anliegen zu finden, den Schutz von Minderheiten 
auch durch Aktivitäten der Europäischen Union zu for- 
dern und abzusichem. 

Im „Europäischen Jahr der Chancengleichheit 2007“ war 
aber die Lebenssituation autochthoner Minderheiten in 
Europa einer der Indikatoren. Eine Stelle, die sich auf 
EU-Ebene darum bemüht, die Wahrung der Menschen- 
rechte insbesondere auch für Minderheiten zu überwa- 
chen, ist die Europäische Grundrechteagentur (vgl. dazu 
B. 1 . 1 .3). Im Rahmen des Europarats hat sich Deutschland 
neben der Umsetzung des o. g. Rahmenübereinkommens 
zum Schutz nationaler Minderheiten und der Europäi- 
schen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen 
zusätzlich an folgenden Aktivitäten zur Lösung von 
grundrechtsrelevanten Minderheitenfragen beteiligt: 

Infolge mehljähriger deutscher Bemühungen wurde beim 
Europarat vor einigen Jahren die Expertengruppe DH-MIN 
neu begründet. Neben dem Monitoringverfahren zum 
Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz 
nationaler Minderheiten gibt dieser Ausschuss Regie- 
rungsvertretem der Mitgliedstaaten des Europarats die 
Möglichkeit, Ansichten und Erfahrungen zu diesem 
Übereinkommen auszutauschen und Querschnittsfragen 
zu Minderheiten zu behandeln. Gleichzeitig ist der Exper- 
tenausschuss DH-MIN ein Forum, vor dem Staaten, die 
das Rahmenübereinkommen nicht ratifiziert haben, ihre 
Position zu Minderheitenfragen darlegen können und vor 
dem rechtliche und andere Hindernisse der Ratifizierung 
dieses Übereinkommens erläutert werden können, ln den 
Ausschusssitzungen wurde z. B. behandelt, inwieweit 
Antidiskriminierungsregelungen die Verpflichtungen aus 


dem Rahmenübereinkommen abdecken können, in wie- 
weit statistische Erhebungen zur ethnischen Zugehörig- 
keit von Menschen in Staaten sinnvoll sein können, in de- 
nen das Bekenntnis der Zugehörigkeit zu einer ethnischen 
Gruppe freigestellt ist, welche Möglichkeiten für eine 
stärkere Berücksichtigung von Minderheiten in den Me- 
dien in Staaten bestehen, in denen die Unabhängigkeit 
und Staatsfeme der Medien gilt, sowie welche Möglich- 
keiten für eine angemessene parlamentarische Mitwir- 
kung von Minderheiten bestehen. Im Übrigen bezieht 
sich der Gmndrechtsschutz für Minderheiten beim Euro- 
parat immer stärker auf die Frage eines angemessenen 
Schutzes der Menschenrechte von Minderheitengrappen 
der Roma in Europa, weil immer wieder berichtet wird, 
dass diese Gruppen - vor allem in vielen Staaten Ost- und 
Südosteuropas - immer noch stark benachteiligt sind. 

So hat die seit Jahren unter dem Lenkungsausschuss Mi- 
gration (CDMG) tätige Expertengruppe MG-S-ROM 
Empfehlungen zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 
Beschäftigungslage der Roma in Europa, zur Verbesse- 
rung der Wohnungsbedingungen (Recommendation on 
Improving Housing Conditions for Roma/Gypsies and 
Traveller), zum Wandern und Lagern (on Movement and 
Encampment) von Travellern, zur Verbesserung des Zu- 
gangs zur Gesundheitsvorsorge (Health Care) für die o. g. 
Gruppen sowie schließlich zur Politik (on policies) für 
Roma und Traveller (mit Aussagen zu Institutionen und 
zur politischen Beteiligung der betroffenen Gruppen) vor- 
bereitet, die überwiegend bereits vom Ministerkomitee 
verabschiedet worden sind. Vertreter der betroffenen 
Gruppen wurden umfassend an der Entwicklung beteiligt, 
ein Vertreter der Bundesregierung als nichtständiges Mit- 
glied hat sich insbesondere um teilweise notwendige 
Kompromissformulierungen bemüht. Künftige Evaluie- 
rungen werden zeigen müssen, welche Wirkungen die 
von einem solchen gruppenspezifischen Gremium erar- 
beiteten Empfehlungen haben. 

Eine vom Europarat finanzierte Interessenvertretung der 
betroffenen Gruppen in Europa gibt es seit 2004 außer- 
dem in Gestalt des Europäischen Roma Forums, einer 
Nichtregierungsorganisation, die auf Dokumente ver- 
pflichtet ist, die von einer Arbeitsgruppe beim Europarat 
(GT-ROMS) unter Beteiligung von Angehörigen der be- 
troffenen Gruppen und von Vertretern europäischer Re- 
gierungen (u. a. aus Deutschland) erarbeitet wurden. Das 
sind Richtlinien für die Errichtung des Forums, der Text 
einer Satzung für das Forum und einer Partnerschaftsver- 
einbarang mit dem Europarat. Das Forum wird an allen 
Sitzungen, die unter Beteiligung des Europarats zu 
Roma-Fragen stattfinden, beteiligt. Seine erkennbare Au- 
ßenwirkung besteht insbesondere in der Herausgabe von 
aktuellen Interaetberichten über Fälle der Diskriminie- 
rung von Roma- Angehörigen in europäischen Staaten. 

Im Rahmen der OSZE wirkt die Bundesregierung an den 
vom Büro für Demokratische Institutionen und Men- 
schenrechte ausgerichteten jährlichen Implementierungs- 
treffen zur Menschlichen Dimension mit, auf denen der 
aktuelle Stand des Menschenrechtsschutzes in den Mit- 
gliedstaaten ausgelotet wird. Sie gibt dabei den nationa- 
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len Minderheiten in Deutsehland eine Plattform, ihre 
Sieht des Minderheitensehutzes darzustellen. Die Bun- 
desregierung hat außerdem die Arbeit des Hohen Kom- 
missars für nationale Minderheiten der OSZE unterstützt 
(siehe hierzu Kap. B 3.3.). 

An der periodisehen Evaluierung des unter Beteiligung 
Deutsehlands entwiekelten Aktionsplans zur Verbesse- 
rung der Lage der Roma und Sinti hat sich die Bundesre- 
gierung mit Informationen über Schutz und Förderung 
der deutschen Sinti und Roma durch das Rahmenüberein- 
kommen des Europarats zum Schutz nationaler Minder- 


heiten beteiligt. Bei einer Tagung, die das Deutsche 
Komitee für UNICEF, dem Kinderhilfswerk für die Ver- 
einten Nationen, zusammen mit der Kinderkommission 
des Deutschen Bundestages im März 2007 zum Thema 
„Die Situation der Roma-Kinder in Europa“ durchführte, 
hat der Bundesminister des Innern in einem zentralen Re- 
ferat zunächst über die nationale Minderheit der deut- 
schen Sinti und Roma berichtet und dabei neben Aktivitä- 
ten zum Schutz vor Diskriminierungen auch noch 
bestehende Schwierigkeiten in den Ländern beim Aus- 
gleich von Bildungsdefiziten in dieser Gruppe erörtert. 


Sinti und Roma 

ln der Europäischen Union mit 27 Mitgliedstaaten leben 493 Millionen Menschen. Unter ihnen sind schätzungsweise 
zehn Millionen Menschen, die sich selbst als Roma, Sinti, Gitanos, Manouches oder anders bezeichnen und durch 
eine gemeinsame Geschichte und Kultur verbunden sind. Roma bilden die größte ethnische Minderheit Europas. Sie 
leben in fast allen europäischen Staaten, die meisten von ihnen in den Ländern Mittel- und Südosteuropas, die der EU 
seit 2004 beigetreten sind, und in den Ländern des westlichen Balkans, mit denen Beitrittsverhandlungen zur Euro- 
päischen Union laufen oder Partnerschafts- und Assoziierungsabkommen bestehen. Roma und verwandte Gruppen 
sind Völker Europas und unseres Kulturraums; sie sind Teil der europäischen Gesellschaften und Staatswesen. Ihre 
Geschichte reicht viele hundert Jahre zurück. Die Geschichte der Roma in Europa war immer auch eine Geschichte 
von Verfolgung, Vertreibung und Unterdrückung. Sie waren über Jahrhunderte Diskriminierungen ausgesetzt, wurden 
von Berufszweigen ausgeschlossen oder aus Städten und Regionen vertrieben. Unter nationalsozialistischer Herr- 
schaft und Besatzung wurden deutsche und europäische Sinti und Roma sowie verwandte Gruppen systematisch und 
brutal verfolgt. Fast eine halbe Million Roma wurde ermordet. 

Deutschland setzt sich insbesondere im Rahmen der Europäischen Union, des Europarats und der OSZE für eine Ver- 
besserung der Lage der Sinti und Roma in Europa ein: ln der Europäischen Union sind die Antidiskriminierungsricht- 
linien und ihre nationalen Umsetzungen ein wichtiges Instrument zur Bekämpfung der Ungleichbehandlungen, die 
die Angehörigen von Minderheiten, dabei vor allem die Roma, treffen. Mit dem Ziel, für die Interessenvertretung der 
Gemeinschaften der Roma in Europa ein „Forum für Roma und Fahrende“ als Nichtregierungsorganisation mit be- 
sonderen Verbindungen zum Europarat zu schaffen, entwickelte eine weitere, aus Angehörigen der betroffenen Grup- 
pen und aus Vertretern europäischer Regierungen (u. a. aus Deutschland) bestehende Arbeitsgruppe beim Europarat 
(GT-ROMS) Richtlinien für die Errichtung des Forums, den Entwurf einer Satzung für das Forum und den Entwurf 
einer Partnerschafts Vereinbarung, auf deren Grundlage das Forum vom Europarat wirtschaftlich unterstützt werden 
soll. Die Partnerschaftsvereinbarung zwischen dem Europarat und dem Forum für Roma und Fahrende wurde am 
15. Dezember 2004 in Straßburg unterzeichnet. Deutschland ist nichtständiges Mitglied in der Expertengruppe für 
Roma und Sinti (MG-S-ROM) des Europarats und auf europäischer Ebene ein wichtiger Partner dieser Minderheit. 
An der „Decade of Roma Inclusion 2005-2015“, die von der Weltbank wesentlich mitbegründet wurde, beteiligt sich 
die Bundesregierung mit zwei Mio. Euro. Die Initiative will in Partnerschaft mit Angehörigen der Minderheit kon- 
krete und dauerhafte Verbesserungen im täglichen Leben der Roma erreichen. Ein zentraler Aspekt ist hierbei der Zu- 
gang zu Bildung. Der „Roma Education Fund“ ist daher für die Verbesserung der Situation der Roma in einigen Staa- 
ten ein wichtiges Instrument. 

Unter aktiver Beteiligung Deutschlands hat die OSZE darüber hinaus einen Aktionsplan zur Verbesserung der Lage 
der Sinti und Roma erarbeitet, der vom Ständigen Rat der OSZE im November 2003 verabschiedet wurde. Er enthält 
u. a. Empfehlungen zur Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung und zur umfassenden Verbesserung der Le- 
bensbedingungen von Sinti und Roma. 
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6.3.3 Indigene 

Die wichtigsten Entwicklungen auf VN-Ebene im Be- 
richtszeitraum waren die Annahme der VN-Erklärung 
über die Rechte der Indigenen Völker durch die 61. VN- 
Generalversammlung, die Erneuerung des Mandats des 
Sonderberichterstatters zur Lage der Menschenrechte und 
der Grundfreiheiten Indigener Völker sowie der Beschluss 
zur Einrichtung einer Expertengruppe als Nachfolger der 
Arbeitsgruppe zu Indigenen Völkern der Unterkommission 
der früheren VN-Menschenrechtskommission durch den 
neuen VN-Menschenrechtsrat. 

Nach einem über zehn Jahre dauernden Verhandlungsma- 
rathon, in dessen Mittelpunkt Fragen der Begriffsdefini- 
tion „Indigene“ sowie des Verhältnisses von Indigenen- 
rechten, staatlicher Souveränität und territorialer 
Integrität standen, wurde die Erklärung über die Rechte 
der Indigenen Völker am 13. September 2007 von der 
Generalversammlung der VN in einer nachverhandelten 
Fassung angenommen. Die Erklärung stellt fest, dass re- 
gional- und landestypische Unterschiede in der Situation 
der Indigenen zu berücksichtigen seien und die Wahrung 
der Rechte der Indigenen Völker nicht die territoriale In- 
tegrität und politische Einheit der Staaten gefährden dürf- 
fen. Die der Erklärung zugrunde liegende Resolution 
wurde mit überwältigender Mehrheit angenommen. Bei 
143 Ja-Stimmen gab es lediglich vier Nein-Stimmen und 
elf Enthaltungen. Deutschland hat die Resolution zusam- 
men mit den übrigen EU-Staaten eingebracht und für die 
Annahme votiert. 

Mit dem Beschluss des Menschenrechtsrates vom 14. De- 
zember 2007 über die Einrichtung einer Expertengruppe 
werden Indigenenvertreter auch zukünftig den Menschen- 
rechtsrat mit ihrer Expertise beratend unterstützen. Ziel 
ist hierbei eine Koordinierung mit den Arbeiten des Son- 
derberichterstatters und dem Permanenten Forum für in- 
digene Angelegenheiten der Vereinten Nationen. Der 
Sonderberichterstatter, dessen Mandat am 28. September 
2007 durch den Menschenrechtsrat für weitere drei Jahre 
erneuert wurde, ist gemäß seinem Mandat dazu aufgeru- 
fen, die Umsetzung der VN-Erklärung über die Rechte 
der Indigenen Völker zu fordern, dabei akfiv mif allen 
Akteuren zusammenzuarbeiten und dem Menschen- 
rechtsrat regelmäßig über seine Beobachtungen und Emp- 
fehlungen Bericht zu erstatten. 2008 wird der derzeitige 
Amtsinhaber Rudolfo Stavenhagen durch James Anaya 
von der University of Arizona abgelöst. 

Über die Mitwirkung in den Gremien der Vereinten Na- 
tionen hinaus nutzt die Bundesregierung ihre bilateralen 
Kontakte zu Ländern mit indigener Bevölkerung, um sich 
für die Belange der Indigenen Völker einzusefzen. Sie 
frägt zudem durch Finanzierung von Programmen und 
Projekfen im Rahmen der Enfwicklungszusammenarbeif 
zur Verbesserung ihrer Lebenssituation bei. Fördermittel 
aus der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit werden 
auch während der 2. VN-Dekade der Indigenen Völker 
wieder schwerpunktmäßig in der Region Lateinamerika 
eingesetzt, wobei nach wie vor - in Ergänzung der bilate- 
ralen Kooperationsvorhaben mit Indigenen-Organisatio- 
nen und -Bevölkerungsgruppen in den Partnerländern - 
verstärkt regionale Indigenen-Organisationen unterstützt 
werden. Dadurch soll insbesondere die grenzüberschrei- 


tende Zusammenarbeit und Koordination der Indigenen- 
Organisationen gefördert werden. 

Lateinamerika ist mit einem hohen Anteil Indigener an 
der Gesamtbevölkerung (rund 10 Prozent) auch ein wich- 
tiger regionaler Schwerpunkt bei der Finanzierung von 
Maßnahmen zur Förderung der Menschenrechte. Für 
2008 sind im Haushalt des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
rund 5,4 Mio. Euro für Indigenen-Projekfe vorgesehen. 
Die Inferessen Indigener Völker berücksichtigf die Bun- 
desregierung darüber hinaus seif dem Inkrafttreten der 
OECD-Umweltleitlinien für öffentlich unterstützte Ex- 
portkredite am 1 . Januar 2004 im Rahmen ihrer Entschei- 
dungen über größere Exportvorhaben durch Prüfung der 
von der Weltbank-Gruppe aufgestellten Safeguard Poli- 
cies für Indigene Völker. Zur Frage der Ratifikation der 
ILO-Konvention Nr. 169 über eingeborene und in Stäm- 
men lebende Völker gab es im Berichtszeitraum im Ver- 
hältnis zur Haltung der Bundesregierung aus dem Jahre 
1 992 keine neuen Entwicklungen. 

7 Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus 

Die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus sowie aller damit zusammenhängen- 
den Formen von Diskriminierung ist eine der grundlegen- 
den Aufgaben von Staat und Gesellschaft. Die Bundes- 
republik ist ein Land, in das Zuwanderung stattgefunden 
hat und weiterhin stattfinden wird. Die damit einherge- 
hende Bereicherung in kultureller, gesellschaftlicher und 
auch wirtschaftlicher Hinsicht kann aber nicht verdecken, 
dass das Aufeinandertreffen von in Herkunft, religiöser 
Ausrichtung und Werteverständnis unterschiedlichen 
Menschen auch zu Konflikten führen kann und nicht im- 
mer einvemehmlich verläuft. Maßnahmen gegen die Phä- 
nomene Rassismus, Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus können aber nur im Zusammenwirken al- 
ler Akteure in allen gesellschaftlichen Bereichen Wir- 
kung entfalten. Dies muss aufgrund einer Strategie erfol- 
gen, die breite Zielgruppen einbezieht und eine Palette 
geeigneter Maßnahmen anbietet. Das 1998 eingerichtete 
Forum gegen Rassismus, welches aus dem „Nationalen 
Aktionskomitee“ zur Durchführung des „Europäischen 
Jahres gegen Rassismus“ hervorgegangen isf, biefef in 
diesem Kontexf Nichtregierungsorganisationen und staat- 
lichen Stellen eine Plattform für den Dialog zu allen Fra- 
gen der Bekämpfung des Rassismus und der Fremden- 
feindlichkeit. Es stellt einen wichtigen Ort gegenseitigen 
Austausches dar. Im Forum arbeiten derzeit rund 85 Ver- 
treter von bundesweit oder überregional tätigen Nicht- 
regierungsorganisationen. 

7.1 Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Rassismus, Intoleranz, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus 
in Deutschland 

7.1.1 Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus 

Die Bundesregierung hat als Reaktion auf die Beschlüsse 
von Durban 2001 der VN im Jahre 2002 ihren ersten „Be- 
richt über die aktuellen und geplanten Maßnahmen und 
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Aktivitäten gegen Reehtsextremismus, Fremdenfeind- 
liehkeit, Antisemitismus und Gewalt“ übersandt. Auf die- 
ser Basis hat die Bundesregierung einen nationalen Ak- 
tionsplan erarbeitet, der aller Voraussieht naeh im Laufe 
des Jahres 2008 fertig gestellt und ebenfalls der VN über- 
sandt werden kann. Wiehtig im Verlauf der intensiven 
Diskussionen zum Inhalt war die Einbindung der Zivilge- 
sellsehaft in die Erstellung dieses Aktionsplans. Der na- 
tionale Aktionsplan versteht sieh als ganzheitlieher Bei- 
trag zur Prävention und zum Sehutz vor Gewalt und 
Diskriminierung, in dem er naehdrüeklieh verdeutlieht, 
dass weder Gesellsehaft, Politik noch Justiz willens sind, 
Phänomene dieser Art widerspruchslos hinzunehmen, zu 
dulden oder gar zu akzeptieren. Der Aktionsplan enthält 
die Aufforderung, mit Blick auf die demografischen Pro- 
gnosen und die zunehmend multiethnisch strukturierten 
Ballungsräume eine konsequente Politik der Einbindung 
und Teilhabe auf allen gesellschaftlichen, politischen und 
ökonomischen Ebenen zu gewährleisten. Insoweit fließen 
in ihn die Vielzahl der in der Bundesregierung ergriffenen 
Maßnahmen und Initiativen in diesem Themenfeld ein. 
Mit dem Aktionsplan wird auch das Ziel verfolgt, die 
Politik der Anerkennung von Unterschiedlichkeiten zu 
befördern. Mit der Erstellung des Nationalen Aktions- 
plans ist die Arbeit aber nicht abgeschlossen. Vielmehr 
werden sich die weiteren Aktivitäten an den getroffenen 
Zielsetzungen orientieren und messen lassen müssen. 
Überdies ist ein solcher Aktionsplan nicht statisch, son- 
dern bedarf zwingend der regelmäßigen Evaluierung und 
Nachsteuerung. 

7.1.2 Staatliche Maßnahmen gegen 
rechtsextremistische Gewalt 

Rassistisch, fremdenfeindlich oder antisemitisch moti- 
vierte Straftaten sowie weitere Hassdelikte werden von 
Politik, Strafverfolgungs- und anderen Sicherheitsbehör- 
den der Bundesrepublik Deutschland sehr ernst genom- 
men, konsequent verfolgt und geahndet. Als politisch mo- 
tiviert gilt eine Straftat insbesondere dann, wenn die 
Umstände der Tat oder die Einstellung des Täters darauf 
schließen lassen, dass sie sich aufgrund der politischen 
Einstellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, 
Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft, sexuel- 
len Orientierung, Behinderung oder des äußeren Erschei- 
nungsbilds oder gesellschaftlichen Status einer Person 
gegen diese richtet. Solcher Art rassistisch, fremdenfeind- 
lich oder antisemitisch motivierte Straftaten und andere 
Hassdelikte werden in dem polizeilichen Meldesystem 
„Politisch motivierte Kriminalität“ erfasst. Das System 
lässt sehr differenzierte Auswertungen zu. Die auf der 
Grundlage dieses Definitionssystems gewonnenen statis- 
tischen Jahreswerte werden jeweils im Frühjahr des da- 
rauf folgenden Jahres der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Bereits im Vorfeld beobachten insbesondere die Verfas- 
sungsschutzbehörden des Bundes und der Bundesländer 
neben rechtsextremistischen bzw. neonazistischen Par- 
teien und Organisationen auch gewaltaffine Gruppierun- 
gen und tragen damit entscheidend zur Prävention von 
Straf- und Gewalttaten bei. In den jährlichen Verfas- 
sungsschutzberichten wird die Öffentlichkeit ausführlich 
über Bestrebungen derartiger Zusammenschlüsse unter- 


richtet, die sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung wenden. 

Zur Bekämpfung des ständigen Problems von über das 
Internet verbreiteter Hasskriminalität verfolgen das Bun- 
deskriminalamt und das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz derartige Aktivitäten anlassunabhängig und brin- 
gen entsprechende aufgedeckte Straftaten zur Anzeige; 
dieses Monitoring des Internets erfolgt auch durch eine 
Reihe zum Teil international vernetzter Nichtregierungs- 
organisationen (z. B. International Network Against 
Cyberhate, INACH). Zurzeit sind den Verfassungsschutz- 
behörden ca. 1 000 über in Deutschland installierte Server 
eingestellte rechtsextremistische Websites bekannt (die 
Fluktuationsrate ist hier sehr hoch). Der Standort der ver- 
wandten Server ist für die Art und Weise sowie die Mög- 
lichkeit der Strafverfolgung von entscheidender Bedeu- 
tung. Zwar gilt, dass online verboten ist, was offline 
verboten ist, Voraussetzung ist jedoch die Strafbarkeit 
nach jeweils nationalem Recht. Deshalb setzt die Bundes- 
regierung zur Bekämpfung von Hasskriminalität im Inter- 
net auch auf die freiwillige Selbstkontrolle der Provider. 
Das Bundeskriminalamt z. B. sensibilisiert Intemetprovi- 
der und Onlinedienste durch entsprechende Veranstaltun- 
gen. 

Bereits 1997 wurde das Intemetportal jugendschutz.net 
als gemeinsame Einrichtung von den Jugendministem al- 
ler Bundesländer gegründet. Die länderübergreifende 
Stelle ist an die Kommission für Jugendmedienschutz 
(KJM) angebunden und hat den Auftrag, jugendgefähr- 
dende und entwicklungsbeeinträchtigende Angebote im 
Internet zu überprüfen und auf deren Veränderang oder 
Herausnahme zu drängen. Ziel ist ein vergleichbarer Ju- 
gendschutz wie in den traditionellen Medien. Das Portal 
jugendschutz.net geht seit Jahren erfolgreich gegen straf- 
bare rechtsextreme Inhalte im Internet vor und führt im 
Rahmen seiner vom Bundesministerium für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend geförderten Projektarbeit zahl- 
reiche medienpädagogische Workshops mit Jugendlichen 
und Pädagogen durch. Deren Ziel es ist, über Rechts- 
extremismus zu informieren, Intemetnutzer für die Aus- 
einandersetzung mit Hasspropaganda zu stärken und sie 
dazu zu ermuntern, sich im Netz aktiv für Demokratie 
und Toleranz einzusetzen. Die CD-ROM „Rechtsextre- 
mismus im Internet“, die von jugendschutz.net im Auf- 
trag der Bundeszentrale für politische Bildung als Hand- 
reichung für Pädagogen erstellt und im vergangenen Jahr 
komplett überarbeitet wurde, enthält aus den Erfahrungen 
der Workshops gewonnene Informationsmaterialien, Er- 
fahrungsberichte und erprobte didaktische Konzepte für 
die pädagogische Praxis. 

Da viele problematische Websites im Ausland eingestellt 
werden, unterhält die Bundesregierung auch dorthin re- 
gelmäßige Kontakte mit dem Ziel, diese Websites zu 
verbieten. Das gilt im Übrigen auch für die Intemetwirt- 
schaft, soweit dort nicht ohnehin schon Selbstregulie- 
rungsmechanismen greifen. Deutschland unterstützt zu- 
dem die internationalen Initiativen zur Bekämpfung der 
Hasskriminalität im Internet. So hat sich Deutschland ak- 
tiv an den Beratungen des ersten Zusatzprotokolls zum 
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Übereinkommen über Computerkriminalität des Europa- 
rats (Cybercrime Convention) mit dem Ziel der Bekämp- 
fung rassistischer und fremdenfeindlicher Inhalte im In- 
ternet beteiligt. Die Beratungen des Expertenausschusses 
des Europarats konnten am 25. April 2002 erfolgreich ab- 
geschlossen werden. Deutschland hat das Zusatzprotokoll 
am 28. Januar 2003 gezeichnet. Die Bundesregierung be- 
reitet die Ratifikationen des Zusatzprotokolls und des 
Cybercrime-Übereinkommens vor. Mit den internationa- 
len Organisationen, die sich dieser Problematik anneh- 
men, insbesondere mit BDIMR, FRA (ehemals EUMC), 
ECRl und UNCERD, arbeitet Deutschland eng und ver- 
trauensvoll zusammen. 


„Politisch motivierte Kriminalität - rechts“ 
in den Jahren 2005/2006 

ln den Jahren 2005 und 2006 wurden in Deutschland ins- 
gesamt 15 914 bzw. 18 142 politisch rechts motivierte 
Straftaten gemeldet. Bei dem überwiegenden Teil (im 
Jahr 2005 zu 68 Prozent, im Jahr 2006 zu 70 Prozent) die- 
ser Straftaten handelt es sich um sog. Propagandadelikte 
wie das Verbreiten von Propagandamaterial oder das Ver- 
wenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organi- 
sationen. ln den Jahren 2005 und 2006 wurden im Phä- 
nomenbereich „Politisch motivierte Kriminalität - 
rechts“ 2 439 bzw. 3 294 fremdenfeindlich motivierte 
und 1 682 bzw. 1 662 antisemitisch motivierte Straftaten 
(einschließlich entsprechender Propagandadelikte) er- 
fasst. Seit Einführung der geänderten Erfassungskrite- 
rien im Jahr 2001 haben die Zahlen im Bereich der poli- 
tisch rechts motivierten Kriminalität im Jahr 2006 ihren 
bisherigen Höchststand erreicht. 


7.1.3 Präventionsmaßnahmen 
Prävention dnrch Erinnernng 

Der Erinnerung an den Holocaust dienen zahlreiche Ver- 
anstaltungen, z. B. der Holocaust-Gedenktag: Der 27. Ja- 
nuar, der Jahrestag der Befreiung des KZ Auschwitz, 
wird in Deutschland als „Tag des Gedenkens an die Opfer 
des Nationalsozialismus“ begangen, ln Berlin-Mitte 
wurde am 10. Mai 2005 das „Denkmal für die ermordeten 
Juden Europas“ mit dem Ort der Information eingeweiht. 
Der Bund beteiligt sich ferner an einer Reihe von 
Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des nati- 
onalsozialistischen Terrorregimes. Unter dem Titel „Ver- 
antwortung wahmehmen, Aufarbeitung verstärken, Ge- 
denken vertiefen“ wird derzeit zudem die Fortschreibung 
der Gedenkstättenkonzeption des Bundes erarbeitet, ln 
den Gedenkstätten an den authentischen Orten soll so- 
wohl ein würdiges Gedenken an die Opfer ermöglicht als 
auch Wissen über die historischen Zusammenhänge ver- 
mittelt werden. Der Holocaust ist darüber hinaus fester 
Bestandteil des Geschichtsunterrichts an deutschen Schu- 
len. Deutschland arbeitet mit in der „Task Force on Inter- 
national Cooperation on Holocaust Education, Remem- 
brance and Research“. Diese Organisation hat am 
11. März 2008 ihr Ständiges Büro in Berlin eröffnet. Ziel 
ist es, ein transnationales gemeinsames Verständnis der 
Bedeutung des Holocaust in den Gesellschaften der der- 


zeit 25 Mitgliedstaaten zu erreichen und die Sensibilität 
für die Gefahren von Genoziden zu sfärken. 

Prävention nnd zivilgesellschaftliches Engagement 

ln der Jugendpolitik hat die Bundesregierung seit 2001 
mit dem Aktionsprogramm „Jugend für Toleranz und De- 
mokrafie - gegen Rechtsexfremismus, Fremdenfeindlich- 
keit und Antisemitismus“ einen Schwerpunkt bei der 
Prävention und Bekämpfung rechfsexfremisfischer, frem- 
denfeindlicher und antisemitischer Erscheinungen 
gesetzt. Unter dem Dach des im Mai 2000 von der Bun- 
desregierung ins Leben gerufenen „Bündnisses für De- 
mokrafie und Toleranz - gegen Exfremismus und Ge- 
walf“ wurden mif dem Akfionsprogramm von 2001 bis 
2006 insgesamt 4 470 präventiv-pädagogische, modell- 
hafte Maßnahmen und Projekte vor allem im Bereich der 
jugendgerechten Aufklärungs-, Bildungs- und Netzwerk- 
arbeit gefördert. Im Programmzeitraum bis 2006 hat der 
Bund insgesamt 192,4 Mio. Euro an Fördergeldem zur 
Verfügung gesfellf. Das Aktionsprogramm „Jugend für 
Toleranz und Demokratie - gegen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ bestand aus 
den Teilprogrammen ENTIMON, CIVITAS und XENOS, 
die mit ihren unterschiedlichen Ansätzen verschiedene 
Schwerpunktsetzungen abdeckten. 

ENTIMON - gemeinsam gegen Gewalt und Rechtsextre- 
mismus förderte bundesweit Maßnahmen zur Stärkung 
von Demokratie und Toleranz sowie zur Prävention und 
Verhinderung von Rechtsextremismus und Gewalt. Das 
Programm setzte das im Jahr 200 1 begonnene Programm 
„Maßnahmen gegen Gewalt und Rechtsextremismus“ 
fort. Durch ENTIMON wurden modellhafte Projekte ge- 
fördert, die jugendgerechte Beteiligungsprozesse in den 
Vordergrund stellten und Netzwerkcharakter hatten bzw. 
diesen im Laufe des Projektes entwickelten. Im Mittel- 
punkt der Projektförderung sfanden dabei Leifziele wie 
Einübung in Toleranz, Bekämpfung von Gewalf, Infegra- 
tion von Menschen mit Migrationshintergrund, Über- 
nahme von Verantwortung im Gemeinwesen, Entwick- 
lung und Stärkung von demokratischem Handeln und 
Zivilcourage sowie Vermittlung eines verlässlichen politi- 
schen Grundwissens. 2 540 Projekte, Initiativen und 
Maßnahmen wurden im Programmzeitraum durch die 
Bundesregierung finanziell unterstützt. Bis zum Jahr 
2006 wurden insgesamt 65,3 Mio. Euro an Fördermitteln 
durch den Bund bereitge stellt. Das Programm endete am 
3 1 . Dezember 2006. 

CIVITAS - initiativ gegen Rechtsextremismus in den 
neuen Bundesländern unterstützte Projekte und Initiati- 
ven vor Ort. Ziel des Programms war es, eine demokrati- 
sche, gemeinwesenorientierte Kultur einer Ideologie der 
Ungleichwertigkeit entgegenzusetzen, die sich in Rechts- 
extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus 
ausdrückt. Dabei standen Maßnahmen und Projekte im 
Mittelpunkt, die Anerkennung, Schutz und Respekt ge- 
genüber ethnischen, kulturellen und sozialen Minderhei- 
ten zum Ziel hatten. Sowohl die Professionalisierung von 
Beratungsstrukturen als auch die Entwicklung und Aner- 
kennung örtlicher zivilgesellschaftlicher Initiativen waren 
wichtige Elemente zur Stärkung der demokratischen Kul- 
tur. Im Mittelpunkt stand insbesondere die Förderung von 
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Strukturprojekten in den Bereichen mobile Bera- 
tungsteams, Opferberatungsstellen und Netzwerkstellen. 
1 727 Maßnahmen konnten insgesamt seit Programmbe- 
ginn gefördert werden. Im Programmzeitraum von 2001 
bis 2007 wurden insgesamt 54,1 Mio. Euro Fördermittel 
seitens des Bundes zur Verfügung gestellt. Das Programm 
endete am 30. Juni 2007. 

XENOS - Leben und Arbeiten in Vielfalt zielt darauf ab, 
mit praxisnahen Maß- nahmen Fremdenfeindlichkeit, 
Rassismus und Diskriminierung im Schnittfeld von 
Schule, Beruf und Arbeitswelt bundesweit entgegenzu- 
wirken. Arbeitsmarktbezogene Maßnahmen werden mit 
Aktivitäten gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
strukturell verknüpft. Bis Ende 2007 wurden rund 
75 Mio. Euro aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
zur Verfügung gesfellt, ergänzt durch zusätzliche Kofi- 
nanzierungsmittel in Höhe von rund 85 Mio. Euro. Insge- 
samt 250 Projekte konnten im Zeitraum 2001 bis 2007 im 
Rahmen des Programms gefördert werden. 

ln Anknüpfung an die Umsetzungserfahrungen in den 
Programmen ENTIMON, CIVITAS und XENOS hat die 
Bundesregierung in Nachfolge des Ende 2006 ausgelau- 
fenen Aktionsprogramms „Jugend für Toleranz und 
Demokratie - gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeind- 
lichkeit und Antisemitismus“ im Jahr 2007 die nachfol- 
genden neuen Programme und eine bundesweite Initiative 
aufgelegt, die im Kampf gegen den Rechtsextremismus 
alle gesellschaftlichen Kräfte partnerschaftlich einbinden 
und vor allem Jugendliche als Zielgruppe ansprechen. 

Vielfalt tut gut. Jugend für Vielfalf, Toleranz und Demo- 
kratie ist ein präventiv angelegtes Programm, dient der 
Bewusstseinsbildung und ist auf langfristige Wirkungsef- 
fekte gerichtet. Für das Programm stehen jährlich 19 Mio. 
Euro zur Verfügung. Das Programm sfarfefe am 1 . Januar 
2007. Angesprochen werden sollen insbesondere junge 
Menschen (dabei auch Kinder im Kita- und Grundschul- 
alter), rechtsextremistisch gefährdete Jugendliche, Mi- 
granten sowie Eltern, Erzieher, Lehrer und die lokalen 
Meinungsträger, ln diesem Programm entwickeln Kom- 
munen in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren lokale Aktionspläne. Jeder dieser Pläne sieht 
konkrete Maßnahmen und Entwicklungsschritte vor - mit 
dem Schwerpunkt der sozialen Integration der Jugendli- 
chen in demokratische Strukturen. Von den 90 geförder- 
ten lokalen Aktionsplänen befinden sich 60 in den neuen 
Bundesländern. Darüber hinaus unterstützt das Programm 
über 80 überregionale Modellprojekte, die sich mit den 
folgenden Themen beschäftigen: Auseinandersetzung mit 
historischem und aktuellem Antisemitismus, Arbeit mit 
rechtsextremistisch gefährdeten Jugendlichen, Präven- 
tions- und Bildungsangebote für die Einwanderungsge- 
sellschaff sowie früh ansefzende Prävention. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung am 26. Novem- 
ber 2007 die bundesweite Initiative „Orte der Vielfalt“ 
gestartet. Mit dieser Initiative will die Bundesregierung 
den Einsatz aller demokratischen Kräfte in Kommunen 
und Zusammenschlüssen von Kommunen für mehr Viel- 
falt und Toleranz in Deutschland unterstützen, ln diesem 
Vorhaben wird die Bundesregierung durch die Länder, die 
kommunalen Spitzenverbände sowie Organisationen aus 


der Zivilgesellschaft, Gewerkschaft und Wirtschaft unter- 
stützt. Sie alle setzen sich bereits für demokratische und 
tolerante „Orte der Vielfalt“ in Deutschland ein und wol- 
len mit ihrer Unterstützung der bundesweiten Initiative 
„Orte der Vielfalt“ ein gemeinsames Zeichen setzen. Die 
Initiative läuft zunächst bis 2010. Alle Kommunen in 
ganz Deutschland sind aufgerufen, sich an der Initiative 
zu beteiligen. Hierfür können sie in einem ersfen Schritt 
eine Erklärung für Vielfalt, Toleranz und Demokratie un- 
terzeichnen. Damit erklären sich die teilnehmenden Kom- 
munen bereit, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten und 
Zuständigkeiten verstärkt für Vielfalt, Toleranz und De- 
mokratie vor Ort einzusetzen und konkrete Maßnahmen 
durchzuführen, ln einem zweifen Schritt können sich 
Kommunen oder Zusammenschlüsse von Kommunen für 
die Auszeichnung als Ort der Vielfalt bewerben. Es wer- 
den dazu regelmäßig Auswahlrunden durchgeführt. 

kompetent für Demokratie - Beratungsnetzwerke gegen 
Rechtsextremismus läuft seit dem 1. Juli 2007. Dieses 
Programm ist mit einem Haushaltstitel in Höhe von fünf 
Mio. Euro pro Jahr ausgesfattet. Der Schwerpunkf dieses 
Programms liegf auf der anlassbezogenen Infervenfion 
gegen Rechfsexfremismus. Hier richfen die Bundesländer 
landesweite Beratungsnetzwerke ein, aus denen in akut 
bedrohlichen Situationen mit rechtsextremem, fremden- 
feindlichem oder antisemitischem Hintergrund mobile In- 
terventionsteams gebildet werden. Diese Teams leisten 
schnelle und professionelle Beratungshilfe, damit die be- 
troffenen Kommunen, aber auch die Menschen vor Ort 
eine solche Krisensituation bewältigen können. Alle Bun- 
desländer wirken in diesem Programm mit. 

Im Januar 2007 startete das Sonderprogramm „Beschäfti- 
gung, Bildung und Teilhabe vor Ort“. Für das Sonderpro- 
gramm, das die beiden Programme „XENOS - Leben und 
Arbeiten und Vielfalt“ und „Soziale Stadt“ verknüpft, 
steht ein Finanzvolumen von 37 Mio. Euro zur Verfü- 
gung. Bis Sepfember 2008 werden 170 Projekfe geför- 
dert. Zielgruppe sind Jugendliche und insbesondere auch 
junge Migranten, die einen besseren Zugang zu Ausbil- 
dung und Arbeitsmarkt erhalten sollen. Der Schwerpunkt 
des Sonderprogramms ist die Unterstützung des 
Engagements für mehr Toleranz und Infegrafion sowie 
die Förderung zivilgesellschaftlicher Sfrukturen und bür- 
gerschaftlichen Engagements. Unter dem Blickpunkt der 
Schaffung neuer Ausbildungsplätze ist ein weiterer 
Schwerpunkt die Stärkung der lokalen Ökonomie. Auch 
die Förderung des Gemeinwesens in Städten und Ge- 
meinden in ländlichen Gebieten sind wichtige Förderbe- 
reiche. 

ln 2008 geht das Nachfolgeprogramm „XENOS - Inte- 
gration und Vielfalt“ mit einer Verdoppelung der Mittel 
an den Start. Bis 2013 sind insgesamt 300 Mio. Euro für 
toleranzfördemde Maßnahmen eingeplant (davon werden 
150 Mio. Euro aus dem Europäischen Sozialfonds bereit- 
gestellt sowie 150 Mio. Euro aus nationaler Kofinanzie- 
rung). Der besondere Schwerpunkt des Programms soll, 
anknüpfend an die Erfolge des Vorgängerprogramms, in 
der Vermittlung von beruflichen Schlüsselqualifikationen 
und interkulturellen Handlungskompetenzen an der 
Schnittstelle von (Berufs-) Schule, Ausbildung und Be- 
trieb sowie in der Durchführung von fransnationalen Aus- 
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tauschmaßnahmen liegen. Diese Qualifikationen sollen 
benachteiligte Jugendlichen und junge Erwachsenen beim 
Einstieg in den Arbeitsmarkt und bei der Integration in 
die Gesellschaft unterstützen. Die Schwerpunkte des Pro- 
gramms umfassen die Qualifizierung und Weiterbildung 
in (Berufs-)Schule, Ausbildung und Beruf, betriebliche 
Maßnahmen und Bildungsarbeit in Unternehmen, grenz- 
übergreifende und transnationale Austauschmaßnahmen, 
Aufklärung und Sensibilisierung gegen Rechtsextremis- 
mus und Förderung von Zivilcourage und zivilgesell- 
schaftlichen Strukturen in Kommunen und im ländlichen 
Raum sowie arbeitsmarktliche Integration von Migran- 
ten, Strafgefangenen und anderen von Ausgrenzung be- 
drohten Personengruppen. 

Die vorgenannten Bundesprogramme der Bundesregie- 
rung bedingen vielfach „Lokale Aktionspläne“ (derzeit 
rund 90), die insbesondere Aktivitäten auch der Zivilge- 
sellschaft verlangen. Hier unterstützt die Bundeszentrale 
für politische Bildung (BpB) durch komplementäre Akti- 
vitäten: 

- Auf Anfrage und bei Bedarf unterstützt die Bundes- 
zentrale die Lokalen Aktionspläne sowie das BMFSFJ 
selbst durch Beratung im Beirat, durch Mithilfe bei 
der Auswahl von geeigneten Evaluatoren, bei der Er- 
mittlung konkreten Forschungsbedarfs und bei der 
Konzipierung von Tagungen. 

- Die Bundeszentrale organisiert und fordert ein Bera- 
tungsnetzwerk (bop.net), das Lokale Aktionspläne in 
Fragen der Projektgestaltung berät, das Lokale Netz- 
werke bei den Planungen unterstützt und das vor allem 
Erfahrungen aus den Lokalen Aktionsplänen auch al- 
len anderen Interessierten zugänglich macht. 

- Das Portal bop.net wird im Verein „Gegen Vergessen - 
Für Demokratie“ aufgebaut und von BMFSFJ wie 
auch von der Bundeszentrale gefordert. 

- ln Anklam fordert die BpB aufgrund eigener Planun- 
gen und Überlegungen den Aufbau eines eigenen 
Lokalen Aktionsplanes, in dem kommunale Körper- 
schaften und Zivilgesellschaft - insbesondere Organi- 
sationen der Bildungsarbeit - gleichrangig Zusammen- 
arbeiten sollen. Für die Niederlausitz wird zurzeit 
ermittelt, ob dort ein weiteres Projekt dieser Art 
durchführbar ist. 


Komplementarität wird hier als erweitertes Versuchslabor 
verstanden: Den BMFSFJ-Projekten mit ausgewiesenen 
und durch Richtlinien festgelegten Strukturen werden 
zwei weitere Projekte mit leicht veränderten Strukturen 
beigefügt, so dass eine erweiterte Auswertung guter Pra- 
xis erfolgen kann. Die Bundeszentrale fordert darüber hi- 
naus zivilgesellschaftliche Initiativen wie „Schule ohne 
Rassismus“ (inzwischen fast 350 angeschlossene Schu- 
len) undjugendschutz.net. Das erfolgreiche, seit 2001 be- 
stehende Gefängnisprojekt mit Jugendlichen aus dem 
rechtsextremen Milieu in Brandenburg wurde inzwischen 
auf acht Bundesländer ausgeweitet, seit 2007 werden 
auch entsprechende Maßnahmen mit straffällig geworde- 
nen jungen Muslimen durchgeführt. 

Das im Jahr 2000 gemeinsam durch BMI und BMJ er- 
richtete „Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen 
Extremismus und Gewalt“ hat das Ziel, zivilgesellschaft- 
liche Kräfte, die sich gegen Rassismus, Fremdenfeind- 
lichkeit, Antisemitismus und Gewalt wenden, zu bündeln, 
Aktivitäten zu unterstützen und über das Netzwerk trans- 
parent zu machen. Darüber hinaus gibt es Impulse für 
neue und weifere Akfivifäfen. Diesen Inifiativen isf eine 
sfarke präventive Komponente immanent. Diese Aufga- 
benstellung hat das Bündnis in eine Vielzahl unterschied- 
licher Aktivitäten umgesetzt. Diese beinhalten zum Bei- 
spiel sich jährlich wiederholende Veranstaltungen wie 
etwa den bundesweiten Jugendkongress zum 23. Mai aus 
Anlass der Verkündung des Grundgesetzes, in dem sich 
regelmäßig etwa 400 Jugendliche in Workshops und Fo- 
ren zu Grundwerten der Verfassung, praktischen Umset- 
zungsformen von Demokratie und Toleranz informieren 
und miteinander austauschen. Zu nennen ist auch der 
jährliche Victor-Klemperer- Jugendwettbewerb, in dem 
Jugendliche aufgerufen sind, ihr Bild von einer toleranten 
Gesellschaft in vielfältiger Weise zu präsentieren. Seit 
Einführung dieses Preises haben sich rund 90 000 Ju- 
gendliche an dem Wettbewerb beteiligt. Schließlich ist 
der bundesweite Wettbewerb „Aktiv für Demokratie und 
Toleranz“ zu nennen, in dem es insbesondere um die Her- 
vorhebung der Vielfältigkeit und Breite von Aktivitäten 
Einzelner oder Gruppen für Demokratie und Toleranz 
geht. Daneben unterstützt das Bündnis Initiativen vor Ort 
in Themenbereichen wie Rassismus im Sport, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus oder Integration, etwa 
durch finanzielle Zuwendungen oder logistische Hilfe- 
stellung über das vorhandene Netzwerk. 


„Say no to racism“ - die Fußballweltmeisterschaft als wirksames Mittel im Kampf gegen Rassismus 

Die Bundesregierung hat maßgeblich die FIFA dabei unterstützt, auch im Rahmen der WM 2006 in Deutschland ein 
deutliches und weltweites Zeichen gegen Rassismus zu setzen. So veranstaltete die FIFA ihren jährlichen (fünften) 
Antirassismustag während der WM in Deutschland unter dem Motto „Say No to Racism“. Unter den prominenten 
Besuchern war auch der VN-Berichterstatter für Rassismus, Doudou Diene. 

Öffentlichkeifswirksame Antirassismusakfionen fanden insbesondere vor dem Anpfiff der Vierfelfinalspiele am 
30. Juni und 1. Juli 2006 in Zusammenarbeit mit dem FARE -Netzwerk („Football against racism in Europe“) statt. 
Einzelne Bausteine der Kampagne waren u. a.: 

Alle Viertelfinalspiele wurden dem Kampf gegen Rassismus gewidmet, ln allen WM-Stadien wurden Videospots ge- 
gen Rassismus gezeigt und alle Inhaber von Femsehrechten haben im Weiteren für ihre WM-Berichtersfattung kos- 
tenlose Kurzspots von fünf Sekunden Länge erhalten. 
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Darüber stellten sieh zahlreiche weltbekannte Spieler für weitere Antirassismus-Aktionen zur Verfügung. Die Initiati- 
ven FARE und KOS (Koordinationsstelle Fanprojekte) führten zudem während des gesamten WM-Zeitraumes Anti- 
rassismusprojekte im Fanbereich durch. So gab es sog. „Fanbotschaften“ in allen 12 WM- Spielorten in Zusammenar- 
beit mit der KOS (finanziert aus Mitteln des BMFSFJ) zur Förderung des interkulturellen Austauschs. 

Ordnungskräfte und sog. Service-Botschafter wurden entsprechend geschult, um interkulturelle Kompetenz vermit- 
teln zu können und sie für Gastfreundlichkeit, Toleranz und Achtung gegenüber Fremden zu sensibilisieren. Dafür 
wurden Bundesmittel aus dem XENOS-Programm zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im 
Kontext der Nationalen Service- und Freundlichkeitskampagne (Baustein aus dem WM-Gastgeberkonzept der Bun- 
desregierung) zur Verfügung gestellt. 

Die FIFA hatte bereits im März 2006 die Anpassung ihres Disziplinarreglements (Artikel 55) verabschiedet, um bei 
rassistischen oder diskriminierenden Verstößen durch Zuschauer, Spieler oder Offizielle härtere Strafen verhängen zu 
können. Die Maßnahmen reichen dabei je nach Schwere des Verstoßes von Spielsperren über Punkteabzug (drei 
Punkte für ein erstes Vergehen, sechs Punkte für ein zweites und Relegation für weitere Vergehen) bis hin zum Wett- 
bewerbsausschluss eines Teams. Die Konföderationen und Mitgliedsverbände sind dazu verpflichtet, die genannten 
Bestimmungen in ihre Regiemente aufzunehmen. Bei Missachtung dieser Bestimmung kann der betreffende Verband 
für zwei Jahre vom internationalen Spielbetrieb ausgeschlossen werden. Damit hat die FIFA Instrumente geschaffen, 
um Rassismus und Diskriminierung im Fußball effizient bekämpfen zu können. Ebenfalls im März 2006 verab- 
schiedete das Europäische Parlament eine Resolution zur Rassismusbekämpfung im Fußball. Darüber hinaus hatte 
das FIFA-Exekutivkomitee mehrere Sanktionen gegen jegliche Form von Rassismus und Diskriminierung verab- 
schiedet. 


7.1 .4 Leistungen an Opfer rechtsextremistischer 
Straftaten 

Opfer rechtsextremistischer Gewalt auf dem Hoheitsge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland können Ansprüche 
nach dem Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten (OEG) geltend machen. Dieses Gesetz regelt 
eine eigenständige staatliche Entschädigung über die all- 
gemeinen sozialen Sicherungssysteme und die Sozialhilfe 
hinaus für diejenigen, die der deutsche Staat nicht vor ei- 
ner vorsätzlichen Gewalttat schützen konnte. Leistungen 
nach dem OEG werden auf Antrag gewährt, eine An- 
tragsfrist gibt es nicht. Ziel des OEG ist es, die gesund- 
heitlichen und wirtschaftlichen Folgen von Gewalttaten 
auszugleichen. Anspruchsberechtigt sind alle Personen, 
die durch einen vorsätzlichen, rechtswidrigen Angriff 
eine gesundheitliche Schädigung erlitten haben sowie 
Hinterbliebene von Personen, die infolge der gesundheit- 
lichen Schädigung gestorben sind. In die Entschädigungs- 
regelungen sind auch ausländische Staatsangehörige ein- 
bezogen. Für diesen Personenkreis gelten spezielle 
Anspruchsvoraussetzungen und Sonderregelungen. 

Der Haushaltsgesetzgeber stellt darüber hinaus seit dem 
Jahr 2001 im Bundeshaushalt regelmäßig Mittel zur Zah- 
lung von Härteleistungen an Opfer rechtsextremistischer 
Übergriffe bereit. Die Verwaltung dieser Mittel ist am 
1 . Januar 2007 vom Generalbundesanwalt beim Bundes- 
gerichtshof auf das neu gegründete Bundesamt für Justiz 
übergegangen. Die Härteleistungen für Opfer rechtsextre- 
mistischer Übergriffe sind Teil der Maßnahmen zur Äch- 
tung und Verhinderung solcher rassistisch motivierten Ta- 
ten. Sie stellen einen Akt der Solidarität der Gesellschaft 
mit den Opfern dar, mit dem Härten schnell und unbüro- 
kratisch gemildert werden sollen. Im Haushaltsjahr 2008 
stehen für Härteleistungen wie im Vorjahr Mittel in Höhe 


von 300 000 Euro zur Verfügung. Im Jahr 2006 wurden 
104 Anträge auf Härteleistung gestellt, 77 Personen wur- 
den insgesamt 80 800 Euro zugebilligt. Acht Anträge 
konnten bisher noch nicht abschließend bearbeitet wer- 
den. 

7.2 Maßnahmen auf europäischer Ebene 

7.2.1 Antidiskriminierungsrichtlinien der EU 

Die im vorletzten und letzten Berichtszeitraum auf der 
Grundlage von Artikel 13 des EG- Vertrages verabschie- 
deten Antidiskriminierungsrichtlinien 2000/43/EG des Rats 
vom 29. Juni 2000 „zur Anwendung des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft“, 2000/78/EG des Rats vom 27. No- 
vember 2000 „zur Festlegung eines allgemeinen Rah- 
mens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf ‘, 2002/73/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rats vom 23. September 2002 „zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen“ so- 
wie 2004/ 11 3/EG des Rats vom 13. Dezember 2004 „zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen“ wurden im 
Berichtszeitraum durch das Gesetz zur Umsetzung euro- 
päischer Richtlinien zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung vom 14. August 2006 in deutsches 
Recht umgesetzt (BGBl. I S. 1897). Das Gesetz ist zum 
18. August 2006 in Kraft getreten und wurde durch 
Artikel 8 Abs. 1 des Gesetzes vom 2. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 2742) geringfügig geändert. 
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7.2.2 Maßnahmen der Europäischen 
Kommission gegen Rassismus und 
intoieranz (ECRi) 

Aufgabe der vom Gipfel der Staats- und Regierungsehefs 
der Mitgliedstaaten des Europarats im Oktober 1993 in 
Wien eingesetzten Europäisehen Kommission gegen Ras- 
sismus und Intoleranz (ECRI) ist die Prüfung und Bewer- 
tung der Wirksamkeit der gesetzgeberischen, politischen 
und anderen Maßnahmen der Mitgliedstaaten des Europa- 
rats zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlich- 
keit, Antisemitismus und Intoleranz, ln den Berichten, 
welche die ECRI in regelmäßigen Berichtsrunden über 
die Europaratsmitglieder vorlegt, werden auch Vor- 
schläge zur Bekämpfung dieser Phänomene gemacht. 

Bislang haben drei Berichtsrunden stattgefunden. Die 
erste Runde endete 1998, die zweite Runde 2002. Die im 
Januar 2003 begonnene dritte Berichtsrunde endete 2007. 
Der 3. Bericht über Deutschland (CR1(2004)23) wurde 
bereits am 5. Dezember 2003 verabschiedet und am 
8. Juni 2004 veröffentlicht. Zu Deutschland stellte die 
ECRI in diesem Bericht fest, dass es seit der Veröffentli- 
chung des 2. ECRl-Berichts in einer ganzen Anzahl von 
Bereichen Fortschritte gegeben habe. Dennoch bestehe 
weiterhin Anlass, gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und antisemitisch 
motivierter Gewalt sowie Rassendiskriminierung und 
Ausländerbenachteiligung zu ergreifen. Im Jahr 2006 ver- 
öffentlichte ECRI insgesamt neun Länderberichte, u. a. 
zu Italien, Spanien, Russland und der Türkei. 

Neben ihren Länderanalysen hat die ECRI eine verglei- 
chende Studie über die rechtliche Situation in den Mit- 
gliedstaaten veranlasst und einen „basket of good 
practices“ herausgegeben, in dem sich Beispiele von 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten im Kampf gegen Rassis- 
mus finden. Die Kommission hat darüber hinaus mittler- 
weile elf allgemeine politische Empfehlungen erarbeitet 
(diese Empfehlungen sowie die ECRl-Evaluierungen 
über die Mitgliedstaaten des Europarats sind im Internet 
abrufbar unter www.coe.int/ecri). 

7.2.3 Maßnahmen im OSZE-Rahmen 

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) mit ihren 56 Mitgliedstaaten ist in beson- 
derer Weise geeignet, Fragen der Rassismus- und Antise- 
mitismusbekämpfung im gesamteuropäischen Raum zu 
diskutieren, da sie so etwas wie eine europäische Gesamt- 
schau auf diese Frage ermöglicht. Deutschland setzt sich 
im Rahmen der OSZE für die Sfärkung der „Menschli- 
chen Dimension“, einschließlich der Themen Toleranz 
und Nichtdiskriminierung, ein. Deswegen hat Deutsch- 
land auch die Gründung einer „Tolerance and Non- 
Discrimination Unit“ innerhalb des OSZE-Büros für De- 
mokratische Institutionen und Menschenrechte (BDMIR 
bzw. Office for Democratic Institutions and Human 
Rights, ODIHR) sowohl politisch wie praktisch durch Fi- 
nanzierungshilfen wie Sekundierung von Personal oder 
Förderung von Projekten (z. B. Entwicklung von Lehr- 
materialien zu Antisemitismus, Projekt zu Glaubens- und 
Religionsfreiheit) unterstützt. 


Die OSZE-Konferenz von Berlin im Jahr 2004 zur Be- 
kämpfung des Antisemitismus sowie die Konferenzen in 
Paris und Brüssel im gleichen Jahr haben einen unum- 
kehrbaren Prozess in Richtung Toleranz und Nichtdiskri- 
minierung in Gang gesetzt und waren der Auftakt zu zahl- 
reichen Folgekonferenzen bis zum heutigen Tag, die die 
jeweiligen Themen vertieften. Zuletzt fanden im Jahr 
2007 eine OSZE-Konferenz zur Bekämpfung der Diskri- 
minierung und der Förderung des gegenseitigen Respekts 
und Verständnisses in Bukarest - in der Nachfolge der 
Konferenz von Cordoba zur Bekämpfung von Antisemi- 
tismus und anderen Formen der Intoleranz in 2005 - so- 
wie eine Konferenz des OSZE- Vorsitzes zur Bekämpfung 
von Intoleranz und Diskriminierung von Muslimen in 
Cordoba statt. Deutschland hat die drei Persönlichen Be- 
auftragten des amtierenden Vorsitzenden zur Bekämp- 
fung der verschiedenen Formen der Intoleranz nachhaltig 
unterstützt. MdB Prof Gert Weisskirchen nimmt seit De- 
zember 2004 die Funktion des Persönlichen Beauftragten 
zur Bekämpfung des Antisemitismus wahr. 

7.2.4 EU-Rahmenbeschluss Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit 

Auf Ebene der Europäischen Union wurden im Rahmen 
der deutschen Ratspräsidentschaft die 2001 begonnenen 
und seit 2005 nicht weiter verfolgten Verhandlungen über 
einen Rahmenbeschluss zur Bekämpfung von Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit wieder aufgenommen und auf 
dem Rat der europäischen Justizminister am 19. April 
2007 mit einer politischen Einigung abgeschlossen. Der 
Rahmenbeschluss zur strafrechtlichen Bekämpfung be- 
stimmter Formen und Ausdrucksweisen von Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit zielt auf die Annäherung der 
Strafvorschriflen der Mitgliedstaaten zur wirksamen Be- 
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 
Schwerpunkte des Entwurfs sind die Kriminalisierung 
des Aufrufs zu Hass und Gewalt aus rassistischen und 
fremdenfeindlichen Gründen sowie der öffentlichen Billi- 
gung, Leugnung oder groben Verharmlosung von Völker- 
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegs- 
verbrechen, wenn damit zugleich rassistische oder 
fremdenfeindliche Hetze verbunden ist. Der Entwurf 
sieht neben einer Verpflichtung zur Sanktionierung die 
Einführung bestimmter Mindesthöchststrafen für diese 
Straftaten, die Verpflichtung zur Berücksichtigung rassis- 
tischer und fremdenfeindlicher Motive bei der Strafzu- 
messung für andere Taten und die Verfolgung solcher 
Straftaten von Amts wegen vor. Es wird damit gerechnet, 
dass der Rahmenbeschluss noch im ersten Halbjahr 2008 
förmlich durch den Rat verabschiedet wird. 

7.3 Maßnahmen auf Ebene der Vereinten 
Nationen 

7.3.1 Umsetzung der VN-Weltkonferenz gegen 
Rassismus (Durban, Südafrika, 2001) und 
Folgeprozess (follow-up) 

Bei der im August/September 2001 in Durban, Südafrika, 
durchgeführten „3. VN-Weltkonferenz gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit 
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zusammenhängender Intoleranz“ (Durban-Konferenz) 
wurden die „Durban-Erklärung“ und ein „Aktionspro- 
gramm“ angenommen, deren Umsetzung überwiegend 
den Mitgliedstaaten obliegt. Die Bundesregierung hat 
sieh gemeinsam mit ihren Partnern in der Europäisehen 
Union naehdrüeklieh für das Gelingen dieser Konferenz 
eingesetzt und eine wiehtige Rolle bei der Suehe naeh ei- 
nem tragfähigen Kompromiss gespielt, insbesondere bei 
sehwierigen Punkten (z. B. Entsehädigungsfragen oder 
Nahostproblematik). Die Bundesregierung unterstützt 
seither den Durban-Folgeprozess (follow-up) und die 
dazu eingesetzten Meehanismen der Vereinten Nationen. 
Dazu gehört in erster Linie die im Büro der Hoehkom- 
missarin für Mensehenreehte auf Grundlage der Durban- 
Absehlussdokumente eingeriehfefe Einheit zur Bekämp- 
fung von Diskriminierung (Anti-Diserimination Unif), 
die im Beriehtszeitraum von Deutsehland personell wie 
finanziell untersfützt wurde. Des Weiteren gibt es eine 
2003 vom Generalsekretär der Vereinten Nationen be- 
nannte Gruppe von fünf unabhängigen Experten, die der 
Hoehkommissarin bei der Beobaehtung der Umsetzung 
der Absehlussdokumente behilflieh sein soll, eine Ar- 
beitsgruppe zu Mensehen afrikaniseher Abstammung 
(Working Group on People of Afriean Deseent) sowie 
eine zwisehenstaatliehe Arbeitsgruppe (Intergovemmen- 
tal Working Group on the Effeetive Implementation of 
the Durban Deelaration), die mit der effektiven Umset- 
zung der Besehlüsse von Durban betraut ist. 

Die EU wie aueh der VN-Aussehuss zur Überwaehung 
des Übereinkommens gegen jegliehe Form der Rassen- 
diskriminierung (GERD) sehen es als vordringliehste 
Aufgabe an, zunäehst die Empfehlungen der Durban- 
Konferenz umzusetzen und nieht, wie von einigen ande- 
ren Staatengruppen gefordert, neue Standards zu definie- 
ren. Der Aussehuss betonte ausdrüeklieh: „Die staatliehe 
Weigerung, die Konvention zu ratifizieren, oder staatli- 
ehes Versagen bei der Umsetzung (ist) die vorrangige He- 
rausforderung bei der Bekämpfung der gegenwärtigen 
Ausprägungen des Rassismus, nieht Lücken in der Kon- 
vention selbst.“ 

Folio w-up-Konferenz 2009 

Die 61. Generalversammlung der Vereinten Nationen hat 
im Dezember 2006 beschlossen, dass Anfang 2009 im 
Rahmen der Vereinten Nationen eine „Durban Follow-up- 
Konferenz“ zur Überprüfung der bisherigen Umsetzung 
der Beschlüsse stattfinden soll (A/RES/61/149). Format, 
Dauer und Inhalt der Konferenz stehen noch nicht im Ein- 
zelnen fest und werden derzeit von einem eigens dazu 
eingesetzten Vorbereitungskomitee (Preperatory Commit- 
tee) erarbeitet, das im Laufe des Jahres 2008 zweimal ta- 
gen wird. Die Bundesregierung unterstützt, gemeinsam 
mit ihren Partnern in der EU, die Umsetzung der durch 
die Staatengemeinschaft 2001 in Durban angenommenen 


Abschlussdokumente und Erklärung der Europäischen Union zur 
Verwendung des Begriffs „rassisch“ und „Rasse“ abrufbar unter: aus 
waertiges-amt.de/Aussenpolitik/Themen/Menschenrechte/Dokumente 


Ziele. Daher legt sie größten Wert darauf, dass sich die 
Überprüfungskonferenz auch wirklich mit der Umsetzung 
des Durban-Aktionsprogramms, d. h. in erster Linie mit 
Maßnahmen zur Verhinderung von Rassismus beschäf- 
tigt. 

7.3.2 Internationales Übereinkommen zur 
Bekämpfung jeder Form von 
Rassendiskriminierung (ICERD) 

Das Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung je- 
der Form von Rassendiskriminierung (International Con- 
vention on the Elimination of all Forms of Racial Discri- 
mination) ist für die Bundesrepublik Deufschland am 
15. Juni 1969 in Kraft getreten. Es untersagt Rassendis- 
kriminierung durch staatliche Einrichtungen und Gesetze 
und verpflichtet die Vertragsparteien zur Gleichbehand- 
lung sowie zur Bekämpfung der Diskriminierung durch 
nichtstaatliche Stellen. 

Deutsche Staatenberichte an den CERD-Ausschuss 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ihren 16. bis 
18. Staatenbericht (CERD/C/DEU/IS'Ü gemäß Artikel 9 
des Übereinkommens zur Bekämpfung jeder Form von 
Rassendiskriminierung am 16. Januar 2007 dem zuständi- 
gen Vertragsausschuss (CERD-Ausschuss) der Vereinten 
Nationen vorgelegt. Der Bericht stellt die Maßnahmen 
der Bundesregierung zur Bekämpfung von Rassismus 
und fremdenfeindlicher Gewalt für den Zeifraum von 
Mitte 1998 bis Ende 2005 dar. Er berücksichtigt die 
Schlussbemerkungen des Ausschusses vom 27. April 
2001 (CERD/C/304/Add. 115‘5) und setzt die Bericht- 
erstattung des vorhergehenden Staatenberichts fort. Insbe- 
sondere wird auf die Bedeutung starker zivilgesellschaflli- 
cher Strukturen und bürgerschaftlichen Engagements für 
den Schufz der Menschenrechfe und den nachhaltigen 
Abbau von Gewalt und Fremdenfeindlichkeit eingegan- 
gen. Die Behandlung des aktuellen deutschen Staatenbe- 
richts im CERD-Ausschuss ist für dessen 73. Sitzung in 
der Zeit vom 28. Juli 2008 bis 15. August 2008 vorgese- 
hen. 

Individualbeschwerdeverfahren gegen 
die Bundesrepublik Deutschland 

Nach Artikel 14 des Übereinkommens kann eine einzelne 
Person vor dem CERD-Ausschuss der Vereinten Natio- 
nen geltend machen, Opfer einer Verletzung des Überein- 
kommens durch einen Vertragsstaat zu sein. Dies setzt 
jedoch voraus, dass sich der Vertragsstaat dem Beschwer- 
deverfahren unterworfen hat, was die Bundesrepublik 
Deutschland 2001 bereits getan hat. Seither wurde eine 
Beschwerde zugestellt, über die noch nicht entschieden 
ist. 


Dokument abrufbar unter bmj.de/files/-/1612/061011Staatenbe 
richt%20Rassendiskriminierung%20Bericht.pdf 
Dokument abrufbar unter daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/ 
GO 1 /4 1 5/64/PDF/GO 1415 64.pdf?OpenElement 
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7.4 Besondere Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Antisemitismus (internationai) 

Die Bekämpfung des Antisemitismus in all seinen Faeet- 
ten ist für Deutsehland ein beständiger Sehwerpunkt der 
Mensehenreehtspolitik. Dies liegt aueh begründet in der 
historisehen Verantwortung, die Deutsehland für den Ho- 
loeaust - letzte Phase eines mörderisehen Antisemitismus - 
trägt. Ein wiehtiger Sehritt angesiehts des in manehen 
Ländern neu aufkeimenden Antisemitismus war die am 
28. /29. April 2004 in Berlin durehgeführte Antisemitis- 
muskonferenz der OSZE. Deutsehland hat mit seiner 
Gastgeberrolle bei dieser Konferenz ein unmissverständ- 
liehes Zeiehen dafür gesetzt, dass es das Problem des An- 
tisemitismus in Europa und die Sorge der jüdisehen Ge- 
meinden um einen Anstieg des Antisemitismus ernst 
nimmt. Das Absehlussdokument dieser Konferenz, die 
„Berliner Erklärung“ mit konkreten Vorsehlägen zur Be- 
kämpfung des Antisemitismus, ist ein bleibendes Doku- 
ment der OSZE, das auf weiteren Folgekonferenzen er- 
gänzt und vertieft wurde. 


Die „Berliner Erklärung“ 

Mit der eindeutigen Verurteilung des Antisemitismus 
hat die OSZE von ihrer politisehen Normsetzungskom- 
petenz Gebraueh gemaeht. Sie hat im OSZE-Raum eine 
politiseh verbindliehe Anspruehsgrundlage zur Äehtung 
des Antisemitismus gesehaffen. Antisemitismus ist - so 
die „Berliner Erklärung“ - eine Bedrohung der menseh- 
liehen Grundwerte, der Demokratie und damit aueh der 
Sieherheit im OSZE-Raum. Außerdem hat die Erklä- 
rung die Teilnehmerstaaten darauf festgelegt, dass inter- 
nationale Streitfragen, einsehließlieh soleher in Israel 
und im Nahen Osten, niemals Antisemitismus reehtfer- 
tigen können. 

Die „Berliner Erklärung“ enthält konkrete Sehritte zur 
Bekämpfung des Antisemitismus. Die erste Gruppe um- 
fasst weit reiehende Selbstverpfliehtungen der OSZE- 
Teilnehmerstaaten, von der Toleranzerziehung und Inte- 
grationspolitik bis hin zur statistisehen Erfassung und 
Strafverfolgung antisemitiseher Übergriffe. Die zweite 
Gruppe enthält operative Aufträge an die Mensehen- 
reehtsinstitution der OSZE, das Warsehauer Büro für 
Demokratisehe Institutionen und Mensehenreehte 
(BDIMR; engl. ODIHR), u. a. die systematisehe Erfas- 
sung antisemitiseher Übergriffe im OSZE-Raum und 
die Zusammenstellung bewährter Maßnahmen (sog. 
Best Praetiees) zu ihrer Bekämpfung. 

Die operative Umsetzung dieser Besehlüsse hat das 
BDIMR übernommen. Die Bundesregierung unterstützt 
das BDIMR dabei personell und finanziell. Um dem 
Kampf gegen Intoleranz Gesiebt und Stimme zu verlei- 
hen, hat der Ministerrat der OSZE am 7. Dezember 
2004 besehlossen, die Ämter dreier Persönlieher Beauf- 
tragter (Antisemitismus, Diskriminierung von Musli- 
men, Rassismus) einzuriehten. Seit 2004 ist MdB Prof 
Gert Weisskirehen der OSZE-Beauftragte zur Bekämp- 
fung des Antisemitismus. Sein Mandat wurde seitdem 
jährlieh, so aueh für 2008, erneuert. Der Deutsehe Bun- 


destag hat die Berliner Antisemitismuskonferenz und 
die Umsetzung der dort gefassten Besehlüsse mit gro- 
ßem Engagement und Naehdruek unterstützt. Auf Initia- 
tive von MdB Prof Weisskirehen fanden im Deutsehen 
Bundestag im November 2006 und Januar 2008 Exper- 
tengespräehe im Rahmen der Parlamentarisehen Ver- 
sammlung der OSZE statt. 

Aueh auf der Ebene der Vereinten Nationen bleibt die 
Bundesregierung bemüht, Unterstützung für den Kampf 
gegen Antisemitismus in geeigneter Weise zu mobilisie- 
ren. Zentrales Anliegen ist es ihr dabei, den Antisemitis- 
mus weltweit zu äehten und die Staaten zu motivieren, 
wirksame Sehritte gegen jede Form von Antisemitismus 
zu ergreifen, ln diesem Zusammenhang ist aueh die Ent- 
seheidung der VN-Generalversammlung zu sehen, jed- 
wede Holoeaust-Leugnung zu äehten und den 27. Ja- 
nuar, den Tag der Befreiung des Vemiehtungslagers 
Ausehwitz, als Holoeaust-Gedenktag zu begehen (zum 
ersten Mal 2006). 


8 Menschenrechte, Entwicklung und 
Wirtschaft 

8.1 Recht auf Entwicklung 

Das Reeht auf Entwieklung ist kein neues Mensehen- 
reeht, sondern wird als die Synthese aller Mensehen- 
reehte, der politisehen und bürgerliehen ebenso wie der 
wirtsehaftliehen, kulturellen und sozialen Mensehen- 
reehte verstanden, als „Reeht auf die Verwirkliehung von 
Reehten“. Das Reeht auf Entwieklung steht für ein politi- 
sehes Konzept, naeh dem Entwieklung über ihre rein 
wirtsehaftliehe Dimension hinausgeht. Entwieklung wird 
als Prozess definiert, in dem der Menseh Angelpunkt ist. 
Wirtsehaftliehe Entwieklung setzt daher die Verwirkli- 
ehung der Mensehenreehte voraus. 

Neben der Staatensolidarität steht die Eigenverantwort- 
liehkeit eines Staates. Jeder Staat muss selbst Sorge dafür 
tragen, dass sowohl interne als aueh externe Entwiek- 
lungshindemisse beseitigt werden. Letzteres sehließt eine 
kompetente Regierungsführung (Good Govemanee) und 
die Partizipation aller Bevölkerungssehiehten mit ein. 
Neben wirtsehaftliehe Hilfe von außen muss die gesell- 
sehaftliehe Bereitsehaft zu Entwieklung treten, d. h. die 
Mensehenreehte müssen geaehtet, gesehützt und gewähr- 
leistet, Entwieklungshindemisse abgebaut und Reeht- 
staatliehkeit eingeführt werden. 

Das Reeht auf Entwieklung steht seit Langem auf der 
Agenda der Vereinten Nationen. Grundlegendes Doku- 
ment ist die Erklärung zum Reeht auf Entwieklung von 
1986, die als Resolution A/41/128 von der VN-General- 
versammlung angenommen wurde. Diese Erklärung 
wurde seither in den Sehlussdokumenten der Wiener 
Mensehenreehtsweltkonferenz von 1993, auf der der Zu- 
sammenhang zwisehen Mensehenreehten und Entwiek- 
lung zu den beiden Hauptthemen gehörte, sowie in einer 
Vielzahl von Resolutionen bekräftigt. Trotz langjähriger 
und intensiver Besehäftigung mit dem Reeht auf Ent- 
wieklung im Rahmen der VN sind naeh wie vor einige 
zentrale inhaltliehe Aspekte dieses Reehtes unter den 
Staaten umstritten. 
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8.1.1 Stand der Erörterungen in den Vereinten 
Nationen 

Die vormalige VN-Menschenrechtskommission hat eine 
Arbeitsgruppe zum Recht auf Entwicklung eingesetzt, de- 
ren Mandat der neue VN-Menschenrechtsrat 2006 verlän- 
gert hat. Die Arbeitsgruppe ist beauftragt, Fortschritte bei 
der Förderung und Durchsetzung des Rechts auf Entwick- 
lung zu verfolgen und zu überprüfen sowie Staatenbe- 
richte und andere Informationen zum Recht auf Entwick- 
lung zu prüfen. Deutschland beteiligt sich im Rahmen der 
EU aktiv an der Arbeitsgruppe mit dem Ziel, die Verwirk- 
lichung des Rechts auf Entwicklung zu fördern. 2004 be- 
schloss die VN-Menschenrechtskommission überdies die 
Einrichtung einer „High Level Task Force“ (HLTF) aus 
hochrangigen Fachleuten der Entwicklungs-, Finanz- und 
Handelsorganisationen sowie fünf regional zu bestim- 
menden Experten mit praktischen Erfahrungen bei der 
Umsetzung des Rechts auf Entwicklung. Die HLTF soll 
sich u. a. beschäftigen mit dem Verhältnis zwischen allge- 
meinen Menschenrechten, Millenniumsentwicklungszie- 
len (Millennium Development Goals, MDGs) und dem 
Recht auf Entwicklung; der rechtlichen Natur der MDGs 
und des Rechts auf Entwicklung; Mechanismen zur Um- 
setzung (monitoring, reporting), Kooperationsmöglich- 
keiten (national ownership/control) sowie einer mögli- 
chen Nutzung der WTO- und IMF-Mechanismen für die 
Umsetzung des Rechts auf Entwicklung. Im Berichtszeit- 
raum widmete sich die HLTF vor allem der Überprüfung 
von globalen Entwicklungspartnerschaften im Hinblick 
auf eine wirksame Umsetzung des Rechts auf Entwick- 
lung. Die letzte Sitzung der HLTF fand vom 7. bis 15. Ja- 
nuar 2008 in Genf statt. Deutschland war auf der Sitzung 
durch eine Regierungsdelegation sowie auf Experten- 
ebene durch Prof Dr. Sabine von Schorlemer vertreten. 

8.1.2 Die Position der Bundesregierung 

Deutschland sieht das Recht auf Entwicklung als Men- 
schenrecht, das einen Anspruch auf die Verwirklichung 
von Individualrechten darstellt. Primär Verpflichtete die- 
ses Rechts sind die Staaten gegenüber ihren Bürgern. In- 
sofern kommt der Beachtung von Good Govemance eine 
Schlüsselfunktion zu. 

Deutschland hat die Arbeit der Arbeitsgruppe und der 
HLTF aktiv begleitet, da es die Bedeutung der Erarbei- 
tung international anerkannter Standards im Bereich des 
Rechts auf Entwicklung erkannt hat. Im März 2007 hat es 
im Menschenrechtsrat eine Resolution zum Recht auf 
Entwicklung unterstützt, die im Konsens angenommen 
wurde. Die Resolution widmet sich - vor allem mit der 
weiteren Operationalisierung des Rechts auf Entwicklung - 
der praktischen Ebene und greift dazu die Empfehlungen 
von Arbeitsgruppe und HLTF auf Zusammen mit allen 
anderen EU-Staaten hat Deutschland 2006 und 2007 ge- 
gen Resolutionen zum Recht auf Entwicklung im 
3. Ausschuss der VN-Generalversammlung gestimmt. 
Die EU hat in Stimmerklärungen deutlich gemacht, dass 
sie bei grundsätzlicher Unterstützung der Weiterentwick- 
lung des Rechts auf Entwicklung dieses Recht als Men- 
schenrecht ansieht - und damit nicht als ein Recht, das 
Rechte und Verpflichtungen zwischen Staaten regelt. Ein 


rechtlich bindendes Dokument, etwa eine Konvention 
zum Recht auf Entwicklung, ist daher aus Sicht der Bun- 
desregierung - im Einklang mit den übrigen EU- 
Mitgliedstaaten - nicht erforderlich und auch nicht ange- 
bracht. Vielmehr sieht die Bundesregierung den Mehr- 
wert eines Rechts auf Entwicklung darin, im Sinne von 
MDG 8 konkrete Entwicklungspartnerschaften zwischen 
Staaten und multilateralen Institutionen auf- und auszu- 
bauen, die zu einer besseren Verwirklichung der Men- 
schenrechte, namentlich in unseren Partnerländern, bei- 
tragen. 

Schließlich finden sich in einem solchen Verständnis des 
Rechts auf Entwicklung, wie es vor dem Hintergrund der 
Erklärung von 1986 zum Recht auf Entwicklung durch 
die verschiedenen Berichte des vormaligen VN-Sonder- 
berichterstatters zum Recht auf Entwicklung, Arjun 
Sengupta, ausgelegt wird, auch viele Parallelen zu einem 
Menschenrechtsansatz (Human Rights Based Approach) 
in der Entwicklungszusammenarbeit. Die weitere Ent- 
wicklung sog. Human Rights Impact Assessments sowie 
konkreter Indikatoren zur Messung von Fortschritten in 
der Umsetzung des Rechts auf Entwicklung, wie sie zu- 
letzt von der VN-Arbeitsgruppe vorgeschlagen wurden, 
ist daher aus Sicht der Bundesregierung sehr zu begrüßen 
und wird von ihr weiter unterstützt werden. 

8.2 Menschenrechte und Entwicklungs- 
zusammenarbeit 

Die Verbindung zwischen Entwicklungspolitik und Men- 
schenrechten hat in den vergangenen Jahren international 
an Dynamik gewonnen. 2007 haben sich im Entwick- 
lungsausschuss (DAC) der OECD mit aktiver deutscher 
Unterstützung erstmals alle Mitgliedstaaten zu einer sys- 
tematischen Verankerung und Stärkung der Menschen- 
rechte in der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) ver- 
pflichtet. ln den menschenrechtlichen Vertragsorganen 
und den Organisationen, Fonds und Programmen der VN 
wird engagiert an der Operationalisierung der Menschen- 
rechte gearbeitet. Deutschland setzt sich u. a. im VN- 
Menschenrechtsrat für eine stärkere Verknüpfung des 
Menschenrechtsansatzes mit strategischen Schwerpunk- 
ten der internationalen Entwicklungsagenda (u. a. Pariser 
Erklärung) ein. 

8.2.1 Entwicklungspolitischer Aktionsplan für 
Menschenrechte 

Das BMZ hat mit seinem ersten Entwicklungspolitischen 
Aktionsplan für Menschenrechte 2004 bis 2007 die syste- 
matische Verankerung der Menschenrechte und menschen- 
rechtlicher Prinzipien wie Partizipation, Empowerment, 
Nichtdiskriminierung, Chancengleichheit, Transparenz 
und Rechenschaftspflicht in der deutschen Entwicklungs- 
politik und EZ eingeleitet. Der Menschenrechtsansatz 
fußt auf der gleichberechtigten, sich gegenseitig bedin- 
genden Stellung der bürgerlichen und politischen mit den 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrech- 
ten. Eines der herausgehobenen Ziele, das mit der Umset- 
zung des Menschenrechtsansatzes verfolgt wird, ist die 
Verknüpfung zwischen den Menschenrechten und den 
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Millenniumsentwicklungszielen. Insbesondere die Orien- 
tierung an den lange Zeit vernachlässigten wirtschaftli- 
chen, sozialen und kulturellen Menschenrechten ermög- 
licht eine genauere Fokussierung der strukturellen 
Ursachen von Armut. Dies wird an Erfahrungen aus den 
Pilotländem Guatemala und Kenia sichtbar, ln Kenia 
konnten Maßnahmen im Wasser- und im Gesundheitssek- 
tor durch den Menschenrechtsansatz besser auf benach- 
teiligte Bevölkerungsgruppen ausgerichtet werden, bei- 
spielsweise mit Hilfe von Wasserkiosken für 
Slumbewohner und Gesundheitsgutschemen für Frauen. 
Im Kapitel „Armutsbekämpfung und Menschenrechte“ 
verdeutlich eine Vielzahl von Beispielen aus der EZ die 
Umsetzung des Menschenrechtsansatzes in den Ländern 
und Sektoren. 

Mit dem 2. Entwicklungspolitischen Aktionsplan für 
Menschenrechte 2008 bis 2010 vertieft das BMZ sein 
Engagement zur systematischen Umsetzung des Men- 
schenrechtsansatzes. Dazu wurden 25 Maßnahmen in 
weiteren Partnerländern und Sektoren, auf internationaler 
Ebene, als Beitrag zur Kohärenz der deutschen Men- 
schenrechtspolitik und im Zusammenwirken mit der Zi- 
vilgesellschaft formuliert. Große Bedeutung kommt dem 
emanzipatorischen Potenzial des Menschenrechtsansatzes 
zu, das besonders Frauen, Kinder, Menschen mit Behin- 
derungen, Indigene und ethnische Gruppen als Rechtsträ- 
ger und Akteure in die EZ einbezieht. Der 2. Aktionsplan 
identifiziert hinzugekommene Aufgabenfelder wie die 
menschenrechtlichen Herausforderungen des Klimawan- 
dels und die Verwirklichung der Menschenrechte in Län- 
dern, die durch fragile Staatlichkeit gekennzeichnet sind. 
Ausgangspunkt des entwicklungspolitischen Dialogs mit 
unseren Partnerländern zur Umsetzung des Menschen- 
rechtsansatzes ist die Bindungswirkung der internationa- 
len Menschenrechtsverträge, die Deutschland und seine 
Partner ratifiziert haben. Dem Menschenrechtsansatz 
kommt für die Bewertung der Entwicklungsorientierung 
der Partnerländer im erweiterten Kriterienkatalog des 
BMZ eine herausgehobene Bedeutung für die Sfeuerung 
der Zusammenarbeif zu. 

Im Kontext von Friedensentwicklung und Krisenpräven- 
tion ist die Förderung von Menschenrechten eine beson- 
dere Herausforderung. Die Bundesregierung tritt interna- 
tional dafür ein, Menschenrechten, Demokratieförderung 
und Good Govemance einen höheren Sfellenwert zu ge- 
ben. Daher finanziert das BMZ z. B. über das Insfrumenf 
des Zivilen Friedensdiensfes den Einsafz von Friedens- 
fachkräften in Ländern mit schwierigen Menschenrechts- 
situationen. Insgesamt fördert es 2008 menschenrechts- 
relevante Vorhaben mit rund 520 Mio. Euro (2007: rund 
400 Mio. Euro). 

8.2.2 Menschenrechtsprojekte 

Das Bundesministerium für wirfschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung (BMZ) hat menschenrechtsrele- 
vante Vorhaben 2007 mit rund 400 Mio. Euro gefördert. 
Einen Schwerpunkt bildeten dabei Vorhaben zur Stärkung 
der Rechte von Frauen und Kindern. Im Rahmen der fi- 
nanziellen und der technischen Zusammenarbeit erfolgte 
die gezielte Förderung der Menschenrechte in vielen Part- 


nerländern im Rahmen der Schwerpunkte „Demokratie, 
Zivilgesellschaft und öffentliche Verwaltung“ sowie Frie- 
densentwicklung/Krisenprävention. ln rund 40 Koopera- 
tionsländem wurden diese Schwerpunkte in die Länder- 
konzepte integriert bzw. im politischen Dialog mit den 
Partnerländern vereinbart. 

Zu den geförderten menschenrechtsrelevanten Vorhaben 
gehörten 2007 mit rund 2,3 Mio. Euro auch Menschen- 
rechtsprojekte internationaler Nichtregierungs- und VN- 
Organisationen, darunter ein Vorhaben der International 
Commission of Jurists zur Verbesserung des Zugangs zu 
Rechtsmitteln und Schaffung von Gerechtigkeit, und die 
Arbeit der politischen Stiftungen, Kirchen und privaten 
Träger im Bereich Menschenrechte und demokratische 
Strukturen, die das BMZ 2007 mit rund 120 Mio. Euro 
gefördert hat. 


Förderung des Afrikanischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte 

Das Bundesministerium für wirfschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (BMZ) hat im Entwicklungs- 
politischen Aktionsplan für Menschenrechte 2004 bis 
2007 die Förderung des Afrikanischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte in Arusha (Tansania) zum Ziel der 
deutschen EZ im Menschenrechtsbereich erhoben 
(Maßnahme 7). Diese Maßnahme fügt sich in die Priori- 
täten der deutschen Entwicklungszusammenarbeit in 
Afrika ein, die als eine Kemaktivität die „Unterstützung 
afrikanischer Reformprozesse“ vorsieht. 

Der 2006 eingerichtete Afrikanische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat das Mandat, justizielle und bera- 
tende Funktionen auszuüben. Als justizielles Organ der 
Afrikanischen Union (AU) für den Menschenrechfs- 
schufz soll der Gerichfshof Beschwerden von Sfaafen, 
afrikanischen Regierungsorganisationen und unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch von Individuen und 
Nichtregierungsorganisationen mit Beobachterstatus bei 
der AU über die Einhaltung der Menschenrechte in 
Afrika entgegennehmen. Langfristig hat der Gerichtshof 
das Potenzial, eine zentrale Rolle bei der Verbesserung 
des Menschenrechtsschutzes auf dem afrikanischen 
Kontinent zu spielen. 

Das BMZ fördert den Gerichtshof seit Januar 2008 mit 
einem Volumen von einer Mio. Euro für einen Förder- 
zeitraum von zwei Jahren. Neben der finanziellen 
Unterstützung stellt die deutsche Entwicklungszusam- 
menarbeit eine Fachkraft zur Verfügung, die den Ge- 
richtshof sowohl in der Organisations- und Manage- 
mentberatung unterstützt, als auch Trainings für den 
Aufbau des Sekretariats anbietet. Des Weiteren werden 
finanzielle und konzeptionelle Beiträge zum Aufbau ei- 
ner Intemetpräsenz und eines Informationsmanage- 
ments und zur Stärkung der Kapazitäten des Gerichts- 
hofes im Finanz- und Projektmanagement angeboten. 
Durch Beratung, Moderation und finanzielle Beiträge 
sollen die Kooperation mit der Afrikanischen Men- 
schenrechfskommission und die Vernetzung mit anderen 
Menschenrechtsinstitutionen unterstützt werden. 
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8.3 Menschenrechte und Wirtschaft 

Wahrung und Förderung der Mensehenreehte sind vor- 
rangig die Aufgaben des Staats. Doeh sehon die Allge- 
meine Erklärung der Mensehenreehte von 1948 verpflieh- 
tete aueh den Einzelnen sowie alle Organe der 
Gesellsehaft, und damit ebenfalls die Wirtsehaft, zu ihrer 
Verwirkliehung beizutragen, ln einer Welt der zunehmen- 
den Vernetzung, des wirtsehaftliehen Zusammenwaeh- 
sens und der Globalisierung vieler Lebensbereiehe ge- 
winnt diese Aufgabe immer größere praktisehe Relevanz. 

Zwar gilt aueh unter den Bedingungen der Globalisie- 
rung, dass jedes Land die Hauptverantwortung für seine 
wirtsehaftliehe und soziale Entwieklung und für die Ein- 
haltung der Mensehenreehte trägt, ln der Wirtsehaft 
wäehst jedoeh das Bewusstsein für die Tatsaehe, dass der 
Sehutz der Grundfreiheiten, die Einhaltung reehtsstaatli- 
eher Verfahren und der politisehe und soziale Ausgleieh 
als Grundlage staatlieher Stabilität Voraussetzungen sind 
für prosperierende Gesellsehaften und wirtsehaftliehes 
Waehstum - und dass sie damit aueh im genuinen Inte- 
resse transnational agierender Unternehmen liegen. Mit 
der sozialen Dimension der Globalisierung hat sieh die im 
November 2006 unter Teilnahme von Bundeskanzlerin 
Merkel und Bundesarbeitsminister Müntefering durehge- 
führte internationale Konferenz „Globalisierung fair ge- 
stalten - Kohärente Politik für mehr Besehäftigung und 
mensehenwürdige Arbeit“ befasst. 

8.3.1 Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation 

Ein wiehtiges Feld des Mensehenreehtssehutzes in der 
Wirtsehaft sind die Reehte der Arbeitnehmer, ln der Er- 
klärung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
über grundlegende Prinzipien und Reehte bei der Arbeit 
und ihre Folgemaßnahmen vom 18. Juni 1998 haben sieh 
die gegenwärtig 181 Mitgliedstaaten der ILO politiseh 
verbindlieh auf die Beaehtung sog. Kemarbeitsstandards 
geeinigt. Zu diesen Kemarbeitsstandards oder -normen 
zählen: 

- die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerken- 
nung des Reehts zu Kollektivverhandlungen, 

- die Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder 
Pfliehtarbeit, 

- die effektive Absehaffung der Kinderarbeit, 

- die Beseitigung der Diskriminierung in Besehäftigung 
und Beruf 

Diese Kemarbeitsnormen sind aueh in den ILO-Überein- 
kommen Nr. 29 (Zwangsarbeit), Nr. 105 (Absehaffung 
der Zwangsarbeit), Nr. 87 (Vereinigungsfreiheit und 
Sehutz des Vereinigungsreehts), Nr. 98 (Reeht zu Kollek- 
tiwerhandlungen), Nr. 100 (Gleichheit des Entgelts 
männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwer- 
tige Arbeit), Nr. 111 (Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beraf) sowie Nr. 138 (Mindestalter für die Zulassung 
zur Beschäftigung) und Nr. 182 (Verbot der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit) niedergelegt. Deutschland hat 
diese Übereinkommen alle ratifiziert und unterstützt ihre 


weltweite Verwirklichung als einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg der Minderung der Armut, zur Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung und zur sozial gerechten Ge- 
staltung von Globalisierung. 

Das BMZ hat in Abstimmung mit dem Arbeitskreis „So- 
zialstandards“ einen Aktions- und Maßnahmenkatalog 
entwickelt, der sich mit der Umsetzung der Kemarbeits- 
normen in Entwicklungsländern befasst. Der Schwer- 
punkt der Aktionen liegt im internationalen Bereich, wo- 
bei der Zusammenarbeit mit der ILO - neben weiteren 
wichtigen Partnern wie z. B. der Weltbank - eine hohe 
Bedeutung zukommt. Der Arbeitskreis „Sozialstandards“, 
der sich aus Vertretern des BMZ, des entwicklungspoliti- 
schen Vorfelds sowie der politischen Stiftungen zusam- 
mensetzt, dient dem Informations- und Meinungsaus- 
tausch sowie der Erarbeitung gemeinsamer Aktivitäten 
(z. B. der Broschüre „Globalisierang sozial gestalten - 
Die Umsetzung der Kemarbeitsnormen in ausgewählten 
Projekten der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“). 

8.3.2 Gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen 

Die Bundesregiemng begrüßt, dass immer mehr Firmen 
dem Leitbild des „gesellschaftlich verantwortlichen Un- 
ternehmertums“ (Corporate Social Responsibility, CSR) 
folgen und bei ihrer weltweiten Geschäftstätigkeit frei- 
willig - über die in Deutschland und der Europäischen 
Union für sie geltenden gesetzlichen und tariflichen Stan- 
dards hinaus - Selbstverpflichtungen eingehen, um die 
Einhaltung von menschenrechtlichen, ökologischen und 
sozialen Standards im Wirtschaftsleben sicherzustellen. 
Solche freiwilligen Selbstverpflichtungen gibt es in mitt- 
lerweile kaum noch zu überblickender Vielfalt als firmen- 
oder brancheninteme Verhaltenskodizes, Leitlinien, Stan- 
dards, Gütesiegel und in anderen Formen, mit unter- 
schiedlicher Reichweite und den verschiedensten 
Beteiligten. Die gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen betrifft vor allem Fragen der Arbeitsbedin- 
gungen, Sozialstandards und der nachhaltigen Produk- 
tionsweise und schließt Zulieferfirmen in der Lieferkette 
-häufig in Entwicklungs- und Schwellenländem - mit 
ein. CSR-Maßnahmen können damit zu Verbesserangen 
in diesen Bereichen effektiv beitragen. 

CSR mit seinen verschiedenen thematischen Bereichen 
war Thema innerhalb der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft und der G8-Präsidentschaft. Die G8-Arbeitsminis- 
ter haben sich in ihrer Abschlusserklärung zu CSR geäu- 
ßert. Sie sind entschlossen, die OECD-Leitlinien für 
multinationale Unternehmen und die ILO-Erklärung über 
multinationale Unternehmen und Sozialpolitik sowie die 
Prinzipien des Global Compact als anerkannte internatio- 
nale Instrumente zur Förderung von CSR einzusetzen. 
Auch soll die Rolle der nationalen Kontaktstellen zur Ver- 
wirklichung der OECD-Leitlinien gestärkt werden. Da- 
rüber hinaus setzen sie sich für einen hochrangigen Dia- 
log unter dem Dach der OECD und unter Mitwirkung der 
ILO und des Global Compact ein, um gemeinsam mit den 
aufstrebenden Schwellenländem über CSR zu diskutie- 
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ren. Dies kann besonders im Bereieh der Menschenreehte 
relevant sein. 

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit eine Strategie, wie 
CSR in Deutsehland weiter unterstützt werden kann. Eck- 
pfeiler dabei ist eine internationale CSR-Konferenz, auf 
der eine Standortbestimmung vorgenommen werden 
wird. Hieran werden alle Stakeholder beteiligt sein. Au- 
ßerdem plant die Bundesregierung, ein CSR-Forum ein- 
zuberufen, dass die Bundesregierung in CSR-Fragen un- 
terstützt. Dazu gehört, die erwähnte Vielfalt an Kodizes, 
Standards und ähnlichem für Verbraucher sichtbarer und 
klarer durchschaubar zu machen, um bewusstes Verbrau- 
cherverhalten zu ermöglichen. Bereits jetzt unterstützt die 
Bundesregierung CSR durch die Anerkennung der oben 
genannten internationalen Instrumente, durch konkrete 
„Public-Private-Partnership“-Projekte, bei denen es um 
die Erarbeitung bzw. Umsetzung von branchenweiten 
Verhaltenskodizes geht (zum Beispiel im Textil- und Kaf- 
feesektor), und durch intensive Dialoge. 

Ein Beispiel für einen Dialog in Form einer nationalen 
Multi-Stakeholder-lnitiative ist der Runde Tisch Verhal- 
tenskodizes, der im Jahr 2001 vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung an- 
geregt wurde und seither auch moderiert wird. Am Run- 
den Tisch sind Unternehmen, Wirtschaftsverbände, 
Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen und 
Bundesministerien vertreten. Dies ermöglicht einen Er- 
fahrungsaustausch aus unterschiedlichen Perspektiven 
und zwischen verschiedenen Branchen. 

Der Runde Tisch hat sich zum Ziel gesetzt, zu verbesser- 
ten Sozialstandards und Kemarbeitsnormen in Entwick- 
lungsländern beizutragen. Dazu fördert der Runde Tisch 
die Einführung freiwilliger Verhaltenskodizes in deut- 
schen Unternehmen mit Produktionsstätten oder Zuliefe- 
rern in Entwicklungsländern. Aufgrund des Erfahrungs- 
austausches am Runden Tisch entstehen Empfehlungen 
für die Einführung, Überwachung und Verifizierung sol- 
cher Untemehmensrichtlinien. 

Unter dem Titel „Menschenrechtliche Unternehmens Ver- 
antwortung und nachhaltige Entwicklung“ werden in 
einem von 2008 bis 2010 laufenden Forschungs- und Be- 
ratungsvorhaben für das Bundesminisferium für wirf- 
schaflliche Zusammenarbeif und Entwicklung (BMZ) 
zudem Ansätze und Instrumente für die Förderung men- 
schenrechflicher Veranfwortung transnational tätiger Un- 
ternehmen in Entwicklungsländern erarbeitet. 

Diese Initiativen sind innovative und wichtige Instru- 
mente zur Förderung der grundlegenden Menschen-, Ar- 
beits- und Umweltrechte sowie der Korruptionsbekämp- 
fung. Sie sind insbesondere in den Ländern von 
Bedeutung, in denen die staatlichen Stellen keine Min- 
deststandards vorgeben oder wo die vorhandene Gesetz- 
gebung nicht durchgesetzt wird. Nach Auffassung der 
Bundesregierung können solche Standards nationale und 
internationale Rechtsvorschriften oder Tarifvereinbarun- 
gen letztlich jedoch nicht ersetzen, sondern nur ergänzen. 


8.3.3 OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen 

Die Regierungen der OECD-Mitgliedstaaten haben 1976 
die „OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen“ 
verabschiedet und sie 2000 überarbeitet. An der Revision 
der Leitsätze, die ein Element der „OECD-Erklärung über 
internationale Investitionen und multinationale Unterneh- 
men“ darstellen, haben auch einige Nichtmitgliedsländer 
wie Argentinien, Brasilien, Chile, Estland und Litauen 
sowie Unternehmens-, Arbeitnehmer- und Nichtregie- 
rungsorganisationen mitgewirkt. Die Empfehlungen beru- 
hen auf dem Prinzip der Freiwilligkeit und haben keinen 
rechtlich bindenden Charakter. Sie sollen einen Hand- 
lungsrahmen bieten, der die unterschiedlichen Interessen 
berücksichtigt und das Vertrauen zwischen Unternehmen 
und ihren Gastländern fördert. 

Die Bundesregierung appelliert an die Verbände der deut- 
schen Wirtschaft und an alle im Ausland engagierten 
deutschen Unternehmen, sich gemäß den OECD-Leitsät- 
zen zu verhalten und diesen damit zu Wirksamkeit und 
Erfolg zu verhelfen. Auch Klein- und Mittelbetriebe sol- 
len die Empfehlungen der Leitsätze so weit wie möglich 
anwenden. Wo dies praktikabel ist, sollen die Unterneh- 
men ihre Geschäftspartner und Zulieferfirmen zur An- 
wendung der Grundsätze der OECD-Leitsätze für multi- 
nationale Unternehmen ermutigen. Die freiwilligen 
Verhalfensempfehlungen sollen bekannfer gemacht wer- 
den, damit in den Unternehmen das Bewusstsein dafür 
wächsf, dass die Leifsäfze einen wichtigen Maßstab für 
das unfemehmerische Verhalfen bei Auslandsinvesfifio- 
nen darstellen. Die Bundesregierung ist überzeugt, dass 
die OECD-Leitsätze insbesondere in Entwicklungslän- 
dern einen wichtigen Beitrag zum allseitigen Nutzen von 
Direktinvestitionen und zu einer nachhaltigen Entwick- 
lung leisten. 

Die Empfehlungen der Leitsätze richten sich an die Un- 
ternehmen. Die Regierungen der OECD-Mitgliedstaaten 
sowie der weiteren Unterzeichnerländer sind dafür zu- 
ständig, die Anwendung der Leitsätze zu fördern, über die 
jeweiligen „Nationalen Kontaktstellen“ Anfragen zu be- 
antworten und zur Lösung von Fragen beizutragen, die 
sich aus der Anwendung der Leitsätze ergeben. Sofern 
Fragen an die „Nationale Kontaktstelle“ herangetragen 
werden, die auf eine mögliche Nichtbeachtung der Leit- 
sätze schließen lassen, wird die „Nationale Kontaktstelle“ 
diesen entsprechend den „Verfahrenstechnischen Anlei- 
tungen“ der OECD nachgehen und sich unter Mitwirkung 
hierfür relevanter Partner um eine gütliche Beilegung be- 
mühen. Der OECD-Ausschuss für infemationale Investi- 
tionen und multinationale Unternehmen (CIME) in Paris 
ist für die Auslegung der Leifsäfze sowie für die Überwa- 
chung ihrer Wirksamkeif zusfändig und koordiniert die 
Arbeit der Nationalen Kontaktstellen. Über einen im Ja- 
nuar 2002 gebildeten Arbeitskreis „OECD-Leitsätze“ der 
Nationalen Kontaktstelle werden Ressorts, Sozialpartner 
und Nichtregierungsorganisationen in die Arbeit einbezo- 
gen. 
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Der „Global Compact“ der Vereinten Nationen 

Der von den VN im Jahr 2000 ins Leben gerufene Global 
Compaet zwischen VN und Wirtschaflsuntemehmen hat 
zum Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den VN, der 
Wirtschaft und anderen gesellschaftlichen Gruppen zu 
stärken und für den Schutz der Menschenrechte und ande- 
rer zentraler politischer Ziele der VN nutzbar zu machen. 
Unternehmen, die dem Global Compact beitreten, ver- 
pflichten sich, zehn von zentralen Zielen der VN abgelei- 
tete Prinzipien zum Menschenrechtsschutz, zu Arbeits- 
und Sozialstandards, zum Umweltschutz und zur Korrup- 
tionsbekämpfung zu unterstützen und in ihrer Untemeh- 
menspolitik freiwillig zu beachten: 


Menschenrechte: Unternehmen sollen die international 
anerkannten Menschenrechte in ihrem Einflussbereich 
unterstützen und sicherstellen, dass sie nicht zu Kompli- 
zen von Menschenrechtsverletzungen werden. 

Arbeitsbeziehungen: Unternehmen sollen die Vereini- 
gungsfreiheit wahren und die wirksame Anerkennung 
des Rechts auf Tarifverhandlungen gewährleisten sowie 
auf die Beseitigung von Zwangs- und Pflichtarbeit, die 
Abschaffung von Kinderarbeit und die Beseitigung von 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf hinwirken. 

Umwelt: Unternehmen sollen umsichtig an ökologische 
Herausforderungen herangehen, einen verantwortlichen 
Umgang mit der Umwelt fordern und sich für die Ver- 
breitung umweltfreundlicher Technologien einsetzen. 

Korruptionsbekämpfung: Unternehmen sollen Korrup- 
tion in jeglicher Form, auch in Form von Erpressung 
und Bestechlichkeit, entgegenwirken. 


Der Global Compact hat sich zu einem weltumspannen- 
den Netzwerk mit fast 5 000 Mitgliedern, darunter über 
3 700 Unternehmen, in 120 Ländern entwickelt. Zu den 
derzeit 103 deutschen Unternehmen, die dem Global 
Compact angehören, zählen auch 20 der 30 im Deutschen 
Aktienindex notierten Unternehmen. Weltweit haben sich 
neben den Unternehmen auch 18 Untemehmensverbände, 
sieben internationale Gewerkschaftsdachverbände und 
37 internationale Nichtregierungsorganisationen dem 
Global Compact angeschlossen. Er ist damit das weltweit 
größte Aktionsbündnis zur Stärkung der gesellschaftli- 
chen Verantwortung von Unternehmen, auch wenn seine 
Mitgliedschaft bislang erst einen kleinen Teil der welt- 
weit ca. 65 000 transnational operierenden Firmen um- 
fasst. 

Die menschenrechtliche Komponente des Global Com- 
pact wird auf Seiten der Vereinten Nationen vom Büro 
der Hochkommissarin für Menschenrechte (OHCHR) 
fachlich betreut. Das Global Compact Office (GCO) und 
das OHCHR haben eine gemeinsame Veröffentlichung 
herausgegeben - „Embedding Human Rights in Business 
Practice“ -, die anhand von Beispielen praktische Hin- 
weise gibt, wie Unternehmen die Prinzipien des Global 
Compact zum Menschenrechtsschutz anwenden können. 


Die Bundesregierung hat den Global Compact im Be- 
richtszeitraum nachdrücklich unterstützt. Deutschland ge- 
hört seit Gründung des Global Compact zu den wenigen 
Geberländem, die die Arbeit des Global Compact Office 
im Sekrefariat der Vereinfen Nationen mit freiwilligen 
Beiträgen ermöglichen. Diese freiwilligen Beiträge zum 
Global Compact Trust Fund belaufen sich auf circa 
150 000 Euro im Jahr. Außerdem stellte das BMZ im Be- 
richtszeitraum für drei Jahre einen Finanzierungsbeifrag 
zum Global Compacf Leaming Forum sowie zum Africa 
Regional Leaming Fomm in Höhe von einer Million Euro 
zur Verfügung. Damit wird die Verbreitung des Global 
Compact in Afrika südlich der Sahara unterstützt. Das 
Angebot der Bundesregiemng, im Jahr 2008 eines der 
beiden Treffen der Geberländer und die jährliche Konfe- 
renz der nationalen Global Compact Netzwerke auszu- 
richten, wurde angenommen. 

Die Bundesregierang wirbt bei der deutschen Wirtschaft 
um Unterstützung der Initiative und steht mit den deut- 
schen Mitgliedern des Global Compact und dem VN- 
Sekretariat in Kontakt. Politisch unterstützt die Bundes- 
regierung den Global Compact mit Hilfe der von 
Deutschland initiierten und von der EU bei der General- 
versammlung der Vereinten Nationen eingebrachten Re- 
solution „Towards Global Partnership s“. Die Resolution 
wurde zuletzt wieder am 19. Dezember 2007 im Konsens 
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen an- 
genommen. 

Das Büro der Deutschen Gesellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeif (GTZ) für die Zusammenarbeif mif der 
Wirtschaft koordiniert im Auftrag des BMZ und in Ab- 
stimmung mit dem Auswärtigen Amt und den Mitglieds- 
firmen das Deutsche Global Compact-Netzwerks 
(DGCN) und dient deutschen Firmen und den VN als An- 
sprechpartner. Im DGCN arbeiten die deutschen Mitglie- 
der des Global Compact im Dialog mit Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft und unter Einbeziehung von Auswärti- 
gem Amt und BMZ an der Umsetzung und Verbreitung 
der Prinzipien des Global Compact. Dem im Berichtszeit- 
raum gegründeten Lenkungskreis des DGCN gehören ne- 
ben Vertretern von Unternehmen, Zivilgesellschaft und 
Wissenschaft auch jeweils ein Vertreter des Auswärtigen 
Amts und des BMZ an. Dieser Lenkungskreis hat für die 
Arbeit des DGCN im Jahr 2008 die zwei Schwer- 
punktthemen „nachhaltiger Konsum“ sowie „Wirtschaft 
und Menschenrechte“ beschlossen, ln diesem Rahmen 
hat die GTZ gemeinsam mit der interessierten Fachöffent- 
lichkeit (u. a. Amnesty International und dem UNEP/ 
Wuppertal Collaborating Centre on Sustainable Con- 
sumption and Production) ein umfangreiches Arbeitspro- 
gramm für das DGCN zu den genannten Themen erstellt. 
Zum Arbeitsprogramm gehören jeweils ein Workshop auf 
den vier geplanten DGCN- Arbeitstreffen sowie eine Coa- 
chingsitzung mit interessierten Unteraehmensvertretera. 
Hier sollen die konkreten Auswirkungen von Menschen- 
rechtsverletzungen durch Unternehmen oder ihre Zuliefe- 
rer und Kunden sowie der unteraehmensinterae Umgang 
mit der Problemstellung in kleinem vertraulichem Kreis 
diskutiert werden. 
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Angesichts der schnellen Ausbreitung des Konzepts in al- 
len Teilen der Welt müssen die Beteiligten am Global 
Compact nach Ansicht der Bundesregierung alles daran- 
setzen, dessen positive Auswirkungen zugunsten des 
Schutzes der Menschenrechte und in den anderen vom 
Global Compact abgedeckten Bereichen sicht- und er- 
fahrbar zu machen. Der Global Compact hat in der Ge- 
sellschaft die Erwartung geweckt, dass die Beteiligten 
sich dauerhaft und aktiv für ihn und seine Prinzipien ein- 
setzen. Mit Befriedigung stellt die Bundesregierung fest, 
dass die Mitglieder des Global Compact sich dessen be- 
wusst sind. Sie begrüßt jüngste Maßnahmen des Global 
Compact Office im Sekretariat der Vereinten Nationen, 
die sicherstellen sollen, dass der Global Compact dem ho- 
hen Anspruch, dem die beteiligten Unternehmen sich 
freiwillig unterwerfen, auch gerecht wird. Die Bundesre- 
gierung arbeitet gemeinsam mit anderen den Global 
Compact unterstützenden Staaten daran, die politische 
Unterstützung gerade auch der Schwellen- und Entwick- 
lungsländer für den Global Compact weiter zu stärken. 

Entwurf der MRK-Unterkommission für Normen zur 
Verantwortung grenzüberschreitender Unternehmen 
in Bezug auf die Einhaltung der Menschenrechte 

Die frühere, mit unabhängigen Experten besetzte Unter- 
kommission der seinerzeitigen VN-Menschenrechtskom- 
mission (MRK) hat am 13. August 2003 nach lang- 
jähriger Vorarbeit einen Entwurf für „Normen zur 
Verantwortung grenzüberschreitend tätiger und anderer 
Unternehmen in Bezug auf die Einhaltung der Menschen- 
rechte“ angenommen und zur weiteren Beratung an die 
MRK verwiesen. Die Normen sollen die Einhaltung der 
Menschenrechte durch multinationale Unternehmen si- 
cherstellen. Sie orientieren sich zum Teil an den OECD- 
Leitsätzen für multinationale Unternehmen, die von der 
Bundesregierung nachdrücklich unterstützt werden. Der 
Entwurf geht aber insofern deutlich über bisherige Initia- 
tiven (Global Compact, OECD-Leitsätze) hinaus, als er 
ausdrücklich eine Bindung multinationaler Unternehmen 
an die Menschenrechte konstatiert und eine weit rei- 
chende zivilrechtliche Haftung für Verstöße vorsieht. 
Nach Vorstellung der Verfasser sollen multinationale Un- 
ternehmen ferner in regelmäßigen Abständen direkt von 
den Vereinten Nationen auf die Einhaltung der Normen 
überprüft werden. Die Empfehlungen der Unterkommis- 
sion stellen daher einen Versuch dar, das herrschende völ- 
kerrechtliche Verständnis der Menschenrechte, wonach 
sich die menschenrechtlichen Verpflichtungen unmittel- 
bar nur an die Staaten richten, die diese umzusetzen und 
anzuwenden haben, weiterzuentwickeln. Auch müsste ein 
Mandat der Vereinten Nationen zur Überprüfung von Un- 
ternehmen erst noch geschaffen werden. 

Die MRK befasste sich in ihrer 60. Sitzung 2004 erstmals 
mit dem Entwurf Auf deutsche Initiative hin wurde dazu 
im EU-Kreis eine gemeinsame Position abgestimmt, wel- 
che die soziale, aber auch menschenrechtliche Verantwor- 
tung von Unternehmen unterstreicht, ebenso aber das 
Prinzip bekräftigt, wonach Menschenrechte für nicht- 
staatliche Akteure keine direkten Pflichten begründen. 
Maßgeblich beeinflusst durch die von der EU vertretene 
Position, einigte sich die 60. MRK zum Entwurf der Un- 


terkommission einvemehmlich auf eine Entscheidung 
(2004/116), in der die Bedeutung der Frage der men- 
schenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen aus- 
drücklich bestätigt wird. Daneben erteilte die MRK dem 
Büro des VN-Hochkommissars für Menschenrechte 
(BHKMR) den Auftrag, zur 61. MRK-Sitzung einen Be- 
richt zu Rahmen und Rechtsstatus aller existierenden Ini- 
tiativen und Standards - darunter ausdrücklich auch des 
Normenentwurfs - zur Verantwortung fransnationaler und 
anderer Unternehmen in Bezug auf die Menschenrechte 
vorzulegen. Während der 61. MRK-Sitzung wurde die 
Einsetzung eines Sonderbeauftragten des VN-General- 
sekretärs zu Menschenrechten und transnationalen Unter- 
nehmen beschlossen. Dieses Amt hat seit Juli 2005 Prof 
John Ruggie (USA) inne, der sich in seinem ersten Be- 
richt vom 22. Februar 2006 (E/CN. 4/2006/97) kritisch 
mit Reichweite und Implikationen der Normen auseinan- 
dersetzte, gleichzeitig aber eine verstärkte Diskussion zur 
menschenrechtlichen Verantwortung von Staaten und Un- 
ternehmen forderte. Prof Ruggie hat bereits mehrfach 
Deutschland besucht und dabei auch Gespräche mit der 
Bundesregierung geführt. 

8.3.4 Menschenrechtskriterium bei Rüstungs- 
ausfuhren und der Ausfuhr ziviier Güter 

Die Bundesregierung verfolgt eine restriktive Rüstungs- 
exportpolitik. Sie legt dabei zum Teil strengere Kriterien 
an, als dies vom EU -Verhaltenskodex für Waffenausfuh- 
ren (s. u.) gefordert wird. Im Unterschied zu einer Reihe 
anderer Staaten ist die Rüstungsexportpolitik für die Bun- 
desregierung kein Instrument ihrer Außenpolitik. Ent- 
scheidungen über Rüstungsexportvorhaben werden nach 
einer sorgfältigen Abwägung insbesondere auch men- 
schenrechtspolitischer Argumente getroffen. Bei unter- 
schiedlichen Auffassungen der am Entscheidungsprozess 
beteiligten Ressorts über die Erteilung oder Versagung 
von Ausfuhrgenehmigungen entscheidet in der Regel ab- 
schließend der Bundessicherheitsrat. Der am 24. Oktober 
2007 vom Bundeskabinett beschlossene Rüstungsexport- 
bericht 2006'^ gibt über die restriktive Rüstungsexport- 
politik der Bundesregierung Auskunft. 

Die Ausfuhr von Dual-use-Gütem (Güter mit doppeltem 
Verwendungszweck), die zu Menschenrechtsverletzungen 
missbraucht werden können, wie z. B. Elekfroimpulsge- 
räte, ist in Deutschland seit 1997 genehmigungspflichtig. 
Seit 30. Juli 2006 existiert eine solche Genehmigungs- 
pflicht EU -weit (Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 vom 
27. Juni 2005). Mit der 76. Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 13. Juni 2006 wurden 
die hierfür notwendigen Anpassungen im deutschen 
Recht vorgenommen. Durch die Etablierung einer Geneh- 
migungspflicht wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass Güter wie z. B. Elekfroimpulsgeräte auch legitimen 
Verwendungen dienen, etwa der persönlichen Selbstver- 
teidigung. ln bestimmte Länder ist die Ausfuhr derartiger 
Geräte aufgrund von EU-Sanktionen gänzlich untersagt. 
Die Entscheidung über die Erteilung oder Versagung ei- 
ner Ausfuhrgenehmigung wird maßgeblich durch den 


Zu finden unter bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/mestungsexport 
bericht-2006,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
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Empfänger, den Endverwender, den Endverbleib des Gu- 
tes und das Bestimmungsland bestimmt. Bei der Prüfung 
der Genehmigungsfahigkeit einer beabsiehtigten Ausfuhr 
ist Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 zu- 
grunde zu legen. Hierbei ist die Mensehenrechtssituation 
im Bestimmungsland stets von entscheidender Bedeu- 
tung. Soweit ein hinreichender Grund zu der Annahme 
besteht, dass beantragte Güter unter Berücksichtigung der 
Gefahr der Umleitung zum Zwecke der Folter oder in an- 
derer menschenrechtswidriger Weise verwendet werden 
sollen, wird die Genehmigung versagt. 

Die Politischen Grundsätze der Bundesregierung für 
Rüstungsexporte 

Die Politischen Grundsätze der Bundesregierung für Rüs- 
tungsexporte in der Fassung vom 19. Januar 2000'^ 
räumen - zusammen mit den bereits seit Mitte 1998 gel- 
tenden Kriterien des EU- Verhaltenskodexes für Waffen- 
ausfuhren - dem Menschenrechtskriterium einen beson- 
deren Rang ein: Es wird darin erstmals konkret 
ausformuliert und hinsichtlich seiner Anforderungen prä- 
zisiert. Rüstungsexporte, d. h. Ausfuhren von Kriegswaf- 
fen und sonstigen Rüstungsgütem, darunter auch Güter 
mit doppeltem Verwendungszweck, die militärisch 
genutzt werden sollen, werden auf dieser Grundlage 
grundsätzlich nicht genehmigt, wenn der „hinreichende 
Verdacht“ besteht, dass das betreffende Rüstungsgut 
(Waffen, Munition, besonders konstruierte Fahrzeuge, 
aber auch z. B. Software) zu internen Repressionen oder 
zu sonstigen fortdauernden und systematischen Men- 
schenrechtsverletzungen missbraucht wird. Dabei spielt 
die Menschenrechtssituation im Bestimmungsland eine 
wichtige Rolle. 

Zur Beurteilung der Menschenrechtssituation kommt es 
vor allem darauf an, ob das Empfängerland eine rechfs- 
sfaafliche Sfruktur besifzf und ob demokratische und 
menschenrechtliche Grundprinzipien beachtet werden, 
z. B. das Verbot von Folter und Misshandlungen. Wie 
sich in Anwendung dieser Kriterien die Verhältnisse in ei- 
nem Land (ob NATO-, NATO-gleichgestelltes oder 
Drittland) darstellen, wird auf der Grundlage der Feststel- 
lungen internationaler Organisationen wie der VN, der 
OSZE, des Europarats oder der EU unter Einbeziehung 
der Berichte deutscher Auslandsvertretungen und inter- 
nationaler Menschenrechtsorganisationen ermittelt. Bei 
der Genehmigungsentscheidung, die den rechtlichen Vor- 
gaben des Kriegswaffenkontroll- und des Außenwirt- 
schaflsgesetzes genügen muss, werden alle Umstände des 
Einzelfalls berücksichtigt, wobei oft schwierige Abwä- 
gungen vorzunehmen sind. 

9 Schutz von Menschenrechtsverteidigern, 
Prävention von Menschenrechts- 
verietzungen, Bekämpfung von 
Strafiosigkeit 

Staaten sind die prinzipiellen Garanten für den Schufz, 
die Förderung und Durchsefzung der Menschenrechfe. 


Zu finden unter auswaeitiges-amt.de/diplo/de/AussenpolitikAVeltwirt 
schaft/Downloads/PolGrds_C3_A4tzeExpKontrolle.pdf 


Doch nichf überall kommen die Sfaafen dieser Pflichf in 
erforderlichem Maße nach. Wo sich Schufzlücken auftun, 
ist gerade auch das ergänzende Wirken gesellschaftlicher 
Korrektivkräfte erforderlich wie z. B. von Menschen- 
rechtsverteidigem. Ohne ihr mutiges Wirken wäre die 
weltweite konsequente Durchsetzung der Menschen- 
rechte undenkbar. Dabei nehmen Menschenrechtsvertei- 
diger nicht selten hohe persönliche Risiken in Kauf, um 
Kemanliegen des internationalen Menschenrechtsschut- 
zes in ihre Heimatländer zu transportieren und dort umzu- 
setzen. Ihre Arbeit verdient daher gerade in Ländern mit 
einer weniger ausgeprägten Menschenrechtskultur unsere 
besondere Beachtung und Unterstützung. Die Bundesre- 
gierung fördert die Arbeit von Menschenrechtsverteidi- 
gem weltweit nach Kräften und setzt sich insbesondere 
für ihren verbesserten Schufz und die umfassende Aner- 
kennung ihrer Tätigkeit als wichtigen Beitrag zur gesell- 
schaftlich-sozialen Entwicklung ihrer Heimatländer im 
menschenrechtlichen Sinn ein. 

9.1 Schutz von Menschenrechtsverteidigern 

Menschenrechtsverteidiger ist grundsätzlich jede Einzel- 
person, jede Gruppe und jede gesellschaftliche Institu- 
tion, die sich für die Förderung und den Schufz der Men- 
schenrechte einsetzt. Dabei handelt es sich vor allem um 
Vertreter von Menschenrechtsorganisationen, um Rechts- 
und Staatsanwälte, Richter, Journalisten, Gewerkschaft- 
ler, Wissenschaftler, Publizisten, aber auch Studenten und 
konfessionsgebundene Angehörige unterschiedlichster 
Kirchen oder Religionsgemeinschaften. Sie können für 
die Einhaltung der Menschenrechte in ihren Staaten eine 
herausragende Rolle spielen. Aus diesem Grund sind 
Menschenrechtsverteidiger häufig staatlichen Repressio- 
nen ausgesetzt, die von ungerechtfertigten Verhaftungen 
über den Entzug von Berufszulassungen bis hin zu physi- 
schem Druck, im Extremfall mit Todesfolge, reichen kön- 
nen. Menschenrechtsverteidiger bedürfen deshalb eines 
besonderen Schutzes durch die internationale Gemein- 
schaft, insbesondere durch eine wachsame, mobilisierte 
Öffentlichkeit. Diese hat schon oft entscheidend zum bes- 
seren Schutz engagierter Menschenrechtsverteidiger bei- 
getragen und ihnen z. B. die Fortsetzung ihrer Arbeit im 
Heimatland ermöglicht. Die Bundesregierung verfolgt 
weltweit kontinuierlich Meldungen über das Schicksal 
von Menschenrechtsverteidigem. Sie setzt sich u. a. dafür 
ein, dass entsprechende Monitoring- und Berichtssysteme 
fortwährend ausgebaut werden, um den Schutz von Men- 
schenrechtsverteidigem weiter zu verbessern. 

9.1.1 Zeitweiliger Aufenthalt von Menschen- 
rechtsverteidigern in Deutschland 

Deutschland versucht gmndsätzlich, Menschenrechtsver- 
teidiger im Ausland so zu unterstützen, dass sie ihre 
wichtige Arbeit zum Schutz der Menschenrechte vor Ort 
(und nicht etwa aus dem Exil) ausüben können, ln Aus- 
nahmefällen kann es dennoch Vorkommen, dass Men- 
schenrechtsverfeidiger wegen einer akufen Bedrohungs- 
situation ihr Land vorübergehend verlassen und im 
Ausland Zuflucht suchen müssen. Auch Deutschland bie- 
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tet solcherart bedrohten Personen Zuflucht. Grundlage 
dafür biefef das Aufenfhalfsgesefz (Paragraph 22). 

Oft sind es Einrichtungen der Zivilgesellschaft in 
Deutschland (Stiftungen, Kirchen, Verbände, Nichtregie- 
rungsorganisationen etc.) sowie die Kommunen und 
Städte, die sich bemühen, in Not geratenen Menschen- 
rechtsverteidigem weitergehende Auffangmöglichkeiten 
anzubieten. Hervorzuheben ist hier insbesondere die Ar- 
beit der seit 1986 existierenden Hamburger Stiftung für 
polifisch Verfolgfe. Auch spezifische Programme, wie die 
vom Deufschen Richferbund organisierfe „Kolumbien- 
Hilfsakfion“, das 1999 von Sfaafsminisfer Naumann zu- 
sammen mif P.E.N. Deufschland ins Leben gerufene Pro- 
jekt „Writers in Exile“ oder die vom Internationalen 
Schriftstellerparlament 1994 lancierte Initiative „Städte 
der Zuflucht“ sind in diesem Zusammenhang zu erwäh- 
nen. Das Auswärtige Amt arbeitet mit den genannten 
Institutionen sowie mit dem Arbeitskreis Menschen- 
rechtsverteidiger des Forums Menschenrechte, einem 
zivilgesellschaftlichen Zusammenschluss verschiedener 
Nichtregierungsorganisationen, eng zusammen, um im 
Einzelfall pragmatische Lösungen zu erarbeiten. 

9.1.2 Maßnahmen der EU zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern 

Bereits am 14. Juni 2004 hatte der Allgemeine Rat der 
Außenminister Leitlinien zu Menschenrechtsverteidigem 
angenommen und damit einen generellen Bezugsrahmen 
mit Empfehlungen für konkrefe Maßnahmen der EU beim 
Einsafz für diese Personengruppe geschaffen. Die von 
Deufschland von Anbeginn nachdrücklich unfersfüfzfen 
Leiflinien sehen z. B. den Aufbau und die Pflege sysfe- 
mafischer Konfakfe zu Menschenrechfsverfeidigem durch 
die Auslandsvertrefungen der EU-Mifgliedsfaafen, regel- 
mäßige Berichfe der Auslandsvertretungen über die Situa- 
tion von Menschenrechtsverteidigem im Gastland, deren 
Unterstützung vor Ort durch konkrete Aktionen (Schaf- 
fung von Öffenflichkeif/Demarchen/finanzielle Förde- 
rung) sowie die Förderang von Nefzwerken zum Schufz 
von Menschenrechfsverfeidigem und ganz allgemein die 
Beachtung der Situation von Menschenrechtsverteidigem 
in allen Bereichen der EU- Außenpolitik vor („Mainstrea- 
ming“), damnter auch in multilateralen Foren. Seither 
wurden auf EU-Ebene verschiedene Maßnahmen zur 
Umsetzung dieser Leitlinien und zur Erhöhung ihres Be- 
kanntheitsgrades ergriffen. So wurde im ersten Halbjahr 
2005 ein thematisches Handbuch zur Umsetzung der EU- 
Leitlinien zur Unterstützung an die Auslandsvertretungen 
der EU-Mitgliedstaaten verteilt. 

Unter britischem EU-Rats Vorsitz begann im zweiten 
Halbjahr 2005 eine weltweite Kampagne für Meinungs- 
freiheif mif Fokus auf Menschenrechfsverfeidigem. Im 
Dezember 2005 fand zum selben Thema in London ein 
gemeinsames internationales Foram der EU mit Nichtre- 
giemngsorganisationen statt. Aufbauend auf den Erkennt- 
nissen aus dieser Initiative und komplementär zur laufen- 
den generellen Umsetzung der Leitlinien begann die EU 
im ersten Halbjahr 2006 unter österreichischer Ratspräsi- 
dentschaft die weiterführende Inifiafive für eine weltweife 


und öffenflichkeifswirksame Aufklämngs- und De- 
marchenkampagne zur geziehen Unfersfüfzung von Men- 
schenrechtsverfeidigem. 

ln gemeinsamen Veransfaltungen vor Orf, aber auch 
durch flankierende politische Demarchen in Einzelfällen 
und EU-Erklärangen auf internationaler Ebene unter- 
strich die EU dabei weltweit insbesondere die gleichbe- 
rechtigte Rolle der Frau bei der Verteidigung der Men- 
schenrechte, die spezifischen Risiken von Frauen bei 
dieser Arbeit sowie ihr daraus resultierendes besonderes 
Schutzbedürfnis. Die EU reagierte mit dieser Aktion u. a. 
auf eine entsprechende Empfehlung der VN-Sonderbe- 
auftragten zu Menschenrechtsverteidigem aus ihrem Be- 
richt an die Menschenrechtskommission der Vereinten Na- 
tionen vom 23. Januar 2006 (Bericht E/CN.4/2006/95). 

Am 12. Juli 2006 verabschiedete der Allgemeine Rat der 
Außenminister im Ergebnis einer ersten umfassenden 
Evaluierang zur Umsetzung der EU-Leitlinien für Men- 
schenrechtsverfeidiger weifergehende Empfehlungen 
(Dok. 10111/06 vom 7. Juni 2006) zu ihrer verbesserten 
Implemenfierang, insbesondere durch: 

- Erhöhung ihres Bekannfheifsgrades innerhalb und au- 
ßerhalb der EU, 

- enge Zusammenarbeit mit dem neu gegründeten Men- 
schenrechtsrat der Vereinten Nationen und mit der Zi- 
vilgesellschaft, 

- systematische Einbeziehung des Themas in den politi- 
schen Dialog der EU mit Drittstaaten, 

- weltweite Entwicklung lokaler Strategien zur Umset- 
zung der EU-Leitlinien, 

- systematische Berichterstattung und Monitoring der 
Situation von Menschenrechtsverteidigem durch die 
deutschen Auslandsvertretungen, 

- verstärkte Zusammenarbeit mit den Vereinten Natio- 
nen, insbesondere mit der VN- Sonderbeauftragten für 
Menschenrechtsverfeidiger, 

- Soforthilfesfrafegien für bedrohfe Menschenrechfsver- 
feidiger. 

Maßnahmen nnter dentscher EU-Ratspräsidentschaft 
(Jannar bis Jnni 2007) 

Die konsequenfe Umsefzung der Leiflinien zu Menschen- 
rechfsverfeidigem unfer Berücksichfigung der Empfeh- 
lungen des Überprüfungsprozesses war auch ein zenfrales 
Thema der deufschen EU-Rafspräsidenf schaff im Bereich 
ihrer exfemen EU-Menschenrechtspolifik. Deufschland 
haf die Inifiafive zur welfweifen Erarbeitung lokaler 
Implementierangsstrategien der EU für Menschenrechts- 
verfeidiger durch die Auslandsvertretungen der EU- 
Mitgliedstaaten ergriffen. Insgesamt 111 Auslandsvertre- 
tungen wurden beauftragt, derartige EU-Strategien zu er- 
arbeiten oder über bereits bestehende Strategien zu be- 
richten. Rückmeldungen mit Umsetzungsstrategien lagen 
bis Ende 2007 von über der Hälfte dieser Staaten vor. 
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Damit wurde nicht nur das weltweite Bewusstsein in der 
Öffentlichkeit für die zentrale Bedeutung des Themas ge- 
schärft. Mit diesen Implementierungsstrategien verfügt 
die EU auch erstmals über eine umfassende, strukturierte 
und auf Nachhaltigkeit gerichtete Basis für künftiges EU- 
Handeln in diesen Ländern: Die Strategien enthalten län- 
derspezifische Empfehlungen zu Menschenrechtsvertei- 
digem, deren weitere Umsetzung nunmehr Aufgabe 
nachfolgender EU-Präsidentschaften ist. Neben der Ent- 
wicklung lokaler Implementierungsstrategien wurden un- 
ter deutscher Ratspräsidentschaft weltweit auch über 
150 Demarchen bzw. Interventionen in Einzelfällen, etwa 
zum Schutz oder der Unterstützung von Menschenrechts- 
verteidigem, ausgeführt. Das Thema Menschenrechtsver- 
teidiger wurde außerdem von der EU im Rahmen ihrer 
Menschenrechtsdialoge mit China und Usbekistan sowie 
der EU-Menschenrechtskonsultationen mit Russland er- 
örtert. 

9.1.3 Maßnahmen der OSZE zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern 

Das Büro für Demokratische Institutionen und Men- 
schenrechte (BDMIR, englisch ODIHR) der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) hat 
2007 einen „Focal Point“ für Menschenrechtsverteidiger 
und nationale Menschenrechtsinstitutionen eingerichtet. 
Damit folgte es der Empfehlung eines Sondertreffens im 
Rahmen der Menschlichen Dimension zu Menschen- 
rechtsverteidigem und Nationalen Menschenrechtsinsti- 
tutionen 2006 und baute auf bereits laufender Arbeit quer 
durch alle Programmaktivitäten auf Der Focal Point beo- 
bachtet die Lage von Menschenrechtsverteidigem, identi- 
fiziert Problemfälle und bemühf sich um Förderung und 
Schulz der Inferessen von Menschenrechtsverteidigem. 
ln Zusammenarbeit mit anderen zwischenstaatlichen Ein- 
richtungen, nationalen und internationalen Nichtregie- 
rungsorganisationen und OSZE-Partnem fördert der Fo- 
cal Point die Arbeit von Menschenrechtsverteidigem 
durch Ausbildungs- und Entwicklungsaktivitäten. 
Deutschland unterstützt diese Arbeit von ODIHR durch 
die Finanzierang eines Projektes zur Ausbildung von Ver- 
tretern nationaler Menschenrechtsinstitutionen. Im De- 
zember 2007 veröffentlichte ODIHR einen Bericht über 
die Lage von Menschenrechtsverteidigem im OSZE- 
Raum (Human Rights Defenders in the OSCE Region - 
Our Collective Conscience). 

9.1.4 Maßnahmen der VN zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigem 

Die Erklärang zu den Menschenrechtsverteidigem (Human 
Rights Defenders), welche die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen am 10. Dezember 1998 zum 50. Jah- 
restag der Allgemeinen Erklärang der Menschenrechte 
angenommen hat (Resolution A/RES/53/144 vom 
8. März 1999), sowie die ab 2000 jährlichen Resolutionen 
der VN-Menschenrechtskommission zu Menschenrechts- 
verteidigem bilden die maßgebliche universelle politische 
Bemfungsgmndlage, auf der in konkreten Fällen die 


Rechte von Menschenrechtsverteidigem gegenüber Re- 
giemngen geltend gemacht werden können. 

Mit der erstmals bei der 56. VN-Menschenrechtskommis- 
sion (MRK) im Jahr 2000 von Norwegen eingebrachten 
Resolution zu „Human Rights Defenders“ wurde das Amt 
eines Sonderbeauftragten des VN-Generalsekretärs für 
Menschenrechfsverteidiger eingeführt. Maßgebliches 
Ziel war die Untersfützung der Umsefzung der Erklärang 
zu den Menschenrechfsverteidigem von 1998. Erste und 
bislang einzige Amtsinhaberin ist die pakistanische An- 
wältin Hina Jilani. Ihr ursprünglich auf drei Jahre befris- 
tetes Mandat wurde bereits zweimal verlängert, im April 
2003 auf Beschluss der damaligen MRK und zuletzt 2007 
um ein Jahr auf Beschluss des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen (MRR-Entscheidung 1/102). 

Das Mandat der unabhängigen Sonderbeauftragten um- 
fasst folgende Hauptaufgaben: 

- Überprüfung und Informationsverwaltung zu Men- 
schenrechtsverteidigem, 

- Dialog mit Regierangen und relevanten Akteuren zur 
Umsetzung der Erklärang zu den Menschenrechtsver- 
teidigem, 

- Empfehlung und Umsetzung von Strategien zum 
Schutz von Menschenrechtsverteidigem. 

Die unabhängige Sonderbeauftragte hat ihre Berichter- 
stattung an die Menschenrechtskommission bzw. ab 2007 
den VN-Menschenrechtsrat sowie die Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen fortgesetzt und im Januar 
2007 ihren aktuellen, bislang 7. Jahresbericht vorgelegt 
(Resolution A/HRC/4/37). Sie hat daneben eine große 
Zahl weiterer Kommunikationen vorgelegt z. B. zur Lage 
von Menschenrechtsverteidigem und Länderbesuchen. 
Zudem widmet sie sich speziellen Themen ihres Mandats. 
So stellte sie sich z. B. bis Ende 2005 an die Spitze einer 
weltweiten Kampagne für den Schufz von Menschen- 
rechfsverfeidigerinnen. Diese endefe vom 29. November 
bis 2. Dezember 2005 mit einer Weltkonferenz von Men- 
schenrechtsverteidigerinnen in Sri Lanka, die die Ent- 
wicklung neuer Strategien zum Schutz weiblicher Men- 
schenrechtsverteidiger vor verschiedensten Formen des 
Missbrauchs durch staatliche und nichtstaatliche Gewalt, 
im Familien- und Gemeinschaftskreis und vor Übergrif- 
fen aufgrand ihres Geschlechts zum Ziel hatte. Die Bun- 
desregierang unterstützt die Arbeit der Sonderbeauftrag- 
ten nach Kräften und hat zudem insgesamt die 
Bemühungen auf Ebene der Vereinten Nationen zur Un- 
terstützung von Menschenrechtsverteidigem von Anfang 
an mit getragen. Deutschland hat die diesem Thema ge- 
widmete norwegische Resolutionsinitiative stets mit ein- 
gebracht und die Resolution auch wiederholt im Rahmen 
EU-intemer Arbeitsteilung (sog. bürden sharing) haupt- 
verantwortlich betreut, so z. B. bei der 60. und 61. MRK 
(2004 bzw. 2005). 

ln einer Vielzahl von Einzelfällen setzte Deutschland sich 
darüber hinaus entweder im Kontext bilateraler Dialoge 
mit internationalen Partnern oder durch förmliche politi- 
sche Demarchen für verfolgfe Menschenrechfsverfeidiger 
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ein. Die deutsehen Auslandsvertretungen sind angehalten, 
laufend über die Situation von Mensehenreehtsverteidi- 
gem zu beriehten, u. a. aueh im Rahmen der Bundestags- 
initiative „Parlamentarier sehützen Parlamentarier“, wo- 
naeh Abgeordnete des Deutschen Bundestags sich bei 
Auslandsbesuchen systematisch für dort staatlichen Re- 
pressionen ausgesetzte Parlamentarier verwenden. Aber 
auch mittelbar, nämlich durch die Förderung von Projek- 
ten im Menschenrechtsbereich und in der Demokratisie- 
mngshilfe, hat Deutschland zur Unterstützung von Men- 
schenrechtsverteidigem beigetragen und die weitere 
Durchsetzung ihrer Anliegen befördert. Angehörige der 
deutschen Auslandsvertretungen haben ferner beobach- 
tend an Gerichtsverhandlungen, in denen Menschen- 
rechtsverteidiger angeklagt sind, sowie an von Men- 
schenrechtsverteidigem organisierten Veranstaltungen 
zum Schutz der Menschenrechte teilgenommen. Gemein- 
sam mit seinen EU-Partnem verwendet Deutschland sich 
auf Ebene der Vereinten Nationen vor allem für: 

- die Überwindung von Straflosigkeit bei Übergriffen 
gegen Menschenrechtsverteidiger, 

- die Verbesserung der Zusammenarbeit aller Staaten 
mit den einschlägigen VN-Menschenrechtsmechanis- 
men, insbesondere für den ungehinderten Zugang der 
Sonderbeauftragten des VN-Generalsekretärs für 
Menschenrechtsverteidiger, 

- eine gezielte und überprüfbare Umsetzung der Emp- 
fehlungen der VN-Menschenrechtsmechanismen zum 
Thema Menschenrechtsverteidiger. 

9.2 Prävention von Menschenrechts- 
verletzungen 


„Responsibility to Protect“ (Schutzverantwortung) 

Die internationale Diskussion um die Frage, ob im Falle 
schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen im Rah- 
men eines innerstaatlichen Konflikts bewaffnetes Ein- 
greifen von außen zulässig ist, wurde über lange Jahre 
hinweg meist nur unter dem Blickwinkel des Eingriffs 
in die Souveränität und die Rechte des betroffenen, für 
die Menschenrechtsverletzungen verantwortlichen Staa- 
tes diskutiert. Befürworter einer humanitär begründeten 
Intervention beriefen sich dabei ebenso auf die Charta 
der Vereinten Nationen wie diejenigen, die auf das Ver- 
bot der Einmischung in innere Angelegenheiten verwie- 
sen. Seit dem Bericht des internationalen Think Tanks 
International Commission on Intervention and State 
Sovereignty (ICISS) 2001 setzt sich dagegen mehr und 
mehr eine Sichtweise durch, die unter dem Begriff 
Schutzverantwortung (Responsibility to Protect) eine 
vorrangige Pflicht des Territorialstaates gegenüber der 
Bevölkerung postuliert. Erst wenn dieser seiner Schutz- 
verantwortung nicht gerecht wird, soll nach Erfüllung 
besfimmfer Kriferien eine Schufzveranfwortung der in- 
ternationalen Gemeinschaft greifen, die ggf auch eine 
militärische Intervention rechtfertigt. 


Deutschland hat sich schon in der Vergangenheit dafür 
eingesefzf, dass die Vereinfen Nationen im VN-Sicher- 
heitsrat Maßnahmen ergreifen, wenn in einem inner- 
staatlichen Konflikt schwerwiegende Menschenrechts- 
verletzungen in großem Umfang begangen werden. Die 
Bundesregierang ist der Ansicht, dass der Sicherheits- 
rat, sofern die entsprechenden Voraussetzungen vorlie- 
gen, nach Kapitel Vll der Charta der Vereinten Nationen 
handlungsbefugt ist. Diese Auffassung hat auch das 
vom Generalsekretär eingesetzte Hochrangige Panel in 
seinem Bericht „A more secure world: Our shared 
responsibility“ (A59/565) vom 2. Dezember 2004 ver- 
treten. Mit der Aufnahme des Prinzips der „Responsibi- 
lity to Protect“ in das Abschlussdokument des Weltgip- 
fels vom September 2005 (A60/1) hat dieser Ansatz 
erstmals Eingang in ein Dokument der Vereinten Natio- 
nen gefunden. Die Bundesregierung begrüßt, dass der 
Sicherheitsrat in seinen Resolutionen 1674 (2006), 1706 
(2006) und 1755 (2007) Bezug auf die einschlägigen 
Paragraphen des Schlussdokuments zur Schutzverant- 
wortung genommen hat. Die Ernennung von Prof 
Edward Luck zum „UN Special Adviser on Responsibi- 
lity to Protect“ im Dezember 2007 durch den General- 
sekretär nach Zustimmung durch den Sicherheitsrat ist 
ein weiterer wichtiger Schritt zur Festigung dieses Prin- 
zips in den Vereinten Nationen. Prof Luck hat im Fe- 
bruar 2008 auf Einladung der Bundesregierung 
Deutschland besucht und seine Vorstellungen zur Um- 
setzung seines Mandates vorgestellt. 


9.2.1 Krisen- und Konfliktprävention als Beitrag 
zum Menschenrechtsschutz 

Zwischen Menschenrechtsverletzungen einerseits und 
zwischenstaatlichen und internen Konflikten andererseits 
besteht eine klare Wechselbeziehung: Systematische 
Menschenrechtsverletzungen geschehen im Zusammen- 
hang mit zwischen- oder innerstaatlichen bewaffneten 
Konflikten. Konflikte entstehen aber umgekehrt auch da, 
wo Menschenrechte systematisch verletzt werden. Des- 
halb sind die vielfältigen Anstrengungen Deutschlands 
zur Konfliktverhütung und -bewältigung zugleich ein 
wichtiger Beitrag zur Prävention von Menschenrechtsver- 
letzungen. Umgekehrt sind Maßnahmen, welche die Ach- 
tung der Menschenrechte sicherstellen, gleichzeitig Maß- 
nahmen zur Konfliktprävention. 

Aktionsplan zivile Krisenprävention 

Aufbauend auf dem Gesamtkonzept des Jahres 2000 ver- 
abschiedete die Bundesregierung am 12. Mai 2004 den 
Aktionsplan „Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung 
und Friedenskonsolidierang“. Er verankert die Krisenprä- 
vention im Regierangshandeln als Querschnittsaufgabe 
und identifiziert in 161 zukunftsgerichteten, konkreten 
Aktionen wichtige Handlungsfelder zur mittelfristigen 
(fünf bis zehn Jahre) Unfersfüfzung der krisenprävenfiven 
Ziele der Bundesregierung. Die Bundesregierung berich- 
fef alle zwei Jahre dem Deufschen Bundesfag über die 
Umsefzung des Akfionsplans; ihren ersfen Berichf haf die 
Bundesregierung im Mai 2006 vorgelegf. 
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Aktionsplan der Bnndesregiernng znr zivilen 
Krisenprävention, Konfliktlösnng nnd 
F riedenskonsolidiernng 

Krisenprävention erfordert ein kohärentes und koordinier- 
tes Handeln aller beteiligten staatliehen und niehtstaatli- 
ehen Akteure auf globaler, regionaler und nationaler 
Ebene. Um den deutsehen Beitrag der Krisenprävention 
mit zivilen Handlungsansätzen noeh effektiver zu ge- 
stalten, zielt der Aktionsplan auf eine Bündelung der 
Kräfte. Ausgehend vom erweiterten Sieherheitsbegriff 
soll nieht nur die Außen-, Sieherheits- und Entwiek- 
lungspolitik, sondern aueh die Finanz-, Wirtsehafts- und 
Umweltpolitik im Sinne der Krisenprävention genutzt 
werden. Zu den globalen Handlungsfeldem zählen u. a. 
die Niehtverbreitung von Waffen, die Abrüstung und 
Rüstungskontrolle, die Verreehtliehung der Konfliktaus- 
tragung, die Förderung von Mensehenreehten und De- 
mokratie, die Mitwirkung der internationalen Finanz- 
institutionen und globale Partnersehaften zwisehen 
privatem und öffentliehem Sektor. Krisenprävention ist 
in diesem Zusammenhang umfassend zu verstehen und 
sehließt Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung mit 
ein. 

Der Aktionsplan ist der verbindliehe Referenzrahmen 
für die krisenpräventive Politik der Bundesregierung. 
Seine Umsetzung bildet gleiehzeitig einen Beitrag zur 
Implementierung der Europäisehen Sicherheitsstrategie. 
Durch den Aktionsplan wird das staatliche Engagement 
aller Ressorts systematisch als Teil der krisenpräventi- 
ven Gesamtpolitik erfasst. Damit trägt der Aktionsplan 
zu einer besseren Ausrichtung des deutschen krisenprä- 
ventiven Engagements bei. 


Erhalt und Schaffung von Frieden und die Verhinderung 
von Menschenrechtsverletzungen stellen zentrale Zielset- 
zungen deutscher Politik im internationalen Rahmen dar. 
Ihnen dient der gesamte politische Dialog mit anderen 
Staaten, sowohl auf bilateraler wie auf multilateraler Ba- 
sis. Er wird ergänzt durch spezifische Maßnahmen zur 
Friedenswahrung und zur Förderung der Menschenrechte 
im Ausland, d. h. durch vielfältige konkrete Vorhaben, 
mit denen die Bundesregierung mittelbar oder unmittel- 
bar politische, soziale, wirtschaftliche und ökologische 
Stabilität in aller Welt fördert. 

Die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen bildet den 
zentralen Angelpunkt in den deutschen Bemühungen um 
Frieden und Sicherheit sowie um den Schutz und die Ge- 
währleistung von Menschenrechten weltweit. Darüber hi- 
naus engagiert sich Deutschland im Rahmen der Europäi- 
schen Union, des Europarats und der Organisation für 
Sicherheif und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) für die 
Verhinderung von Konflikfen und den Schutz und die 
Förderung der Menschenrechte und unterstützt auch an- 
dere Regionalorganisationen wie die Afrikanische Union 
(AU) in diesen Bemühungen. 2007 konnte Deutschland 
insbesondere seine EU-Präsidentschaft im ersten Halb- 
jahr sowie seinen G8-Vorsitz dazu nutzen, die Belange 
der Krisenprävention und der Gewährleistung der Men- 


schenrechte im internationalen Kontext zu befördern. Da- 
neben förderf die Bundesregierung die Menschenrechfe 
mif vielfältigen Vorhaben auf bilaferaler Basis, auch im 
Rahmen ihrer bilaferalen Enfwicklungszusammenarbeif. 
Sie gehf dabei von dem Grundgedanken aus, dass Ar- 
mufsminderung, Frieden und Verwirklichung der Men- 
schenrechte einander bedingen und sich gegenseitig stär- 
ken. 

Unterstützung friedenserhaltender Maßnahmen 

Deutschland ist einer der weltweit größten Truppensteller 
in multilateralen Friedenseinsätzen. Derzeit sind etwa 
7 500 Soldaten der Bundeswehr in internationalen Frie- 
densmissionen eingesetzt. Deutschland gehört bei den 
Missionen im westlichen Balkan (Kosovo, Bosnien und 
Herzegowina) und in Afghanistan zu den größten Trup- 
pensteilem. 

An den VN-geführten Friedensmissionen (Blauhelm- 
missionen) beteiligt sich Deutschland derzeit mit knapp 
1 000 Soldaten und Polizisten an den Missionen UNIFIL 
(Libanon), UNMIS (Sudan), UNOMIG (Georgien), 
UNMEE (Äthiopien-Eritrea) und UNAMID (Darfur). Mit 
Polizeikräften beteiligt sich Deutschland an den VN-Mis- 
sionen im Kosovo (UNMIK) sowie in Georgien, Liberia 
(UNMIL) und Sudan (inkl. Darfur). Durch die Entsen- 
dung von gegenwärtig 230 Polizeibeamten des Bundes 
und der Länder in Polizeimissionen im Ausland - damn- 
ter 146 in den Kosovo, 36 nach Afghanistan, 15 nach 
Bosnien und Herzegowina - leistet Deutschland einen 
weiteren wichtigen Beitrag zur flankierenden Unterstüt- 
zung von VN- bzw. EU-Missionen. Von der Wiederher- 
stellung und Sichemng rechtsstaatlicher Verhältnisse und 
dem Aufbau einer lokalen Polizei gehen nachhalfige Im- 
pulse für die Herausbildung demokratischer Strukturen in 
den jeweiligen Zivilgesellschaflen aus. 

Im Umfeld nahezu jeder größeren internationalen Frie- 
densmission ist Deutschland mit nationaler Unterstützung 
präsent und setzt inzwischen mnd ein Drittel der bilatera- 
len Mittel in Krisenländem ein. Dies gilt besonders auch 
für die Länder in Afrika, in denen Deutschland einen Bei- 
trag zu Stabilisierang und Wiederaufbau nach der Krise 
leistet. Die Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits- 
systemreform dient dabei auch dem Ziel, den Sicherheits- 
sektor nach demokratischen, rechtsstaatlichen und 
menschenrechtlichen Grandsätzen und Standards auszu- 
richten und damit eine verbesserte Kontrolle des Sicher- 
heitssektors zu erreichen (z. B. durch Menschenrechts- 
trainings für die Polizei und Sensibilisierung für an 
Frauen begangenen Menschenrechfsverletzungen). 

Mit der substanziellen Erhöhung des Haushaltstitels „Un- 
terstützung von internationalen Maßnahmen auf den Ge- 
bieten Krisenprävention, Friedenserhaltung und Konflikt- 
bewältigung durch das Auswärtige Amt“ auf rund 
60 Mio. Euro im Jahr 2008 stehen erweiterte Möglichkei- 
ten zur Verfügung, um umfassende und wirksame Bei- 
fräge in diesen Bereichen zu leisfen. Thematische 
Schwerpunkte bilden u. a. die Bereiche Sicherheitssektor- 
reform mit besonderem Fokus auf Polizeiaufbau, Aufbau 
und Stärkung demokratischer und rechtsstaatlicher Strak- 
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turen, Bekämpfung der Rekrutierung von Kindersoldaten 
und die Bewältigung der Folgen von Konflikten (Reinte- 
gration ehemaliger Kombattanten, transitional justice). 

Mit dem 2008 ins Leben gerufenen Programm „Frieden 
und Sicherheit Afrika“ will das Auswärtige Amt einen 
Beitrag zur Verbesserung von Strukturen vor Ort leisten, 
die Konflikte bereits im Vorfeld verhindern können oder 
Afrika in die Lage versetzen, diese selbst zu lösen. 
30 Mio. Euro werden zukünftig für die Verbesserung der 
afrikanischen Sicherheitsarchitektur im zivilen Bereich, 
für eine verbesserte Polizeiarbeit in Afrika sowie zur 
Konfliktursachenbekämpfung im Bereich Grenzen einge- 
setzt. 

Im Rahmen der deutschen Entwicklungsarbeit unterstützt 
das BMZ die afrikanischen Partnerorganisationen in sehr 
unterschiedlichen Dimensionen bei der Schaffung und 
Wahrung von Frieden und Sicherheit. Dazu gehören Maß- 
nahmen im gesamten Konfliktzyklus von der Prävention 
von Krisen über den Umgang mit akuten Krisensituatio- 
nen bis hin zur Phase des Peacebuilding und des krisen- 
präventiven Wiederaufbaus nach Beendigung der heißen 
Konfliktphase. Schwerpunkte liegen dabei auf dem Ge- 
biet der Großen Seen in Zentralafrika und den Küsten- 
staaten Westafrikas. Insgesamt wurden Friedensprozesse 
in diesen Regionen seit 2002 mit rund 85 Mio. Euro un- 
terstützt. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung 
auch das Engagement zivilgesellschaftlicher Organisatio- 
nen für Konfliktprävention und -bewältigung. 

Zentrum für internationale Friedenseinsätze (ZIF) 

Mit der Einrichtung des Zentrums für internationale Frie- 
denseinsätze (ZIF) hat die Bundesregierung bereits 2002 
einen entscheidenden Schritt zu professioneller Rekrutie- 
rung, Ausbildung und Entsendung zivilen Friedensperso- 
nals getan. Damit wird die Unterstützung krisenpräventi- 
ver Politik im internationalen Rahmen auch praktisch 
umgesetzt, indem qualifiziertes Personal für Einsätze in 
Institutionen und Missionen vor allem der VN, der EU 
und der OSZE zur Verfügung gestellt wird. Mit dem Auf- 
gabenspektrum Rekrutierung, Ausbildung/Training, Se- 
kundierung sowie konzeptionelle Begleitung des Engage- 
ments durch eine Analyseeinheit ist das ZIF weiterhin ein 
auch international anerkanntes Modell. Bei der Rekrutie- 
rung und Ausbildung werden aktuelle Fragestellungen in- 
ternationaler Krisenprävention und Konfliktlösung be- 
rücksichtigt, einschließlich menschenrechtlicher sowie 
genderspezifischer Fragen. 

Die Entsendung zivilen Personals geschieht in enger Ab- 
stimmung zwischen Auswärtigem Amt und ZIF. Im Be- 
richtszeitraum waren konstant etwa 200 deutsche zivile 
Fach- und Führungskräfte in Friedensmissionen tätig; 
über 2 100 Wahlbeobachter wurden von 2002 bis 2007 
entsandt. Insgesamt durchliefen seit Gründung des ZIF 
fast 1 100 Experten die ZIF-Kurse für Einsätze in Kurz- 
oder Langzeitwahlbeobachtung sowie Friedensmissionen 
(753 deutsche, 339 internationale Teilnehmer). Im Be- 
richtszeitraum 1. März 2005 bis 29. Februar 2008 waren 
es insgesamt 529 Kursteilnehmer (davon 344 Deutsche). 
Der Anteil weiblicher Kursteilnehmer unter den Deut- 


schen betrug dabei 46 Prozent, der Anteil des über das 
ZIF entsandten weiblichen Zivilpersonals beträgt rund ein 
Drittel. Zurzeit sind etwa 1 100 Experten im Personalpool 
des ZIF erfasst, 40 Prozent davon sind Frauen. Instru- 
mente und Aktivitäten des ZIF werden kontinuierlich 
weiterentwickelt, um den zunehmend spezifischeren 
fachlichen und regionalen Anforderungen an ziviles Mis- 
sionspersonal gerecht zu werden. 

Der Zivile Friedensdienst 

Der Zivile Friedensdienst (ZFD) wurde als Baustein einer 
stärker friedenspolitisch und krisenpräventiv orientierten 
Entwicklungspolitik aufgebaut. Der ZFD ist ein Gemein- 
schaftswerk staatlicher und nichtstaatlicher Träger der 
Entwicklungs- und Friedensarbeit zur Förderung des 
gewaltfreien Umgangs mit Konflikten und Konfiiktpoten- 
zialen. Qualifizierte Fachkräfte von anerkannten Ent- 
wicklungsdiensten vermitteln bei Konflikten zwischen 
Angehörigen verschiedener Interessengruppen, Ethnien 
und Religionen, stärken vorhandene Ansätze zur Versöh- 
nung und Friedenssicherung und leisten einen Beitrag 
zum Wiederaufbau. Zahlreiche Maßnahmen, wie bei- 
spielsweise die Unterstützung von Menschenrechtsgrup- 
pen und die Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzun- 
gen, dienen unmittelbar dem Schutz der Menschenrechte. 
Die Aufgaben im Rahmen des ZFD werden unter der Ver- 
antwortung des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung dem Deutschen Ent- 
wicklungsdienst (DED) in Zusammenarbeit mit fünf wei- 
teren anerkannten Entwicklungsdiensten (Arbeitsgemein- 
schaft für Entwicklungshilfe e. V, Dienste in Übersee, 
Eirene, Weltfriedensdienst und Christliche Fachkräfte In- 
ternational), dem Forum Ziviler Friedensdienst e. V. und 
der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden e. V. 
übertragen. Im November 2006 vereinbarte das BMZ mit 
den Trägem eine verstärkte Ausrichtung des ZFD auf 
Schwerpunktländer, Regionen und ausgewählte Hand- 
lungsfelder. Dadurch soll die Wirksamkeit des Instra- 
ments weiter verstärkt werden. 

Kleinwaffenkontrolle als Beitrag znm 
Menschenrechtsschntz 

Im Bereich der konventionellen Rüstungskontrolle 
kommt der Kleinwaffenproblematik als einem wesentli- 
chen Element von Krisenprävention und Friedenskonsoli- 
diemng besondere Bedeutung zu. Die Kontrolle von 
Kleinwaffen und leichten Waffen (im Folgenden: Klein- 
waffen) und speziell die Verhindemng ihrer illegalen Ver- 
breitung leistet einen Beitrag zu Krisenprävention und 
Konfliktverhütung und flankiert so die deutsche Men- 
schenrechtspolitik. 

Der Gebrauch von Kleinwaffen fordert mehr Opfer als 
jede andere Waffengattung. Sie verschärfen Konflikte, 
destabilisieren Gesellschaften, hemmen Entwicklung. In 
weiten Teilen der Welt können Kleinwaffen auch von Zi- 
vilisten relativ problemlos, preiswert, legal, aber vor al- 
lem auch illegal erworben werden. In vielen Krisengebie- 
ten sind sie daher außerhalb der regulären Streit- und 
Sicherheitskräfte weit verbreitet. Über 600 Millionen 
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Kleinwaffen mit einer durchschnittlichen Verwendungs- 
dauer von 30 bis 50 Jahren sind weltweit im Umlauf 
Viele Kleinwaffen können selbst von Kindern leicht be- 
dient werden, ln den internationalen, besonders aber auch 
in den zahlreichen nichtintemationalen bewaffneten Kon- 
flikten der vergangenen Jahrzehnte wurde die große 
Mehrzahl der Opfer, zumal in der Zivilbevölkerung, 
durch Kleinwaffen verursacht. Noch lange nach Beendi- 
gung eines Konflikts können Kleinwaffen die Sicherheit 
gefährden und Konflikte wieder aufflammen lassen. Die 
Bundesregierung tritt auf internationaler Ebene für eine 
verbesserte Koordination und ein deutlicheres Profil der 
Kleinwaffenproblematik als destabilisierendem und kon- 
fliktverschärfendem Faktor ein. Deutschland arbeitet ak- 
tiv im Rahmen des VN-Kleinwaffenprozesses mit. 
Hauptziele sind das Markieren und Nachverfolgen von 
Kleinwaffen und zugehöriger Munition, die Verwaltung 
und Sicherung öffentlicher Bestände von Klein- und 
Leichtwaffen sowie die restriktive Exportkontrolle für 
Kleinwaffen und zugehörige Munition. 

Mit ihrem Engagement im Kleinwaffenbereich, insbeson- 
dere der Kleinwaffenprojektarbeit, gehören Deutschland 
und seine EU-Partner zu den wichtigsten Akteuren welt- 
weit. Im Rahmen der deutschen EU-Präsidentschaft in 
der ersten Hälfte 2007 bildete die Kleinwaffenkontrolle, 
hier die regionale Kooperation und technische Zusam- 
menarbeit insbesondere in Subsahara- Afrika und Ost- 
europa, einen wichtigen Schwerpunkt. Deutschland ist im 
Kleinwaffenbereich vielfältig auf Projektbasis engagiert. 
Hierzu gehören Aktivitäten im multilateralen Rahmen, 
NATO und OSZE, aber auch eine Vielzahl bilateraler 
Projekte. 

9.2.2 Förderung von Demokratisierung 

ln der Millenniumserklärung 2000 hat sich die internatio- 
nale Staatengemeinschaft dazu bekannt, dass das Recht 
aller, in Würde und Freiheit zu leben, am besten durch 
eine demokratische und partizipatorische Staatsführung 
auf der Grundlage des Willens des Volkes gewährleistet 
ist. Sie ist sich einig, dass in allen Ländern die Kapazitä- 
ten gestärkt werden müssen, die zur Anwendung der 
Grundsätze und Verfahren von Demokratie sowie zu Ach- 
tung, Schutz und Gewährleistung der Menschenrechte, 
insbesondere auch der Rechte von Minderheiten, beitra- 
gen. Die Politik der Bundesregierung verfolgt weltweit 
das Ziel, einen effektiven Beitrag zur Förderung von De- 
mokratie und Menschenrechten zu leisten. Dabei ist ihr 
Engagement für den Respekt und die Stärkung der Men- 
schenrechte untrennbar mit dem Einsatz für die Stärkung 
demokratischer Strukturen verbunden. 

Insbesondere in Staaten, die am Anfang des Übergangs zu 
mehr Rechtsstaatlichkeit und Demokratie stehen, sowie 
in Postkonfiiktstaaten ist zur Festigung demokratischer 
Strukturen eine kontinuierliche und begleitende Unter- 
stützung notwendig. Die Unterstützung von Demokrati- 
sierungsprozessen durch die Bundesregierung erfolgt da- 
her grundsätzlich als langfristig angelegter Prozess in 
enger Kooperation mit den Partnern und unter Respektie- 


rung der kulturellen und historischen Hintergründe der 
Partnerländer. 

Schwerpunkte der deutschen Demokratieförderung sind 
der Aufbau und die Stärkung demokratischer Institutio- 
nen, die Stärkung der Zivilgesellschaft und die Beteili- 
gung der Bevölkerung am politischen Prozess sowie die 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Staates, u. a. 
durch die Unterstützung bei der Reform öffentlicher Ver- 
waltung und Finanzen. Mit fast der Hälfte der Partnerlän- 
der der deutschen Entwicklungszusammenarbeit hat die 
Bundesregierung den Länderschwerpunkt „Demokratie, 
Zivilgesellschaft, öffentliche Verwaltung“ vereinbart. 
Dieser Bereich ist damit der am zweithäufigsten gewählte 
Schwerpunktbereich der Entwicklungszusammenarbeit. 
Im Jahr 2007 betrugen die Zusagen in diesem Bereich ca. 
220 Mio. Euro. 

Die Unterstützung von Wahlen 

Zur Unterstützung bei der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung von Wahlen fÖrderf das Auswärtige Amt sowohl 
Projekte im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik der Europäischen Union als auch bilate- 
rale Vorhaben. Einen Schwerpunktbereich des Auswärti- 
gen Amts in diesem Kontext bildet die Unterstützung bei 
der Vorbereitung und Durchführung von Wahlen ein- 
schließlich Maßnahmen der Wählerbildung und der För- 
derung der polifischen Partizipation. 

2006/07 wurden aus Mitteln der Demokratisierungshilfe 
insgesamt Vorhaben in einem Umfang von ca. vier Mio. 
Euro gefördert. Der Fokus liegt dabei auf den neuen De- 
mokratien in Osteuropa, vor allem der Ukraine und Bela- 
rus, und den Staaten Afrikas sowie zunehmend auch auf 
dem Nahen Osten. Weitere Schwerpunkte bildeten die 
Unterstützung des Verfassungsprozesses im Irak, die Be- 
ratung irakischer Entscheidungsträger sowie die Förde- 
rung unabhängiger Medien sowie Projekte zur Wähler- 
aufklärung und Förderung demokratischer Wahlprozesse 
in Nepal. 

Die Wahlbeobachtung als Instrument der Demokratisie- 
rungshilfe hat sich in den vergangenen Jahren bewährt. 
Die Bundesregierung hat das Instrumentarium der Betei- 
ligung an internationalen Wahlbeobachtermissionen der 
EU und der OSZE daher im Berichtszeitraum weiter aus- 
gebaut. ln den Jahren 2006 und 2007 hat sich Deutsch- 
land mit insgesamt 607 Wahlbeobachtem an insgesamt 
40 internationalen Wahlbeobachtermissionen der EU und 
der OSZE beteiligt, darunter an den EU- Wahlbeobachter- 
missionen auf Haiti, in den palästinensischen Gebieten, 
Venezuela, in Aceh, Timor-Leste, Nigeria, Sierra Leone 
und Kenia sowie an OSZE-/OD1HR- Wahlbeobachtungs- 
missionen in zahlreichen Ländern des OSZE-Raumes. Im 
Rahmen von OSZE/ODIHR-Missionen stellt Deutsch- 
land regelmäßig mit zehn Prozent der entsandten Lang- 
zeit- und Kurzzeitbeobachter den nach den OSZE- Vorga- 
ben maximal zulässigen Anteil. Die Ausbildung, 
Auswahl und Entsendung der Beobachter erfolgt über das 
Zentrum für infemationale Friedenseinsäfze (ZIF). 
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Parlamentshilfe 

Für die Unterstützung ausländischer Parlamente stellt 
Deutschland jährlich Ausstattungshilfen im Wert von 
511 000 Euro bereit, etwa in Form von Fachliteratur für die 
Parlamentsbibliotheken bzw. Büro- oder IT- Ausstattung. 

Maßnahmen der VN 

Über bilaterale Maßnahmen hinaus unterstützt Deutsch- 
land insbesondere Mechanismen der Förderung von De- 
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten der 
internationalen Organisationen. So hat die Bundesregie- 
rung den 2005 auf Initiative des VN-Generalsekretärs 
eingerichteten „Demokratiefonds“ (UNDEF) von Beginn 
an unterstützt. Ziel des Fonds ist die weltweite Förderung 
von Demokratie durch Projekte zum Aufbau und zur 
Konsolidierung demokratischer Institutionen und zur För- 
derung demokratischer Regierungsführung. Mit einem 
Gesamtbeitrag von rund 5,2 Mio. US-Dollar ist Deutsch- 
land siebtgrößter Geber. Des Weiteren unterstützt die 
Bundesregierung den thematischen Trustfonds „Demo- 
kratische Regierungsführung“ des Entwicklungspro- 
gramms der Vereinten Nationen (UNDP) und hat hierzu 
in den Jahren 2002 bis 2007 insgesamt vier Mio. Euro 
insbesondere für Projekte in den Bereichen „Justizsektor- 
reform/Durchsetzung von Menschenrechten“ und „De- 
zentralisierung und lokale Selbstverwaltung“ bereitge- 
stellt. 

International IDEA 

Die Bundesrepublik Deutschland ist einer von 24 Mit- 
gliedstaaten im International Institute for Democracy and 
Electoral Assistance (International IDEA). International 
IDEA ist eine zwischenstaatliche Organisation zur Förde- 
mng nachhaltiger Demokratisierungsprozesse weltweit 
mit Sitz in Stockholm. Themenschwerpunkte liegen ins- 
besondere in den Bereichen von Verfassungsgebungs- 
und Wahlprozessen, politischen Parteien, Demokratie und 
Gender sowie in der Bewertung von Demokratien. Die 
Arbeit von International IDEA richtet sich auf die For- 
schung und Analyse zu Demokratieförderung, die Erar- 
beitung von Fachmaterialien, Politikberatung und die 
Unterstützung von Akteuren in Demokratisierungspro- 
zessen. International IDEA wird von der Bundesregie- 
rung jährlich mit einem Beitrag von 400 000 Euro geför- 
dert. 

9.2.3 Menschenrechtsbildung 

Menschenrechtsbildung im internationalen Kontext 

Menschenrechtsbildung ist ein wirksames Instrument zur 
Prävention von Einstellungen, Haltungen und Verhaltens- 
weisen bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen, die 
zu Menschenrechtsverletzungen oder Gefährdungen der 
Menschenrechte führen können. Das bereifs in der Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechfe von 1948 formu- 
lierte Recht auf Bildung wird von den Vereinten Nationen 
auch als ein Recht auf Menschenrechtsbildung interpre- 
tiert. Deren Aufgabe und Zielsetzung ist es, über die his- 
torische und aktuelle Entwicklung der Menschenrechte zu 


informieren, Menschenrechte als normative Grundlage 
für das Bildungssysfem und die Lemorganisation umfas- 
send zu verankern sowie Schülern Kompefenzen zu ver- 
mitteln, die ihnen ein umfassendes Verständnis von Men- 
schenrechten sowie ein persönliches Engagement für die 
Realisierung von Menschenrechfen ermöglichen. Auch 
der Pakf über wirfschaftliche, soziale und kulfurelle 
Rechte von 1966 betont, dass das Recht auf Bildung die 
Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten 
zum Ziel hat, und dass diese Verständnis, Toleranz und 
Freundschaft unter allen Völkern und allen rassischen, 
ethnischen und religiösen Gruppen fördern soll 
(Artikel 13). ln gleicher Weise fordert das Übereinkom- 
men über die Rechte des Kindes von 1989 ausdrücklich, 
dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grund- 
freiheiten zu vermitteln (Artikel 29). 

Auf der Ebene der Menschenrechtsarbeit des Europarats 
wird die besondere Rolle und Bedeutung von Lernprozes- 
sen für die Entwicklung und Verankerung der Menschen- 
rechte anerkannt. Der Europarat fördert beispielsweise 
die gezielte Ausbildung von Berufsgruppen, die in men- 
schenrechtssensiblen Arbeitsfeldern tätig sind (wie z. B. 
der Polizei), während die Vereinten Nationen und ihre 
Sonderorganisation für Bildung, Wissenschaft und Kul- 
tur, die UNESCO, in der Förderung der Menschenrechts- 
bildung ihrer Mitgliedstaaten einen breiten Ansatz ver- 
folgt, der sich an alle Alters- und Berufsgruppen sowie an 
alle gesellschaftlichen Handlungsfelder richtet (z. B. an 
Schulen oder an die Medien). 

Auf VN-Ebene hat Deutschland im Berichtszeitraum eine 
Reihe von Initiativen zur internationalen Menschen- 
rechtsbildung unterstützt. So hat nach Ablauf der VN-De- 
kade zur Menschenrechtsbildung (1995 bis 2004) das 
„Weltprogramm zur Menschenrechtsbildung“ am 1. Ja- 
nuar 2005 begonnen, das in seiner ersten Phase die Erar- 
beitung internationaler Aktionspläne zur Menschen- 
rechtsbildung in den allgemein bildenden Schulen 
vorsieht. Die VN-Hochkommissarin für Menschenrechfe 
ist aufgefordert, dem Menschenrechtsrat noch 2008 über 
die Umsetzung des Aktionsplans zu berichten. 

Am 28. September 2007 verabschiedete der VN-Men- 
schenrechtsrat zwei Resolutionen zum Thema Menschen- 
rechtsbildung, mit denen die Staaten im Hinblick auf den 
60. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte am 10. Dezember 2008 dazu aufgerufen werden, 
sich an einer weltweiten Informationskampagne zu Men- 
schenrechten zu beteiligen. Zum anderen ist der neu ein- 
gerichtete Expertenrat des Menschenrechtsrats mit der 
Erarbeitung einer VN-Erklärung zur Menschenrechtsbil- 
dung beauftragt worden. Die VN-Generalversammlung 
hat am 9. November 2007 die Ausrufung eines Internatio- 
nalen Jahres des Lernens über Menschenrechte beschlos- 
sen, das am 60. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte beginnen soll. 

Menschenrechtsbildung in Deutschland 

Die 2004 zu Ende gegangene Menschenrechtsbildungsde- 
kade trug in Deutschland dazu bei, dass immer mehr In- 
stitutionen, Projekte und Bildungseinrichtungen sich die 
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Aufgaben und Ziele der Menschenreehtsbildung zu Eigen 
gemaeht haben. Die Bundesregierung bekannte sieh im 
Aktionsprogramm 2015 vom April 2001 dazu, die Bil- 
dungs- und Aufklärungsarbeit in Deutschland zum 
Thema Menschenrechte zu unterstützen. Sie fördert das 
regierungsunabhängige Deutsche Institut für Menschen- 
rechte in Berlin (www.institut-fuer-menschenrechte.de), 
dessen „Servicestelle Menschenrechtsbildung“ interes- 
sierten Pädagogen sowie der breiten Öffentlichkeit um- 
fassende Informationen und Angebote zur Menschen- 
rechtsbildung zugänglich macht, wobei es sich dabei 
überwiegend um Angebote außerhalb des formalen Bil- 
dungssektors handelt. 

Dem Schulwesen kommt bezüglich der Menschenrechts- 
bildung eine besondere Bedeutung und Verantwortung 
zu. Daher hat sich auch die Kultusministerkonferenz wie- 
derholt mit der Thematik beschäftigt, insbesondere in 
Form von Vereinbarungen und Erklärungen. Diese bilden 
die Grundlage für entsprechende Verordnungen und Er- 
lasse der Länder. Bereits 1980 hat die Kultusministerkon- 
ferenz eine Empfehlung zur Förderung der Menschen- 
rechtsbildung in der Schule verabschiedet, die 2000 
aktualisiert wurde. Die „Erklärung zur Umsetzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
des Kindes“ wurde 2006 verabschiedet. 

Die Bildungsverwaltungen und die Schulen versuchen, 
ihrer Verantwortung für die Menschenrechtsbildung 
durch ein vielfältiges Engagement gerecht zu werden. 
Menschenrechtsbildung ist in den Schulgesetzen der Län- 
der verankert. Die Erziehung zur Achtung der Menschen- 
würde und die Vermittlung der Grundwerte, wie sie im 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland festge- 
schrieben sind, werden als substanzielle Aufgabe der 
Schulen angesehen. So sollen neben der Wissensvermitt- 
lung das Verständnis für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik, Achtung, Toleranz 
und der Respekt vor anderen Kulturen sowie eine grund- 
legende Verantwortung gegenüber der Gesellschaft he- 
rausgebildet werden. Auf dieser Grundlage ermöglichen 
die Schulen die freie Entfaltung der Persönlichkeit jedes 
einzelnen und versuchen im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten, Chancenungleichheiten entgegenzuwirken sowie Be- 
nachteiligungen auszugleichen, ln diesem Zusammen- 
hang hat jeder Mensch, unabhängig von seiner Herkunft 
und seinem sozialen Stand, das Recht auf eine für ihn an- 
gemessene Bildung und Erziehung. Zudem erkennen die 
Länder die originären Befeiligungsrechte der Elfem bei 
der Erziehung ihrer Kinder an und beziehen diese als 
zweite Säule der pädagogischen Arbeit in ihr Handeln 
ein. 

ln den Kontingentstundentafeln der Länder ist festgelegt, 
in welchen Fächern mit welcher Gesamtzahl der Jahres- 
wochenstunden ein besonderer Schwerpunkt auf obige 
Thematik gelegt werden kann und soll. Dabei kommt ins- 
besondere Unterrichtsfächern wie Religion, Ethik, Philo- 
sophie, Geschichte, Gemeinschaftskunde, Sozialkunde, 
Wirtschaft/Politik, Erdkunde und Deutsch eine wichtige 
Bedeutung zu. Exemplarische Themen in den Fächern 
Religion, Ethik und Philosophie sind Werte und Normen 


sowie die Würde des Menschen. Im Fach Geschichte ste- 
hen u. a. totalitäre Systeme zur Diskussion; Begriffe wie 
Sklaverei, Unterdrückung und Rassenwahn werden den 
Werten der Aufklämng, der Freiheit und Gleichheit ge- 
genübergestellt. Im Fach Sozialkunde werden Gmnd- 
ideale unseres Demokratieverständnisses thematisiert, in 
ökonomisch dominierten Fächern die Ordnung der sozia- 
len Marktwirtschaft oder Fragen der Globalisiemng. Im 
Fach Erdkunde bzw. Geografie geht es um Themen wie 
Entwicklungsländer, andere Kulturen sowie die (unglei- 
che) Verteilung von Ressourcen und Rohstoffen. Im Fach 
Deutsch werden thematisch einschlägige literarische 
Texte untersucht und reflektiert. Das Thema Menschen- 
rechte wird - in Inhalten, Methoden und Schwierigkeits- 
grad angemessen - in allen Jahrgangsstufen aufgegriffen. 
Es bleibt dabei weitgehend den Schulen bzw. Fachkonfe- 
renzen überlassen, welche Plattform sie für die Vermitt- 
lung der Menschenrechtsbildung wählen. Zur Unterstüt- 
zung der Schulen existieren Handreichungen, 
Publikationen und eine Fülle geeigneter Schulbücher, aus 
denen die Schulen bzw. Fachkonferenzen eine Auswahl 
treffen können. 

Die Qualifizierang der Lehrkräfte - auch im Rahmen der 
Menschenrechtsbildung - gewährleisten in der Regel 
Lehrerfortbildungen, Symposien, Fach- und weitere un- 
terstützende Maßnahmen wie regelmäßige Infobriefe, ge- 
eignete Intemetpräsenzen und Lehrertagungen. Auf der 
institutioneilen Ebene fließen zielgerichtete Maßnahmen 
in die Reformierung der Rahmenlehrpläne und -Vorgaben 
sowie der Schulgesetze ein. ln den Schulen kommt der 
Durchführung von Projekttagen bzw. -Wochen, aber auch 
dem Aufbau von Schulpartnerschaften und dem Engage- 
ment für Entwicklungsländer besondere Bedeutung zu. 
Angeboten werden Praktika, die Übernahme von Paten- 
schaften sowie die Unterstützung von in der Entwick- 
lungshilfe tätigen Institutionen, wie es dies z. B. bei den 
UNESCO-Projektschulen der Fall ist. Schulen haben 
zahlreiche Möglichkeiten, Kontakte mit außerschulischen 
Partnern aufzubauen. Hier seien exemplarisch die 
UNICEF sowie die UNESCO, die Bundeszentrale für po- 
litische Bildung bzw. die einzelnen Landeszentralen, aber 
auch Partner aus der Privatwirtschaft, Organisationen der 
Kirchen, Universitäten und soziale Einrichtungen ge- 
nannt. 

Menschenrechtsbildung bei der Polizei 

Die Aus- und Fortbildung im Bereich der Menschrechts- 
erziehung sind als grundlegender Bestandteil der Curri- 
cula aller Laufbahngruppen bei den Polizeien des Bundes 
und der Länder in den vergangenen Jahren fortlaufend ak- 
tualisiert und zugleich intensiviert worden. Auch in Zu- 
kunft sollen die Qualitätsstandards in der Menschen- 
rechtserziehung weiter verbessert werden. 

Bei der Ausbildung werden die Menschenrechte in den 
Fächern Staats- und Verfassungsrecht, Eingriffsrecht, Po- 
litikwissenschaft und Berufsethik thematisiert. Ein 
Schwerpunkt bildet dabei die Herausstellung der Bedeu- 
tung der freiheitlichen, demokratischen und sozialen Ver- 
fassungsordnung. Die jungen Beamten sollen die Grund- 
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rechte als Voraussetzung für Gerechtigkeit und Freiheit 
achten und schützen. Dies wird besonders mit Blick auf 
polizeiliche Eingriffsrechte betont, insbesondere bei Ein- 
griffen in die Grundrechte auf Meinungs- und Versamm- 
lungsfreiheit, das Asylrecht und das Recht auf informati- 
onelle Selbstbestimmung. Die Themengebiete 
Demokratie, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Migration 
und Religion werden angesichts ihrer Grundrechtsrele- 
vanz vertieft. Verhaltensorientierte Trainingsmaßnahmen 
sind feste Bestandteile der Ausbildung in den Polizeien 
des Bundes und der Länder. Diese haben unter anderem 
die Stärkung sozialer Kompetenzen zum Ziel. Polizeili- 
ches Handeln wird dadurch auch in seiner sozialen Di- 
mension bewertet und am Maßstab der Menschenrechte 
gemessen. 

ln der Fortbildung wird das Thema „Menschenrechte“ 
aus verschiedenen Blickrichtungen behandelt, zum Bei- 
spiel in den Themenkomplexen Ausländer- und Asyl- 
recht, Ausländerextremismus in Deutschland, Kommuni- 
kation mit Einwanderern und Migranten sowie Verhalten 
gegenüber Menschen aus fremden Kulturkreisen und 
Minderheiten. Als Lehrende werden hierbei neben Poli- 
zeipraktikem auch Angehörige anderer Berufsgruppen 
eingesetzt wie z. B. Pfarrer, Psychologen, Soziologen und 
Politologen, die ihren speziellen Bezug zu Menschen- 
rechtsfragen einbringen können. 

Daneben führen die Bundes- und Landespolizeien eine 
Vielzahl von Projekten durch, um den Beamten die Men- 
schenrechtskultur in thematischer Verknüpfung mit Fra- 
gen des Rassismus, des Antisemitismus und der Frem- 
denfeindlichkeit auch praktisch zu verdeutlichen. Zu 
nennen sind beispielhaft: 

- „Toleranz steckt an“. Aktionstage in der Bereitschafts- 
polizei (Baden- Württemberg), 

- „Transfer interkultureller Kompetenz“, TiK-Projekt 
(Berlin), 

- „Integration oder Subkultur“ (Hansestadt Bremen), 

- „Begegnungsseminar zwischen Migranten und Poli- 
zeibeamten“ (Hessen), 

- Seminarreihe „Kompetenz im Umgang mit Menschen 
anderer Kulturen“ (Hansestadt Hamburg), 

- „Polizei und Fremde“ (Bundespolizei), 

- „Interkulturelle Begegnung in der Polizeiarbeit“ 
(Nordrhein- Westfalen), 

- „Befehl ist Befehl?“, themenbezogene Ausstellungen, 
die sich kritisch mit der Rolle der Polizei zur Zeit der 
nationalsozialistischen Diktatur in Deutschland - un- 
ter besonderer Berücksichtigung der regionalen Ge- 
schichte auf dem Gebiet des heutigen Rheinland-Pfalz - 
auseinandersetzen (Rheinland-Pfalz), 

- „Grüne gehen fremd und Fremde sehen grün“, Kon- 
takt zu ausländischen Familien am Himmelfahrtstag 
(Sachsen- Anhalt), 


- Landesweites „Programm für Demokratie, Toleranz 
und Weltoffenheit“ unter Beteiligung der Polizei 
(Sachsen), 

- Podiumsdiskussion zum Thema „Der Umgang der 
Polizei mit Menschenrechten - von der Ausbildung in 
den beruflichen Alltag“ in Zusammenarbeit mit der 
Amnesty-lntemational-Gruppe Eutin (Schleswig-Hol- 
stein). 

Menschenrechtsbildung im Bereich des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) 

Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
initiierten Modelle und Projekte zur Förderung demokra- 
tischen Handelns in der Schule, der beruflichen Bildung 
und der Weiterbildung zielen insbesondere auf die Be- 
kämpfung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antise- 
mitismus und Gewalt. Sie verfolgen einen impliziten An- 
satz der Menschenrechtsbildung, d. h. sie behandeln 
menschenrechtsrelevante Themen, ohne jedoch in jedem 
Fall auf die relevanten Menschenrechtsdokumente und - 
Übereinkommen hinzuweisen. 

Deutsch-israelischer Forschungsverbund „Migration 
und gesellschaftliche Integration“ 

Der seit 2006 laufende deutsch-israelische Forschungs- 
verbund „Migration und gesellschaftliche Integration“ 
beleuchtet die Situation junger Aussiedler und jüdischer 
Zuwanderer in Deutschland und Israel. Dabei sollen vor 
allem Aspekte der positiven Entwicklung wie Kompeten- 
zen im Sprachbereich und psychische Gesundheit unter- 
sucht werden. Im Zentrum der Aufmerksamkeit steht die 
Bewältigung wichtiger biografischer Übergänge von der 
Kindheit bis ins frühe Erwachsenenalter. Behandelt wer- 
den der Eintritt in den Kindergarten und die Grundschule, 
der Übergang in weiterführende Schulen, der Eintritt in 
den Arbeitsmarkt, erste romantische Beziehungen sowie 
der Übergang von einer Partnerschaft in die Ehe. Zu die- 
sen Gelegenheiten treffen Auffassungen aus dem Her- 
kunftsland mit den oft ganz anderen Haltungen des Auf- 
nahmelandes zusammen. Zu deren Bewältigung bedarf es 
besonderer Strategien und Kompetenzen, über die Mi- 
granten im Gegensatz zu Einheimischen häufig nicht ver- 
fügen, und die je nach Gelingen weit reichende Konse- 
quenzen haben. Die Forschergruppen des Verbunds 
möchten im Vergleich der verschiedenen soziokulturellen 
Gegebenheiten in Deutschland und Israel zudem heraus- 
finden, welche Migrantengruppen diese biografischen 
Übergänge gut meistern und wodurch ihnen das gelingt. 

Der Forschungsverbund, koordiniert von Prof Dr. Rainer 
K. Silbereisen, Entwicklungspsychologe an der Universi- 
tät Jena (www.migration.uni-jena.de), stellt eine Zusam- 
menarbeit zwischen deutschen (Bielefeld, Berlin, Bre- 
men, Chemnitz, Jena, Leipzig, Mannheim) und 
israelischen (Bar-Ilan, Haifa, Jerusalem, Tel Aviv) Uni- 
versitäten dar. Die Aktivitäten des Forschungsverbunds 
werden durch Workshops mit internationalen Experten 
und besonderen Veranstaltungen für Nachwuchswissen- 
schaftler begleitet. Die Ergebnisse des Forschungsver- 
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bundes werden künftig über ein interaktives Webportal 
für Politik, Wissensehaft und Presse zugänglieh sein. Das 
Bundesministerium für Bildung und Forsehung (BMBF) 
fordert den Forsehungsverbund bis 2009 mit rund 
3,5 Mio. Euro. 

„Kompetenzen fördern - Bernfliche Qnalifiziernng 
für Zielgrnppen mit besonderem Förderbedarf‘ 
(BQF-Programm) 

Zur Verbesserung der berufliehen Integration lembeein- 
träehtigter und sozial benaehteiligter Jugendlieher und 
junger Erwaehsener förderte das BMBF von 2001 bis 
2007 das BQF-Programm. Eines der Hauptziele des Pro- 
gramms war es, die Bedeutung der Berufsausbildung von 
Migranten, die für die naehhaltige wirtsehaftliehe und ge- 
sellsehaftliehe Integration dieser Mensehen eine entsehei- 
dende Rolle spielt, in der öffentliehen Wahrnehmung zu 
verdeutliehen. Das BQF-Programm leistete insofern aueh 
einen wiehtigen Beitrag zum Abbau von Intoleranz und 
zur Bekämpfung von Fremdenhass. Die Ergebnisse und 
Erfahrungen zeigen, dass das BQF-Programm maßgeb- 
lieh dazu beigetragen hat, die versehiedenen Angebote 
der berufliehen Benaehteiligtenförderung, insbesondere 
der Berufsausbildungsvorbereitung, strukturell und in- 
haltlieh zu verbessern, also gewissermaßen die „Binnen- 
strukturen“ effektiver und effizienter zu gestalten. 

Auf der Grundlage der Erfahrungen aus dem BQF-Pro- 
gramm fördert das Bundesministerium für Bildung und 
Forsehung in den Jahren 2008 bis 2012 das Programm 
„Perspektive Berufsabsehluss“ mit den beiden Förderini- 
tiativen „Regionales Übergangsmanagement“ und „Ab- 
sehlussorientierte modulare Naehqualifizierung“. Die In- 
tention des Programms „Perspektive Berufsabsehluss“ ist 
es, das regionale Übergangsmanagement zur Förderung 
Jugendlieher mit besonderem Förderbedarf (wie z. B. 
lembeeinträehtige Jugendliehe, sozial benaehteiligte 
Jugendliehe, Jugendliehe ohne Hauptsehulabsehluss, Mi- 
granten) zu optimieren und die Mögliehkeiten der 
absehlussbezogenen Naehqualifizierung für an- und un- 
gelemfe junge Erwaehsene mif und ohne Migrationshin- 
tergmnd sfärker zu nufzen. 

BLK-Programm „Demokratie lernen nnd leben“ 

Ziel des 111/2007 beendefen fünfjährigen Modellpro- 
gramms der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung und Forsehungsförderung war die sysfemafisehe 
Verbindung von Aspekfen der Sehulenfwieklung mif der 
Förderung demokratiseher (Allfags-)Kulfur unfer Einbe- 
ziehung des sozialen und gesellsehaftliehen Umfelds der 
Sehulen und ihrer Sehüler. Für das Programm sfanden 
insgesamf 12,8 Mio. Euro zur Verfügung, die je zur 
Hälfte vom Bund und von den Ländern aufgebraeht wur- 
den. Im Rahmen der Programmlaufzeit nahmen 
175 Sehulen aus 13 Ländern daran teil. Die Ergebnisse 
sind vielfältig, sie verweisen unter anderem auf 

- eine breite Unterstützung des Programmanliegens in 
den Sehulen und ihren Bezugssystemen, 


- die Realisierung eines breiten Fortbildungsangebots 
für Lehrer, eine Vielzahl und Vielfalf an Maßnahmen 
für Sehüler in den Programmsehulen, 

- die Wahrnehmung der Bedeutung von Sehulkultur und 
Sehulklima für die Entwieklung demokratierelevanfer 
Kompetenzen. 

Bund-Länder-Programm „Förderung von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund - 
FÖRMIG“ 

Dieses Programm startete am 1 . September 2004 mit ei- 
ner Laufzeit von fünf Jahren. Es zieh darauf, innovative 
Ansätze der Länder zur Optimierung von spraehlieher 
Bildung und Förderung (weiter) zu entwiekeln, zu evalu- 
ieren, für einen Transfer guter Praxis zu sorgen sowie Er- 
gebnisse für die Bildungsplanung bereifzusfellen. Der 
Bund trug bis Ende 2006 zu 50 Prozent die Kosten in 
Höhe von 2,7 Mio. Euro. Auf Grundlage des Artikels 31 
Abs. 2 Satz 2 der Anlage zum Verwaltungsabkommen 
von Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Abs. 2 des 
Grundgesetzes förderte der Bund im Jahr 2007 dieses 
Programm darüber hinaus einmalig mit 1,1 Mio. Euro. 
Das Programm wird in alleiniger Länderverantwortung 
bis 31. August 2009 zu Ende geführt. Die Programmträ- 
gersehaft liegt beim Institut für Infemational und Inter- 
kulturell Vergleiehende Erziehungswissensehaft an der 
Universität Hamburg; die federführende Koordination hat 
das Land Hamburg inne. 

9.2.4 Förderung von Menschenrechtsprojekten 
durch das Auswärtige Amt 

Seit dem Jahr 2000 verfügt das Auswärtige Amt über ei- 
gene Finanzmittel zur Förderung von Mensehen- 
reehtsprojekten im Ausland. Zu diesen Mitteln (bisher 
rund zwei Mio. Euro im Jahr) kamen in 2005 bis 2007 je- 
weils Sondermittel in Höhe von insgesamt 5,5 Mio. Euro 
aus dem Stabilitätspakt Afghanistan zur gezielten Förde- 
rung von Projekten in diesem Land. Dementspreehend 
hat das Auswärtige Amt in den Jahren 2005 bis 2007 in 
Afghanistan Maßnahmen zur Förderung demokratiseher 
Wahlen (in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Wirtsehaftliehe Zusammenarbeit und Entwieklung 
und dem Entwieklungsprogramm der Vereinten Nationen, 
UNDP), zur Förderung von Frauen- und Kinderreehten 
(in Zusammenarbeit mit dem Kinderhilfswerk der Verein- 
ten Nationen, UNICEF) sowie zum Reeht auf Bildung 
(Sehulprojekte) gefördert. 

Ein substanzieller Anteil der Projektmittel wird jährlieh 
für die Unterstüfzung der Programmarbeit des Büros der 
VN-Hoehkommissarin für Mensehenreehte (BHKMR) 
und anderer VN-lnstitutionen aufgewendet (s. Kapitel B 
4.3). Zu den geförderten Bereiehen zählt aueh der vom 
BHKMR verwaltete Freiwillige Folteropferfonds der Ver- 
einten Nationen, der naeh einer Förderpause (in den Jah- 
ren 2005 und 2006) in 2007 vom Auswärtigen Amt erst- 
mals wieder mit einer Zahlung in Höhe von 400 000 Euro 
unterstützt wurde. Ebenfalls aus diesen Mitteln leistete 
das Auswärtige Amt in dem Beriehtszeitraum seinen fi- 
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xen Finanzierungsanteil in Höhe von jährlieh 
460 000 Euro für das Deutsehe Institut für Mensehen- 
reehte. 

Das Auswärtige Amt hat zudem Mensehenreehtsprojekte 
in aller Welt gefordert: Neben Projekten zu den so ge- 
nannten traditionellen Fördersehwerpunkten (Schutz von 
Frauenrechten und der Rechte der Kinder, Projekte gegen 
Folter und Todesstrafe) konnten im Berichtszeitraum 
rund 100 erfolgreiche Vorhaben zur Menschenrechtser- 
ziehung, zur Stärkung von Menschenrechtsgruppen und 
dem Schutz von Menschenrechtsverteidigem in über 
50 Ländern finanziell unterstützt werden. Weitere The- 
menschwerpunkte der Förderung waren die Prävention 
von Gewalt in jeglicher Form (z. B. Frauenhandel, weib- 
liche Genitalverstümmlung), der Schutz von Kinderrech- 
ten (darunter auch die Prävention von Kinderhandel/-ar- 
beit, Kinder in bewaffneten Konflikten, Kindersoldaten), 
Projekte gegen Rassismus/Fremdenfeindlichkeit sowie 
der Schutz von Indigenen Völkern und der Rechte von 
Minderheiten. Breite öffentliche Wahrnehmung fand auch 
ein Projekt des Behandlungszentrums für Folteropfer in 
Berlin: Mit der finanziellen Unterstützung des Auswärti- 
gen Amts wurde dort 2006 eine intemetbasierte Behand- 
lungsplattform zur Therapie von traumatisierten Bürger- 
kriegsfiüchtlingen im Irak aufgebaut. 

9.3 Bekämpfung von Straflosigkeit 

9.3.1 Das Römische Statut und der 

Internationale Strafgerichtshof (IStGH) 

Die Verhinderung der Straflosigkeit für schwere Völker- 
rechtsverbrechen bleibt ein wichtiges Anliegen. Deutsch- 
land bekennt sich daher zum Römischen Statut und unter- 
stützt den Internationalen Strafgerichthof (IStGH) in Den 
Haag. Bundespräsident Horst Köhler hat den Gerichtshof 
am 8. Oktober 2007 besucht und das deutsche Engage- 
ment bekräftigt. Der IStGH urteilt über die schwersten 
Verbrechen, welche die internationale Gemeinschaft als 
Ganzes berühren, nämlich Völkermord, Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. Wer an 
solchen gravierenden Völkerrechtsverletzungen beteiligt 
ist, muss sich nach dem Römischen Statut vor einem un- 
abhängigen Gericht verantworten und kann sich nicht auf 
eine amtliche Funktion oder auf Immunität berufen. Das 
Statut will daher „der Straflosigkeit der Täter ein Ende 
setzen und so zur Verhütung solcher Verbrechen beitra- 
gen“ (Präambel). Der IStGH ist nicht Teil der Vereinten 
Nationen, sondern eine eigenständige internationale Or- 
ganisation. Die Beziehungen zwischen dem IStGH und 
den Vereinten Nationen wurden 2004 in einem Abkom- 
men geregelt. VN-Generalsekretär Ban Ki-Moon wür- 
digte den IStGH im Dezember 2007 als „Herzstück der 
internationalen Strafrechtspflege“. 

Das Römische Statut des IStGH trat am 1. Juli 2002 in 
Kraft. Durch den Beitritt Japans am 1 . Oktober 2007 stieg 
die Zahl der Vertragsstaaten auf 106. Gleichwohl sind ei- 
nige Weltregionen deutlich unterrepräsentiert, insbeson- 
dere Asien und die arabische Welt. Auch steht der Beitritt 
bevölkerungsreicher Staaten wie China oder Indien aus. 
Die Europäische Union hat sich in einem Gemeinsamen 


Standpunkt vom 16. Juni 2003 verpflichtet, für die Uni- 
versalifäf des Römischen Sfatufs einzutreten, also für das 
Ziel einer weltweiten Zuständigkeit des IStGH durch glo- 
balen Beitritt zum Römischen Statut. So wurden etwa un- 
ter deutscher EU-Ratspräsidentschaft (2007) in 20 Dritt- 
staaten Demarchen ausgeführt, um für den Beitritt zum 
Römischen Statut zu werben. Die Bundesregierung för- 
dert weltweit Projekte zur Förderung des Beitritts zum 
Römischen Statut. 

Im Dezember 2007 wurden drei Vakanzen im 18-köpfi- 
gen Richterkollegium des IStGH neu besetzt. Die Ver- 
sammlung der Vertragsstaaten wählte die Kandidaten aus 
Frankreich, Japan und Uganda. Bereits Anfang 2006 war 
der deutsche IStGH-Richter Hans-Peter Kaul für eine 
Amfszeif von neun Jahren wiedergewählt worden. Präsi- 
dent des IStGH ist der Kanadier Philippe Kirsch. Den 
Posten des Chefanklägers hat seit April 2003 Luis Mo- 
reno Ocampo aus Argentinien inne. Sein Stellvertreter 
Serge Brammertz (Belgien) wurde ab Januar 2006 beur- 
laubt, um die Leitung der VN-Ermittlungskommission 
zur Untersuchung des Mordes am früheren libanesischen 
Ministerpräsidenten Rafiq al-Hariri (UNlllC) zu überneh- 
men. Im Juni 2007 trat Brammertz vom Amt des stellver- 
tretenden IStGH-Anklägers zurück und übernahm zum 
1 . Januar 2008 als Nachfolger von Carla del Ponte das 
Amt des Chefanklägers am Internationalen Strafgerichts- 
hof für das ehemalige Jugoslawien (ISfGHJ). 

Der IStGH führt Ermittlungen in vier „Situationen“. Drei 
davon wurden dem IStGH von den betroffenen Vertrags- 
staaten selbst unterbreitet, nämlich von der Demokrati- 
schen Republik Kongo, Uganda und der Zentralafrikani- 
schen Republik. Am 17. März 2006 wurde Thomas 
Lubanga Dyilo in Kinshasa festgenommen und an den 
IStGH überstellt. Er wird beschuldigt, im Zusammenhang 
mit Kämpfen in der nordkongolesischen Provinz Ituri 
Kindersoldaten rekrutiert und eingesetzt zu haben. Der 
Beginn der Hauptverhandlung im Juni 2008 markiert den 
ersten Prozess nach dem Römischen Statut. Am 17. Okto- 
ber 2007 überstellten die kongolesischen Behörden Ger- 
main Katanga nach Den Haag, der an Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Ituri betei- 
ligt gewesen sein soll, ebenso wie Matthieu Ngudjolo 
Chui, der am 6. Februar 2008 an den IStGH überstellt 
wurde. 

Mitte 2005 erließ der IStGH Haftbefehle gegen die Füh- 
rung der „Lord’s Resistance Army“ (LRA) wegen völker- 
strafrechtlicher Verbrechen in Norduganda. Die Haftbe- 
fehle wurden bisher nicht vollstreckt. Uganda beruft sich 
darauf, dass sich die vier Gesuchten nicht auf ugandi- 
schem Territorium aufhielten. Im Rahmen von Friedens- 
verhandlungen mit der LRA hat die Regierung angekün- 
digt, den VN-Sicherheitsrat um befristeten Aufschub der 
IStGH-Ermittlungen zu ersuchen. Am 22. Mai 2005 er- 
öffnete IStGH-Chefankläger Moreno Ocampo ein förmli- 
ches Ermittlungsverfahren in der Zentralafrikanischen 
Republik wegen Verbrechen im Zusammenhang mit 
Kämpfen zwischen Regierungs- und Rebellentruppen in 
den Jahren 2002 und 2003. Der Schwerpunkt liege auf 
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Taten mit sexuellem Hintergrund, insbesondere Massen- 
vergewaltigungen. 

Die vierte „Situation“ betrifft die Lage im sudanesisehen 
Darfur und wurde dem IStGH dureh Resolution des Si- 
eherheitsrates vom 31. März 2005 unterbreitet. Dadureh 
ermittelt der IStGH erstmals in einem Staat, der nieht Ver- 
tragsstaat des Römisehen Statuts ist, und gegen Personen, 
die Staatsangehörige eines Niehtvertragsstaates sind. Am 
27. April 2007 erließ der IStGH Haftbefehle gegen den 
Staatsminister im sudanesisehen Innenministerium 
Ahmad Harun sowie gegen den Milizenführer Ali al-Kus- 
hayb wegen Verbreehen gegen die Mensehliehkeit und 
Kriegsverbreehen im Darfur-Konflikt. Sudan lehnte die 
Vollstreekung der Haftbefehle jedoeh ab. Chefankläger 
Moreno Oeampo unterriehtete den Sieherheitsrat am 
5. Dezember 2007, dass Sudan entgegen seiner Verpflieh- 
tung aus der Darfur-Resolution nieht mit dem IStGH 
kooperiere. Der Sieherheitsrat konnte sieh allerdings 
nieht auf eine Reaktion einigen. Die Bundesregierung 
und die EU haben Sudan mit Naehdruek zur Kooperation 
mit dem IStGH aufgefordert. Aueh VN-Generalsekretär 
Ban Ki-Moon rief dazu auf, alles zur Vollstreekung aus- 
stehender Haftbefehle des IStGH zu tun. 

Da der IStGH über keine eigenen Zwangsmeehanismen 
zur Durehsetzung seiner Maßnahmen verfügt, kommt der 
Zusammenarbeit mit Staaten besondere Bedeutung zu. 
Die Bundesregierung setzt sieh u. a. auf der Ebene der 
Vertragsstaaten des Römisehen Statuts mit Naehdruek da- 
tur ein, dass die Effektivität des IStGH dureh vollständige 
Umsetzung seiner Anordnungen gewahrt bleibt. Eine De- 
legation des IStGH besuehte im Mai 2007 Berlin, um bi- 
laterale Aspekte der Kooperation zu erörtern. Die Bun- 
desregierung hat ferner dafür gesorgt, dass das Thema 
Kooperation auf die Tagesordnung der zuständigen Brüs- 
seler Ratsarbeitsgruppe genommen wurde. Zwisehen der 
EU und dem IStGH besteht seit dem 10. April 2006 ein 
Kooperationsabkommen, dessen Kern der beidseitige In- 
formationsaustauseh bildet. 

Der Haushalt des IStGH verfügt 2008 über ein Volumen 
von 90,4 Mio. Euro. Japan hat mit seinem Beitritt zum 
Römisehen Statut im Oktober 2007 Deutsehland als größ- 
ten Beitragszahler abgelöst. Dadureh verringerte sieh der 
deutsehe Anteil am Haushalt von 16,4 Prozent auf 
12,8 Prozent. Der Personalaufwuehs nähert sieh der 
Marke von 900 Besehäftigten. Im Dezember 2007 be- 
sehloss die Versammlung der Vertragsstaaten die Errieh- 
tung eines Neubaus für den IStGH im Stadtgebiet von 
Den Haag. 

Die USA nehmen gegenüber dem IStGH eine kritisehe 
Haltung ein. Sie drängen Drittstaaten zum Absehluss bi- 
lateraler Niehtüberstellungsabkommen (sog. Bilateral Im- 
munity Agreements), um die Überstellung von US-Bür- 
gem an den IStGH zu verhindern. Andernfalls drohen 
Naehteile bei der Gewährung von Militär- oder Wirt- 
sehatlshilfe. Um die Integrität des Römisehen Statuts zu 
sehützen, verabsehiedete der EU-Rat am 30. September 
2002 Leitlinien zum Umgang mit diesen Abkommen. Da- 
naeh sind derartige bilaterale Abkommen mit dem Römi- 
sehen Statut nieht vereinbar; soweit sie aber gesehlossen 


wurden, stehen sie einem Beitritt zum Römisehen Statut 
nieht entgegen. Ansatzweise ist inzwisehen aber aueh ein 
pragmatiseherer Umgang der US- Administration mit dem 
IStGH erkennbar, wie etwa die Enthaltung der USA bei 
der Resolution des Sieherheitsrates zur Verweisung der 
Situation in Darfur an den IStGH (s. o.). Auf Initiative der 
deutsehen EU-Präsidentsehaft führte der Reehtsberater 
des US-Außenministeriums im Juni 2007 einen Mei- 
nungsaustauseh mit der zuständigen Brüsseler Ratsar- 
beitsgruppe. Dem Sehieksal der Opfer von Gewalttaten 
widmet die Bundesregierung besonderes Augenmerk. Sie 
leistet freiwillige Beiträge an den von den Vertragsstaaten 
des Römisehen Statuts erriehteten Opfersehutzfonds 
(Vietims Trust Fund), der Programme zur Wiedergutma- 
ehung für die Opfer sehwerster Gewalttaten entwiekelt 
und durehführt. Dem Direktorium gehören u. a. Persön- 
liehkeiten wie Simone Veil und Erzbisehof Desmond 
Tutu an. 

9.3.2 Völkerstrafgesetzbuch 

Das Völkerstrafgesetzbueh (VStGB) ist ein wiehtiger 
Baustein bei der Bekämpfung der Straflosigkeit von 
sehwersten Mensehenreehtsverbreehen. Im Beriehtszeit- 
raum hat sieh gezeigt, dass das am 30. Juni 2002 in Kraft 
getretene Gesetz seinen Zielsetzungen weiterhin gereeht 
wird, nämlieh 

- dem Anliegen, das spezifisehe Unreeht der Völker- 
reehtsverbreehen besser zu erfassen, als dies naeh dem 
früher geltenden Reeht möglieh war, 

- der Förderung der Reehtsklarheit und der Handhab- 
barkeit in der Praxis, 

- der Sieherstellung, dass Deutsehland stets in der Lage 
sein wird, in die Zuständigkeit des Internationalen 
Strafgeriehtshofes (IStGH) fallende Verbreehen selbst 
zu verfolgen, 

- der Förderung und Verbreitung des humanitären Völ- 
kerreehts, wobei dem VStGB Modelleharakter für die 
Implementierungsgesetzgebung anderer Vertragsstaa- 
ten des IStGH zukommt. 

Aueh fünf Jahre naeh dem Inkrafttreten des VStGB be- 
steht kein grundlegender gesetzgeberiseher Reformbe- 
darf 

ln § 1 VStGB ist eine weltweite Anwendbarkeit der Ver- 
breehenstatbestände des VStGB normiert. Danaeh kön- 
nen Verbreehen aueh dann verfolgt werden, wenn die Tat 
im Ausland begangen wurde und keinen Deutsehlandbe- 
zug aufweist. Das bedeutet allerdings nicht, dass 
Deutschland die Verfolgung aller irgendwo auf der Welt 
begangenen Völkerstraftaten übernehmen will. Vielmehr 
soll - wie in einer besonderen prozessualen Begleitrege- 
lung (§ 153f der Stratprozessordnung - StPO) normiert 
wird - dem Tatortstaat und dem Heimatstaat von Täter 
und Opfer sowie einem internationalen Gerichtshof, der 
bereit ist, den Fall an sich zu ziehen, Vorrang zukommen 
und damit zugleich einer Überlastung der deutschen Er- 
mittlungsressourcen durch Fälle, die keinen Bezug zu 
Deutschland aufweisen, entgegengewirkt werden. 
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ln seiner praktisehen Anwendung wirft das VStGB neuar- 
tige und für die Weiterentwieklung der deutsehen Straf- 
reehtspflege wiehtige Fragen auf Hierzu hat am 24. Ok- 
tober 2007 im Aussehuss für Mensehenreehte und 
Humanitäre Hilfe des Deutsehen Bundestages eine öf- 
fentliehe Anhörung stattgefunden. 

Die zuständige Staatsanwaltsehaft für die Verfolgung von 
Straftaten naeh dem VStGB ist der Generalbundesanwalt 
beim Bundesgeriehtshof Gemeinsam mit der Zentral- 
stelle für die Bekämpfung von Kriegsverbreehen des 
Bundeskriminalamts hat er die Mensehenreehtssituation 
in den Brennpunkten und Konfliktherden weltweit im 
Bliek. Der Generalbundesanwalt hat hierzu zahlreiehe 
Beobaehtungsvorgänge angelegt, die es möglieh maehen, 
Ermittlungsverfahren kurzfristig und zielgeriehtet einzu- 
leiten, wenn Erkenntnisse zu Volkers traflaten geriehts- 
verwertbar anfallen. Er hält darüber hinaus Kontakt zur 
Anklagebehörde des IStGH in Den Haag und zu nationa- 
len „War Crimes Units“ anderer Staaten, um den 
Austauseh von Informationen zu gewährleisten. Seit In- 
krafttreten des VStGB wurden vier fÖrmliehe Ermitt- 
lungsverfahren auf dem Gebiet des Völkerstrafreehts ein- 
geleitet, davon zwei Fälle, die Vorgänge aus der Zeit vor 
dem Inkrafttreten des VStGB zum Gegenstand haben. 
Zwei dieser Verfahren waren mangels Tatnaehweis einzu- 
stellen; in den übrigen dauern die Ermittlungen an. 

9.3.3 Nürnberger Konferenz „Frieden und 
Gerechtigkeit - Bausteine der Zukunft“ 

Gemeinsam mit Finnland, Jordanien, dem International 
Centre for Transitional Justiee (New York) und der Crisis 
Management Initiative (Helsinki) sowie in Zusammenar- 
beit mit weiteren zivilgesellsehaftliehen Institutionen, 
darunter der Friedrieh-Ebert-Stiftung, der Gruppe Frie- 
densentwieklung (FriEnt, Bonn) und dem Centre for the 
Study of Violenee and Reeoneiliation, Johannesburg, or- 
ganisierte die Bundesregierung vom 25. bis 27. Juni 2007 
die internationale Konferenz „Frieden und Gereehtigkeit - 
Bausteine der Zukunft“.'* Thema der Konferenz war es, 
Spannungen, die sieh in Friedensverhandlungen und 
Naehkonfliktsituationen zwisehen den - an sieh komple- 
mentären - Zielen „Frieden“ und „Gereehtigkeit“ ergeben 
können, näher zu untersuehen und Vorsehläge zum kon- 
struktiven Umgang mit diesen Spannungen zu entwi- 
ekeln. 

Dabei stellten ein Grußwort von VN-Generalsekretär Ban 
Ki-Moon sowie die Eröffnungsrede von Außenminister 
Frank- Walter Steinmeier von Anfang an fest, dass Frie- 
den und Gereehtigkeit komplementär, also kein Wider- 


Die Durchführung der Konferenz wurde wesentlich durch die 
Robert-Bosch-Stiftung und die Dräger-Stiftung ermöglicht. 


sprueh sind und es in Naehkonfliktsituationen beim Stre- 
ben naeh Gereehtigkeit nieht um das Ob, sondern das 
Wann und Wie gehe. Der Ankläger des Internationalen 
Strafgeriehtshofes, Luis Moreno Oeampo, betonte, dass 
sieh mit dem Inkrafttreten des Römisehen Statuts des 
IStGH der reehtliehe Rahmen, innerhalb dessen Abwä- 
gungen zwisehen Frieden und Gereehtigkeit stattfinden, 
zugunsten der Vermeidung von Straflosigkeit versehoben 
haben. Damit war ein zentrales - und vor dem Hinter- 
grund der Friedensbemühungen in Norduganda, der Am- 
nestiegesetzgebungen u. a. in Kolumbien und Afghanis- 
tan sowie der Lage in der Demokratisehen Republik 
Kongo, im Irak und in Nepal hoehaktuelles - Diskussi- 
onsfeld der Konferenz abgesteekt. 

ln einer Absehlussrede, die die Ergebnisse der zehn Ar- 
beitsgruppen der Konferenz zusammenfasste, stellte der 
jordanisehe Botsehafter in den USA und ehemalige Präsi- 
dent der IStGH- Vertragsstaatenversammlung, Prinz Zeid 
al-Hussein, fest, dass sieh im Völkerreeht eine Norm her- 
ausbilde, der zufolge Amnestien für Personen, die die 
Hauptverantwortung für sehwersfe Fälle von Kriegsver- 
breehen, Verbreehen gegen die Mensehliehkeif und Völ- 
kermord fragen, nieht mehr statthaft seien. Weitere Frage- 
stellungen der Konferenz betrafen u. a. die Einbringung 
von Anliegen der Gereehtigkeit in Friedensvermittlungen 
und in Entwieklungsprozesse, das Verhältnis einheimi- 
seher und externer Gereehtigkeitsmeehanismen, die Wie- 
derherstellung gestörter Vertrauensbeziehungen zwisehen 
Bevölkerungsteilen (Versöhnung) sowie die Rolle des 
IStGH. Besonderes Kermzeiehen der Diskussionen war, 
dass sie weitgehend anhand von Fallbeispielen und von 
„Praktikern“ geführt wurden. Zu ihnen zählten neben ei- 
nigen einsehlägig erfahrenen Politikern (darunter Martti 
Ahtisaari, der afghanisehe Außenminister Rangin Dadfar 
Spanta, die damalige liberianisehe Justizministerin Fran- 
eis Morris Johnson, die ehemalige VN-Flüehtlingshoeh- 
kommissarin Sadako Ogata und einige derzeitige oder 
ehemalige VN- Sonderbeauftragte wie Jan Egeland, Lakh- 
dar Brahimi und Alvaro de Soto) knapp 400 weitere Per- 
sonen, darunter zahlreiehe Praktiker aus Konfliktregio- 
nen. Die Diskussionen wurden dureh zahlreiehe, meist 
fallbezogene Studien vorbereitet, die auf der Konfe- 
renzwebsite eingesehen werden können. 

Da es vorhersehbar nieht möglieh war, zu einem derart 
komplexen Thema ein substanzielles Absehlussdokument 
zu verabsehieden, ließen sieh die Konferenzveranstalter 
von den Teilnehmern den Auftrag geben, in den folgen- 
den Monaten politisehe Prinzipien und Handlungsemp- 
fehlungen zu erarbeiten (Nürnberger Erklärung zu Frie- 
den und Gereehtigkeit). Ein aus vier internationalen 
Experten bestehendes Redaktionsteam hat unter der 
Sehirmherrsehaft des eostarieanisehen Präsidenten Osear 
Arias bereits mit der Arbeit begonnen. 
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Teil B - Internationaler Menschenrechtsschutz - 
Institutionen, Instrumente, Verpflichtungen 

Brennpunkt: Von der VN-Menschenrechts- 
kommission zum VN-Menschenrechtsrat 

I. Die VN-Menschrechtskommission - Erreichtes 
und Defizite 

Mit der bereits 1946 erfolgten Einriehtung der Mensehen- 
reehtskommission (MRK) mit Sitz in Genf haben die 
Vereinten Nationen von Anbeginn die Bedeutung der 
Mensehenreehte für die Durehsetzung einer naeh den 
Sehrecken des Zweiten Weltkriegs geforderten neuen 
Weltordnung anerkannt, in der die Achtung der Bürger- 
rechte nicht allein den Nationalstaaten überlassen ist. 
Größter Meilenstein und gleichzeitig wichtigster Impuls 
und Bezugspunkt für die mehr als 60-jährige Arbeit der 
Kommission im Bereich menschenrechtlicher Normset- 
zung war die unter der ersten MRK- Vorsitzenden Eleanor 
Roosevelt erarbeitete Allgemeine Erklärung der Men- 
schenrechte, die am 10. Dezember 1948 feierlich von der 
VN-Generalversammlung angenommen wurde. Zusam- 
men mit den 1966 verabschiedeten und ebenfalls von der 
MRK erarbeiteten grundlegenden VN-Menschenrechts- 
verträgen, dem VN-Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Zivilpakt) und dem VN-Pakt über wirtschaft- 
liche, soziale und kulturelle Rechte, bildet sie das univer- 
selle „Grundgesetz“ (Bill of Rights) der Menschenrechte. 
Hierauf aufbauend erfolgte die Erarbeitung weiterer Men- 
schenrechtskonventionen, darunter zuletzt das 2002 von 
der VN-Generalversammlung angenommene Zusatzpro- 
tokoll zur Antifolterkonvention. Eine weitere Errungen- 
schaft der MRK war die Einsetzung von unabhängigen 
thematischen und länderbezogenen Sonderberichterstat- 
tern, deren Mandatsausübung eine kontinuierliche Befas- 
sung der MRK mit menschenrechtlichen Kemthemen si- 
cherstellte. 

ln den vergangenen 20 Jahren ihres Bestehens gab jedoch 
die Zusammensetzung der aus 53 gewählten Mitglied- 
staaten bestehenden MRK Anlass zu Kritik. Dabei hat 
sich insbesondere die Praxis einiger nichtwestlicher Re- 
gionalgruppen als problematisch erwiesen, zu den Wah- 
len mit einem intern abgestimmten Kandidatenfeld anzu- 
treten, bei dem die Zahl der Kandidaten genau der Zahl 
der freiwerdenden Sitze entsprach - mit der Folge, dass 
eine Auswahl zwischen menschenrechtsfreundlicheren 
und menschenrechtskritischen Staaten häufig nicht mehr 
möglich war. Eine sich im Zuge dieser Entwicklung aus 
menschenrechtlicher Sicht verschlechterte Zusammenset- 
zung der MRK hat nicht nur zu großen Verzögerungen bei 
laufenden Verhandlungen im Normsetzungsbereich ge- 
führt, sondern auch die Verabschiedung so genannter 
„Länderresolutionen“ in der MRK zunehmend erschwert 
bzw. verunmöglicht. Beispiele hierfür sind u. a. das 
Scheitern der von der EU eingebrachten Resolutionen zur 
Lage in Darfur sowie in Tschetschenien im Jahre 2002. 
Zudem haben menschenrechtskritische Staaten über den 
von ihnen regelmäßig erhobenen Vorwurf einer vermeint- 
lichen „Selektivität“ oder „Politisierung“ der MRK ver- 
sucht, positive Arbeitsergebnisse der MRK zu diskredi- 
tieren. Diese jeweils einer ganz unterschiedlichen 
Betrachtung und Interessenlage entspringenden Kritik- 


punkte kulminierten in der Zeit nach 2001 in einem allge- 
meinen Wunsch nach grundlegenden Veränderungen in 
der Zusammensetzung und Arbeitsweise der Kommis- 
sion. 

II. Vom Reformgedanken znr Resolntion 60/251 

Vor diesem Hintergrund hat eine im Zuge der VN-Re- 
formbestrebungen vom damaligen VN-Generalsekretär 
Kofi Annan im November 2003 eingesetzte Gruppe hoch- 
rangiger Persönlichkeiten unter Vorsitz des früheren thai- 
ländischen Ministerpräsidenten Panyarachun (sog. Blue- 
Ribbon-Panel) in ihrem im Dezember 2004 vorgelegten 
Bericht (VN-Dok. A/59/565) auch Vorschläge für eine 
Reformierung der MRK entwickelt. Diese sahen eine 
Beibehaltung des Gremiums bei dessen gleichzeitiger 
Universalisierung, d. h. einer Erweiterung von 53 auf alle 
der damals 191 VN-Mitgliedstaaten, vor. Der Gedanke ei- 
ner erweiterten Mitgliedschaft ging dabei u. a. auf ein ge- 
meinsames deutsch-französisches Positionspapier zurück. 
Die vom Blue-Ribbon-Panel erarbeiteten Vorschläge zur 
Reformierung des VN-Systems, zu denen auch die Ein- 
richtung einer Kommission zur Friedenskonsolidierung 
(Peacebuilding Commission) zählte, fanden größtenteils 
Eingang in den Bericht des Generalsekretärs vom März 
2005, mit dem dieser unter dem Titel „ln karger Freedom“ 
eine umfassende Reformagenda für die Bereiche „Ent- 
wicklung“, „Sicherheit“ und „Menschenrechte“ entwarf 
(A/59/2005), ln Abweichung von den Empfehlungen des 
Blue-Ribbon-Panels sprach sich der Generalsekretär da- 
rin jedoch für die Ablösung der MRK durch ein verklei- 
nertes, sfändig fagendes Menschenrechfsgremium, den 
VN-Menschenrechfsraf („Human Righfs Council“), aus. 
Das von der VN-Generalversammlung am 16. Sepfember 
2005 angenommene umfassende Abschlussdokument des 
Gipfels der Staats- und Regierungschefs (A/RES/60/1) 
hat diesen Vorschlag mit dem Beschluss zur Schaffung 
des Menschenrechtsrats umgesetzt und gleichzeitig den 
Präsidenten der Generalversammlung, Jan Eliasson, mit 
der Leitung der für die Ausarbeitung von Mandat und 
Modalitäten eines solchen Rates erforderlichen Konsulta- 
tionen beauftragt, ln der zu diesem Zweck eingerichteten, 
vornehmlich unter dem Vorsitz der VN-Botschafter Pana- 
mas und Südafrikas tagenden „Human Rights Council 
Working Group“ wurden daraufhin bis zum Februar 2006 
die Rahmenpunkte für den Menschenrechtsraf verhandelt. 
Besonders umstritten waren dabei Zusammensetzung 
(Zahl der Mitglieder) und Wahlmodalitäten (einfache 
Mehrheit oder qualifizierte Zweidrittelmehrheit), die Sit- 
zungsdauer (acht oder zwölf Wochen pro Jahr) sowie der 
allgemeine Auftrag an den Rat, sich mit aktuellen men- 
schenrechtlichen Entwicklungen auseinandersetzen und 
dabei auch länderbezogene Resolutionen verabschieden 
zu können. 

Ebenfalls im Zentrum der Verhandlungen stand die Um- 
setzung der Idee, als Novum gegenüber der Menschen- 
rechtskommission ein Verfahren zur Überprüfung der 
Menschenrechtssituation in allen VN-Mitgliedstaaten 
(sog. Peer-Review- Verfahren) zu schaffen, dessen Durch- 
führung dem Menschenrechfsraf obliegen sollte. Im Rah- 
men der Diskussion um die Zusammensetzung des Rates 
war für wesfliche Sfaafen angesichts der Ablehnung einer 
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universalen Mitgliedschaft zudem wichtig, dass sich ihr 
Stimmgewicht aufgrund der anzuwendenden Verteilung 
der Sitze auf die VN -Regionalgruppen (sog. Generalver- 
sammlungsschlüssel) gegenüber der Menschenrechts- 
kommission nicht wesentlich verschlechtern würde. Nach 
sechsmonatigen Verhandlungen präsentierte Jan Eliasson 
der Generalversammlung einen Entscheidungsentwurf, 
der ein aus folgenden Punkten bestehendes Kompromiss- 
paket enthielt: 

- Mandat: Der Menschenrechtsrat ist ein unmittelbar der 
VN-Generalversammlung nachgeordnetes Organ mit 
Sitz in Genf Seine Aufgaben sind die Förderung und 
der Schutz der Menschenrechte sowie die Behandlung 
aktueller menschenrechtlicher Situationen und die 
Formulierung einschlägiger Empfehlungen (Resolu- 
tionen). Der Rat bedient sich eines kooperativen, dia- 
logorientierten Ansatzes zur Stärkung der bei der 
Umsetzung menschenrechtlicher Verpflichtungen er- 
forderlichen nationalen Kapazitäten; 

- Zusammensetzung: Der Rat besteht aus 47 mit der 
Mehrheit der Generalversammlung zu wählenden 
Staaten (darunter sieben aus der Gruppe der westli- 
chen Staaten); die Wahl erfolgt für drei Jahre, eine un- 
mittelbare Wiederwahl nach zwei Amtsperioden ist 
ausgeschlossen; kandidierende Staaten werden ange- 
halten, selbst höchste menschenrechtliche Standards 
zu wahren und im Zusammenhang mit ihrer Kandida- 
tur ein menschenrechtliches Arbeitsprogramm (in 
Form einer freiwilligen Selbstverpflichtung, sog. 
pledges) zu präsentieren; 

- Möglichkeit der Abwahl: Mitglieder, die sich grober 
und systematischer Menschenrechtsverletzungen 
schuldig machen, können auf Beschluss der General- 
versammlung (mit Zweidrittelmehrheit der anwesen- 
den Staaten) ihre Mitgliedschaft im Rat verlieren; 

- Sitzungsrhythmus: Der Menschenrechtsrat hält min- 
destens drei reguläre Sitzungen mit einer jährlichen 
Mindestsitzungszeit von zehn Wochen ab; er kann zu- 
dem auf Antrag eines Drittels seiner Mitglieder Son- 
dersitzungen abhalten; 

- Einführung eines „Universal Periodic Review“ (UPR): 
Auftrag an den Rat, innerhalb eines Jahres die Modali- 
täten für ein universelles Staatenüberprüfungsverfah- 
ren zu erarbeiten; 

- Überprüfung und gegebenenfalls Übernahme der Me- 
chanismen der Menschenrechtskommission: Auftrag 
an den Rat, innerhalb eines Jahres die Mandate der 
MRK- Sonderberichterstatter, die Funktionsweise der 
MRK-Unterkommission und des vertraulichen Be- 
schwerdeverfahrens (sog. 1503-Verfahren) zu über- 
prüfen und diese zu verbessern bzw. durch neue In- 
strumente zu ersetzen. Die genannten Instrumentarien 
erhalten zu diesem Zweck einen einjährigen Bestands- 
schutz; 

- Überprüfung durch die Generalversammlung nach 
fünf Jahren; 

- Auflösung der Menschenrechtskommission zum 
16. Juni 2006. 


Dieses Paket wurde am 15. März 2006 als Resolu- 
tion 60/251 der Generalversammlung (A/RES/60/251) 
mit 170 gegen vier Stimmen bei drei Enthaltungen'^ an- 
genommen. Gegen die Resolution stimmten u. a. die 
USA. Sie konnten sich mit ihren Wünschen, die Glaub- 
würdigkeit des Rates über die Wahl seiner Mitglieder mit 
qualifizierter Zweidrittelmehrheit sicherzustellen und die 
Wahlberechtigung zudem von einer nachzuweisenden 
menschenrechtlichen Qualifizierung abhängig zu ma- 
chen, nicht durchsetzen. Gleichzeitig bekräftigten die 
USA jedoch ihre Absicht, konstruktiv mit dem Rat Zu- 
sammenarbeiten zu wollen (sog. soft no). Obwohl sich 
die EU im Verhandlungsverlauf ihrerseits für 53 mit 
Zweidrittelmehrheit zu wählende Mitglieder ausgespro- 
chen hatte, stimmte sie im Hinblick auf die gegenüber der 
Menschenrechtskommission insgesamt zu verzeichnen- 
den Verbesserungen in der Konstruktion des Rats ge- 
schlossen für die Resolution. Zudem verpflichtete sich 
die EU mittels einer bei dieser Gelegenheit abgegebenen 
Stimmerklärung, keine Staaten in den Rat zu wählen, die 
aufgrund ihrer Menschenrechtslage Gegenstand von 
Sanktionen des VN-Sicherheitsrates sind. Diese Haltung 
hat die EU bei der letzten Sitzung der VN-Menschen- 
rechtskommission am 27. März 2007 in Genf erneut 
bekräftigt. Bei den am 9. Mai 2006 erfolgten ersten Wah- 
len zum Menschenrechtsrat wurde Deutschland mit 
154 Stimmen gewählt und erzielte damit unter den Kan- 
didaten der westlichen Gruppe das beste Ergebnis.^" Am 
19. Juni 2006 ist der VN -Menschenrechtsrat in Genf zu 
seiner konstituierenden Sitzung zusammengetreten und 
wählte den mexikanischen VN-Botschafler Luis Alfonso 
de Alba zu seinem ersten Vorsitzenden. 

III. Der Institution-Building-Prozess 

In seinem ersten Jahr widmete sich der Menschenrechts- 
rat neben seiner Substanzarbeit (s. Kap. 4.1.1) vornehm- 
lich der Erfüllung der ihm von der Generalversammlung 
überfragenen Aufgabe, die Modalifäfen für den UPR zu 
erarbeifen sowie eine Überprüfung der von der Kommis- 
sion übernommenen Mechanismen (Sonderberichfersfaf- 
ter, Unterkommission, Beschwerdeverfahren) vorzuneh- 
men. Hinzu kamen weitere im Zusammenhang mit dem 
strukturellen Aufbau des neuen Gremiums zu bewälti- 
gende Aufgaben. Schließlich wurden für den erforderli- 
chen Konsultationsprozess, das „Institution-Building“, im 
Sommer 2006 sechs jeweils unter Führung eines Fazilita- 
tors (die Genfer VN-Botschafter Guatemalas, Jordaniens, 
der Philippinen, Marokkos, der Schweiz und Tschechi- 


Gegen Resolution 60/251 stimmten Israel, die Marshallinseln, Palau 
und die USA; Iran, Venezuela und Belarus enthielten sich der Stim- 
me. 

20 Danach setzten sich die 47 Mitglieder des Rates in seinem ersten Jahr 
wie folgt zusammen: Afrika (13 Sitze): Algerien, Djibouti, Gabun, 
Ghana, Kamerun, Mali, Marokko, Mauritius, Nigeria, Sambia, Sene- 
gal, Südafrika, Tunesien; Asien (13 Sitze): Bahrain, Bangladesh, 
China, Indien, Indonesien, Japan, Jordanien, Republik Korea, Malay- 
sia, Pakistan, Philippinen, Saudi-Arabien, Sri Lanka; Lateinamerika 
und Karibik (acht Sitze): Argentinien, Brasilien, Ecuador, Guatema- 
la, Kuba, Mexiko, Peru, Uruguay; Osteuropa (6 Sitze): Aserbaid- 
schan, Polen, Rumänien, Russland, Tschechien, Ukraine; Westeuropa 
(sieben Sitze): Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, 
Kanada, Niederlande, Schweiz. Die USA haben nicht kandidiert. 
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ens) stehende Arbeitsgruppen zu den folgenden Themen 
eingeriehtet: UPR, Sonderberichterstatter (inkl. Modalitä- 
ten im Zusammenhang mit der Einrichtung neuer Man- 
date und der Ernennung von Mandatsträgem), Schaffung 
eines Expertenrats in Nachfolge der MRK-Unterkommis- 
sion, Reformiemng des vertraulichen Beschwerdeverfah- 
rens, Erarbeitung einer Tagesordnung für die Sitzungen 
des Rats sowie zu dessen Geschäftsordnung und Arbeits- 
methoden. Durch eine von der Afrikanischen Grappe ge- 
gen den Willen der EU herbeigefuhrte Entscheidung des 
Menschenrechtsrats vom Juni 2006 wurde das Mandat 
der Arbeitsgmppe „Sonderberichterstatter“ um den Auf- 
trag zur Erarbeitung eines Verhaltenskodexes (Code of 
Conduct) für Sonderberichterstatter erweitert. Insgesamt 
trat die Ausgestaltung des Menschenrechtsrates damit in 
ihre letzte und entscheidende Phase: Zum einen wurde 
das Verhandlungsgeschehen von New York nach Genf 
verlagert, und zum anderen war erstmalig eine Vielzahl 
konkreter technischer und juristischer Einzelfragen zu lö- 
sen. Die Vorstellungen zu diesen Fragestellungen lagen 
insbesondere zwischen der EU (ab Januar 2007 unter 
deutscher Präsidentschaft) und einigen einflussreichen 
Staatengrappen wie der Organisation der Islamischen 
Staaten (OlC) und der Blockfreien Staaten (G77) oftmals 
weit auseinander. Die EU hat sich in diesem Prozess ins- 
besondere für die Erreichung der nachfolgenden Ziele 
eingesetzt: 

- ein effizientes und glaubwürdiges UPR- Verfahren, das 
innerhalb des menschenrechtlichen Schutzsystems der 
VN einen wirklichen Mehrwert aufweist und eine 
Überprüfung der Einhaltung menschenrechtlicher Ver- 
pflichtungen auf der Basis unabhängiger Informatio- 
nen und eines Dialogs mit dem betroffenen Staat er- 
möglicht; 

- Erhalt eines umfassenden Systems von thematischen 
und länderbezogenen Sonderberichterstattern; Verhin- 
derung unangemessener Regulierung der Mandatsaus- 
übung im Rahmen des geplanten Verhaltenskodexes; 

- Ersetzung der früheren Unterkommission durch ein 
verkleinertes, mit ausgewiesenen und unabhängigen 
Menschenrechtsexperten besetztes Gremium zur Un- 
terstützung und Beratung des Rats; 

- Schaffung eines transparenteren und effizienteren Be- 
schwerdeverfahrens; 

- Erarbeitung einer Tagesordnung, die der Universalität, 
Interdependenz und Gleichwertigkeit aller Menschen- 
rechte Rechnung trägt und insbesondere die Ausübung 
des mit Resolution 60/25 1 erteilten Mandats des Rats 
garantiert, sich mit aktuellen menschenrechtlichen 
Problemlagen zu befassen; 

- Verhinderung von Versuchen, Arbeitsmethoden und 
Geschäftsordnung des Rats so zu fassen, dass die Ein- 
bringung von Länderesolutionen erschwert oder ver- 
hindert oder die Beteiligungsrechte von Nichtregie- 
rangsorganisationen an den Sitzungen des Rats 
geschwächt werden. 

Um diese Ziele erreichen zu können, hat sich die EU auf- 
grund ihrer numerischen Minderheit im Rat (acht von 


47 Sitzen) von Anbeginn der Verhandlungen für eine aus- 
schließlich konsensuale Beschlussfassung des Rats zu 
den Ergebnissen der Arbeitsgruppen ausgesprochen. Für 
die deutsche Ratspräsidentschaft war es zudem gerade in 
der heißen Schlussphase der Verhandlungen zur Stärkung 
ihrer Position als EU- Verhandlungsführer wichtig, diese 
Strategie durch das Erfordernis eines EU-internen Kon- 
sens zu allen von der EU einzunehmenden Positionen zu 
ergänzen (sog. doppelter Konsens). Die sich über Monate 
hinziehenden Verhandlungen mündeten in einem die Er- 
gebnisse der Arbeitsgruppen zusammenfassenden Papier 
des MRR- Vorsitzenden de Alba. Die Einigung auf dieses 
„Institution-Building-Paket“ in der Nacht vom 18. auf 
den 19. Juni 2007 wurde erst möglich, nachdem sich die 
EU und China in einer buchstäblich in letzter Minute auf- 
gebrachten Streitfrage zu den Erfordernissen für Länder- 
resolutionen einigen konnten (s. Kasten). 

Für Deutschland und die EU fällt die Bewertung dieses in 
Resolution 5/1 des Menschenrechtsrats enthaltenen Pa- 
kets insgesamt positiv aus. So entsprechen die Grund- 
sätze des beschlossenen UPR- Verfahrens weitestgehend 
der EU-Verhandlungsposition: Basis des Verfahrens sind 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte sowie die 
insbesondere aufgrund der VN-Menschenrechtskonven- 
tionen eingegangenen jeweiligen Verpflichtungen des zu 
überprüfenden Staates. Die Einhaltung dieser Verpflich- 
tungen wird anhand der Eigendarstellung des Staates 
sowie einer schriftlichen, vom Büro der VN-Hochkom- 
missarin für Menschenrechte zu erstellenden Daten- 
sammlung (in die insbesondere die Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen der nach den Menschenrechtskonven- 
tionen gebildeten Vertragsausschüsse einfiießen) und 
einer ebenfalls schriftlichen Darstellung der Menschen- 
rechtslage durch Nichtregierangsorganisationen über- 
prüft. Es ist zudem vorgesehen, dass sich die Delegation 
des zu überprüfenden Staates in einem offenen, rund drei- 
stündigen Dialog Fragen von MRR-Mitgliedstaaten und 
Beobachtern zu stellen hat. Dabei ist aus EU-Sicht ein 
wesentlicher Erfolg, dass es bei den Verhandlungen ge- 
lungen ist, die insbesondere seitens der OlC und der G77 
erhobene Forderung abzuwehren, einen obligatorischen 
Staatenbericht („Selbsteinschätzung“ des Staates) zur al- 
leinigen Grundlage des UPR zu machen. Zudem wird mit 
den zwischenzeitlich für die Abfassung der diversen 
UPR-Dokumente verabschiedeten allgemeinen Richtli- 
nien die Grundlage für eine unmittelbare Vergleichbarkeit 
des Verfahrens und der Ergebnisse gelegt. Das Beschwer- 
deverfahren wurde als vertraulicher Zwei-Stufen-Mecha- 
nismus beibehalten. Die Transparenz gegenüber dem Be- 
schwerdeführer wurde jedoch verbessert und zudem 
wurden Fristen zur Bearbeitung eingeführt. Hinsichtlich 
des beratenden Expertengremiums konnte die EU eine 
Verkleinerung von 26 auf 18 Mitglieder, eine verkürzte 
öffentliche Sitzungszeit und eine stärkere Bindung an den 
Rat (in dessen Auftrag das Expertengremium vornehm- 
lich Studien erstellen soll) erreichen. Diese Veränderun- 
gen bieten nach Ansicht der Bundesregierung eine 
Gewähr für eine größere Effizienz dieser beiden Mecha- 
nismen. 

Die Verhandlungen über die Zukunft der existierenden 
thematischen und länderbezogenen Mandate mussten da- 
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gegen über den Ablauf der in GV-Resolution 60/25 1 vor- 
gesehenen Jahresfrist hinaus vertagt werden (der Men- 
schenrechtsrat hat seither 15 der rund 40 Mandate der 
früheren MRK erneuert). Hierfür ausschlaggebend war, 
dass die für den Fazilitatorenprozess zur Verfügung ste- 
hende Zeit für die Verhandlungen zu den Modalitäten für 
zukünftige Berichterstattermandate sowie die Erarbeitung 
eines „Verhaltenskodexes“ für Sonderberichtersfaffer ver- 
wendef wurde. Beide Bereiche konnten mit positivem 
Ergebnis abgeschlossen werden, wobei das Verhand- 
lungsergebnis zu dem von der Afrikanischen Gruppe ein- 
gebrachten und von der Mehrheif des MRR zunächsf 
unfersfüfzfen Entwurfs eines Verhaltenskodexes für Son- 
derberichfersfafter einen besonderen Erfolg der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft darstellt: So konnte nicht nur 
eine Entschärfung des Textes, sondern vor allem auch 
eine Aufnahme von Kooperafionspflichfen des besuchfen 
Sfaates gegenüber den Berichtersfaffem erreicht werden. 
Auch der Koordinierungsausschuss der Sonderbericht- 
erstatter sowie internationale Menschenrechtsorganisa- 
tionen haben den verabschiedeten, gegenüber seiner 
inakzeptablen Ausgangsfassung stark verbesserten Text 
gebilligt. Die EU musste jedoch mit Bedauern feststellen, 
dass bereits während der Verhandlungen im Vorfeld des 
Institution-Building-Pakets deutlich wurde, dass sich die 
Mehrheit des Rates nicht zu einer Verlängerung der exis- 
tierenden Mandate zu Kuba und Belarus bereit finden und 
eine Abstimmung in dieser Frage daher zu einer Nieder- 
lage der EU führen würde. Um die übrigen Komponenten 
des Institution-Building-Pakets nicht zu gefährden, wurde 
vereinbart, den weiteren Bestandsschutz der Bericht- 
erstattermandate über den 18. Juni 2007 hinaus mit der 
Maßgabe zu versehen, dass diese Gegenstand von Reso- 
lutionen der VN-General Versammlung sind oder unter 
dem früheren MRK-Tagesordnungspunkt 19 (Technische 
Zusammenarbeit) geschaffen wurden. Da dies auf Kuba 
und Belarus nicht zutraf, sind die MRK-Mandate zu bei- 
den Ländern mit dem 18. Juni 2007 erloschen. Unan- 
getastet bleibt jedoch die Möglichkeit, eines oder beide 
Mandate bei Vorliegen einer entsprechenden Mehrheit im 
MRR neu zu schaffen. Die EU wird die Möglichkeit der- 
artiger Mehrheiten weiterhin im Blick behalten. 

Hinsichtlich der Agenda hat sich die EU unter deutscher 
Ratspräsidentschaft gegen großen Widerstand der Rats- 
mehrheit erfolgreich für die Beibehaltung eines Tagesord- 
nungspunktes, unter dem aktuelle Ländersituationen be- 
handelt werden können, eingesetzt. Andererseits konnte 
sich die EU trotz ihres energischen Engagements gegen 
die Beibehaltung des von der MRK übernommenen eige- 
nen und separaten Tagesordnungspunktes zur „Men- 
schenrechtssituation in den Besetzten Palästinensischen 
Gebieten“ in diesem Punkt nicht gegen die Mehrheit des 
Rats durchsetzen. Und schließlich: Entgegen den von ei- 
nigen menschenrechtskritischen Staaten immer wieder 
unternommenen Bemühungen um eine eingeschränktere 
Beteiligung von Nichtregierungsorganisationen an diesen 
Dialogen ist die EU in den resultierenden Geschäflsord- 
nungsdebatten erfolgreich für eine Anwendbarkeif der 
allgemeinen Geschäffsordnungsregeln auch auf alle De- 
batten im Menschenrechtsrat eingetreten. Als Bestandteil 
des Jahresberichts des Menschenrechtsrats wurde das In- 


stitution-Building-Paket am 21. Dezember 2007 von der 
VN-Generalversammlung mit überragender Mehrheit in- 
dossiert.2i 

Ein halbes Jahr nach Abschluss des Verhandlungsprozes- 
ses ist es für eine Bewertung des Menschenrechtsrats 
nach Auffassung der Bundesregierung noch zu früh. Den 
gegenüber der alten Menschenrechtskommission zweifel- 
los erreichten strukturellen Verbesserungen steht neben 
der unveränderten Sensibilität des Themas „Menschen- 
rechte“ die Schwierigkeit gegenüber, den mit Resolution 
60/251 angestrebten konstruktiven Ansatz mit der Not- 
wendigkeit zur Erörterung konkreter Menschenrechtsver- 
letzungen in Einklang zu bringen. Hinzu kommt die Ten- 
denz der Ratsmitglieder zu einer Blockbildung. 
Bundesaußenminister Steinmeier hat die Notwendigkeit 
der Überwindung dieser Gegensätze und die Erforderlich- 
keit einer „Kultur der Zusammenarbeit“ in seiner Rede 
vor dem Menschenrechtsrat am 12. März 2007 wie folgt 
beschrieben: „Es wird von entscheidender Bedeutung 
sein, ob der Rat in Zukunft die ihm zugewiesene Verant- 
wortung angemessen wahmehmen kann. (...) Handeln 
und Denken des Rats und seiner Mitglieder sind leider 
nur allzu oft von der Zugehörigkeit zu regionalen Blö- 
cken und Interessengemeinschaften bestimmt. Wir alle 
müssen die Bereitschaft aufbringen, das Blockdenken zu 
überwinden, wenn wir unserer Veranfwortung und den in 
den Rat gesetzten Erwartungen gerecht werden wollen. 
Es kann nicht angehen, dass schwerste Menschenrechts- 
verletzungen nicht - oder nicht mit der gebotenen Deut- 
lichkeit - angesprochen werden können, weil regionale 
oder weltanschaulich bedingte Solidarität die Bereitschaft 
zu vorurteilsloser Wahrnehmung von kritischen Situatio- 
nen überstrahlt.“ 

1 Europäische Union 

Die Europäische Union (EU) ist eine auf die allen Mit- 
gliedstaaten gemeinsamen Grund- und Menschenrechte 
gestützte Wertegemeinschaft. Die EU und ihre Institutio- 
nen achten diese Rechte, wie sie sich aus der Europäi- 
schen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (neu gefasst 
1998, siehe B 2.1) sowie aus den gemeinsamen Verfas- 
sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben (Artikel 6 
EU-Vertrag). Dies gilt im „Inneren“ für die Mifgliedsfaa- 
ten und für die Organe und Insfifutionen der EU sowie 
nach außen lauf Arfikel 11 des EU-Verfrages in der Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheifspolitik (GASP). 

Die EU berücksichtigt in ihrem Handeln die 1993 anläss- 
lich der Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte be- 
kräftigte Universalität, wechselseitige Abhängigkeit und 
Unteilbarkeit aller Menschenrechte, d. h. der bürgerli- 
chen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturel- 
len Menschenrechte. Sie bezieht die hinsichtlich Men- 


21 Abstimmungsergebnis im 3. GV-Ausschuss am 16. November 2007: 
165:7 (bei drei Enthaltungen); im GV-Plenum am 21. Dezember 
2007: 150:7 (eine Enthaltung); in beiden Fällen stimmten Australien, 
Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien, Palau und die USA ge- 
gen die jeweilige Resolution. 
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schenrechten und Demokratisierung gesetzten Ziele in 
alle externen und internen politisehen Maßnahmen der 
EU ein. Zudem unterstützt sie die zunehmende internatio- 
nale Tendenz, die Förderung der Mensehenreehte, der 
Demokratie und der Reehtsstaatliehkeit in die Förderung 
von Frieden und Sieherheit, in die Entwieklungszusam- 
menarbeit und in die Handelspolitik zu integrieren, und 
hat dafür eine Reihe praktiseher Instrumente gesehaffen. 
Daneben verfügt die EU über Instrumente zur Sieherstel- 
lung des Sehutzes der Mensehenreehte in der EU auf 
Unionsebene (zur EU-Grundreehteeharta siehe B 1.2). 
Deutsehland hat die Weiterentwieklung des Mensehen- 
rechtssehutzes in der EU mit großem Engagement unter- 
stützt und gefördert. Sowohl die Einriehtung der Europäi- 
sehen Stelle zur Beobaehtung von Rassismus und 
Fremdenfeindliehkeit als aueh die Sehaffung der EU- 
Grundrechtecharta gehen maßgeblieh auf deutsche Initia- 
tiven zurück. Die EU-Grundrechtecharta wurde am 
12. Dezember 2007 von den Präsidenten der Kommis- 
sion, des Europäischen Parlaments und des Rates verkün- 
det. Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wird 
die Grundrechtecharta rechtsverbindlich. 

1.1 Menschenrechtsschutz in der 
Europäischen Union 

1.1.1 Europäischer Gerichtshof und 
Europäisches Gericht erster instanz 

Der Schutz der Grundrechte gegenüber Rechtsakten der 
EU wird in erster Linie durch die Rechtssprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) mit Sitz in Luxem- 
burg gewährleistet. Mitgliedstaaten und Organe der EU 
sowie Einzelpersonen können Angelegenheiten, die unter 
das Gemeinschaftsrecht fallen, dem Gerichtshof unter- 
breiten. Seine Entscheidungen sind bindend. Dem EuGH 
gehören 27 Richter an, die in ihrer Arbeit von acht Gene- 
ralanwälten unterstützt werden. Deutschland ist durch 
den Richter Thomas von Danwitz im EuGH vertreten. 
Deutsche Generalanwältin ist Juliane Kokott. 

Der EuGH hat in Ausübung seines Auftrags zur Wahrung 
des Rechts bei der Anwendung und Auslegung der Ver- 
träge die Grundrechte bereits seit Ende der 1960er- Jahre 
als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts aner- 
kannt und diesen Schutz durch zahlreiche Entscheidun- 
gen stetig weiterentwickelt. Er hat durchgängig aner- 
kannt, dass die Grundrechte integraler Bestandteil der 
gemeinschaftlichen Rechtsordnung sind, und somit dafür 
gesorgt, dass die Menschenrechte in der Rechtssprechung 
umfassende Berücksichtigung fanden. Beim schrittwei- 
sen Aufbau der EuGH-Rechtssprechung wurde auf die 
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied- 
staaten sowie auf internationale Verträge zum Schutz der 
Menschenrechte Bezug genommen. Der EMRK kommt 
dabei eine besondere Bedeutung zu. 

Vor dem seit 1989 dem Gerichtshof beigeordneten Ge- 
richt erster Instanz kann jede natürliche oder juristische 
Person gegen Entscheidungen von Gemeinschaftsorga- 
nen, die sie individuell und unmittelbar betreffen, Nich- 
tigkeitsklage erheben. Hierbei kann sie sich auch auf die 
in der EU geltenden Menschenrechte und Grundfreiheiten 
berufen. Gegen Entscheidungen des Gerichts erster In- 


stanz ist ein Rechtsmittel zum Europäischen Gerichtshof 
gegeben. Daneben können die Menschenrechte auch in 
Untätigkeits- und Amtshaftungsklagen sowie in Vertrags- 
verletzungs- und Vorabentscheidungsverfahren vor dem 
EuGH entscheidungsrelevant werden. Damit besteht ein 
umfassendes prozessuales Instrumentarium zum Schutz 
der Grund- und Menschenrechte. Im Berichtszeitraum hat 
der EuGH der Europäischen Grundrechtecharta (EGG) 
von 2000, die bis zur Ratifizierung des 2007 Unterzeich- 
neten Vertrags von Lissabon noch keine eigenständige 
Rechtswirksamkeit hat, zu einem Durchbruch verhelfen. 
Er sprach ihr 2006 in einem Urteil zur Familienzusam- 
menführungsrichtlinie eine mittelbare Rechtserheblich- 
keit zu. Sie müsse bei der Auslegung der Richtlinie be- 
rücksichtigt werden, weil der EU-Gesetzgeber sich in der 
Begründungserwägung ausdrücklich auf sie beziehe. 

Der EuGH und das Europäische Gericht erster Instanz ha- 
ben seit 2005 in zahlreichen weiteren Urteilen ihre 
Rechtssprechung im menschenrechtlich relevanten Be- 
reich ausdifferenziert und den Grundrechtsschutz des 
Einzelnen weiter verstärkt. Wichtige Urteile des Gerichts- 
hofs in dieser Zeit betrafen Abwehrrechte wie das allge- 
meine Persönlichkeitsrecht und das Recht der Familie. Zu 
den Gleichheitsrechten gab es Urteile zum Schutz vor 
Diskriminierung wegen Behinderung, Alters und sexuel- 
ler Ausrichtung. Im Bereich der Justizgrundrechte ent- 
schied der EuGH Fälle zum Verbot der Doppelbestrafung 
(ne bis in idem), zum Anspruch auf faires Verfahren und 
zum effektiven gerichtlichen Rechtsschutz. 

Die EG-Richtlinie „Zur Festlegung eines Allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf‘ war Hintergrund zahlreicher 
Entscheidungen des EuGH. Aus deutscher Sicht war der 
Fall „Mangold“ von besonderer Bedeutung. Der EuGH 
entschied, dass das deutsche Teilzeit- und Befristungsge- 
setz gegen das Verbot der Altersdiskriminierung als ein 
allgemeines Rechtsprinzip des Gemeinschaftsrecht ver- 
stoße, soweit es gestatte, Arbeitsverträge mit Arbeitneh- 
mern im Alter von über 52 Jahren unbegrenzt oft zu be- 
fristen. Die Richtlinie, deren Umsetzungsfrist noch nicht 
abgelaufen war, wurde vom EuGH lediglich als Ausdruck 
dieses allgemeinen Prinzips angesehen. 

Der EuGH hat im Berichtszeitraum auch die Justizgrund- 
rechte der Unionsbürger weiter gestärkt. So hat er mit sei- 
nem Urteil im Fall „Guiseppe Francesco Gasparini“ 2006 
seine Rechtssprechung zum Grundsatz „ne bis in idem“ 
fortgeführt. Das Gericht entschied, dass das Verbot der 
Doppelbestrafung auch dann gelte, wenn der Angeklagte 
in einem vorangegangenen Strafverfahren wegen Verjäh- 
rung freigesprochen wurde. Den Anspruch auf ein faires 
Verfahren bestätigte der EuGH in der Rechtssache „Salz- 
gitter Mannesmann“ als einen allgemeinen Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts, ln der Rechtssache „Unibet“ bestä- 
tigte der EuGH 2006, dass der Grundsatz des effektiven 
gerichtlichen Rechtsschutzes ein allgemeiner Grundsatz 
des Gemeinschaftsrechts sei, der sich aus den gemeinsa- 
men Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten er- 
gebe und der auch in der EMRK verankert sowie von der 
EU-Grundrechtecharta bekräftigt worden sei. ln der Ent- 
scheidung „Gestoras pro Amnistia“ stärkte der EuGH 
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2007 die Rechtsschutzmöglichkeiten des Einzelnen im 
Bereich der „3. Säule“ der EU. Die exemplarisch darge- 
stellten Urteile verdeutlichen, dass der Grundrechtsschutz 
des Einzelnen auch durch den EuGH beständig gestärkt 
wird. Der EuGH fugt sich mithin in ein europäisches Sys- 
tem des Schutzes der Menschenrechte ein und gewähr- 
leistet auch die Wahrung von Grundrechten. 

1.1.2 Das Europäische Parlament 

Das Europäische Parlament (EP) tritt aktiv für die Förde- 
rung der Menschenrechte und deren Berücksichtigung in 
den Außenbeziehungen der EU ein. Die interparlamenta- 
rischen Delegationen des EP sprechen bei ihren Treffen 
mit den jeweiligen Partnerländern die Menschenrechte 
deutlich an. EP-Delegationen beteiligen sich darüber 
hinaus kontinuierlich an Wahlbeobachtungsmissionen; 
die Leitung der EU-Wahlbeobachtermissionen wird re- 
gelmäßig einem Mitglied des Europäischen Parlaments 
übertragen. 

Während jeder Plenarwoche hält das EP im Plenum eine 
„Dringlichkeitsdebatte über Fälle von Verletzung der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaat- 
lichkeit“ ab und verabschiedet zu den jeweils drei Fällen 
- in der Regel fraktionsübergreifende - Resolutionen. Die 
häufigen Versuche der Einflussnahme seitens diplomati- 
scher Vertretungen der betroffenen Länder belegen, dass 
diese Debatten aufmerksam verfolgt werden. Als erste 
Ratspräsidentschaft hat sich Deutschland durch Teil- 
nahme des Beauftragten der Bundesregierung für Men- 
schenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe an einer dieser 
Debatten aktiv beteiligt. Das EP erarbeitet ferner einen ei- 
genen „Jahresbericht über die Menschenrechte in der 
Welt und die Politik der Union in diesem Bereich“. Die- 
ser Bericht bezieht sich zwar auf den entsprechenden Be- 
richt des Rates, ist aber mit diesem nicht zu verwechseln. 
Vielmehr ist er darauf gerichtet, dem Rat die Erwartungen 
des EP im Bereich der Menschenrechtspolitik deutlich zu 
machen. 

Das EP verleiht einmal jährlich den „Sacharow-Preis für 
geistige Freiheif“ an Personen und Organisationen, die 
sich in besonderer Weise gegen Unterdrückung, Intole- 
ranz und Ungerechtigkeit eingesetzt haben. Die letzten 
Preisträger waren die kubanischen „Damen in Weiß“ ge- 
meinsam mit der nigerianischen Menschenrechtsaktivis- 
tin Hauwa Ibrahim und Reporter ohne Grenzen (alle 
2005), der weißrussische Oppositionsführer Alexander 
Milinkewifsch (2006) und der sudanesische Opposifions- 
politiker Salih Mahmoud Mohamed Osman (2007). 
Institutionell ist mit Menschenrechtsfragen ein eigener 
Unterausschuss des Ausschusses für Auswärtige Angele- 
genheiten befasst. Die Bundesregierung hat in ihrer Rolle 
als Präsidentschaft eng und vertrauensvoll mit diesem 
Unterausschuss zusammengearbeitet. 

Unionsbürger oder Einwohner der EU können in Angele- 
genheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Union fallen 
und die ihn oder sie unmittelbar betreffen, eine Petition 
an das Europäische Parlament und hier an den Petitions- 
ausschuss richten. Dies gilt auch für Fälle möglicher 
Menschenrechtsverlefzungen. Auch der „nichfsfändige 


Ausschuss zur behaupfefen Nutzung europäischer Staaten 
durch die CIA für die Beförderung und das rechtswidrige 
Festhalten von Gefangenen“ (TDfP), dessen Mandat im 
Februar 2007 zu Ende ging, befasste sich in wesentlichen 
Teilen mit Fragen der Menschen- und Bürgerrechte. Die 
Bundesregierung unterstützte die Arbeit des TDfP mit 
schriftlichen Informationen. Abschließend ist auf den 
vom EP zu ernennenden Europäischen Bürgerbeauftrag- 
ten hinzuweisen (siehe Kasten). 

1 .1 .3 Die Agentur der Europäischen Union 
für Grundrechte 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten verständigten sich auf 
der Tagung des Europäischen Rates vom 13. Dezember 
2003 darauf, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1035/97 
eingerichtete Europäische Stelle zur Beobachtung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC) auszu- 
bauen und ihr Mandat so auszuweiten, dass sie zu einer 
Agentur für Menschenrechte wird. Zu diesem Zweck 
legte die Kommission nach breiter öffentlicher Konsulta- 
tion hierfür schließlich einen Vorschlag vor. Auf dieser 
Grundlage erließ der Rat am 15. Februar 2007 die Verord- 
nung (EG) Nr. 168/2007 zur Errichtung einer Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechfe, die am 1. März 
2007 ihre Tätigkeit aufgenommen hat. 

Das Ziel der Agentur besteht darin, den relevanten Orga- 
nen, Einrichtungen, Ämtern und Agenturen der Gemein- 
schaft und ihrer Mitgliedstaaten bei der Durchführung des 
Gemeinschaftsrechts in Bezug auf die Grundrechte Un- 
terstützung zu gewähren. Zudem soll sie ihnen Fach- 
kenntnisse bereitstellen, um ihnen die uneingeschränkte 
Achtung der Grundrechte zu erleichtern, wenn sie in ih- 
rem jeweiligen Zuständigkeitsbereich Maßnahmen einlei- 
ten oder Aktionen festlegen. 

Die Agentur nimmt folgende Aufgaben wahr: 

- Sie sammelt, erfasst, analysiert und verbreitet rele- 
vante objektive, verlässliche und vergleichbare Infor- 
mationen und Daten, einschließlich der Ergebnisse 
von Forschungs- und Überwachungsmaßnahmen, die 
ihr von Mitgliedstaaten und Organen der Union sowie 
von Einrichtungen, Ämtern und Agenturen der Ge- 
meinschaft und der Union, von Forschungszentren, 
nationalen Stellen, Nichtregierungsorganisationen, 
Drittländern und internationalen Organisationen, ins- 
besondere von den zuständigen Gremien des Europa- 
rats, übermittelt werden; 

- sie entwickelt in Zusammenarbeit mit der Kommis- 
sion und den Mitgliedstaaten Methoden und Stan- 
dards, um eine bessere Vergleichbarkeit, Objektivität 
und Verlässlichkeit der Daten auf europäischer Ebene 
zu erzielen; 

- sie führt wissenschaftliche Forschungsarbeiten und 
Erhebungen sowie Voruntersuchungen und Durch- 
führbarkeitsstudien durch, beteiligt sich an solchen 
Arbeiten oder fördert sie - gegebenenfalls und soweit 
mit ihren Prioritäten und ihrem Jahresarbeitspro- 
gramm vereinbar - auch auf Ersuchen des Europäi- 
schen Parlaments, des Rates oder der Kommission; 
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- sie erarbeitet von sich aus oder auf Ersuchen des Euro- 
päischen Parlaments, des Rates oder der Kommission 
für die Organe der Union und die Mitgliedstaaten im 
Zusammenhang mit der Durchführung des Gemein- 
schaftsrechts Schlussfolgerungen und Gutachten zu 
bestimmten Themen und veröffentlicht sie; 

- sie veröffentlicht einen Jahresbericht über Grund- 
rechtsfragen in ihrem Tätigkeitsbereich und gibt darin 
einige Beispiele für bewährte Verfahrensweisen; sie 
veröffentlicht themenspezifische Berichte auf der 
Grundlage ihrer Analysen, Forschungsarbeiten und 
Erhebungen; sie veröffentlicht einen jährlichen Tätig- 
keitsbericht; 

- sie entwickelt eine Kommunikationsstrategie und för- 
dert den Dialog mit der Zivilgesellschaft, um die Öf- 
fentlichkeit für Grundrechtsfragen zu sensibilisieren 
und aktiv über die eigene Tätigkeit zu informieren. 

Welche Themenfelder die Agentur im Einzelnen bearbei- 
tet, legt für einen Zeifraum von fünf Jahren ein Mehrjah- 
resrahmen fesf, den der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion und nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
annimmt. Über das Jahresarbeitsprogramm entscheidet 
die Agentur selbst. Ungeachtet dessen kann sie jedoch 
nach Maßgabe ihrer finanziellen und personellen Mög- 
lichkeiten Ersuchen des Europäischen Parlaments, des 
Rates oder der Kommission, die die Themenbereiche des 
Mehrjahresrahmens nicht betreffen, Folge leisten. 

Die Agentur gewährleistet, dass objektive, verlässliche 
und vergleichbare Informationen bereitgestellt werden, 
indem sie auf das Fachwissen einer Vielzahl von Organi- 
sationen und Stellen in den einzelnen Mitgliedstaaten zu- 
rückgreift und die nationalen Behörden an der Datenerhe- 
bung beteiligt. Sie stellt zugleich Komplementarität und 
die bestmögliche Nutzung aller Ressourcen sicher, indem 
sie bei der Ausführung ihrer Täfigkeifen gegebenenfalls 
Informationen und Arbeiten Rechnung trägt, die insbe- 
sondere von den Organen und Einrichtungen der Union, 
Einrichtungen, Ämtern und Agenturen der Mitgliedstaa- 
ten, dem Europarat, der Organisation für Sicherheif und 
Zusammenarbeif in Europa (OSZE), den Vereinfen Natio- 
nen und anderen internationalen Organisationen gesam- 
melt bzw. durchgeführt werden. Mit dem Europarat 
schließt die Gemeinschaft ein Abkommen mit dem Ziel, 
eine enge Zusammenarbeit zwischen diesem und der 
Agentur zu begründen. Um eine enge Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten zu gewährleisten, benennt jeder 
Mitgliedstaat einen Beamten als nationalen Verbindungs- 
beamten, der der Hauptansprechpartner für die Agentur in 
dem jeweiligen Mitgliedstaat ist. Nationale Verbindungs- 
beamtin für die Bundesrepublik Deufschland isf die beim 
Bundesminisferium der Justiz angegliederte Beauftragte 
der Bundesregierung für Menschenrechtsfragen. 

Die Agentur arbeitet eng mit nichtstaatlichen Organisa- 
tionen und mit Institutionen der Zivilgesellschaft zusam- 
men, die auf nationaler, europäischer oder internationaler 
Ebene im Bereich der Grundrechte, einschließlich der Be- 
kämpfung des Rassismus und der Fremdenfeindlichkeit, 
tätig sind. Zu diesem Zweck richtet die Agentur ein 
Kooperationsnetz (die „Plattform für Grundrechte“) ein, 
das sich aus nichtstaatlichen Menschenrechtsorganisatio- 


nen, Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen, re- 
levanten sozialen Organisationen und Berufsverbänden, 
Kirchen, Organisationen der Religions- und Weltanschau- 
ungsgemeinschaften, Hochschulen und anderen qualifi- 
zierten Experten von europäischen und internationalen 
Gremien und Organisationen zusammensetzt. 

Die Rechtsgrundlage der Gründung der Agentur liegt im 
Gemeinschaftsrecht (Artikel 308 EG), auf das ihre Tätig- 
keit daher beschränkt ist. Die Agentur steht der Teil- 
nahme von Bewerberländem mit Beobachterstatus offen. 
Außerdem kann der Rat einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission beschließen, Länder, mit denen die Europäi- 
sche Gemeinschaft ein Stabilisierungs- und Assoziie- 
rungsabkommen geschlossen hat, einzuladen, sich als 
Beobachter an der Agentur zu beteiligen. Bis zum 3 1 . De- 
zember 2011 wird die Agentur eine unabhängige externe 
Bewertung ihrer Leistungen in den ersten fünf Tätigkeits- 
jahren in Auftrag geben. 


Europäischer Bürgerbeauftragter 

Das Amt des Europäischen Bürgerbeauftragten wurde 
durch den Vertrag von Maastricht geschaffen. Er hat die 
Aufgabe, Missstände bei der Tätigkeit der gemeinschaft- 
lichen Organe und Institutionen (aber nicht der Mitglied- 
staaten) aufzudecken und Empfehlungen zu deren Behe- 
bung abzugeben. Unter „Missstände“ werden dabei 
ausdrücklich auch die Missachtung von Menschenrech- 
ten und der Rechtsstaatlichkeit verstanden, ln der EU an- 
sässige natürliche und juristische Personen können sich 
mit Beschwerden an den Europäischen Bürgerbeauftrag- 
ten wenden. Er kann aber auch qua Amt selbst Untersu- 
chungen aufhehmen. Die EU-lnstitutionen sowie die Be- 
hörden der Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dem 
Bürgerbeauftragten Informationen zur Klärung der be- 
haupteten Missstände zur Verfügung zu sfellen. 

Der Europäische Bürgerbeauftragfe wird vom Europäi- 
schen Parlamenf (EP) zu Beginn jeder EP- Wahlperiode 
gewählt. Er übt sein Amt jedoch in völliger Unabhän- 
gigkeit aus und erstattet dem EP jährlich einen Bericht 
über seine Tätigkeit. Seit April 2003 ist Prof 
Dr. Nikiforos Diamandouros der Europäische Bürgerbe- 
auftragte. Er wurde 2004 am 10. Januar 2005 für die 
Dauer von fünf Jahren in seinem Amt bestätigt. Wäh- 
rend der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007 führte 
Professor Diamandouros ausführliche Gespräche in 
Berlin und wurde dabei unter anderem von Bundesprä- 
sident Horst Köhler und Bundeskanzlerin Angela Mer- 
kel empfangen. 

2005 und 2006 gingen jeweils knapp 4 000 Beschwerden 
beim Europäischen Bürgerbeauftragten ein. Ein großer 
Teil richtete sich nicht gegen EU-Organe oder -Institutio- 
nen und wurde durch Verweis an die zuständige Stelle 
erledigt, ln rund 600 Fällen nahm der Bürgerbeauftragte 
inhaltliche Untersuchungen auf 2006 konnten 250 Un- 
tersuchungen abgeschlossen werden. Weitere Einzelhei- 
ten finden sich auf der Homepage des Europäischen Bür- 
gerbeauftragten (www.ombudsman.europa.eu/home/de), 
über die auch Beschwerden auf elektronischem Weg 
eingelegt werden können. 
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1.2 Charta der Grundrechte und übriger 
Grundrechtsschutz der EU 

Maßgeblich auf deutsche Initiative hin beschloss der 
Europäische Rat von Köln am 4. Juni 1999 die Schaffung 
einer Grundrechtecharta der Europäischen Union, um die 
in der Europäischen Union auf Unionsebene gewährleis- 
teten Grundrechte (siehe B 2.2) zu kodifizieren und damit 
ihre Bedeutung und Tragweite für die Unionsbürger sicht- 
barer und verständlicher zu machen. Die Charta der 
Grundrechte wurde am 7. Dezember 2000 zum Auftakt 
des Europäischen Rats von Nizza feierlich proklamiert, 
wobei es sich indes nur um eine rechtsunverbindliche 
politische Verpflichtungserklärung handelte. Letzteres 
ändert sich mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissa- 
bon. Durch ihn wird die „Charta der Grundrechte der Eu- 
ropäischen Union“ innerhalb der Gemeinschaft Rechts- 
verbindlichkeit erlangen. Am 12. Dezember 2007 wurde 
die Charta der Grundrechte daher feierlich von den Präsi- 
denten der Kommission, des Europäischen Parlaments 
und des Rates verkündet. 

Die Charta formuliert die auf Unionsebene geltenden 
Rechte in klarer und verständlicher Form. Die Präambel 
stellt das Bekenntnis zur Würde des Menschen in den 
Mittelpunkt, ln sechs Kapiteln werden die allgemeinen 
Menschen- und Bürgerrechte sowie die wirtschaftlichen 
und sozialen Rechte aufgeführt (Würde des Menschen, 
Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justi- 
zielle Rechte). Neben „klassischen“ Grundrechtsgewähr- 
leistungen sind auch „innovative“ Bestimmungen enthal- 
ten, beispielsweise das Verbot des reproduktiven Klonens 
(Artikel 3), das Recht der Kinder auf Schutz und Fürsorge 
und auf Berücksichtigung ihrer Meinung (Artikel 24) und 
das Recht auf eine gute Verwaltung (Artikel 41). Das 
7. Kapitel enthält Allgemeine Bestimmungen, die u. a. 
Regelungen über die Adressaten der Grundrechte, Grund- 
rechtsschranken sowie das Verhältnis zu anderen Ge- 
währleistungen, insbesondere der EMRK, betreffen. 

Die Charta entfaltet schon jetzt eine nicht zu unterschät- 
zende politische Wirkung. Mit ihrer Proklamation haben 
sich das Europäische Parlament, der Rat und die Kom- 
mission zur Einhaltung der Rechte verpflichtet. Überdies 
ist sie Grundlage und Referenzdokument für den Europäi- 
schen Bürgerbeauftragten sowie die Europäische Grund- 
rechteagentur. Auch für die nationalen Gerichte, das EuG 
und den EuGH stellt die Charta eine Rechtserkenntnis- 
quelle dar, auf die bereits Bezug genommen wurde. 

1 .2.1 Sanktionsmechanismus bei Verietzung der 
Grund- und Menschenrechte durch einen 
Mitgiiedstaat 

Im Falle einer schwerwiegenden und anhaltenden Men- 
schenrechtsverletzung durch einen Mitgliedstaat greift 
der Sanktionsmechanismus des Artikel 7 EU- Vertrag: 
Auf den begründeten Vorschlag eines Drittels der Mit- 
gliedstaaten, des Europäischen Parlaments oder der Kom- 
mission kann der Rat mit der Mehrheit von vier Fünfteln 
seiner Mitglieder feststellen, dass die Situation schwer- 
wiegender Menschenrechtsverletzung besteht. Vor einer 
solchen Feststellung, der Abgabe von Empfehlungen an 


den betroffenen Mitgliedstaat und gegebenenfalls der 
Einsetzung eines Berichterstatters muss dieser Mitglied- 
staat gehört werden. Bei Fortdauern der Situation können 
in der Folge bestimmte Rechte des betroffenen Mitglied- 
staats, u. a. das Stimmrecht im Rat, ausgesetzt werden, 
wobei die rechtlichen Verpflichtungen des Mitgliedstaats 
im Sinne des EU-Vertrags weiterhin verbindlich bleiben. 

1.3 Menschenrechtspolitik der EU im Rahmen 
der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) 

Die Europäische Union als eine auf Demokratie und der 
Wahrung der Menschenrechte beruhende Wertegemein- 
schaft lässt sich auch in ihren Außenbeziehungen von 
diesen Werten leiten und strebt deren weltweite Durchset- 
zung an. Mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik (GASP) verfügt die EU über ein Instrument, das 
dieser Werteorientierung in einer kohärenten und effekti- 
ven gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik Aus- 
druck verleiht und mit konkreten Durch- und Umset- 
zungsmaßnahmen Geltung verschafft. Gemeinsame 
Strategien, Gemeinsame Standpunkte und Gemeinsame 
Aktionen sind die wichtigsten Rechtsinstrumente der 
GASP, sie verbessern die Kohärenz des internationalen 
Handelns der Union und sind in vielen Fällen im Zusam- 
menhang mit Menschenrechtsfragen zum Einsatz gekom- 
men. Die laufende Abstimmung von Menschenrechtsfra- 
gen durch die EU -Mitgliedstaaten und die Kommission 
im Rahmen der GASP findet in der Ratsarbeitsgruppe 
„Menschenrechte“ (COHOM) statt, in der auch die Poli- 
tik der Union im VN-Menschenrechtsrat und in der VN- 
Generalversammlung koordiniert wird. Die verbindlichen 
Beschlussfassungen für die Menschenrechtspolitik der 
Union erfolgen auf der Ebene des Rats. Dieser indossierte 
z. B. im November 2007 die von Deutschland initiierten 
jüngsten EU-Menschenrechtsleitlinien zu Kinderrechten. 

1.3.1 Der Persönliche Beauftragte des General- 
sekretärs/Hohen Vertreters für 
Menschenrechte 

Die EU-Mitgliedstaaten beschlossen auf dem Europäi- 
schen Rat vom 17. Dezember 2004 die Schaffung des 
Amts des „Persönlichen Beauftragten des Generalsekre- 
tärs/Hohen Vertreters für Menschenrechte“. Am 16. Ja- 
nuar 2005 ernannte Javier Solana, Generalsekretär/Hoher 
Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheits- 
politik, den Dänen Michael Matthiessen zu seinem per- 
sönlichen Beauftragten. Seit Januar 2007 hat die Estin 
Riina Kionka dieses Amt inne. Unter Beachtung der Zu- 
ständigkeiten der EU-Kommission soll die Persönliche 
Beauftragte Kohärenz und Kontinuität der EU-Men- 
schenrechtspolitik stärken und der EU-Menschenrechts- 
politik „Gesicht und Stimme“ geben. Organisatorisch ist 
sie direkt dem Generalsekretär/Hohen Vertreter für die 
GASP zugeordnet. Zu einer Überschneidung mit den 
Aufgaben der EU-Grundrechteagentur in Wien kommt es 
nicht, weil die Persönliche Beauftragte ausschließlich für 
die Stärkung der EU-Menschenrechtspolitik im Rahmen 
der Außenbeziehungen der EU zuständig ist, die Wiener 
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Agentur hingegen aussehließlieh für die Beaehtung der 
MR in den EU-Mitgliedstaaten. 

Im Februar 2005 stimmte der Rat folgender Konkretisie- 
rung der Aufgaben des Persönliehen Beauftragten zu: 
durehgängige Berüeksiehtigung der Mensehenreehte in 
der Gemeinsamen Außen- und Sieherheitspolitik (sog. 
Mainstreaming), Implementierung der mensehenreehtli- 
ehen EU-Leitlinien, Beteiligung an EU-Dialogen und 
Konsultationen zu Mensehenreehten mit Drittstaaten, 
Lobbyarbeit für die EU-Mensehenreehtspolitik bei inter- 
nationalen Organisationen, Dialog mit dem Europäisehen 
Parlament sowie Öffentliehkeitsarbeit und die Wahrneh- 
mung von Sonderaufgaben. 

Im Dezember 2005 hat der Allgemeine Rat die bisherige 
Tätigkeit des Persönliehen Beauftragten ausdrüeklieh ge- 
würdigt und den Generalsekretär/Hohen Vertreter gebeten 
zu prüfen, wie der Persönliehe Beauftragte die Aus- 
sehüsse und Arbeitsgruppen dabei unterstützen kann, ih- 
rer gemeinsamen Verantwortung für die Förderung der 
EU-Mensehenreehtspolitik noeh besser naehzukommen. 
Der erste Persönliehe Beauftragte Matthiessen hat am 
8. Juni 2006 an einem Kolloquium des Deutsehen Insti- 
tuts für Mensehenreehte und der Stiftung Wissensehaft 
und Politik zum Thema „Human Rights in EU Missions“ 
in Berlin teilgenommen. Er hat Deutsehland erneut am 
10. November 2006 im Vorfeld der deutsehen EU-Rats- 
präsidentsehaft besueht. Am 12. Februar 2007 hat seine 
Naehfolgerin Riina Kionka an einer Sondersitzung der 
EU-Ratsarbeitsgruppe COHOM in Berlin teilgenommen. 

1.3.2 EU-Leitlinien 

Zur effektiveren Durehsetzung der Mensehenreehte in ih- 
rer Gemeinsamen Außen- und Sieherheitspolitik hat die 
EU im Zeitraum 1998 bis 2004 bereits eine Reihe von 
Leitlinien zu Sehwerpunktthemen verabsehiedet. Diese 
betreffen die Themen „Mensehenreehtsverteidiger“ (Juni 
2004), „Mensehenreehtsdialoge“ (Dezember 2001), „Fol- 
ter“ (April 2001), „Todesstrafe“ (Juni 1998) sowie „Kin- 
der in bewaffneten Konflikten“ (Mai 2004). 

Im Beriehtszeitraum verabsehiedete der Rat am 10. De- 
zember 2007 neue Leitlinien der EU für die Förderung 
und den Sehutz der Reehte des Kindes. Dureh die An- 
nahme dieser, auf eine Initiative der deutsehen EU-Rats- 
präsidentsehaft zurüekgehenden und von der Bundes- 
regierung in enger Abstimmung mit relevanten Akteuren 
erarbeiteten Leitlinien verpfliehtet sieh die EU uneinge- 
sehränkt zur Förderung und zum Sehutz aller Reehte des 
Kindes, wie sie niedergelegt in den wiehtigsten interna- 
tionalen und europäisehen Mensehenreehtsübereinkünf- 
ten, -normen und -Standards sowie in den für die Förde- 
rung und den Sehutz der Rechte des Kindes relevanten 
politischen Verpflichtungen, insbesondere in der Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte, der Erklärung der 
Rechte des Kindes, dem Internationalen Pakt über Men- 
schenrechte, der Konvention über die Rechte des Kindes 
und ihren zwei Fakultativprotokollen, der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten, dem Statut des internationalen Gerichtshofs 
sowie der Erklärung zur Jahrtausendwende im Entwick- 


lungsbereich (Millennium Declaration) und den Millen- 
niumsentwicklungszielen sowie der Erklärung und dem 
Aktionsplan „Eine kindgerechte Welt“ der VN- Sondersit- 
zung der Generalversammlung zu Kindern von 2002 
(UNGASS). Der Rat bestätigte mit Annahme der Leit- 
linie die Entschlossenheit der EU, Kinderrechte in der ex- 
ternen Menschenrechtspolitik der EU vorrangig zu be- 
handeln. 

Zusammen mit den Leitlinien der EU von 2003 zu Kin- 
dern in bewaffneten Konflikten, nach denen sich die 
Maßnahmen der EU in diesem Bereich weiter richten 
werden, tragen die neuen Leitlinien durch einen umfas- 
senden strategischen Ansatz zur Intensivierung der Tätig- 
keit der EU bei der Förderung und beim Schutz der 
Rechte von Kindern insgesamt bei. Zeitgleich mit der An- 
nahme der Leitlinien billigte der Rat eine erste Implemen- 
tierungsstrategie zur neuen Leitlinie mit dem Schwer- 
punkt auf konkreten Maßnahmen im Bereich Gewalt 
gegen Kinder. Die Umsetzung der Leitlinien ist konti- 
nuierliches und prioritäres Anliegen der externen EU- 
Menschenrechtspolitik. Daher wurde ihr auch unter deut- 
scher Ratspräsidentschaft im Menschenrechtsbereich 
vorrangige Bedeutung eingeräumt, so z. B. bei der welt- 
weiten Entwicklung lokaler Strategien für Menschen- 
rechtsverteidiger (s. Kap. A 9.1.2) und im Bereich der To- 
desstrafe (s. Kapitel A 1.2.1). 

Die Implementierung der verschiedenen EU-Leitlinien 
wird regelmäßig überprüft. So fand im Berichtszeitraum 
eine Evaluation der EU-Leitlinien zu Kindern in bewaff- 
neten Konflikten statt (Dezember 2005), die erhebliche 
Fortschritte und gesteigerte Effektivität bei der Wahrneh- 
mung des von der EU angeführten weltweiten Engage- 
ments gegen den Einsatz und die Folgen des Einsatzes 
von Kindersoldaten feststellte und Empfehlungen zu noch 
effektiverer Realisation aufzeigte. Zur Umsetzung dieser 
Empfehlungen hat die EU im Mai 2006 eine Implemen- 
tierungsstrategie verabschiedet, deren Umsetzung auch 
ein wichtiges Anliegen der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft war. 

1.3.3 Erklärungen und Demarchen 

Weitere wichtige außenpolitische Instrumente der EU in 
Menschenrechtsfragen sind öffentliche Erklärungen so- 
wie Demarchen bei Regierungen von Drittländern. De- 
marchen werden in der Regel in der sog. „Troika“-Zu- 
sammensetzung22 oder vom Ratsvorsitz (Präsidentschaft) 
unternommen. Sie können vertraulich erfolgen oder auch 
öffentlich gemacht werden. Außerdem kann die EU öf- 
fentliche Erklärungen abgeben, in denen eine Regierung 
oder andere Adressaten zur Achtung der Menschenrechte 
aufgerufen oder in denen positive Entwicklungen begrüßt 
werden. 

Demarchen und Erklärungen werden auf breiter Basis 
eingesetzt, um menschenrechtsbezogene Anliegen vorzu- 
bringen. Am häufigsten betrafen sie im Berichtszeitraum 


22 Aktuelle und nachfolgende EU-Ratspräsidentschaft + EU-Kommis- 
sion. 
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die Todesstrafe, Folter, illegale Inhaftierung, Flüehtlings- 
und Asylfragen, das Recht auf freie Meinungsäußerung 
und die Vereinigungsfreiheit sowie das Recht auf einen 
fairen Prozess, das Thema Kinder in bewaffneten Konf- 
likten, außergerichtliche Tötungen und die Bewertung 
politischer Ereignisse, z. B. des Ablaufs von Wahlen. Die 
länderbezogenen Demarchen und Erklärungen, welche 
die EU im Berichtszeitraum durchgeführt bzw. abgege- 
ben hat, sind in den EU-Jahresberichten zur Menschen- 
rechtslage aufgelistet. 

1.3.4 Menschenrechtsdialoge 

Menschenrechtsfragen werden regelmäßig im Rahmen 
des politischen Dialogs der EU mit bestimmten Ländern 
behandelt. So gibt es einen speziell Menschenrechtsfra- 
gen gewidmeten strukturierten Menschenrechtsdialog mit 
China sowie regelmäßige Menschenrechtskonsultationen 
mit Russland. Im Mai 2007 hat die EU erstmals einen 
Menschenrechtsdialog mit Usbekistan geführt und im 
Juni 2007 im Rahmen ihrer Zentralasienstrategie die Ein- 
richtung regelmäßiger Menschenrechtsdialoge mit den 
übrigen zentralasiatischen Staaten beschlossen. Dagegen 
zog sich Iran im Dezember 2006 aus dem 2002 begonne- 
nen Menschenrechtsdialog zurück, nachdem die EU eine 
Resolution zur Lage in Iran in der VN-Generalversamm- 
lung miteingebracht hatte. Die EU führt zudem mit einer 
Vielzahl von Staaten Dialoge auf Ad-hoc-Basis, u. a. mit 
Russland, Indien und Turkmenistan. 

Insbesondere die strukturierten Dialoge (s. hierzu auch 
die relevanten Länderkapitel in Teil C dieses Berichts) 
bieten der EU-Troika die Gelegenheit, ihre Besorgnis in 
Bezug auf Todesstrafe, Folter, Recht auf Meinungsfrei- 
heit, Vereinigungsfreiheit, Religionsfreiheit und Men- 
schenrechte umfassend und regelmäßig zum Ausdruck zu 
bringen sowie konkrete Einzelfälle anzusprechen, ln den 
Menschenrechtsdialogen werden zudem die Zeichnung 
und Ratifikation universaler Menschenrechtskonventio- 
nen und die Kooperation des betreffenden Staats mit VN- 
Menschenrechtsmechanismen thematisiert. Gegenstand 
des Dialogs sind auch konkrete Fragen der Kooperation 
zwischen der EU und dem Dialogpartner mit dem Ziel, 
die Menschenrechtslage nachhaltig zu verbessern und ge- 
gen strukturelle Menschenrechtsverletzungen vorzuge- 
hen. Zu diesem Zweck werden auch konkrete Koopera- 
tionsprojekte initiiert. 

Mit einigen Partnern, insbesondere mit den Beitrittslän- 
dem, den USA, Kanada und Japan, führt die EU - in der 
Regel durch die Troika - in halbjährlichen Abständen vor 
Tagungen des VN-Menschenrechtsrats und der Jahresta- 
gung der VN-Generalversammlung Expertensitzungen 
durch. Bei diesen Sitzungen werden Fragen von gemein- 
samem Interesse und Möglichkeiten für eine Zusammen- 
arbeit in den multilateralen Gremien im Bereich der Men- 
schenrechte erörtert. Die Beitrittsländer werden von der 
EU u. a. über Initiativen unterrichtet, denen sie sich an- 
schließen können, beispielsweise über die Erklärungen 
der EU vor der VN-Generalversammlung und dem Men- 
schenrechtsrat. 


Einen institutionalisierten politischen Dialog auf regiona- 
ler Ebene, bei dem es auch um Menschenrechtsfragen 
gehf, unferhälf die EU mif den südlichen Nachbarsfaafen 
im Rahmen des „Barcelona-Prozesses“, bei dem Men- 
schenrechtsthemen im Rahmen der Sicherheitspolitischen 
und Politischen Partnerschaft (sog. Korb 1) eine wichtige 
Rolle spielen. Zudem werden unter dem Dach der EU- 
Assoziierungsabkommen mit den EUROMED-Partnem 
zunehmend gemeinsame Komitees (Subcommittee on 
Human Rights, Democratisation and Govemance) einge- 
richtet, die sich mit Menschenrechtsfragen und Demokra- 
tisierung befassen, so zurzeit mit Ägypten, Israel, Jorda- 
nien, Libanon, Marokko, Moldau und Tunesien. Die erste 
Runde eines EU -Dialogs mit Vertretern der Afrikanischen 
Union fand im September 2007 in Brüssel statt. 

1.3.5 Menschenrechtsklausel in EU- 
Drittstaatenabkommen 

Die Beachtung der Menschenrechte und der Demokratie 
sind als Standardklauseln (Menschenrechtsklauseln) inte- 
graler Bestandteil der von der EU in den vergangenen 
Jahren abgeschlossenen Drittstaatenabkommen. Da diese 
Fragen zusätzlich auch in den Zuständigkeitsbereich der 
Mitgliedstaaten fallen, werden derartige Abkommen in 
der Regel als gemischte Abkommen geschlossen. Bei 
Verletzungen der Menschenrechte durch die Vertrags- 
partei ermöglichen sie es der anderen Vertragspartei, ge- 
eignete Maßnahmen - bis hin zur Suspendierung der 
Zusammenarbeit - zu treffen, um die Respektierung der 
Menschenrechte durchzusetzen. Um die entsprechenden 
Vorwürfe abschließend klären zu lassen, kann die andere 
Seite Konsultationen beantragen oder ein Streitbeile- 
gungsverfahren in Anspruch nehmen. Dazu richten die 
Kommission und die jeweiligen Partnerländer im Rah- 
men der durch die bilateralen Abkommen gebildeten ge- 
mischten Ausschüsse zunehmend Facharbeitsgruppen zu 
Menschenrechten und Rechtsstaatsaufbau ein, so zuletzt 
mit Bangladesch, Vietnam, Laos und Pakistan. 

Menschenrechtsklauseln wurden seit Ende der 1990er- 
Jahre mehrfach als Grundlage für Konsultationen, für die 
Aussetzung von Hilfe oder andere Maßnahmen herange- 
zogen, u. a. bei folgenden Ländern: Niger, Guinea-Bis- 
sau, Sierra Leone, Togo, Kamerun, Haiti, Komoren, Cöte 
d’ Ivoire, Fidschi, Liberia und Simbabwe. 

1.3.6 Die Rolle der Menschenrechte Im EU-AKP- 
Abkommen von Cotonou 

Im Juni 2000 wurde in Cotonou (Benin) das Partner- 
schaftsabkommen zwischen der EU als Union, den Mit- 
gliedstaaten der EU und den sog. AKP-Staaten, mittler- 
weile 78 Staaten in Afrika, der Karibik und dem Pazifik, 
unterzeichnef. Es isf das Nachfolgeabkommen zu den vier 
Abkommen von Lome, die seit 1975 die Entwicklungs- 
und Handelsbeziehungen zwischen der EU und den AKP- 
Staaten gestaltet haben. Die Laufzeit des Cotonou-Ab- 
kommens beträgt 20 Jahre. Im Jahr 2005 wurde das Ab- 
kommen zum ersten Mal revidiert und ergänzt. Der geän- 
derte Vertrag wird vorläufig angewendet, zu seinem 
endgültigen Inkrafttreten bedarf es noch letzter Ratifizie- 
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rungen auf beiden Seiten. Für den Zeitraum von 2008 bis 
2013 ist eine finanzielle Ausstattung von 22,7 Milliarden 
Euro vorgesehen (10. Europäiseher Entwieklungsfonds, 
EEF). 

Seit 1977 haben die Mensehenreehte in den Beziehungen 
dieser Partner eine Rolle gespielt, sie wurden jedoeh erst 
1985 mit der Unterzeiehnung des 3. Abkommens von 
Lome vertraglieh verankert. Als das 4. Abkommen von 
Lome 1994/1995 u. a. aufgrund der veränderten Weltlage 
naeh dem Wegfall des Ost-West-Konfiikts revidiert 
wurde, wurde aueh die Rolle der Mensehenreehte in die- 
ser Zusammenarbeit grundlegend neu überdaeht und ent- 
spreehend angepasst. Es stand nieht mehr die Frage im 
Vordergrund, ob und mit welehen Sanktionen (vor allem 
Aussetzung oder Abbrueh von Entwieklungshilfeleistun- 
gen) auf Mensehenreehtsverletzungen der Staaten im 
Süden zu reagieren war. Vielmehr wurde die Zusammen- 
arbeit nun insgesamt politiseher. Mensehenreehte und ne- 
ben ihnen nun aueh Demokratisierung und Reehtsstaat- 
liehkeit wurden positive Instrumente der 
Entwieklungspolitik. Sie sind einerseits Grundlage und 
Kriterium für die Zusammenarbeit, aber andererseits aueh 
Ziel und Maßstab für den Erfolg der Entwicklung unserer 
Partnerstaaten. Dies bedeutet, dass die explizite Förde- 
rung politischer und bürgerlicher Rechte, der Zivilgesell- 
schaft, von Wahlen oder auch Justizreformen zum Aufbau 
demokratisch legitimierter und rechtsstaatlich funktionie- 
render Staatlichkeit in den Mittelpunkt rückte. Auch die 
Förderung von Bereichen, die für die Implementierung 
wirfschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte wesent- 
lich sind, wie z. B. Gesundheitsversorgung, Bildung oder 
Emährungssicherung, wurde wesentlich gestärkt. Gleich- 
zeitig erhielten die bereits existierenden Sanktionsmecha- 
nismen in Form von Artikel 366a des 4. Abkommens von 
Lome in seiner revidierten Fassung eine rechtliche 
Grundlage. 

Das Abkommen von Cotonou baut diesen positiven As- 
pekt von Menschenrechten, Demokratisierung und 
Rechtsstaatlichkeit noch weiter aus, vor allem hinsicht- 
lich der Menschenrechte von Frauen und Kindern sowie 
der Rolle der Zivilgesellschaft. Menschenrechte, Demo- 
kratisierung und Rechtsstaatlichkeit sind sog. „wesentli- 
che Elemente“ des Abkommens. Aber auch gute Regie- 
mngsführung (Good Govemance) ist ein „fundamentales 
Element“ und damit als Förderbereich anerkannt. 
Deutschland hat sich in den Verhandlungen mit den AKP- 
Staaten hierfür sfark engagiert. Darüber hinaus wurde das 
Instrument des politischen Dialogs zur Unterstützung und 
Begleitung von Prozessen in den Partnerstaaten, aber 
auch zu Konsultationen bei Menschenrechtsproblemen 
erheblich ausgedehnt. Komplementär dazu wurden die 
Verfahren zu Konsultationen und Sanktionen bei Verlet- 
zung der wesentlichen Elemente (Artikel 96 Cotonou- 
Abkommen) und bei schwerwiegenden Korruptionsvor- 
würfen (Artikel 97 Cotonou- Abkommen) überarbeitet, ln 
der revidierten Fassung des Abkommens ist der Bereich 
Politikdialog weiter ausgebaut worden. Daneben wurde 
eine Klausel zur Stärkung des Internationalen Strafge- 


richtshofs aufgenommen (Artikel 10 Abs. 6 Cotonou- Ab- 
kommen). 

1.3.7 Menschenrechte als Beitrittskriterium 

Die Europäische Union beruht auf den Grundsätzen der 
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit. 
Diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. 
Jeder europäische Staat, der diese Grundsätze achtet, 
kann beantragen, Mitglied der Union zu werden (vgl. 
Artikel 49, Artikel 6 Abs. 1 des Vertrags über die Europä- 
ische Union). Eine wesentliche Voraussetzung für die 
Aufnahme von Beitriffsverhandlungen ist dementspre- 
chend, dass die Beitrittskandidaten die vom Europäischen 
Rat 1993 in Kopenhagen vorgegebenen politischen Krite- 
rien hinreichend erfüllen. So muss jedes beitritfswillige 
Land über sfabile Institutionen verfügen, die die Demo- 
kratie, die Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Men- 
schenrechte, die Wahrung der Rechte von Minderheiten 
und ihren Schutz gewährleisten. Die Europäische Union 
erwartet im Verhandlungsprozess, dass die Beitrittskandi- 
daten ihre Reformbemühungen fortsetzen und auf weitere 
Verbesserungen bei der Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, einschließlich der einschlägigen euro- 
päischen Rechtssprechung, hinarbeiten. Dies ist im Ver- 
handlungsrahmen festgeschrieben. Damit sichergestellt 
wird, dass die Fortschritte in diesen Bereichen unumkehr- 
bar sind und effektiv verwirklicht werden, ist die Euro- 
päische Kommission aufgefordert, die Entwicklung in 
den Kandidatenländem aufmerksam zu beobachten und 
dem Europäischen Rat regelmäßig Bericht zu erstatten. 
Im Falle einer schwerwiegenden oder anhaltenden Verlet- 
zung der Achtung der Menschenrechte ist eine Ausset- 
zung der Beitrittsverhandlungen möglich. 

1.3.8 Europäische Initiative für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR) 

Im Rahmen der Festlegung der finanziellen Vorausschau 
für die Jahre 2007 bis 2013 wurde mif dem „Europäi- 
schen Insfrumenf für Demokratie und Menschenrechte“ 
(EIDHR) ein neues Finanzierungsinstrument für Maßnah- 
men zugunsten der weltweiten Förderung der Demokratie 
und der Menschenrechte geschaffen. Bis zum Inkrafttre- 
ten der entsprechenden Rechtsgrundlage (Verordnung 
(EG) Nr. 1889/2006) am 1. Januar 2007 wurden derartige 
Maßnahmen durch das Vorgängerprogramm, die „Euro- 
päische Initiative für Demokratie und Menschenrechte“ 
finanziert. Das neue Finanzierungsinstrument wird nach 
wie vor von der EU-Kommission verwaltet. Im Rahmen 
dreijähriger Strategiepapiere und jährlicher Aktionspläne 
werden für den Zeitraum 2007 bis 2013 insgesamt 
1,1 Mrd. Euro zur Verfügung gesfellf. Der Anteil 
Deutschlands am Gesamtbudget und an den darauf auf- 
bauenden Jahresbudgets beläuft sich auf ca. 21 Prozent. 

Im EIDHR-Strategiepapier für den Zeifraum 2007 bis 
2010 werden fünf Ziele fesfgelegt: die Förderung der 
Menschenrechfe und der Grundfreiheifen in besfimmfen 
Ländern und Regionen, die Sfärkung der Zivilgesellschaff 
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bei der Förderung der Mensehenreehte und demokrati- 
seher Reformen, Unterstützungsmaßnahmen in den von 
den EU-Mensehenreehtsleitlinien abgedeekten Berei- 
ehen, Maßnahmen zur Stärkung des internationalen und 
regionalen Rahmens für den Mensehenreehtssehutz (VN- 
Agenturen, Europarat, OSZE u. a.) sowie die Sehaffung 
der Rahmenbedingungen für die Durehführung demokra- 
tiseher Wahlen, insbesondere dureh Wahlhilfe und die 
Entsendung von EU-Wahlbeobaehtungsmissionen (diese 
werden zukünftig nur noeh aus dem EIDHR und nieht 
mehr komplementär aus den geograflsehen Programmen 
finanziert). Besondere Unterstützung wird im Rahmen 
des neuen EIDHR in Not befindliehen Mensehenreehts- 
verteidigem und Opfern politiseher Repression zuteil. 
Dureh das Pilotprojekt „Europäisehe Prozesssoforthilfe“ 
können nunmehr direkt vergebene kleinere Zusehüsse für 
dringliehe Sehutzbedürfnisse gewährt werden. 

Die vorgesehenen Maßnahmen ergänzen aueh in Zukunft 
die versehiedenen EU-lnstrumente der finanziellen und 
teehnisehen Zusammenarbeit, sowohl die der geografi- 
sehen als aueh der thematisehen Programme. Wie bisher 
unter der Europäisehen Initiative werden die EU-finan- 
zierten Projekte zur Förderung der Mensehenreehte und 
zur Konsolidierung der Demokratie vorrangig dureh Or- 
ganisationen der Zivilgesellsehaft in Drittländern dureh- 
geführt, unter Umständen in Partnersehaft mit in der EU 
ansässigen Organisationen. Die Vergabe der Projektmittel 
erfolgt aueh weiterhin direkt an die Organisationen, d. h. 
ohne die notwendige Beteiligung oder Zustimmung der 
jeweiligen Regierung, wodureh deutlieh wird, dass das 
EIDHR auf den Aufbau und die Stärkung der zivilgesell- 
sehaftliehen Aktivitäten im Drittland abzielt. 

Deutsehland hat sieh aktiv an den Verhandlungen über die 
neue EIDHR- Verordnung und an der Ausarbeitung des 
EIDHR-Strategiepapiers 2007 bis 2010 beteiligt. Zusam- 
men mit seinen EU-Partnem wird sieh Deutsehland aueh 
weiterhin dafür einsetzen, dass die Vergabe der EIDHR- 
Haushaltsmittel in Kohärenz mit den im Vertrag veran- 
kerten Prinzipien und Aufgaben der Europäisehen Union 
zugunsten der Entwieklung und Festigung der Demokra- 
tie und der Reehtsstaatliehkeit sowie der Aehtung der 
Mensehenreehte und Grundfreiheiten steht. 

1.4 EU-Jahresbericht zur Menschenrechtslage 

Auf Initiative der deutsehen Ratspräsidentsehaft im Jahre 
1999 wurde erstmals Ende 1999 ein EU-Jahresberieht zur 
Mensehenreehtslage vorgelegt. Der aktuelle 9. Berieht, 
der den Zeitraum vom 1. Juli 2006 bis zum 30. Juni 2007 
abdeekt, wurde im Oktober 2007 veröffentlieht 
(www.eonsilium.europa.eu). Der EU-Mensehenreehtsbe- 
rieht ist das Ergebnis einer Kollektivarbeit: ln enger Ab- 
stimmung erarbeiten die Mensehenreehtsexperten aller 
27 EU-Mitgliedstaaten, die in der Ratsarbeitsgruppe 
Mensehenreehte vertreten sind, den Berieht gemeinsam 
und werden hierbei von der EU-Kommission und dem 
EU-Ratssekretariat unterstützt. Als EU-Ratspräsident- 
sehaft des ersten Halbjahres 2007 hat die Bundesregie- 
rung maßgeblieh Inhalt und Struktur des Jahresberiehts 
2007 mitgestaltet. 


Der Berieht bietet eine Übersieht über Aspekte der Men- 
sehenreehtspolitik sowohl in den Außenbeziehungen der 
EU als aueh auf Unionsebene. Der Berieht befasst sieh 
insbesondere mit den aktuellen Entwieklungen in der 
Mensehenreehtspolitik der EU und den der EU in diesem 
Bereieh zur Verfügung stehenden Instrumenten wie der 
Umsetzung der EU-Leitlinien zum Sehutz der Mensehen- 
reehte und der Durehführung der im Beriehtszeitraum er- 
folgten Menseh enreehtsdialoge mit Drittstaaten. Ferner 
werden die Aktivitäten der EU in besonders wiehtigen 
thematisehen Bereiehen (Todesstrafe, Folter, wirtsehaftli- 
ehe, soziale und kulturelle Reehte, Reeht auf Entwiek- 
lung, Reehte der Kinder und der Frauen u. a.) dargestellt 
und die Aktivitäten der EU in internationalen Gremien 
(Vereinte Nationen, Europarat, OSZE) erläutert. Der Be- 
rieht enthält darüber hinaus eine Darstellung der Men- 
sehenreehtslage in ausgewählten Staaten und beinhaltet 
erstmals eine Analyse zur Wirksamkeit des EU-lnstru- 
mentariums und der ergriffenen Maßnahmen. Im Anhang 
des Beriehts findet sieh eine Aufstellung der von der EU 
geförderten Mensehenreehtsprojekte. Der Berieht ist in 
allen Amtsspraehen der Europäisehen Union auf der o. g. 
Website beim Generalsekretariat des Rates erhältlieh. 

2 Europarat 

Der Europarat mit seinen mittlerweile 47 Mitgliedstaaten 
(Stand Januar 2008) setzt sieh seit seiner Gründung 1949 
für die Förderung der Mensehenreehte, der pluralisti- 
sehen Demokratie und der Reehtsstaatliehkeit ein und 
sehuf Leitlinien für ein demokratisehes Europa. Sehwer- 
punkte seiner Arbeit sind die Weiterentwieklung und die 
effektive Kontrolle des Mensehenreehtssehutzes und de- 
mokratiseher Strukturen in den Mitgliedstaaten. Dureh 
umfangreiehe Beratungs- und Unterstützungsprogramme, 
die teilweise gemeinsam mit der EU und der OSZE 
durehgeführt werden, fördert der Europarat den demokra- 
tisehen Reformprozess und die Angleiehung der Reehts- 
standards in einer Reihe von Mitgliedstaaten, insbeson- 
dere in den Ländern Osteuropas. 

2.1 Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte 

2.1 .1 Die Arbeit des Gerichtshofs 

Die Europäisehe Konvention zum Sehutz der Mensehen- 
reehte und Grundfreiheiten (EMRK), zu deren Ratifika- 
tion alle Mitgliedstaaten des Europarats verpfiiehtet sind, 
sieht mit dem Europäisehen Geriehtshof für Mensehen- 
reehte (EGMR) in Straßburg einen seit 1998 ständigen in- 
ternationalen Geriehtshof mit hauptamtliehen Riehtem 
vor, dessen Zuständigkeit mit Ausnahme von Belarus 
ganz Europa umfasst. Jeder, der sieh dureh das Handeln 
öffentlieher Stellen der Mitgliedstaaten als Opfer einer 
Verletzung seiner Reehte betraehtet - also heute 800 Mil- 
lionen Bürger Europas -, kann eine sog. Individualbe- 
sehwerde einlegen. Sie ist allerdings nur dann zulässig, 
wenn der innerstaatliehe Reehtsweg ersehöpft ist. ln 
Deutsehland ist grundsätzlieh Voraussetzung, dass der 
Besehwerdeführer wegen der Verletzung seiner Reehte 
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erfolglos das Bundesverfassungsgericht angerufen hat. 
Das Verfahren vor dem EGMR ist öffentlich, das Urteil 
ergeht in den Amtssprachen des Europarats (Englisch und 
Französisch). 

Der Gerichtshof hebt Urteile nationalstaatlicher Gerichte 
oder Verwaltungsakte nicht auf, sondern stellt lediglich 
einen eventuellen Menschenrechtsverstoß fest und kann 
der verletzten Partei nach Artikel 4 1 EMRK eine Ent- 
schädigung zubilligen. Die Urteile des Gerichtshofs sind 
nach Artikel 46 EMRK verbindlich und müssen von allen 
Mitgliedstaaten umgesetzt werden. 

Das Ministerkomitee des Europarats überwacht die Um- 
setzung der Urteile des EGMR. Mittels dieser Verfahrens- 
regelung wird sichergestellt, dass einem Rechtsspruch 
des Gerichts gegen einen Mitgliedstaat auf der politischen 
Ebene des Europarats so lange nachgegangen wird, bis 
der verurteilte Staat meldet, das Urteil vollständig umge- 
setzt zu haben. Bleibt die Umsetzung des Urteils aus, for- 
dert das Ministerkomitee den säumigen Mitgliedstaat in 
der Regel durch sog. Interimsresolutionen auf, das Urteil 
umzusetzen. Im Berichtszeitraum hat Deutschland sich 
im Ministerkomitee des Europarats stets aktiv für die zü- 
gige und vollumfängliche Umsetzung aller Urteile des 
EGMR eingesetzt. 

Das Bundesverfassungsgericht stellte in seinem Be- 
schluss vom 14. Oktober 2004 (2 BvR 1481/04) klar, dass 
sich die Bindungswirkung der Urteile des EGMR auf alle 
staatlichen Organe in Deutschland - also auch auf die Ge- 
richte - erstreckt und diese grundsätzlich verpflichtet, 
nach der Entscheidung eines bestimmten Einzelfalls in 
eben diesem Fall einen fortdauernden Konventionsver- 
stoß zu beenden und einen konventionsgemäßen Zustand 
herzustellen. Natürlich kann diese Bindungswirkung nur 
im Rahmen der Zuständigkeit des betroffenen Organs be- 
stehen, sie kann die Bindung an sonstiges Gesetz und 
Recht nicht aufheben und auch die Verpflichtung, neue 
Tatsachen zu beachten, nicht außer Kraft setzen. Dies 
sind aber selbstverständliche Voraussetzungen für die Tä- 
tigkeit staatlicher Organe in einem Rechtsstaat. 

Der EGMR fällte 2005 insgesamt 1 105 Urteile (dreizehn in 
Verfahren gegen Deutschland, davon zehn Verurteilungen), 
2006 1 560 Urteile (zehn in Verfahren gegen Deutschland, 
davon sechs Verurteilungen) und 2007 1 503 Urteile (zwölf 
in Verfahren gegen Deutschland, davon sieben Verurteilun- 
gen); die Entscheidungen des Gerichtshofs sind im Internet 
abrufbar unter www.echr.coe. int. Über das deutsche Portal 
des Europarats kann auf die deutschsprachige Website 
des Gerichtshofs zugegriffen werden (www.coe.int/T/D/ 
Menschenrechtsgerichtshof), auf der u. a. die vom Bun- 
desminisferium der Justiz geferfigfen nichfamtlichen 
deufschen Übersefzungen der Enfscheidungen des Ge- 
richfshofs in Verfahren gegen Deufschland eingesfellt 
sind. Die Bundesregierung unterstützt im Wege der Pro- 
jektförderung die Herausgabe einer deufschsprachigen 
Sammlung der Enfscheidungen des EGMR durch den 
N. P. Engel Verlag, in der alle allgemein bedeufsamen 
Enfscheidungen des EGMR veröffentlich werden sollen. 


Der erste Band dieser Sammlung wird in Kürze erschei- 
nen. 

Die zentrale Rolle des EGMR im System des europäi- 
schen Rechtsschutzes schlägt sich in einer rasanten Zu- 
nahme von Beschwerden nieder. Der EGMR sieht sich 
kaum mehr in der Lage, der Klageflut Herr zu werden. Im 
Jahr 2006 wurden nahezu dreimal so viele Beschwerden 
eingelegt wie noch 1998. Allerdings scheiterten über 
90 Prozent der bisher eingelegten Beschwerden an den 
Voraussetzungen der Zulässigkeit. Insgesamt erreichten 
den EGMR 2005 über 45 500 neue Beschwerden, im Jahr 

2006 steigerte sich die Zahl weiter auf 5 1 300 und im Jahr 

2007 auf ca. 54 000. Damit setzte sich der Anstiegstrend 
der Vorjahre weiter fort. Gleichzeitig erhöhte sich die 
Zahl der insgesamt anhängigen Verfahren auf etwa 
80 000 Beschwerden (Ende 2007; nach der früheren 
Zählweise des Gerichtshofs, die auch die noch nicht ei- 
nem Entscheidungsgremium zugewiesenen Fälle erfasst, 
läge die Zahl sogar über 100 000). 

Angesichts der Schlüsselfunktion der EMRK und des 
EGMR für die Wahrung eines einheitlichen Menschen- 
rechtsschutzes in ganz Europa hat sich Deutschland im 
Ministerkomitee des Europarats für Reformen eingesefzf. 
Das am 13. Mai 2004 zur Unterzeichnung aufgelegte 
14. Zusatzprotokoll zur EMRK sieht eine Reihe von den 
Gerichtshof entlastenden Maßnahmen vor. Bis auf Russ- 
land wurde es von allen Mitgliedstaaten des Europarats 
ratifiziert, die russische Duma lehnte im Dezember 2006 
die Ratifizierung ab. Zahlreiche Versuche, Russland auf 
bilateraler und multilateraler Ebene zur Ratifizierung zu 
veranlassen, waren bislang nicht erfolgreich. Die Nicht- 
ratifizierung belastet die Wahrnehmung Russlands im 
Europarat in erheblichem Maße. 

Das Inkrafttreten des 14. Zusatzprotokolls ist grundsätz- 
lich Voraussetzung für weitere Reformen, wie sie etwa 
auch durch den im November 2006 vorgelegten Bericht 
des so genannten Weisenrats vorgeschlagen wurden. 

2.1.2 Einzelne Deutschland betreffende 
Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 

Im Berichtszeitraum hat der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) in insgesamt 23 Verfahren ge- 
gen Deutschland einen Verstoß gegen die EMRK festge- 
stellt. Die Verurteilungen erfolgten vor allem wegen Ver- 
letzung des Rechts auf ein faires Verfahren, insbesondere 
wegen überlanger Verfahrensdauer (Artikel 6 EMRK). 
Sie spiegelten im Wesentlichen Mängel im jeweils gerüg- 
ten Einzelverfahren wider, nicht jedoch strukturelle Defi- 
zite. Fünf Entscheidungen der Großen Kammer des Ge- 
richtshofs sowie zwei Kammerentscheidungen sind dabei 
besonders hervorzuheben: 

- ln der Sache von Maltzan u. a. gegen Deutschland 
(Nr. 71916/01, Nr. 71917/01 und Nr. 10260/02) ging 
es um die Enteignungen in der sowjetischen Besat- 
zungszone zwischen 1945 und 1949 und die Entschei- 
dung, die so genannte Bodenreform nicht rückgängig 
zu machen, sowie um das Entschädigungs- und Aus- 
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gleichsleistungsgesetz von 1994. Die Große Kammer 
des EGMR hat die Beschwerden von so genannten 
Alteigentümem für unzulässig erklärt. Die Bundesre- 
publik Deutschland sei weder für die Handlungen der 
sowjefischen Besafzungsmacht noch für die der DDR 
veranfwortlich. Wenn ein Sfaaf sich aber enfschließe, 
Folgen der von ihm nichf begangenen Handlungen zu 
beseifigen, siehe ihm zur Umsefzung dieser Politik ein 
weiter Handlungsspielraum zur Verfügung. Damit 
wurden entsprechende Entscheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts bestätigt. 

- ln dem Verfahren Jahn u. a. gegen Deutschland 
(Nr. 46720/99, Nr. 72203/01 und Nr. 72552/01) mach- 
ten die Beschwerdeführer geltend, durch die entschä- 
digungslose Entziehung von Grundstücken zulasten 
einer bestimmten Gruppe von Erben so genannter 
Neubauern in ihrem Eigentumsrecht verletzt zu sein. 
Die Große Kammer des EGMR hat die Beschwerden 
als unbegründet zurückgewiesen. Das zugrunde lie- 
gende 2. Vermögensrechtsänderungsgesetz entspre- 
che vor dem einmaligen Hintergrund der deutschen 
Wiedervereinigung trotz des Fehlens einer Entschädi- 
gungsregelung dem Gebot, eine gerechte Abwägung 
zwischen dem Schutz des Eigentums und den Erfor- 
dernissen des Allgemeininteresses vorzunehmen. Da- 
mit wurde das anders lautende Kammerurteil des 
EGMR vom 22. Januar 2004 revidiert. 

- ln dem Individualbeschwerdeverfahren Sürmeli gegen 
Deutschland (Nr. 75529/01) hat die Große Kammer 
des EGMR festgestellt, dass das der Beschwerde zu- 
grunde liegende Verfahren vor den innerstaatlichen Zi- 
vilgerichten überlang war und dass die gegenwärtig 
nach dem deutschen Verfahrensrecht vorhandenen 
Möglichkeiten, eine solche überlange Verfahrensdauer 
zu rügen, keinen hinreichenden Rechtsbehelf im Sinne 
der EMRK darstellen, ln der Entscheidung hat die 
Große Kammer daran erinnert, dass der betroffene 
Mitgliedstaat bei der Feststellung einer Konventions- 
verletzung verpflichtet ist, alle allgemeinen bzw. gege- 
benenfalls individuellen Maßnahmen bezüglich der in- 
nerstaatlichen Rechtsordnung zu treffen, um die 
konkrete Konventionsverletzung abzustellen, ihren 
Folgen so weit als möglich abzuhelfen und gleichgela- 
gerte Konventionsverstöße zu verhindern. 

- ln der Sache Jalloh gegen Deutschland (Nr. 54810/00) 
wandte sich der Beschwerdeführer gegen die zwangs- 
weise Vergabe von Brechmitteln zur Exkorporafion von 
Befäubungsmiffeln zum Zwecke der Beweissicherung 
im Sfrafverfahren. Die Große Kammer des EGMR hat 
in dieser Praxis eine nach Artikel 3 EMRK verbotene 
unmenschliche und erniedrigende Behandlung gesehen. 
Zudem verstoße die Verwertung der auf diese Weise ge- 
wonnenen Beweismittel im Strafverfahren gegen das 
Recht des Beschwerdeführers auf ein faires Verfahren, 
insbesondere gegen den Grundsafz der Selbsfbelas- 
tungsfreiheif (N emo -f enetur-Grundsaf z) . 

- ln dem Individualbeschwerdeverfahren S. gegen Frank- 
reich, Deufschland und Norwegen (Nr. 78166/01) ging 


es um die Frage der Anwendbarkeif der EMRK auf 
Handlungen der NATO-Sicherheitstruppe Kosovo 
Force (KFOR) im Kosovo. Die Große Kammer des 
EGMR hat die Beschwerde als unzulässig zurückge- 
wiesen, da die beanstandete Handlung (Inhaftierung 
des Beschwerdeführers) nichf den beklagfen Ländern, 
sondern der KFOR zuzurechnen war, die auf der Basis 
eines Sicherheifsrafsbeschlusses der Vereinfen Natio- 
nen handelte. Etwaige Verstöße gegen internationale 
Menschenrechtsstandards müssten daher im VN-Rah- 
men verfolgt werden. 

- ln der Sache P. u. a. gegen Deutschland (Nr. 25101/05) 
wandten sich die Beschwerdeführer gegen den Aus- 
schluss individueller Ansprüche von Zwangsarbeifem 
durch das Gesefz über die Sfiftung Erinnerung, Ver- 
antwortung und Zukunft. Der Gerichtshof hat die Be- 
schwerden wegen offensichtlicher Unbegründetheit 
für unzulässig erklärt und dabei festgestellt, dass das 
Stiftungsgesetz einen fairen Ausgleich zwischen den 
widerstreitenden Interessen geschaffen hat und damit 
mit der EMRK vereinbar ist. 

- ln dem Verfahren K. gegen Deutschland (Nr. 12923/03) 
hat sich der EGMR grundsätzlich mit der Überleitung 
der Rentenansprüche aus der ehemaligen DDR in das 
Rentensystem der Bundesrepublik Deutschland aus- 
einandergesetzt. Dabei hat er festgestellt, dass der Ge- 
setzgeber hier einen weiten Ermessensspielraum besaß 
und die Überleitung keinen Verstoß gegen die EMRK 
darstellte. Die Hoffnung der Beschwerdeführer, einen 
höheren Rentenbefrag zu erhalfen, könne nicht als 
„berechtigte Erwartung“ und damit als geschütztes Ei- 
gentum nach Artikel 1 des 1. Zusatzprotokolls zur 
EMRK eingestuft werden, so dass kein Eingriff in das 
Eigentumsrecht vorlag. 

- ln dem Verfahren J. gegen Deutschland (Nr. 74613/01) 
hat der EGMR unter anderem festgestellt, dass die An- 
nahme der deutschen Strafgerichte, ihnen stehe nach 
der zur maßgeblichen Zeit geltenden Fassung des 
Strafgesetzbuches die Gerichtsbarkeit für die Verurtei- 
lung des Beschwerdeführers wegen Mordes und 
Völkermordes in der Region Doboj (vormals Jugosla- 
wien) zu, mit dem Völkerrecht, insbesondere der Völ- 
kermordkonvention, und damit auch mit der EMRK 
vereinbar war. Dies gelte auch für die von den Gerich- 
fen vorgenommene Auslegung des Völkermordfafbe- 
sfandes. Der EGMR haf daher die Beschwerde als un- 
begründef zurückgewiesen. 

2.2 Der Generalsekretär des Europarats 

Deutschland unterstützt die Arbeit des Generalsekretärs 
(www.coe.int/T/d/sg/) und pflegt auf politischer Ebene ei- 
nen regelmäßigen intensiven Austausch mit ihm. Der Ge- 
neralsekretär war zuletzt im Oktober 2007 zu politischen 
Gesprächen in Berlin. Artikel 52 EMRK gibt dem Gene- 
ralsekretär das Recht, einen Mitgliedstaat nach eigenem 
Ermessen zu ersuchen, eine Erklärung darüber abzuge- 
ben, inwieweit bestimmte staatliche Maßnahmen oder 
Gesetzgebungsakte im Einklang mit den sich aus der Ra- 
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tifikation der EMRK ergebenden Verpfliehtungen stehen. 
Hiervon maehte Generalsekretär Davis im November 
2005 Gebraueh, als er im Zusammenhang mit Medienbe- 
riehten zu CIA-Flügen in Europa alle Mitgliedstaaten des 
Europarats aufforderte darzulegen, in weleher Weise das 
jeweilige nationale Reeht die effektive Umsetzung der 
Vorgaben der EMRK und ihrer Zusatzprotokolle sieher- 
stellt. Die Antworten der Mitgliedstaaten hierauf wurden 
im März 2006 auf der Website des Europarats veröffent- 
lieht. 

2.3 Der Europäische Ausschuss zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe (CPT) 

Mit dem Europäisehen Übereinkommen zur Verhütung von 
Folter und unmensehlieher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe vom 26. November 1987 (ETS-Nr. 126, 
BGBl. 1989 11 S. 946) wurde ein Aussehuss unabhängi- 
ger Saehverständiger gesehaffen, der Aussehuss zur Ver- 
hütung von Folter und unmensehlieher oder erniedrigen- 
der Behandlung oder Strafe (European Committee for the 
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treat- 
ment or Punishment, CPT, www.ept.eoe. int/german.htm), 
der in den Vertragsstaaten die Mensehenreehtslage von 
Personen prüft, denen die Freiheit entzogen wurde. Der 
Aussehuss verfasst über seine Besuehe Beriehte mit kon- 
kreten Empfehlungen und Verbesserungsvorsehlägen, um 
die nieht in Freiheit lebenden Personen vor Folter und un- 
mensehlieher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
zu sehützen. Die Vorsehläge beziehen sieh z. B. auf das 
Verhalten der Polizei und des Vollzugs- oder Pflegeperso- 
nals sowie auf den Zustand der besuehten Einriehtungen. 
Der besuehte Staat erhält Gelegenheit zu einer Stellung- 
nahme. Eine Veröffentliehung des von dem Aussehuss er- 
stellten Beriehts erfolgt nur mit Zustimmung des betroffe- 
nen Staats, ln Fällen mangelnder Kooperation dureh den 
besuehten Staat kann der Aussehuss eine sog. Öffentliehe 
Erklärung abgeben. 

Der Europäisehe Aussehuss zur Verhütung von Folter und 
unmensehlieher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe stattete Deutsehland vom 20. November bis 2. De- 
zember 2005 seinen vierten turnusmäßigen Besueh ab. ln 
seinem naehfolgend erarbeiteten Berieht vom Juli 2006 
setzte sieh der Aussehuss ausführlieh mit der Situation in 
den einzelnen Institutionen auseinander, die er besueht 
hat (Haftanstalten, Absehiebegewahrsamseinriehtungen, 
Polizeidienststellen und psyehiatrisehe Einriehtungen), 
und spraeh zudem eine Reihe von Empfehlungen sowie 
eine so genannte „unmittelbare Beobaehtung“ aus. Die 
Bundesregierung nahm im Februar 2007 zu dem Berieht 
Stellung (www.bmj.bund.de > Themen > Mensehen- 
reehte). 

2.4 Europäische Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz (ECRI) 

Die ECRI wurde in der Folge des ersten Europaratsgip- 
fels der Staats- und Regierungsehefs 1993 in Wien ge- 


sehaffen. Ihre Aufgabe ist es, Vorsehläge zu erarbeiten 
und insbesondere die Wirksamkeit der bereits ergriffenen 
gesetzgeberisehen, politisehen und anderen Maßnahmen 
der Europarats-Mitgliedstaaten zur Bekämpfung von Ras- 
sismus, Fremdenfeindliehkeit, Antisemitismus und Into- 
leranz zu prüfen und zu bewerten. 

Die ECRI setzt sieh aus Experten aller Mitgliedstaaten 
des Europarats zusammen. Diese Saehverständigen wer- 
den von ihren Regierungen in ihrer persönliehen Eigen- 
sehaft ernannt. Sie arbeiten unabhängig von Weisungen 
der sie entsendenden Europarats-Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage persönlieher Verantwortung und strikter Ver- 
trauliehkeit grundsätzlieh naeh dem Konsensprinzip 
(Ausnahme: Antrag auf förmliche Abstimmung) und au- 
ßerhalb der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit im Eu- 
roparat. Der deutsche ECRI- Vertreter war bis Ende 2007 
der ehemalige Beauftragte der Bundesregierung für Men- 
schenrechtsfragen im Bundesministerium der Justiz, 
Klaus Stoltenberg. Seine Nachfolgerin ist Professor 
Barbara John, ehemalige Integrationsbeauftragte des Se- 
nats von Berlin. 

Um die vorgeschriebene Vertraulichkeit der Zusammen- 
arbeit der ECRl-Experten zu gewährleisten, finden inner- 
halb der Bundesregierung keine Ressortabstimmungen zu 
den von dem deutschen ECRl-Mitglied einzunehmenden 
Positionen bzw. zu den ECRI- Stellungnahmen gegenüber 
anderen Mitgliedstaaten statt. 

Im Einzelnen setzt die ECRI folgende Schwerpunkte: 

- Überprüfung von Gesetzgebung sowie von politischen 
und anderen Maßnahmen zur Bekämpfung von Ras- 
sismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und In- 
toleranz auf ihre Wirksamkeit; 

- Formulierung von Politikempfehlungen gegenüber 
den Europarats-Mitgliedstaaten; 

- Prüfung bestehender völkerrechtlicher Instrumente in 
diesem Bereich im Hinblick auf eine mögliche Ver- 
stärkung ihrer Wirkungsweise und 

- Evaluierung der nationalen Umsetzung (Zeichnung/ 
Ratifikation) völkerrechtlicher Instrumente. 

Das Herzstück ihrer Arbeit sieht die ECRI in einem län- 
derspezifischen Ansatz: Country-by-country- oder CBC- 
Gruppen, die in der Regel aus jeweils vier bis fünf ECRI- 
Mitgliedem bestehen, untersuchen andere Europarats- 
Mitgliedstaaten im Rahmen von Fact-finding-Besuchen 
und Gesprächen mit örtlichen Regierungsstellen und 
Nichtregierungsorganisationen im Hinblick darauf, ob es 
Fälle von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit gibt und 
wie die Mitgliedstaaten solchen Phänomenen begegnen. 
Die Mitwirkung des ECRI- Vertreters des untersuchten 
Staats bei der Evaluierung ist nach dem ECRI-Mandat 
ausgeschlossen. Ein Entwurf des Berichts wird mit einem 
von der jeweiligen Regierung ernannten Verbindungsbe- 
amten schriftlich erörtert und anschließend in seiner end- 
gültigen Form an die Regierung des besuchten Lands 
weitergeleitet und veröffentlicht. Eine Vetomöglichkeit 
des von der ECRI untersuchten Staats gegen Feststellun- 
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gen des Beriehts besteht nieht. Allerdings kann der unter- 
suchte Staat der Veröffentlichung widersprechen, was bis- 
her jedoch noch nicht vorgekommen ist. 

Bislang wurden drei Berichtsrunden unternommen. Die 
erste Runde endete 1998, die zweite 2002. Im Rahmen 
der 3. Runde wurde der 3. Bericht über Deutschland vom 
5. Dezember 2003 erstellt und am 8. Juni 2004 veröffent- 
licht. Darin würdigt ECRl die von Deutschland erreichten 
Fortschritte und fordert zu weiteren Anstrengungen auf 
(der Bericht ist im Internet abrufbar unter 
www.bmj.bund.de sowie unter coe.int/ecri). 

2.5 Der Europäische Kommissar für 
Menschenrechte 

Der Kommissar für Menschenrechte des Europarats nahm 
auf der Grundlage eines am 7. Mai 1999 von der Parla- 
mentarischen Versammlung beschlossenen Mandats am 
1. Oktober 2000 seine Tätigkeit auf (coe.int/T/D/Men- 
schenrechtskommissar/). Seine Amtszeit beträgt sechs 
Jahre. Er kann nicht wiedergewählt werden, seine Amts- 
zeit kann nicht verlängert werden; sein Sitz befindet sich 
in Straßburg. Er nimmt die Aufgaben wahr, die nicht in 
die Kompetenz anderer Einrichtungen des Europarats fal- 
len, z. B. Förderung der Menschenrechtserziehung (siehe 
A 9), Rat- und Auskunftserteilung über Menschenrechts- 
schutz, Erleichterung der Arbeit nationaler Ombudsper- 
sonen oder vergleichbarer Stellen und Unterstützung der 
Mitgliedstaaten bei der Behebung von Mängeln im Sys- 
tem des nationalen Menschenrechtsschutzes. 

Seit April 2006 ist der ehemalige Generalsekretär des 
Olof Palme International Center in Stockholm, der 
Schwede Thomas Hammarberg, Menschenrechtskommis- 
sar. Im Oktober 2006 stattete er Deutschland einen offi- 
ziellen Besuch ab; der Bericht hierzu ist auf seiner Web- 
site eingestellt (www.coe.int/t/commissioner/Activities/ 
visitsen.asp). 

Das Budget für den Kommissar für Menschenrechte wird 
aus dem allgemeinen Haushalt des Europarats bestritten. 
Für das Jahr 2008 ist eine - von Deutschland befürwor- 
tete - Budgeterhöhung vorgesehen. Der Schwerpunkt sei- 
ner Tätigkeit liegt in der Unterstützung der Mitgliedstaa- 
ten und anderer Akteure, die sich für die Menschenrechte 
engagieren, er hat eine stark präventive Funktion. Das 
unter deutscher EU-Präsidentschaft zwischen EU und 
Europarat Unterzeichnete Memorandum of Understan- 
ding sieht eine Zusammenarbeit und Konsultationen der 
EU mit dem Menschenrechtskommissar ausdrücklich 
vor. 

2.6 Neue Instrumente 

2.6.1 Konvention des Europarats gegen 
Menschenhandel 

Das Übereinkommen des Europarats zur Bekämpfung des 
Menschenhandels vom 16. Mai 2005 bekräftigt und er- 
weitert die bestehenden internationalen Verträge - insbe- 
sondere das Protokoll der Vereinten Nationen zur Verhü- 
tung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, 


hier insbesondere des Frauen- und Kinderhandels -, er- 
höht den Schutz der Opfer, indem der EU-Acquis auch in 
diesem Bereich zum EuR-Standard wird, und stellt die 
Einhaltung der Bestimmungen durch die Etablierung ei- 
nes effektiven und unabhängigen Kontrollmechanismus 
sicher. Das Übereinkommen spiegelt im ausländerrecht- 
lich relevanten Teil und im Bereich Bildungswesen den 
Acquis Communitaire der EU wider. 

Deutschland hat das Übereinkommen am 17. November 
2005 gezeichnet; zurzeit wird die Ratifizierung vorberei- 
tet. 

2.6.2 Konvention des Europarats über die 
Vermeidung von Staatenlosigkeit im 
Zusammenhang mit Staatennachfolge 

Durch die Konvention des Europarats über die Vermei- 
dung von Staatenlosigkeit im Zusammenhang mit Staa- 
tennachfolge vom 19. Mai 2006 soll für Fälle der Sfaafen- 
nachfolge die andernfalls zu befürchfende hohe Zahl von 
Sfaatenlosen in Zukunft vermieden oder zumindest auf 
das unvermeidbare Maß beschränkt werden. Das deut- 
sche Staatsangehörigkeitsrecht genügt den Forderungen 
des Übereinkommens bereits heute. Deutschland bereitet 
gegenwärtig die Zeichnung vor. 

2.6.3 Konvention des Europarats zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung 
und sexuellem Missbrauch 

Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz von 
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss- 
brauch vom 25. Oktober 2007 soll die bereits bestehen- 
den internationalen Rechtsinstrumente auf diesem Gebiet, 
nämlich das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von 
Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpomogra- 
fie sowie den Rahmenbeschluss des Rates der Europäi- 
schen Union zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung 
von Kindern und der Kinderpomografie ergänzen, ln ers- 
ter Linie verpflichtet es die Vertragsstaaten, die Tatbe- 
stände der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Miss- 
brauchs zu bestrafen. Es enthält auch umfangreiche 
Vorgaben für präventive Maßnahmen zugunsten der Op- 
fer und Programmvorschläge für pofenzielle Täfer. 

Deutschland gehört zu den Erstunterzeichnem der Kon- 
vention, die bislang von 26 Mitgliedstaaten des Europa- 
rats gezeichnet wurde. 

2.7 Monitoring im Europarat 

Das juristische Überwachungssystem des Europarats ist 
im Rahmen der diversen menschen- oder minderheiten- 
rechtlich einschlägigen Europaratsübereinkommen aus- 
gestaltet. Es besteht aus der Berichtspflicht der Vertrags- 
staaten, der Beratung des eingereichten Staatenberichts 
durch einen Ausschuss unabhängiger Sachverständiger 
und der Weiterleitung des Berichts mit Empfehlungen des 
Ausschusses an das Ministerkomitee, das seinerseits 
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Empfehlungen an den berichtenden Staat abgibt. Sein 
Schwerpunkt liegt weniger auf der Kontrolle, als viel- 
mehr in der Verpflichtung der Vertragsstaaten, mittels des 
von ihnen anzufertigenden Staatenberichts für die durch 
die betreffenden Konventionen geregelten Rechtsberei- 
che ein nationales politisches Konzept zu entwerfen (z. B. 
nationale Minderheitenschutzpolitik). Die anschließende 
Auseinandersetzung von Experten und dem Ministerko- 
mitee des Europarats mit dem nationalen Staatenbericht 
gewährleistet einen sachorientierten und öffentlichen 
Dialog, der innen- und außenpolitische Wirkung entfaltet 
und per se vorbeugenden und bewusstseinsbildenden 
Charakter besitzt. 

Monitoring von nenen Mitgliedstaaten 

Seit seiner Öffnung für die jungen Demokratien in Mittel- 
und Osteuropa in den 1990er- Jahren entwickelte der 
Europarat verstärkt Instrumente, welche die Einhaltung 
der mit dem Beitritt eingegangenen Verpflichtungen 
durch die neuen Mitgliedstaaten überwachen. Die Ergeb- 
nisse dieser sogenannten Monitoringberichte dienen dann 
als Grundlage für eine möglicherweise folgende politi- 
sche Erörterung der Lage in einzelnen Mitgliedstaaten in 
den verschiedenen Organen des Europarats (wie der Par- 
lamentarischen Versammlung, dem Ministerkomitee oder 
dem Kongress der Gemeinden und Regionen). 

Monitoring dnrch die Parlamentarische 
Versammlnng (PV) 

Die Grundlagen für ein späteres Monitoring neuer Mit- 
gliedstaaten durch die PV werden bereits vor deren Auf- 
nahme in den Europarat festgelegt. Der vom Minister- 
komitee ausgesprochenen Einladung zum Beitritt ist ein 
von der PV erstellter Pflichtenkatalog beigefügt. Dieser 
ist vom Neumitglied nach dem Beitritt - teilweise inner- 
halb gesetzter Fristen - zu erfüllen. Der Pflichtenkatalog 
soll das Neumitglied dabei unterstützen, den Acquis des 
Europarats in möglichst kurzer Zeit zu erreichen. 

Der von den Berichterstattern der Parlamentarischen Ver- 
sammlung erstellte Monitoringbericht wird - nachdem er 
in den zuständigen Ausschüssen Gegenstand ausführli- 
cher Erörterungen war - öffentlich in der PV-Plenarsit- 
zung diskutiert. Das Ergebnis der Diskussion fließt dann 
in den Text einer an den untersuchten Staat gerichteten 
Resolution ein und zusätzlich in eine an das Minister- 
komitee gerichtete Empfehlung. Auf der Basis dieser Er- 
gebnisse begleitet das Ministerkomitee die Bemühungen 
des Mitgliedstaats bei der Beseitigung der Mängel. Hat 
das Neumitglied schließlich alle Nachbeitrittsverpflich- 
tungen erfüllt, wird das Monitoringverfahren durch eine 
Resolution der PV förmlich abgeschlossen. 

Monitoring dnrch das Ministerkomitee (MK) 

Das Monitoring des Ministerkomitees ist nicht auf neue 
Mitgliedstaaten beschränkt. Im Gegensatz zu dem länder- 
spezifischen Ansatz der PV überprüft das MK in einem 
themenspezifischen Vergleich unterschiedslos alle Mit- 
gliedstaaten des Europarats. Bislang waren folgende The- 


men Gegenstand eines MK-Monitorings: Medien- und 
Meinungsfreiheit, Funktionsweise der demokratischen 
Institutionen, Funktionieren der Justiz, kommunale und 
regionale Demokratie, Todesstrafe sowie Polizei- und Si- 
cherheitsdienste. Anders als das PV-Monitoring findet die 
Erörterung der Ergebnisse des MK-Monitorings bislang 
in nichtöffentlichen, sog. In-camera- Sitzungen des MK 
statt. 

Deutschland setzte sich im Berichtszeitraum erneut für 
eine Veröffentlichung dieser Monitoringergebnisse ein, 
um die Transparenz der Arbeit des Ministerkomitees zu 
erhöhen und dem Monitoring des MK über die Öffent- 
lichkeit zugleich größeren Nachdruck zu verleihen. Es 
gelang, das Verfahren insofern abzuändem, dass die Ver- 
traulichkeit von Berichten aufgehoben werden kann. Al- 
lerdings bedarf es dafür noch eines eigenen Beschlusses 
des Minisferkomifees. Die meisfen Mifgliedsfaafen des 
Europarafs wollen die Verfraulichkeif des Monitoring 
wahren, was den Vorteil hat, dass Probleme ohne Rück- 
sicht auf die jeweilige nationale Öffentlichkeit auch di- 
rekt angesprochen werden können. 

Mit dem Ziel der Operationalisierung und Stärkung der 
Kohärenz mit den anderen existierenden Monitoringver- 
fahren des Europarats wurde im Juli 2004 ein neues MK- 
Monitoring beschlossen, mit dem u. a. die Monitoringthe- 
men eingegrenzt und Redundanzen vermieden werden 
sollen. Durch die Einbeziehung in die Programmzusam- 
menarbeit des Europarats mit einzelnen Mitgliedstaaten 
und durch regelmäßige Fortschrittsprüfungen soll das 
Monitoring künftig noch operativer und effizienter wer- 
den. 

Erfüllung der Berichtspflichten durch Deutschland 

Deutschland hat im Berichtszeitraum als Vertragsstaat 
von menschen- oder minderheitenrechtlichen Überein- 
kommen des Europarats folgende Berichtspflichten er- 
füllt: 

- Vorlage des 23., 24. und 25. deutschen Staatenberichts 
zur Europäischen Sozialcharta (abrufbar unter coe.int. 
Link: Social Charter) am 19. September 2005, 
24. April 2006 und 22. November 2007; 

- Vorlage des 3. Staatenberichts gemäß Artikel 15 
Abs. 1 der Europäischen Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen im Jahr 2007 (im Internet ab- 
rufbar unter www.bmi.bund.de. Link: Publikationen) 
und unter coe.int (Link: Legal Affairs > Regional or 
Minority Languages). 

3 OSZE 

Der Menschenrechtsschutz in der OSZE gründet sich auf 
die KSZE-Schlussakte von Helsinki aus dem Jahr 1975 
(Korb 1, Prinzip Vll sowie Korb 3, Zusammenarbeit in 
humanitären und anderen Bereichen). Nach 1989 entwi- 
ckelte sich die Menschliche Dimension der OSZE zu ei- 
nem unverzichtbaren Element des Menschenrechts- und 
Minderheitenschutzes in Europa, besonders durch die 
Charta von Paris und das Dokument von Kopenhagen von 
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1990. Ein entscheidender Schritt war dabei die Moskauer 
Konferenz zur Menschlichen Dimension 1991, auf der 
die OSZE-Teilnehmerstaaten im sog. Moskauer Doku- 
ment ausdrücklich „mit großem Nachdruck und unwider- 
ruflich“ erklärten, dass die Einrede der Einmischung in 
innere Angelegenheit durch den betroffenen Staat in Fra- 
gen der Menschlichen Dimension unzulässig sei. Die 
Umsetzung der Verpflichtungen liege vielmehr im legiti- 
men und unmittelbaren Interesse aller OSZE-Teilnehmer- 
staaten, da die Achtung und der Respekt vor den Men- 
schenrechten Teil der internationalen Grundordnung 
seien. 

Die OSZE hat zum Schutz der Menschenrechte ein aus- 
differenziertes Instrumentarium entwickelt: 

- das Büro für Demokratische Institutionen und Men- 
schenrechte (BDIMR; engl.: Office for Democratic In- 
sfitutions and Human Righfs, ODIHR) mif Sifz in 
Warschau; 

- OSZE-Feldmissionen in insgesamt 18 OSZE-Teilneh- 
merstaaten, die umfangreiche Projekte im Bereich der 
Menschlichen Dimension durchführen; 

- den Hohen Kommissar für nationale Minderheiten 
(HKNM) mit Sitz in Den Haag, der auf die Wahrung 
der Minderheitenrechte in Teilnehmerstaaten achtet; 

- das Amt des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit 
mit Sitz in Wien, ein Amt, das auf deutsche Initiative 
Ende 1997 geschaffen wurde; 

- das 2003 geschaffene Amt des OSZE-Sonderbeauf- 
tragten und Koordinatoren für die Bekämpfung des 
Menschenhandels mit Sitz in Wien. 

Auch die vom OSZE- Vorsitz ernannten Persönlichen Be- 
auftragten für Toleranzfragen, darunfer der mit Anti- 
semitismusfragen befasste Beauftragte MdB Prof Gert 
Weisskirchen, sowie die Beauftragte für Genderfragen im 
OSZE-Sekrefariaf, seif 2007 Jamila Seftaoui aus Deufsch- 
land, und die enfsprechende Genderarbeifseinheif bei 
ODIHR sind in ihrem Aufgabenbereich mit menschen- 
rechtlichen Fragestellungen befasst. 

Deutschland gehört zu den größten OSZE-Beitragszah- 
lem und unterstützt die OSZE-lnstitutionen und -Missio- 
nen zusätzlich durch umfangreiche freiwillige Leistungen 
für Projekfe sowie Bereif sfellung von Personal. Derzeif 
werden um die 55 Deufsche (Anfang 2008) zur OSZE se- 
kundierf, davon knapp 45 Prozent Frauen. 

3.1 Büro für Demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (BDIMR) 

Das Büro für Demokratische Institutionen und Men- 
schenrechte mit Sitz in Warschau ist mit etwa 120 Mit- 
arbeitern und einem Budget von ca. 15 Mio. Euro (2007) 
die wichtigste und größte Institution der OSZE. Leiter des 
BDIMR ist seit März 2003 Botschafter Christian Strohal 
(Österreich). Die Tätigkeit des BDIMR umfasst das ge- 
samte Spektrum der Menschlichen Dimension der OSZE. 
Schwerpunkte der Beratungs- und Projektarbeit sind: 


- die Beobachtung von Wahlen in den OSZE-Teilneh- 
merstaaten sowie Beratung zu Fragen der Wahlgesetz- 
gebung (im vergangenen Jahrzehnt hat das BDIMR 
mehr als 150 Wahlbeobachtungsmissionen entsandt); 

- der Aufbau rechtsstaatlicher, demokratischer Struktu- 
ren/Institutionen und die Förderung der zivilgesell- 
schaftlichen Entwicklung; 

- die Umsetzung menschenrechtlicher Standards; 

- die Förderung von Toleranz und Nichtdiskriminie- 
rung; 

- die OSZE-Kontaktstelle für Fragen der Sinti und 
Roma. 

Das vom BDIMR jährlich in Warschau durchgeführte Im- 
plementierungstreffen zur Menschlichen Dimension, an 
dem Staatenvertreter wie Nichtregierungsorganisationen 
gleichberechtigt teilnehmen, liefert eine umfassende Be- 
standsaufnahme der Umsetzung der Verpflichtungen in 
der Menschlichen Dimension, einschließlich der Lage der 
Menschenrechte in den Teilnehmerstaaten. Dabei werden 
wie auf dem vergangenen Treffen vom 24. September bis 
5. Oktober 2007 Defizite in den Bereichen Wahlen und 
Wahlstandards, Teilhabe der Zivilgesellschaft, demokrati- 
sche und rechtsstaatliche Standards, Medienfreiheit, Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Förderung von To- 
leranz, Religionsfreiheit, Minderheiten, Bekämpfung des 
Menschenhandels sowie Geschlechtergerechtigkeit deut- 
lich angesprochen und Informationen zu „best practises“ 
ausgetauscht. 

Deutschland unterstützt die Arbeit des BDIMR regelmä- 
ßig durch freiwillige Beiträge (z. B. für Wahlbeobachtung 
sowie Projekte im Zusammenhang mit Förderung von 
Nichtregierungsorganisationen und Zivilgesellschaft, 
Förderung von Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 
Streitkräflen, Minderheitenrechten, Menschenrechtsver- 
teidigem, Religionsfreiheit, Lehrmaterialien zur Frage 
des Antisemitismus) sowie durch die Sekundierung von 
Experten (zwischen ein und vier Experten im Berichts- 
zeitraum). 

3.2 Feldmissionen 

Die derzeit 19 Missionen und Langzeitaktivitäten der 
OSZE im westlichen Balkan, in Osteuropa, im Kaukasus 
und in Zentralasien sind das Keminstrument in der Um- 
setzung des menschenrechtlichen Acquis der OSZE in 
Transformationsgesellschaften. Die Feldmissionen und 
Langzeitaktivitäten führen Projekte durch und sind An- 
sprechpartner von Regierungen und Zivilgesellschaft. Ihr 
Personal wird mehrheitlich von den Teilnehmerstaaten 
gestellt und finanziert. Deutschland unterstützt die Pro- 
jektarbeit der Feldmissionen durch freiwillige Beiträge; 
so z. B. zur Bekämpfung des Menschenhandels, Förde- 
rung von Rechtsstaatlichkeit und Grundfreiheiten, Wah- 
len und Menschenrechtsschutz in der Polizeiarbeit in 
Zentralasien, Monitoring von Kriegsverbrecherprozessen 
und Unterstützung von Rechtsstaatlichkeit in Osteuropa 
oder Förderung von Zivilgesellschafl und Demokratie auf 
dem westlichen Balkan. 
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Deutschland sekundierte über den Berichtszeitraum fast 
zehn Prozent dieser insgesamt etwa 650 internationalen 
OSZE-Experten in den Missionen. Deutsche Entsandte 
haben in verschiedenen Funktionen, so z. B. als Leiter der 
OSZE-Mission im Kosovo, als Leiter des OSZE-Büros in 
Belarus, stellvertretende Leiterin des OSZE-Zentrums in 
Kasachstan, Leiter der OSZE-Akademie in Bischkek 
bzw. als Experten in den Bereichen Demokratisierung 
und Menschenrechte in verschiedenen OSZE-Feldmissio- 
nen an der praktischen Umsetzung des OSZE-Acquis im 
Bereich der Menschlichen Dimension mitgewirkt. 

3.3 Hoher Kommissar für Nationale 
Minderheiten (HKNM) der OSZE 

Dem Hohen Kommissar für nationale Minderheiten 
(HKNM) kommt im Rahmen der Konfliktprävention im 
gesamteuropäischen Raum eine Schlüsselrolle zu. Seine 
Aufgabe ist es, sich abzeichnende Spannungen im Zu- 
sammenhang mit nationalen Minderheiten, die das Poten- 
zial zur Entwicklung eines Konflikts im OSZE-Raum be- 
sitzen, bereits im Frühstadium zu identifizieren und ihnen 
zu begegnen. Die Einflussmöglichkeit des HKNM liegt 
darin, auf diplomatischem Wege politische Lösungen für 
inner- bzw. zwischenstaatliche Minderheitenprobleme zu 
erarbeiten. Durch die Implementierung internationaler 
Standards zu Minderheitenrechten im Erziehungs- und 
Sprachbereich soll die Grundlage für eine nachhaltige 
minderheitenfreundliche Entwicklung geschaffen wer- 
den. Der HKNM kooperiert mit anderen regionalen und 
internationalen Organisationen, besonders dem Europa- 
rat, zu Fragen nationaler Minderheiten. 

Der im Juli 2007 ernannte HKNM, der ehemalige norwe- 
gische Außenminister Knut Vollebaek, setzt die enga- 
gierte Amtsführung seiner Vorgänger Rolf Ekeus (Schwe- 
den, 2001 bis 2007) und Max van der Sfoel (Niederlande, 
1992 bis 2001) fort. Die Bundesregierung hat die Arbeit 
des Hohen Kommissars durch Bereitstellung von Perso- 
nal und die Finanzierung konkreter Projekte im Kaukasus 
und Zentralasien unterstützt und wird die Unterstützung 
des HKNM fortsetzen. 

3.4 Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit 

Das Amt des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit mit 
Sitz in Wien wurde auf deutsche Initiative im Dezember 
1997 geschaffen. Amtsinhaber ist seit März 2004 der Un- 
gar Miklös Haraszti, der dem ehemaligen Bundestagsab- 
geordneten Freimut Duve folgte. Der Medienbeauftragte 
soll Verletzungen von Ausdrucks- und Medienfreiheit in 
den OSZE-Teilnehmerstaaten frühzeitig aufgreifen und 
bei der vollständigen Umsetzung von OSZE- Standards 
und Verpflichtungen zu Meinungs- und Pressefreiheit be- 
raten und unterstützen. Zudem soll er die Möglichkeiten 
zur regierungsunabhängigen Berichterstattung in Presse, 
Radio, Fernsehen und Internet beobachten sowie Regie- 
rungen bei der Erstellung einer modernen Mediengesetz- 
gebung beraten. Deutschland unterstützt den Medienbe- 
auftragten durch die Finanzierung von Projekten, so z. B. 
Medienkonferenzen im Südkaukasus und in Zentralasien, 
Intemet/Medienfreiheit oder Handbuch zur Selbstregulie- 
rung der Medien. 


3.5 Der OSZE-Sonderbeauftragte für die 
Bekämpfung des Menschenhandels 

Die finnische Abgeordnete und ehemalige Ministerin Eva 
Biaudet wurde im Oktober 2006 zur OSZE-Sonderbeauf- 
tragten und Koordinatorin für die Bekämpfung des Men- 
schenhandels emannf. Die Einrichtung des Amtes geht 
auf einen Beschluss des OSZE-Ministerrates Maastricht 
vom Dezember 2003 zurück, der auch den OSZE-Ak- 
tionsplan zur Bekämpfung des Menschenhandels verab- 
schiedete. Erste Leiterin war von Mai 2004 bis Mai 2006 
die Österreicherin Dr. Helga Konrad. 

Auf regelmäßigen Konferenzen der „Allianz gegen den 
Menschenhandel“ sowie weiteren Veranstaltungen befas- 
sen sich Vertreter aus OSZE-Teilnehmerstaaten und inter- 
nationalen Organisationen sowie Nichtregierungsorganisa- 
tionen mit Aspekten des Menschenhandels, einschließlich 
der Ausbeutung zu Arbeitszwecken. Im Jahr 2007 wur- 
den „National Monitoring and Reporting Mechanisms“ 
eingeführt, um die Umsetzung der Verpflichtungen auf 
nationaler Ebene zu befördern. 

Deufschland unfersfüfzf das OSZE-Engagemenf zur Be- 
kämpfung des Menschenhandels politisch sowie durch 
Proj ektfinanzi erung . 

3.6 Die Persönlichen Beauftragten des 
Amtierenden Vorsitzenden 

Aufbauend auf vorangegangenen Aktivitäten der OSZE 
zur Bekämpfung von Antisemitismus und anderen For- 
men der Diskriminierung, darunter der Berliner Konfe- 
renz zur Bekämpfung von Antisemitismus im Jahr 2004, 
beschloss der OSZE-Ministerrat in Sofia im Dezember 
2004 die Einsetzung von drei Persönlichen Beauftragten 
des Amtierenden Vorsitzenden zur Bekämpfung der ver- 
schiedenen Formen der Intoleranz, die vom jeweiligen 
Vorsitz zu ernennen sind. Anastasia Crickley (Irland) 
wurde als Persönliche Beauftragte zur Bekämpfung von 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung, 
einschließlich der Diskriminierung von Christen und Mit- 
gliedern anderer Religionen, ernannt; Botschafter Ömür 
Orhun (Türkei) als Persönlicher Beauftragter zur Be- 
kämpfung von Intoleranz und Diskriminierung von Mus- 
limen sowie MdB Prof Gert Weisskirchen als Persönli- 
cher Beauftragter zur Bekämpfung des Antisemitismus. 
Die drei Persönlichen Beauftragten, die ihre Aufgabe eh- 
renamtlich wahmehmen, wurden von den vergangenen 
OSZE- Vorsitzenden erneut ernannt, so zuletzt vom finni- 
schen OSZE- Vorsitzenden 2008. Die Beauftragten sollen 
die Teilnehmerstaaten bei der Umsetzung von Verpflich- 
tungen im Toleranzbereich unterstützen, Aufmerksamkeit 
auf Fort- und Rückschritte bei der Implementierung von 
Verpflichtungen lenken sowie die nationale und zwi- 
schenstaatliche Zusammenarbeit zwischen Zivilgesell- 
schaft, parlamentarischem Raum und Regierungen for- 
dern. Ihre Aufgabe nehmen sie u. a. durch Länderbesuche 
wahr. So unternahm Botschafter Orhun beispielsweise ei- 
nen Länderbesuch nach Deutschland im April 2006. 
Deutschland hat die Persönlichen Beauftragten nachhaltig 
unterstützt und tut dies weiterhin, insbesondere durch die 
Wahrnehmung des Amtes durch MdB Prof Weisskirchen. 
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3.7 Wahlbeobachtung 

Die OSZE/ODIHR- Wahlbeobachtungsmissionen gehören 
zu den wichtigsten operativen Funktionen der OSZE. Sie 
leisten durch professionelle und seriöse Beobachtung des 
Wahlverlaufes einen entscheidenden Beitrag zur Veranke- 
rung der Demokratie und des Rechtsstaates im gesamten 
OSZE-Raum und sind damit eine wichtige Maßnahme 
zur Förderung der bürgerlichen und politischen Men- 
schenrechte. Ihre Glaubwürdigkeit und damit auch ihr Er- 
folg beruht auf der engen Zusammenarbeit zwischen den 
Experten von ODIHR und den Beobachtern der Parla- 
mentarischen Versammlung der OSZE sowie auf der in 
bislang über 150 Wahlbeobachtungen im OSZE-Raum 
entwickelten ODIHR-Methodologie. 

Deutschland setzt sich mit den EU-Partnem für Erhalt 
und Stärkung der unabhängigen Wahlbeobachtung durch 
ODIHR sowie für die Erfüllung der von den Teilnehmer- 
staaten eingegangenen Verpflichtung zur Einladung von 
internationalen Wahlbeobachtem ein. 

Deutschland beteiligt sich regelmäßig in Höhe der von 
der OSZE vorgegebenen Maximalquote von zehn Prozent 
an OSZE/ODIHR-Wahlbeobachtungen. Von 2002 bis 
2007 wurden vom Zentrum für Internationale Frie- 
denseinsätze (ZIF) im Auftrag der Bundesregierung über 
2 100 Wahlbeobachter in internationale Wahlbeobach- 
tungsmissionen der OSZE und anderer Organisationen 
entsandt. Das ZIF übernimmt auch die Schulung und die 
Betreuung der Wahlbeobachter. Darüber hinaus haben 
Deutsche bei verschiedenen ODIHR- Wahlbeobachtungs- 
missionen die Leitung übernommen, so zuletzt in Geor- 
gien im Januar 2008 und in Armenien im Februar 2008. 


4 Vereinte Nationen 


60 Jahre Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Am 10. Dezember 1948 verabschiedete die Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen eine rechtlich zunächst 
unverbindliche Deklaration: die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte (AEMR). Seit 1950 wird dieser Tag 
als Internationaler Tag der Menschenrechte begangen 
(VN-Resolution 423 (V) vom 4. Dezember 1950). Die 
AEMR fand trotz aller bestehenden Differenzen der Staa- 
ten über den genauen Schutzumfang, über Inhalt und 
Umfang von Menschenrechtverbürgungen nahezu uni- 
verselle Akzeptanz. Heute sind die in 30 Artikeln abge- 
fassten Bestimmungen der AEMR größtenteils zu Völ- 
kergewohnheitsrecht geworden. 1948 stimmten 48 der 56 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu, während sich 
acht aus unterschiedlichen Gründen der Stimme enthiel- 
ten (die Sowjetunion mit fünf Verbündeten, Saudi-Ara- 
bien und Südafrika), ln seiner Rede vor der 28. Vollver- 
sammlung der Vereinfen Nationen am 19. Sepfember 
1973 in New York anlässlich der Aufnahme der Bundes- 
republik Deufschland in die Vereinten Nationen sagte der 
damalige Bundesminister des Auswärtigen Walter 
Scheel: „Die universelle Erklärung der Menschenrechte, 
das Übereinkommen zur Beseitigung aller Formen der 
Rassendiskriminierung, die internationalen Pakte über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie über 
bürgerliche und politische Rechte sind Meilensteine bei 
der Verwirklichung der Menschenrechte. Die Bundesre- 
publik Deutschland hat nicht gezögert, sie zu unterschrei- 
ben.“ 60 Jahre nach der Verabschiedung der AEMR sind 
wir von einer weltweiten Umsetzung der darin festge- 
schriebenen Rechte noch weit entfernt. 


VN-Sicherheitsrat und Menschenrechtsschutz 

Die grundsätzliche Zuständigkeit des VN- Sicherheitsrats in Situationen, in denen es innerhalb eines Staates zu 
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen in großem Umfang kommt, hat seit Ende des Kalten Krieges zuneh- 
mend Anerkennung gefunden. Dies hat sich auch in Resolutionen und Präsidentiellen Erklärungen des Sicherheitsrats 
niedergeschlagen. Hierzu zählen vor allen Dingen die thematischen Resolutionen zum Schutz von Zivilpersonen in 
bewaffneten Konflikten, zu Kindern in bewaffneten Konflikten sowie zu Frauen, Frieden und Sicherheit. Zu diesen 
Themen führt der Sicherheitsrat regelmäßig Konsultationen durch. Bei den offenen Konsultationen zu Frauen, Frie- 
den und Sicherheit gibt Deutschland traditionell eine nationale Erklärung im VN-Sicherheitsrat ab (siehe hierzu auch 
Kapitel 3.4.3. „VN-Resolution 1325 , Frauen, Frieden, Sicherheit“,,). 

Der Schutz von Zivilisten vor unmittelbarer Gewalt und die Wahrung der Menschenrechte ist mittlerweile auch Be- 
standteil der Aufgaben der vom Sicherheitsrat mandatierten Friedensmissionen. Die Mehrzahl der Missionen verfügt 
über eine eigene Einheit, durch die der Schutz und die Förderung der Menschenrechte im Rahmen der friedenserhal- 
tenden und -konsolidierenden Maßnahmen gewährleistet werden sollen. Die Friedensmissionen werden hierbei durch 
das Büro der Hochkommissarin für Menschenrechfe unfersfüfzt. 

Im Rahmen der „Zero-Tolerance“-Politik gehen die VN auch aktiv gegen Missverhalfen sowie sexuelle Ausbeutung 
und Missbrauch durch VN-Personal in Friedensmissionen vor. Am 21. Dezember 2007 wurde von der 62. VN-Gene- 
ralversammlung eine Resolution für eine umfassende Sfrafegie zur Unfersfüfzung von durch sexuelle Ausbeutung 
und Missbrauch Geschädigten (United Nations Comprehensive Strategy on Assistance and Support to Victims of 
Sexual Exploitation and Abuse by United Nations Staff and Related Personnel) angenommen. 18 Missionen verfügen 
bereifs über eigene Verhaltens- und Disziplineinheiten. Die vom VN-Sicherheitsrat verabschiedeten Resolutionen für 
VN-Friedensmissionen enthalten inzwischen grundsätzlich die Aufforderung zur Verhinderung von solchem Miss- 
verhalten. 
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In ihrem Bericht „Eine sicherere Welt: Unsere gemeinsame Verantwortung“ vom 2. Dezember 2004 forderte die 
Hochrangige Gruppe u. a. eine aktivere Einbeziehung des VN-Hochkommissars für Menschenrechte in die Arbeit des 
VN-Sicherheitsrats. Sie empfahl, die bisher auf Ad-hoc-Basis durchgeführten Unterrichtungen des Sicherheitsrats 
durch den VN-Hochkommissar für Menschenrechte regelmäßig durchzuführen. Informationen über Menschenrechts- 
verletzungen sollen auf diese Weise möglichst umfassend und frühzeitig in die Erörterungen des VN-Sicherheitsrats 
einfließen und die Entscheidungen des Sicherheitsrats insbesondere über präventive Maßnahmen bzw. über den Ein- 
satz friedenserhaltender und friedenskonsolidierender VN-Missionen mit beeinflussen. Deutschland hat diesen Vor- 
schlag nachdrücklich unterstützt und auch in der gemeinsam mit Frankreich im Herbst 2004 an die Hochrangige 
Gruppe übermittelten Stellungnahme angeregt, die Mechanismen des VN-Sicherheitsrats im Hinblick auf die Verhin- 
derung von schweren und schwersten Menschenrechtsverletzungen zu stärken. Weiterhin bleiben die Unterrichtun- 
gen des Rates durch den Hochkommissar allerdings sporadischer Natur. 

Der Sicherheitsrat leistet ferner einen Beitrag zur rechtlichen Aufarbeitung - und damit zur Verhütung - schwerster 
Menschenrechtsverletzungen, wie etwa durch die Einrichtung Internationaler Straftribunale für das frühere Jugosla- 
wien oder für Ruanda. Bei Anzeichen für Völkermord, Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
kann der Sicherheitsrat seit 2002 zudem den ständigen Internationalen Strafgerichtshofs in Den Haag einschalten. 
Von dieser Möglichkeit hat er im Falle Sudan/Darfur bereits Gebrauch gemacht. 

Seit August 2006 nimmt der Sicherheitsrat in verschiedenen Resolutionen auf das Konzept der „Responsibility to 
Protect“ (dazu Kap. 9.2) Bezug. 


4.1.1 VN-Menschenrechtsrat 

In den Berichtszeitraum fällt die Auflösung der früheren 
VN-Menschenrechtskommission (MRK) und die Schaf- 
fung des neuen VN-Menschenrechtsrats (MRR) als men- 
schenrechtliches Hauptorgan der Vereinten Nationen (zur 
Entstehung und zum strukturellen Aufbauprozess des 
Rats s. das ausführliche Brermpunktthema im Teil B die- 
ses Berichfs). Seit seiner Arbeitsaufnahme am 19. Juni 
2006 absolvierte der der VN-Generalversammlung un- 
mittelbar nachgeordnete Menschenrechtsrat bisher sechs 
reguläre Sitzungetf^ sowie sechs Sondersitzungen. Damit 
demonstrierte er seine strukturelle Fähigkeit, im VN-Rah- 
men eine dauerhafte Befassung mit Menschenrechtsthe- 
men sicherzustellen. Die im Menschenrechtsrat erstmals 
regelmäßig durchgeführten interaktiven Dialoge mit den 
Sonderberichterstattern haben sich dabei als geeignetes 
Mittel erwiesen, den von ihnen behandelten Themen in- 
nerhalb und außerhalb des Rats mehr Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen. Dies gilt auch für einige im Zusam- 
menhang mit den Ratssitzungen durchgeführte, hochran- 
gig besetzte Sonderveranstaltungen, z. B. aus Anlass der 
von Sonderberichterstatter Pinheiro erarbeiteten Studie zu 
Gewalt gegen Kinder und der von der Generalversamm- 
lung im Dezember 2006 verabschiedeten Behinderten- 
konvention. 

Zwei der insgesamt sechs Sondersitzungen wurden aus 
jeweils aktuellem Anlass von der EU initiiert (zu Sudan 
am 12./13. Dezember 2006, zu Myanmar am 2. Oktober 
2007). Die Abhaltung von vier weiteren Sondersitzungen 


1. Sitzung: 19. bis 30. Juni 2006; 2. Sitzung: 18. September bis 
6. Oktober 2006; 3. Sitzung: 29. November bis 8. Dezember 2006; 
4. Sitzung: 12. bis 30. März 2007; 5. Sitzung: 11. bis 18. Juni 2007; 
6. Sitzung: 10. bis 28. September und 10. bis 14. Dezember 2007. 


(zu Gaza am 5./6. Juli 2006, zum Libanon-Krieg 2006 am 
1 1 . August 2006, zu Gaza/Beit Hanoun am 15. November 

2006 und zu israelischen Militäraktionen in Gaza und der 
Westbank am 23. /24. Januar 2008) ist aus Sicht der EU 
jedoch Ausdruck der einseitigen Tendenz einiger Regio- 
nalgruppen im Menschenrechtsrat, vornehmlich Ereignis- 
sen im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt themati- 
sieren zu wollen. 

Bis zum 29. Februar 2008 hat der Menschenrechtsrat bis- 
her 39 Resolutionen und 32 Beschlüsse angenommen, un- 
ter denen jene zur Situation in Darfur und Myanmar so- 
wie zur Bekämpfung religiöser Intoleranz besonders 
hervorzuheben sind (zu den diesbezüglichen in die Zeit 
der deutschen EU-Ratspräsidentschafl fallenden Ergeb- 
nissen s. das Brennpunktkapitel in Teil A). Ein Großteil 
der bisher verabschiedeten Resolutionen fällt in den Be- 
reich des „Review of Mandates“, d. h. die Verlängerung 
bzw. Übernahme von Sonderberichterstattern der früheren 
Menschenrechtskommission (s. hierzu auch Kapitel 4.2). 

Am 17. Mai 2007 wurde ein Drittel der Mitgliedschaft 
des Menschenrechtsrats neu gewählt. Die nächste Sitzung 
des Menschenrechtsrats findet vom 3. bis 28. März 2008 
in Genf statt. 

Deutschland ist bis 2009 Mitglied im Menschenrechtsrat 
und hat eine erneute Kandidatur für den Zeifraum 2012 
bis 2015 angemeldet. Neben der Wahrnehmung der EU- 
Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 hat sich Deutsch- 
land bisher vielfältig im Menschenrechtsrat engagiert. 
Bundesaußenminister Steinmeier sprach am 12. März 

2007 für die EU vor dem Rat - ebenso wie der Beauf- 
tragte der Bundesregierung für Menschenrechte und Hu- 
manitäre Hilfe im Auswärtigen Amt, Günter Nooke, am 
10. Dezember 2007 aus Anlass des Jahrestags der Allge- 
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meinen Erklärung der Mensehenreehte. Im September 
2007 gab der Beauftragte vor dem Rat eine nationale Er- 
klärung ab, mit der die Bundesregierung auf die kritisehe 
Menschenreehtslage im Iran und in Sri Lanka hinwies. 
Deutsehland nahm zudem an den interaktiven Dialogen 
mit den Sonderberiehterstattem im Plenum sowie an der 
Verhandlung von Resolutionen teil. Naehdem Deutseh- 
land gemeinsam mit Spanien bei der dritten Sitzung des 
Rats eine Entseheidung eingebraeht hat, mit der das VN- 
Hoehkommissariat mit der Erarbeitung einer Studie zum 
„Recht auf gleichberechtigten Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und Basis-Sanitärversorgung“ beauftragt 
wurde, haben beide Staaten am Rande der 6. Sitzung eine 
Paneldiskussion zu diesem Thema durchgeführt (unter 
Beteiligung von MdB Dr. Uschi Eid). Es ist vorgesehen, 
dass Deutschland und Spanien bei der 7. Sitzung im März 
2007 eine Resolution zur Schaffung eines entsprechenden 
Sonderberichterstattermandats einbringen werden. 

Ein besonderes Augenmerk der Bundesregierung gilt der 
im Menschenrechtsrat zu beobachtenden Tendenz zur re- 
gionalen Blockbildung. Hierfür sind vor allem die in 
Regionalgruppen institutionalisierten Entscheidungspro- 
zesse, eine allgemeine, der Blockbildung förderliche Sen- 
sibilität des Menschenrechtsthemas und die auf eine 
Erhaltung des Status quo gerichteten Bemühungen der in 
den jeweiligen „Blöcken“ (OlC, NAM, G77, Afrikani- 
sche Gruppe) tonangebenden Staaten ursächlich. Um 
diesem Trend entgegenwirken zu können, setzte Deutsch- 
land als EU-Ratspräsidentschaft darauf, die Zugehörig- 
keit der EU zu inzwischen drei VN-Regionalgruppen 
(Westliche Gruppe, Osteuropäische Gruppe, Asiatische 
Gruppe) optimal zu nutzen. Deutschland wendete zudem 
im Menschenrechtsrat erstmals eine Praxis an, der zu- 
folge Erklärungen der Präsidentschaft durch flankierende 
Erklärungen von Partnern unterstützt werden. Vor allem 
aber setzte die deutsche Delegation in Genf alles daran, 
einen gruppenübergreifenden Dialog zu den wichtigen 
Themen zu fuhren. Durch ihr jahrelanges Engagement 
zur Förderung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturel- 
len Menschenrechte hat Deutschland in der MRK und im 
MRR zudem gerade bei den Staaten des Südens einen 
überdurchschnittlichen Grad an Akzeptanz und Glaub- 
würdigkeit erlangt. Gerade in ihrer nationalen Eigen- 
schaft bleibt die Bundesregierung auch weiterhin der Not- 
wendigkeit eines vermehrten „Brückenbaus“ im MRR 
verpflichtet. 

4.1.2 Der „Universal Periodic Review“ 

Das mit Resolution 60/251 der VN-General Versammlung 
erstmals vorgesehene und im Rahmen des sog. Institu- 
tion-Building-Prozesses (s. hierzu die ausführliche Dar- 
stellung im Brennpunktthema im Teil B dieses Berichts) 
konkretisierte Staatenüberprüfungsverfahren „Universal 
Periodic Review“ (UPR) ist das eigentliche Novum unter 
den Verfahren und Instrumenten des Menschenrechtsra- 
tes. Dabei geht es darum, die Menschenrechtslage in je- 
dem der 192 VN-Mitgliedstaaten in einem vierjährigen 


Rhythmus einer Beurteilung durch den Menschenrechts- 
rat zu unterziehen. Das Verfahren ist jedoch kein Ersatz 
für die Befassung des Rats mit aktuellen menschenrecht- 
lichen Problemlagen, und auch bisherige Prüfungsverfah- 
ren (Überprüfung von Staatenberichten durch die nach 
den internationalen Menschenrechtskonventionen gebil- 
deten Ausschüsse, Besuche von VN-Sonderberichterstat- 
tem) bleiben hiervon unberührt. 

Gemäß Resolution 60/251 ist der UPR ein kooperatives 
Verfahren, in dessen Zentrum ein interaktiver Dialog mit 
den Vertretern des zu prüfenden Staates steht. Neben der 
Feststellung der Einhaltung (oder Nichteinhaltung) men- 
schenrechtlicher Verpflichtungen ist das Verfahren auf die 
Identifizierung von Bereichen ausgerichtet, in denen sich 
eine Unterstützung des betroffenen Staates beim Aufbau 
menschenrechtlicher Kapazitäten anbietet. Entsprechend 
den in Resolution 5/1 des Menschenrechtsrates enthalte- 
nen Modalitäten findet die Überprüfung auf der Grund- 
lage einer aus drei Teilen bestehenden Dokumentation 
statt: einem freiwilligen nationalen Bericht, einer vom 
VN-Hochkommissariat (BHKMR) zu erstellenden Über- 
sicht über die innerhalb des VN-Systems vorhandenen 
Erkenntnisse zur jeweiligen Menschenrechtslage sowie 
einer Zusammenfassung von beim BHKMR eingehenden 
Stellungnahmen von Nichtregierungsorganisationen. In- 
nerhalb des rund dreistündigen interaktiven Dialogs 
haben sowohl Mitgliedstaaten des Rates als auch 
Beobachterstaaten Rede- und Fragerecht. Die Vorberei- 
tung des UPR sowie die Zusammenfassung der Ergeb- 
nisse im Rahmen eines „Outcome-Dokuments“ liegt in 
den Händen einer im Loswege zu bestimmenden 
„Troika“ aus drei Ländervertretem (Mitglieder des Men- 
schenrechtsrats). 

Die erste Arbeitsgruppensitzung zum Universal Periodic 
Review, in deren Rahmen die Überprüfung von 16 Staa- 
teföt vorgesehen ist, wird vom 7. bis 18. April 2008 in 
Genf stattfinden. Deutschland wird in der ersten Jahres- 
hälfte 2009 das UPR- Verfahren durchlaufen. 

Die Bundesregierung sieht in dem UPR- Verfahren einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des menschen- 
rechtlichen Schutzsystems der VN. Sie hat sich daher von 
Anbeginn der Verhandlungen und insbesondere als EU- 
Ratspräsidentschaft (s. hierzu die Brennpunktthemen in 
Teil A und Teil B) für einen effizientes und glaubwürdi- 
ges UPR- Verfahren eingesetzt. Aus deutscher Sicht 
kommt in diesem Zusammenhang einer vorbildlichen 
Präsentation gerade auch von westlichen Staaten, der an- 
zustrebenden Vergleichbarkeit der Ergebnisberichte und 
einer umfassenden Vorbereitung des Verfahrens - u. a. im 
EU-Kreis sowie in Abstimmung mit Nichtregierungs- 
organisationen - eine besondere Bedeutung zu. 


Algerien, Argentinien, Bahrain, Brasilien, Ecuador, Finnland, Groß- 
britannien, Indien, Indonesien, Marokko, Niederlande, Philippinen, 
Polen, Südafrika, Tschechien, Tunesien. 
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4.1.3 VN-Generalversammlung - 3. Haupt- 
ausschuss - Menschenrechtsthemen 

Der 3. Ausschuss der VN-Generalversammlung ist neben 
dem Menschenrechtsrat in Genf das wichtigste VN-Gre- 
mium, das sich mit der Fortentwicklung internationaler 
Menschenrechtsstandards und der Lage der Menschen- 
rechte weltweit befasst. Das Gremium tagt jährlich im 
Oktober/November in New York für jeweils ca. zwei Mo- 
nate. Im Ausschuss sind alle Mitglieder der Vereinten Na- 
tionen vertreten und stimmberechtigt. Die Beschlüsse 
(Resolutionen) dieses Ausschusses müssen anschließend 
von der Generalversammlung gebilligt werden. Diese Be- 
schlüsse sind rechtlich zwar nicht bindend, aber politisch 
wichtige Signale und oftmals ein erster Schritt zur Fort- 
entwicklung des Völkerrechts. 

Die meisten dieser Resolutionen befassen sich thematisch 
mit spezifischen Aspekten des internationalen Menschen- 
rechtsschutzes, so z. B. dem Schutz von Menschenrechts- 
verteidigem, dem Folterverbot oder dem Recht auf Nah- 
rung. Diese Resolutionen werden häufig über viele Jahre 
fortge schrieben; sie spiegeln damit den internationalen 
Konsens zum Schutz einzelner Menschenrechte wider. 
Deutschland setzt sich dafür ein, dass bereits erreichte 
Standards nicht wieder abgeschwächt, sondern vielmehr 
im Einklang mit einschlägigen völkerrechtlichen Normen 
weiter ausgebaut werden. Einige Resolutionen sprechen 
allerdings auch die problematische Lage der Menschen- 
rechte in einzelnen Ländern direkt an (siehe auch Kasten 
„Länderresolutionen“) . 

ln der 62. Generalversammlung tagte der 3. Ausschuss 
vom 8. Oktober bis zum 30. November 2007. Es wurden 
über 60 Resolutionen von einzelnen oder mehreren Län- 
dern aller Regionalgruppen eingebracht. 

Manche Resolutionen wurden im Konsens, andere nach 
Abstimmung verabschiedet. Deutschland konnte - ge- 
meinsam mit den EU-Partnem und in (teilweise) enger 
Kooperation mit anderen Regionalgruppen - die für 
Deutschland und die EU besonders wichtigen Resolu- 
tionsprojekte erfolgreich vertreten. Besonders hervorzu- 
heben sind dabei folgende Initiativen, die - nach teilweise 
schwierigen Verhandlungen - letztlich alle mit erfreuli- 
chen Mehrheiten angenommen wurden: 

- Erstmals konnte in der VN-Generalversammlung eine 
„Resolution zur Aussetzung der Todesstrafe“ mit der 
absoluten Mehrheit der VN-Mitgliedstaaten verab- 
schiedet werden. Diese Resolution wurde von der EU 
gemeinsam mit acht Ländern aus allen Regionalgrup- 
pen eingebracht. Sie appelliert an alle Staaten, die die 
Todesstrafe noch anwenden, keine weiteren Todes- 
urteile zu verhängen bzw. die Anwendung progressiv 
zu reduzieren. Deutschland trug zum Erfolg dieser Ini- 
tiative - 1994 und 1999 war ein ähnliches Projekt 
noch am Widerstand der Todesstrafenbefürworter ge- 
scheitert - durch intensive Vorarbeit während seiner 


EU-Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 maßgeb- 
lich bei (siehe auch unter Punkt 1.2.3). 

- Die Annahme des ebenfalls unter deutscher EU-Präsi- 
dentschaft erarbeiteten Pakets zum institutioneilen 
Aufbau des Menschenrechtsrats in Genf legt die 
Grundlage für eine effektive Arbeit dieses neuen Gre- 
miums. 

- Gravierende Menschenrechtsverletzungen in einzel- 
nen Staaten konnten erneut durch so genannte „Län- 
derresolutionen“ konkret thematisiert werden. Dazu 
gehörten die von der EU eingebrachten Länderresolu- 
tionen zur Menschenrechtslage in Myanmar und 
Nordkorea sowie die von den USA eingebrachte und 
von der EU unterstützte Resolution zu Belarus und die 
kanadische Resolution zu Iran. 

- Die erneut mit den (Staaten der Gruppe der) latein- 
amerikanischen Staaten eingebrachte Resolution zu 
Kinderrechten wurde fast einstimmig angenommen. 
Nur die USA stimmten - wie in den vergangenen Jah- 
ren - dagegen. 

- Auch die EU-Resolution gegen religiöse Intoleranz 
konnte wieder erfolgreich im Konsens verabschiedet 
werden. 

Darüber hinaus ist es der EU gelungen, einen iranischen 
Resolutionsentwurf zu „Menschenrechten und kultureller 
Vielfalt“, der zu einer Relativierung der Universalität der 
Menschenrechte geführt hätte, wesentlich zu entschärfen. 
Bei der erstmals durch die USA eingebrachten Resolution 
„Vergewaltigung als Mittel politischer Repression“ hat 
die EU sich nachdrücklich - und erfolgreich - für eine 
geschlossene aktive Unterstützung dieses neuen Projekts 
eingesetzt. Weitere wichtige Themen im 3. Ausschuss 
waren Sozial entwicklung, Frauenförderung und Jugend- 
fragen. 

Die EU war auch in der 62. VN-Generalversammlung er- 
neuf eine der akfivsfen Regionalgruppen und konnte die 
Diskussion zu Menschenrechtsthemen wesentlich mitge- 
stalten. Wie im Menschenrechtsrat zeigt sich aber auch 
im 3. Ausschuss, dass ein erfolgreiches Einbringen insbe- 
sondere von Länderresolutionen immer schwieriger wird. 
Teilweise waren die Debatten durch starke Gegensätze 
zwischen Nord und Süd gekennzeichnet. Bedauerlich 
war, dass einige Regionalgruppen sich nicht oder kaum 
verhandlungsbereit zeigten und zuvor bereits erzielte 
Kompromisse aufkündigten (wie z. B. bei der Resolution 
zur effektiven Umsetzung der Beschlüsse der Weltrassis- 
muskonferenz in Durban - siehe auch unter Punkt 7.3.1). 

Dennoch konnte der 3. Ausschuss eine Vielzahl wichtiger 
Resolutionen verabschieden und damit seine Bedeutung 
für die Enfwicklung des Menschenrechfsschufzes unfer- 
sfreichen. 
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Länderresolutionen im Menschenrechtsrat nnd im 3. Ansschnss der VN-Generalversammlnng 

Länderresolutionen, d. h. Besehlüsse, mit denen die Mensehenreehtssituation in einem bestimmten Land kritiseh dar- 
gestellt und verurteilt werden, sind traditionell die gleiehermaßen siehtbarsten und umstrittensten Maßnahmen, die im 
Rahmen der VN ergriffen werden können. Derartige Besehlüsse, die - anders als jene des Sieherheitsrats - nieht bin- 
dend sind, können mit einfaehen Mehrheiten im VN-Mensehenreehtsrat (früher: VN-Mensehenreehtskommission) 
sowie im 3. Aussehuss der VN-Generalversammlung gefasst werden, ln den vergangenen Jahren waren z. B. regel- 
mäßig die Mensehenreehtssituation in Belarus, Myanmar, Nordkorea und Iran Gegenstand derartiger Resolutionen. 

Länderresolutionen erfüllen die wiehtige Aufgabe, Aufmerksamkeit auf kritisehe Mensehenreehtssituationen zu len- 
ken und aueh auf diesem Wege Unterstützung für die Anliegen nationaler Mensehenreehtsverteidiger zum Ausdruek 
zu bringen. Aueh wenn Länderresolutionen seit Langem Praxis in den mensehenreehtliehen Gremien der VN sind, 
bleibt die Frage naeh dem Sinn und der Wirksamkeit soleher Resolutionen im Rahmen der Vereinten Nationen um- 
stritten. Die sehärfsten Kritiker dieses Instruments nennen es eine „Einmisehung in innere Angelegenheiten“; die 
Mensehenreehtslage werde politisiert, um eine anderes Land „vorzuführen“. Zudem werde mit untersehiedliehem 
Maß gemessen, da die Auswahl der Länder selektiv und willkürlieh erfolge. Gemäßigte Kritiker verweisen auf die 
fehlenden Durehsetzungs- und Sanktionsmeehanismen soleher Resolutionen. Zuständig sei - wenn überhaupt - nur 
der Mensehenreehtsrat mit dem neuen Meehanismus des Universal Periodie Review, bei dem sieh alle Mitglieder des 
Mensehenreehtsrats gleiehermaßen einer Überprüfung unterziehen müssen. 

Die Kritiker der Länderresolutionen maehen daher zunehmend von einem in der Gesehäftsordnung der Vereinten Na- 
tionen vorgesehenen prozeduralen Abwehrmittel Gebraueh, dem sog. Niehtbefassungsantrag (no aetion motion), mit 
dem die inhaltliehe Auseinandersetzung über eine Resolution verhindert werden kann. Im 3. Aussehuss der 61. Gene- 
ralversammlung konnte z. B. Usbekistan mit einem solehen Antrag erfolgreieh die Befassung mit der Mensehen- 
reehtslage in seinem Land abwenden, ln der 62. Generalversammlung wurden alle Niehtbefassungsanträge zurüekge- 
wiesen, allerdings teilweise denkbar knapp. 

Aus Sieht der Bundesregierung und der EU-Partner ist diese Entwieklung besorgniserregend und ein konsequenter 
Einsatz für die Beibehaltung von Länderresolutionen von elementarer Bedeutung. Die Diskussion der Mensehen- 
reehtslage in einem Land gehört zum Kemmandat der VN- Mensehenreehtsgremien. „Laekmustest“ eines funktionie- 
renden VN-Mensehenreehtssystems muss es daher sein, ob gravierende Mensehenreehtsverletzungen dureh die Staa- 
tengemeinsehaft konkret angesproehen und Verbesserungsmögliehkeiten aufgezeigt werden können. Dies darf nieht 
nur auf den Mensehenreehtsrat und den einzelfallunabhängigen Meehanismus des „Universal Periodie Review“ be- 
sehränkt sein. Länderresolutionen sind für die von Mensehenreehtsverletzungen Betroffenen sowie für die dortige Zi- 
vilgesellsehaft ein wiehtiges politisehes Signal und eine Berufungsgrundlage. 

Deutsehland und seine EU-Partner sind allerdings um einen mögliehst kooperativen Ansatz bemüht. So kann das Er- 
gebnis der Verhandlungen über eine Länderresolution z. B. aueh sein, gemeinsam mit der betroffenen Regierung kon- 
krete Vereinbarungen über teehnisehe Hilfen zur Verbesserung der Mensehenreehtslage zu treffen oder aber im Rah- 
men eines Konsens zu einer gemeinsamen Einsehätzung der jeweiligen mensehenreehtliehen Defizite zu kommen. 


4.1.4 Menschenrechtsschutz im Rahmen der 
UNESCO 

Die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissensehaft, Kultur und Kommunikation (United 
Nations Edueational, Seientifie and Cultural Organiza- 
tion, UNESCO) besehäftigt sieh in drei Bereiehen mit 
Mensehenreehtsfragen und orientiert sieh hierbei an ihrer 
2003 verabsehiedeten „Strategie zu Mensehenreehten“: 

Seit 1978 ist im reehtliehen Bereieh der 1965 als Unter- 
aussehuss des UNESCO-Exekutivrates gegründete „Aus- 
sehuss für Übereinkommen und Empfehlungen“ (Con- 
ventions- and Reeommendations, CR-Aussehuss) sowohl 
für die Untersuchung von Individualbeschwerden vorgeb- 
licher Mensehenreehtsverletzungen im Zuständigkeitsbe- 
reich der UNESCO als auch für die Entgegennahme und 
Prüfung von Staatenberichten tätig. Dieser Ausschuss 
setzt sich aus Vertretern von 30 im UNESCO-Exekutivrat 
vertretenen Mitgliedstaaten zusammen und tagt zweimal 
jährlich. Seit 2007 ist Deutschland wieder Mitglied dieses 


Ausschusses, der deutsche Botschafter bei der UNESCO 
wurde zum Vorsitzenden gewählt. 

Der CR-Ausschuss prüft auch Staatenberichte zu 
13 Übereinkommen und Empfehlungen der UNESCO, 
die die wirtschaftlich-sozial-kulturellen Menschenrechte 
näher ausdifferenzieren und für die kein eigenständiges 
Vertragsorgan im jeweiligen Rechtstext vorgesehen war. 
Hervorzuheben sind das „Übereinkommen über Maßnah- 
men zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Ein- 
fuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut“ (1970), 
das Deutschland 2007 ratifiziert hat, sowie das „Überein- 
kommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen 
und die Empfehlung gegen Diskriminierung im Schulwe- 
sen“ (1960). Der Zuständigkeitsbereich des CR-Aus- 
schusses ist 2007 erweitert worden, zuvor war er für 
sechs Übereinkommen und Empfehlungen zuständig. 

ln der Regel sind die Vertragsparteien aufgefordert, alle 
sechs Jahre Staatenberichte über rechtliche und andere 
Maßnahmen vorzulegen, mit denen die Ziele und Emp- 
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fehlungen der jeweiligen Rechtsinstrumente umgesetzt 
wurden. 

Individualbeschwerden über vorgebliche Verletzungen 
von Menschenrechten im Zuständigkeitsbereich der 
UNESCO können ihr von Einzelpersonen, Gruppen von 
Einzelpersonen und Nichtregierungsorganisationen unter- 
breitet werden, falls diese selbst vorgeblich Opfer einer 
Menschenrechtsverletzung sind oder sie hierüber glaub- 
würdige Informationen besitzen. Durch Untersuchung 
von Individualbeschwerden zu Menschenrechtsverletzun- 
gen in den Bereichen „Bildung“, „Wissenschaft“, „Kul- 
tur“ und „Kommunikation“ stärkt der CR-Ausschuss die 
Teilhabe jedes Menschen an diesen Lebensbereichen. Op- 
fer in einschlägigen Beschwerden sind Lehrer, Studie- 
rende, Forscher, Künstler und Journalisten. Das Verfahren 
des CR-Ausschusses ist darauf ausgelegt, im Dialog mit 
den betreffenden Regierungen zu einer gütlichen Eini- 
gung zu gelangen: Der Ausschuss tagt nichtöffentlich und 
vertraulich auch im Hinblick auf die erzielten Ergebnisse. 
Der CR-Ausschuss erklärte seit 1978 in vertraulichen Sit- 
zungen 529 Individualbeschwerden für zulässig, in 
330 Fällen wurde eine gütliche Einigung zwischen den 
Opfern und den betreffenden Regierungen erzielt (Stand 
September 2005). 

Im sozialwissenschaftlichen Bereich fördert die 
UNESCO die multidisziplinäre Forschung über Men- 
schenrechte, etwa die ethische Dimension des wissen- 
schaftlichen Fortschritts, die Diskriminierung von Frauen 
und ethnischen Minderheiten oder die Menschenrechte 
von Migranten. Ein wichtiges Instrument der Forschung 
ist das weltweite Netzwerk der UNESCO-Lehrstühle. 

Zwischen der 32. und der 33. UNESCO-Generalkonfe- 
renz, im Zeitraum 2003 bis Herbst 2005, erarbeitete die 
UNESCO den ersten Katalog von weltweit gültigen Min- 
deststandards für die Medizin und die biomedizinische 
Forschung zum Schutz von Patienten und Probanden. 
Deutschland hatte dieses Vorhaben nachdrücklich unter- 
stützt und beteiligte sich aktiv an den Verhandlungen, die 
vom „Internationalen Ausschuss für Bioethik“ (IBC), ei- 
nem 35-köpfigen Expertengremium, und von Staatenver- 
tretem geführt wurden. Die „Allgemeine Erklärung über 
Bioethik und Menschenrechte“ wurde im Oktober 2005 
unter Abgabe einer Stimmerklärung der Bundesregierung 
einstimmig angenommen. Die Erklärung stellt einen gro- 
ßen Fortschritt in der internationalen Bioethikdebatte dar, 
denn sie legt die Menschenwürde und die Menschen- 
rechte allen bioethischen Abwägungen zugrunde. 

Die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und ähnlichen Diskriminierungen ist seit der 2003 verab- 
schiedeten Menschenrechtsstrategie der UNESCO und 
der Rassismusstrategie aus dem gleichen Jahr ein weiterer 
Schwerpunkt der UNESCO. Seit ihrer Gründung hatte die 
UNESCO darauf hingewirkt, rassistische Theorien als 
wissenschaftlich nicht fundiert zu entlarven. Auch in ih- 
rer „Erklärung über Rassen und Rassenvorurteile“ von 
1978 stellte sie vor allem auf die konzeptionelle Ebene 
ab. 


Seit dem Jahr 2004 hat die UNESCO in vielen Weltregio- 
nen Städtekoalitionen gegen Rassismus ins Leben geru- 
fen. Diese dienen dem Austausch praktischer Erfahrun- 
gen auf der Ebene der Kommunen im Hinblick auf 
Bekämpfung des Rassismus und Integration von Zuwan- 
derem in das gesellschaftliche Leben. Zentrales Doku- 
ment ist ein Aktionsplan. Erste regionale Koalition war 
diejenige für Europa, die auf einer Konferenz im Dezem- 
ber 2004 in Nürnberg gegründet wurde. Die Stadt Nürn- 
berg koordiniert die europäische Koalition, der sich in- 
zwischen über 70 Städte europaweit angeschlossen 
haben, darunter etwa zehn aus Deutschland (Stand Ende 
2007). Auf einer Konferenz der Koalition in Nürnberg im 
Mai 2007 wurde beschlossen, der europäischen Koalition 
eine eigene Rechtsform zu geben. Weitere regionale 
Koalitionen wurden seitdem von der UNESCO in Latein- 
amerika, in Asien, in Afrika, im Arabischen Raum und in 
Kanada gegründet. 

Im Bildungsbereich gilt die konkret fassbare Umsetzung 
des Menschenrechts auf Bildung, insbesondere die Reali- 
sierung von „Bildung für alle“, als oberstes Ziel (weltweit 
können etwa 770 Millionen Erwachsene nicht lesen und 
schreiben, mehr als 100 Millionen Kinder besuchen keine 
Schule). Das Recht auf Bildung ist in vielen VN-Men- 
schenrechtsverträgen, Übereinkommen der UNESCO 
und der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) enthal- 
ten (siehe A 3.3). „Bildung für alle“ ist das politisch 
wichtigste und am besten ausgestatte Programm der 
UNESCO. Bis zum Jahr 2015 soll die Grundschulbildung 
für alle Kinder weltweit - entsprechend der Millenniums- 
erklärung der VN - sichergestellt werden, wobei die 
UNESCO die entsprechende Planung auf sämtlichen Ebe- 
nen in enger Kooperation mit Weltbank, UNFPA, UNDP 
und UNICEF koordiniert. Ein weiteres Instrument in die- 
sem Zusammenhang ist die VN-Dekade „Alphabetisie- 
rung“ (2003-2012), für die die UNESCO federführend ist 
und deren Hauptziel die Verringerung der Analphabeten- 
rate unter Erwachsenen darstellt. 

Neben der Erhöhung der Einschulungsrate und der Er- 
wachsenenalphabetisiemng ist die Erhöhung der Qualität 
der Bildung ein weiteres zentrales Anliegen der UNESCO. 
Um dies zu erreichen, greift sie auf eine Vielzahl von In- 
strumenten zurück: Im Netzwerk der UNESCO-Projekt- 
schulen arbeiten weltweit über 7 500 Schulen zusammen, 
in der VN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwick- 
lung“ (2005 bis 2014), für die ebenfalls die UNESCO 
verantwortlich ist, soll das Konzept der nachhaltigen Ent- 
wicklung in allen Bereichen des Bildungssystems veran- 
kert werden. 

Menschenrechtsbildung ist ein weiteres Qualitätsziel der 
Bildung. Gemeinsam mit dem OHCHR ist die UNESCO 
verantwortlich für das VN- Weltprogramm zur Menschen- 
rechtsbildung mit dem Schwerpunkt Schule 2005 bis 
2009 (am 28. September 2007 hat der VN-Menschen- 
rechtsrat die erste Phase des Weltprogramms bis 2009 
verlängert). Das Weltprogramm schließt an die VN-De- 
kade „Menschenrechtsbildung“ (1995 bis 2004) an und 
verfolgt ähnliche Ziele: national koordinierte und strate- 
gische Anstrengungen zur Stärkung des Bezugs auf Men- 
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schenrechte in der Bildung zu unternehmen, d. h. in Lehr- 
plänen, Lehrerfortbildung und Lehr- und Lemmaterialien, 
sowie eines internationalen Erfahrungsaustauschs dazu. 
Die Menschenrechte sollen in der Bildung nicht als Fem- 
problematik der Entwicklungsländer vermittelt werden, 
sondern als die jeweils eigenen Rechte der Schüler selbst 
erfahrbar gemacht werden. Menschenrechtsbildung muss 
einen engen Bezug zur Werteerziehung und zur Bildung 
zu Demokratie, Frieden, Toleranz und Dialog zwischen 
den Kulturen haben. 

Die Deutsche UNESCO-Kommission (DUK) mit Sitz in 
Bonn ist eine vom Auswärtigen Amt geförderte Mittler- 
organisation der deutschen Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik sowie gleichzeitig UNESCO-National- 
kommission nach Artikel Vll der UNESCO- Verfassung. 
Im Arbeitsfeld Menschenrechte engagiert sie sich im Be- 
reich der Menschenrechtsbildung (siehe A 17.3) und tritt 
gegen Diskriminierung und Rassismus ein. 

Die DUK gibt mit der Deutschen Gesellschaft für die Ver- 
einten Nationen das Handbuch „Menschenrechtsverletzun- 
gen: Was kann ich dagegen tun?“ heraus. Das Handbuch 
liegt in mehr als zehn Sprachen und mehr als fünfzehn 
Auflagen vor, weitere Übersetzungen und regionale An- 
passungen sind in Vorbereitung. Die jüngste englisch- 
sprachige Ausgabe von 2005 liegt unter www.unesco.de/ 
c humanrights online auf 

Die DUK ist seit 2001 Mitveranstalter des in zweijähri- 
gem Turnus organisierten Deutschen Menschenrechts- 
Filmpreises. Gemeinsam mit den im Forum Menschen- 
rechte zusammengeschlossenen Nichtregierungsorganisa- 
tionen engagiert sie sich dafür, das Weltprogramm 
Menschenrechtsbildung in Deutschland umzusetzen. Das 
Weltprogramm wurde gemeinsam mit dem Sekretariat 
der Kultusministerkonferenz (KMK) ins Deutsche über- 
setzt. 2005 wurden „Standards der Menschenrechtsbil- 
dung in der Schule“ publiziert, auf die die KMK in ihrer 
Erklärung zur Umsetzung des VN-Kinderrechtsüberein- 
kommens vom März 2006 Bezug nahm und die bereits in 
der Lehrerausbildung angewandt werden. 

Auch die rund 180 UNESCO-Projektschulen sind an der 
Umsetzung des UNESCO-Programms zur Menschen- 
rechtsbildung beteiligt. Sie sammeln Beispiele guter Pra- 
xis zur Integration von Schülern mit Migrationshinter- 
grund und führen Projekttage zu den Menschenrechten 
sowie Aktionen anlässlich des Internationalen Tags gegen 
Rassismus am 21. März durch (www.ups-schulen.de). 

Der UNESCO-Lehrstuhl für Menschenrechtserziehung 
an der Otto von Guericke -Universität Magdeburg besteht 
seit 2001 (www.menschenrechtserziehung.de). Der 
UNESCO-Lehrstuhl organisiert regelmäßig Konferenzen 
und Workshops und bot 2008 zum wiederholten Mal ei- 
nen Onlinekurs über Menschenrechtsbildung an. 

Die 34. Generalkonferenz der UNESCO verabschiedete 
im Oktober 2007 einen eigenen Aktionsplan zur Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte von 1948. Dieser 
sieht eine Vielzahl von für 2008 geplanten Veranstaltun- 
gen zum 60. Jahrestag dieser Erklärung vor. 


4.2 Menschenrechtssondermechanismen 
der Vereinten Nationen 

Eine besondere Gruppe von Überprüfungsmechanismen 
im VN-System bilden die sog. Sondermechanismen. Das 
sind Sonderberichterstatter, unabhängige Experten und 
Arbeitsgruppen des Menschenrechtsrats (bzw. der frühe- 
ren Menschenrechtskommission) sowie die Sonderbeauf- 
tragten des VN-Generalsekretärs, die ihr Mandat frei von 
Weisungen ausüben. Sie werden durch Beschlüsse des 
Menschenrechtsrats bzw. der Generalversammlung meist 
für einen mehljährigen Zeitraum mandatiert. Ihre Ernen- 
nung bzw. die ihrer Mitglieder erfolgt entsprechend den 
im Rahmen des Institution-Building-Pakets des MRR ent- 
haltenen Modalitäten auf Vorschlag eines aus Vertretern 
der fünf VN-Regionalgruppen zusammengesetzten Aus- 
schusses (Consultative Group) durch den Vorsitz des 
Menschenrechtsrats. Die Sonderbeauftragten des VN-Ge- 
neralsekretärs werden direkt von ihm ernannt (eine Über- 
sicht über die aktuellen Mandate findet sich unter 
www.ohchr.org > human rights bodies > special procedu- 
res). Auch der auf eine Forderung südlicher Staaten zu- 
rückgehende und mit dem Institution-Building-Paket im 
Juni 2007 beschlossene sog. Verhaltenskodex (Code of 
Conduct) bekräftigt die Unabhängigkeit der Mandats- 
inhaber und verpflichtet Staaten, mit ihnen im Rahmen 
ihres Mandats zu kooperieren. 

Zum Zeitpunkt der Auflösung der VN-Menschenrechts- 
kommission bestanden etwa 40 derartige Mandate, die 
sich in zwei Gruppen aufteilen lassen: 

Ländermandate - bei ihnen informieren die Berichterstat- 
ter über die Menschenrechtssituation in bestimmten Län- 
dern. Sie sprechen dabei sowohl Mahnungen als auch 
Empfehlungen aus. Zuletzt bestanden in der Menschen- 
rechtskommission rund 15 solcher Mandate. 

„Thematische Mandate“ - bei ihnen untersuchen Bericht- 
erstatter oder Arbeitsgruppen den Stand der Realisierung 
einzelner Menschenrechte weltweit und geben Empfeh- 
lungen ab, welche Schritte zur verbesserten Umsetzung 
dieser Rechte unternommen werden können. Die „thema- 
tischen Mechanismen“ können in Erfüllung ihres Man- 
dats auch Länderbesuche durchführen. Diese auf be- 
stimmte Ländersituationen fokussierenden Berichte 
werden als Addenda zu den regulären thematischen Be- 
richten zirkuliert. 

Alle Berichte werden öffentlich gemacht (www.ohchr.org 
> human rights bodies > special procedures). Die Bericht- 
erstatter und Vertreter der anderen „Mechanismen“ tragen 
außerdem in den Plenarsitzungen der Menschenrechts- 
kommission und gelegentlich im 3. Ausschuss der Gene- 
ralversammlung vor. Seit der Einrichtung des Menschen- 
rechtsrats finden zudem regelmäßig „Interaktive Dialoge“ 
statt, in denen die Staatenvertreter konkrete Fragen zur 
Umsetzung der Mandate und zu den vorgelegten Berich- 
ten stellen können. Die Mechanismen führen in der Regel 
sowohl bei ihren Besuchen in den Mandatssfaaten (soweif 
hierbei keine Einreisebeschränkungen besfehen) als auch 
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bei den Sitzungen des Mensehenreehtsrats in Genf und 
des 3. Aussehusses der VN-Generalversammlung in New 
York einen intensiven Meinungs- und Informationsaus- 
tauseh mit Niehtregierungsorganisationen. 

Die Sondermeehanismen sind ein wiehtiger Baustein im 
Mensehenreehtssehutzsystem der VN. Ihre Beriehte bie- 
ten in den Verhandlungen des Mensehenreehtsrats und 
der Generalversammlung eine wiehtige Grundlage für die 
Erörterung von Ländersituationen und thematisehen Fra- 
gen. Die einsehlägigen Resolutionen nehmen in der Regel 
auf sie Bezug. Wann immer möglieh, wählen die Berieht- 
erstatter im Umgang mit den Regierungen einen koopera- 
tiven Ansatz, der darauf abzielt, die Bemühungen des 
Staats bei der Verbesserung der Mensehenreehtslage kon- 
struktiv zu begleiten. Dieser kooperative Ansatz ist aller- 
dings nieht immer möglieh, z. B. wenn Regierungen den 
Beriehterstattem die Einreisegenehmigung oder während 
eines Besuehs die aktive Zusammenarbeit verweigern. 
Oder wenn Staaten versuehen, die Meehanismen ihrer 
Unabhängigkeit zu berauben und sie politiseher Aufsieht 
zu unterstellen. 

Deutsehland unterstützt mit seinen europäisehen Partnern 
die derzeitigen Bemühungen im Mensehenreehtsrat, die 
meisten der im Zuge des Übergangs von der Mensehen- 
reehtskommission zunäehst mit einem einjährigen Be- 
standssehutz versehenen Mandate zu übernehmen und zu 
verlängern (sog. Review of Mandates).^^ Deutsehland hat 
- wie alle EU-Mitgliedstaaten - erklärt, dass es Besuehe 
von Sonderberiehterstattem auf seinem Staatsgebiet je- 
derzeit zulassen werde, ohne dass es dafür einer geson- 
derten Billigung bedarf (standing invitation). 

4.3 Büro der VN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte 

Das Amt des VN-Hoehkommissars für Mensehenreehte 
wurde 1993 dureh die Wiener Weltkonferenz über Men- 
sehenreehte eingeriehtet und trägt seither im System der 
Vereinten Nationen die Hauptverantwortung für Men- 
sehenreehtsfragen. Der VN-Hoehkommissar ist direkt 
dem VN-Generalsekretär unterstellt, seine Aufgabe liegt 
darin, die Mensehenreehtsaktivitäten der Vereinten Natio- 
nen zu koordinieren und untereinander zu vernetzen. Er 
soll zudem die internationale Öffentliehkeit auf Men- 
sehenreehtsverletzungen und ihre Opfer aufmerksam ma- 
ehen, aber aueh im Dialog mit nationalen Regierungen, 
Niehtregierungsorganisationen, akademisehen Einrieh- 
tungen und anderen Vertretern des privaten Sektors Maß- 
nahmen für den Sehutz und die Förderung der Mensehen- 
reehte weltweit entwiekeln und durehführen. 


25 Bis zur 6. Sitzung des MRR sind nachfolgende Mandate der früheren 
MRK erneuert worden: Burundi, Haiti, Liberia, Sudan, Recht auf 
Nahrung, Indigene Völker, Internationale Solidarität, Arbeitsgruppe 
zu willkürlichen Verhaftungen, Religiöse Intoleranz, Recht auf ange- 
messenes Wohnen, Menschenrechte und Terrorismusbekämpfung, 
Binnenvertriebene, Recht auf Gesundheit, Forum für Minderheiten- 
fragen. Im MRR neu geschaffene Mandate betreffen: Moderne For- 
men der Sklaverei, Expertengremium zu Indigenen Völkern. 


Nach der Ermordung von Sergio Vieira de Mello, der die- 
ses Amt nur von September 2002 bis August 2003 inne- 
hatte^^, ernannte der VN-Generalsekretär im Februar 
2004 die Kanadierin Louise Arbour zur neuen VN-Hoch- 
kommissarin für Menschenrechte. Louise Arbour war zu- 
vor von 1996 bis 1999 Chefanklägerin an den Internatio- 
nalen Strafgerichtshöfen für das ehemalige Jugoslawien 
und für Ruanda. Sie trat ihr neues Amt im Juli 2004 an. 

Das Büro der VN-Hochkommissarin für Menschenrechfe 
(BHKMR; engl. Office of the High Commissioner for 
Human Righfs/OHCHR; www.ohchr.org) mit Sitz in 
Genf und New York unterstützt die Hochkommissarin bei 
der Erfüllung ihres Mandafs. Zu seinen Aufgaben gehö- 
ren zum einen die technische Unterstützung des VN- 
Menschenrechtsrats (früher: Menschenrechtskommis- 
sion) sowie der Vertragsorgane und der vom Rat und der 
VN-Generalversammlung eingerichteten Sondermecha- 
nismen (s. 4.1 und 4.2). Eine wichtige neue Aufgabe des 
BHKMR ist des Weiteren die Organisation des mit dem 
Menschenrechtsrat geschaffenen „Universal Periodic Re- 
view“- Verfahrens (s. 4.1.2). Zum anderen überwacht das 
BHKMR mittels seiner rund 50 Länder- und Regionalbü- 
ros sowie in VN-Friedensoperationen und -Länderteams 
eingegliederten Experten die jeweilige Menschenrechts- 
lage und gewährt interessierten Regierungen, nationalen 
Menschenrechtsorganisationen und Nichtregierungsorga- 
nisationen Beratung und technische Unterstützung. 

Im Rahmen des Programms „Beratende Dienste und 
Technische Zusammenarbeit“ leistet das BHKMR auf der 
Grundlage bilateraler Vereinbarungen Unterstützung ins- 
besondere bei Justiz- und Gesetzesreformen, beim Auf- 
bau nationaler Menschenrechtsinstitutionen, bei der For- 
mulierung nationaler Aktionspläne zum Schutz und zur 
Förderung der Menschenrechte und bei der Menschen- 
rechtserziehung. Das Programm wird überwiegend aus 
freiwilligen Beiträgen der VN-Mitgliedstaaten finanziert. 
Die Technische Zusammenarbeit ist eine Schlüsselauf- 
gabe des BHKMR, denn sie sorgt für den kooperativen 
Aufbau nationaler Menschenrechtsschutzsysteme. 
Deutschland setzt sich nachdrücklich für diesen Ansafz 
ein. Gemeinsam mif Indien haf Deufschland in der frühe- 
ren VN-Menschenrechtskommission mehrfach eine Re- 
solution eingebracht, welche die Bedeutung dieses Pro- 
gramms unterstreicht und zu seiner Unterstützung aufruft. 

Für Deutschland hat die Förderung des BKHMR politi- 
sche Priorität. Das BHKMR ist die zentrale Einrichtung 
zur Umsetzung der VN-Menschenrechtspolitik sowohl im 
Bereich des Monitoring als auch bei der Beratung und bei 
der Technischen Zusammenarbeit. Im Januar 2008 hat 
das BHKMR zum zweiten Mal einen auf einen Zweijah- 
reszeitraum (2008 bis 2009) bezogenen „Strategie Ma- 
nagement Plan“ veröffentlicht, der die aus den weltweiten 
menschenrechtlichen Herausforderungen resultierenden 


26 Sergio Vieira de Mello war im Mai 2003 zum Sondergesandten des 
VN-Generalsekretärs in Irak ernannt worden; er fiel dort am 23. Au- 
gust 2003 einem Terroranschlag zum Opfer. 
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operativen Prioritäten des BHKMR darstellt. Für 2008 
hat die Bundesregierung ihren Förderbetrag für das 
BHKMR aus Mitteln des Auswärtigen Amtes und des 
BMZ erstmals auf 3,1 Mio. Euro angehoben. Damit ge- 
hört Deutschland zu den sieben größten Geberstaaten. 

Die Stärkung des Amts der VN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte und ihres Büros ist Deutschland weiter- 
hin ein zentrales Anliegen. Dazu gehört auch die institu- 
tioneile Stärkung des BHKMR durch eine Erhöhung des 
Finanzanteils aus dem VN-Regelhaushalt und damit die 
Verringerung der Abhängigkeit des BHKMR von freiwil- 
ligen Beiträgen - eine Forderung der EU, die seit jeher 
von Deutschland mitgefragen wird. 

4.4 Menschenrechtliche Vertragsorgane 

Alle großen menschenrechtlichen Konventionen der VN 
sind mit einem unabhängigen Überwachungsorgan ausge- 
stattet. Diese „Vertragsorgane“ (treaty bodies) - in der 
deutschen Terminologie meist als Ausschüsse bezeichnet - 
setzen sich aus unabhängigen Experten zusammen, die 
ehrenamtlich tätig sind und keinen Weisungen der Regie- 
rungen ihrer Heimatstaaten unterliegen. Bei der Zusam- 
mensetzung der Ausschüsse wird auf eine angemessene 
geografische Verteilung sowie auf die Vertretung der 
wichtigsten Rechtssysteme geachtet. 

Die Ausschüsse treffen sich je nach Arbeitsanfall und den 
vorhandenen finanziellen Mitteln jährlich ein- bis dreimal 
zu je zwei oder drei Wochen Dauer in Genf oder New 
York. 

Die Reichweite der Kompetenzen bei der Überwachung 
der Einhaltung der jeweiligen Vertragsbestimmungen ist 
je nach Übereinkommen unterschiedlich. Allen Verträgen 
gemeinsam ist ein obligatorisches Staatenberichtsverfah- 
ren. ln Staatenberichten, die in regelmäßigen Abständen 
vorzulegen sind und die von den Ausschüssen unter An- 
wesenheit einer Delegation des betroffenen Staates kri- 
tisch geprüft werden, müssen die Vertragsstaaten zu allen 
Artikeln der Übereinkommen sowie über die zur Durch- 
führung der Bestimmungen getroffenen Maßnahmen und 
die diesbezüglich erreichten Fortschritte und aufgefrete- 
nen Hindernisse berichten. Bei der Erörterung der Staa- 
tenberichte stützen sich die Ausschüsse auch auf Informa- 
tionen nichtstaatlicher Organisationen, die zum Teil 
eigene „Schattenberichte“ zu den Staatenberichten erstel- 
len.27 Im Berichtszeitraum übermittelte die Bundesregie- 
rung Berichte an den CEDAW-Ausschuss (19. September 
2007), den CERD-Ausschuss (16. bis 18. Bericht vom 
11. Oktober 2006) sowie den Initialbericht zum Fakulta- 
tivprotokoll über Kinder in bewaffneten Konflikten an 
den Ausschuss der Kinderrechtskonvention. 


2'^ Die Ergebnisse der Berichtsprüfungen, die sog. Schlussfolgerungen 
der Ausschüsse, sind unter ohchr.org abzurufen; die Schlussfolgerun- 
gen zu den deutschen Staatenberichten in deutscher Übersetzung 
auch unter auswaertiges-amt.de. 


Darüber hinaus räumen sieben der neun VN-Menschen- 
rechtskonventionen die Möglichkeit der Eingabe von Indi- 
vidual- und Gruppenbeschwerden (sog. Communications) 
ein, die ebenfalls bei den Vertragsausschüssen anhängig 
gemacht werden können: Dies sind der Internationale 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das Überein- 
kommen gegen Folter, das Übereinkommen zur Beseiti- 
gung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Über- 
einkommen zur Beseitigung jeder Diskriminierung der 
Frau, das Übereinkommen für den Schutz der Rechte von 
Wanderarbeitnehmem und ihrer Familien, das Überein- 
kommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun- 
gen und das Übereinkommen zum Schutz aller Personen 
gegen das Verschwindenlassen. (Da die beiden letztge- 
nannten Übereinkommen noch nicht in Kraft getreten 
sind kann, können hier auch noch keine Individualbe- 
schwerden durchgeführt werden. Bei dem Übereinkom- 
men für den Schufz der Rechte von Wanderarbeitnehmem 
müssen die Vertragsstaaten neben der Ratifikation noch 
eine Erklämng abgeben, dass sie den im Übereinkommen 
vorgesehenen Individualbeschwerdemechanismus akzep- 
tieren. Die hierfür erforderliche Zahl von Erklämngen 
fehl! noch, so dass auch bei diesem Übereinkommen noch 
kein Individualbeschwerdemechanismus in Kraft ist.) Für 
den internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte wird gegenwärtig ein Zusatzprotokoll 
verhandelt, das ebenfalls einen Individual- und Grappen- 
beschwerdemechanismus enthalten soll. Individualbe- 
schwerdeverfahren erlauben Opfern von Menschen- 
rechtsverletzungen, vor dem betreffenden Ausschuss ein 
förmliches Verfahren gegen den Verlefzersfaaf anzustren- 
gen. Voraussetzung für ein solchen Verfahrens isf, dass 
der innersfaatliche Rechfsweg ausgeschöpff und die An- 
gelegenheit nicht bereits bei einem anderen internationa- 
len Ausschuss anhängig ist. Deutschland hat die Be- 
schwerdeverfahren aller von Deutschland ratifizierten 
Menschenrechtsübereinkommen, und damit die Kompe- 
tenz der jeweils zuständigen Ausschüsse für die Entge- 
gennahme und Behandlung von Beschwerden, zugelas- 
sen. 

Daneben sehen einige Übereinkommen auch sog. Staa- 
tenbeschwerdeverfahren vor, die den Verfragsstaaten er- 
lauben, beim Ausschuss Beschwerde gegen einen ande- 
ren Vertragsstaat zu führen, unabhängig davon, ob der 
beschwerdeführende Sfaaf selbsf befroffen isf. Solche 
Verfahren werden von Sfaaf en jedoch nur äußersf selten 
angestrengt. 

Neben der Prüfung der Staatenberichte und den Be- 
schwerdeverfahren ist die Erstellung sog. Allgemeiner 
Kommentare (General Comments) eine wichtige Aufgabe 
der Ausschüsse. Die Allgemeinen Kommentare dienen 
zur Klärung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten, in 
dem sie dezidiert auf den Gehalt einzelner Bestimmungen 
der Menschenrechtsübereinkommen eingehen und Emp- 
fehlungen geben, wie die Realisierung dieser Bestimmun- 
gen verbessert werden kann (sie können unter www.oh- 
chr.org abgerufen werden). 
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Der Ausschuss ... 

(Zahl der Mitglieder) 

überwacht ... 

Deutsches Mitglied 

Menschenrechfsausschuss (18) 

den Internationalen Pakt über politische und 
bürgerliche Rechte vom 19. Dezember 1966 

- 

... für wirfschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (18) 

den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezem- 
ber 1966 

Prof. Dr. Eibe Riedel 

... gegen Folter (10) 

das Übereinkommen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung vom 10. Dezember 1984 

■ 

... für die Rechfe des Kindes (18) 

das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes vom 20. November 1989 

Prof Dr. Lothar Krappmann 

... für die Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (23) 

das Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau vom 

18. Dezember 1979 

Dr. Hanna Beate Schöpp- 
Schilling 

... für die Beseitigung von Rassen- 
diskriminierung (18) 

das Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung vom 

7. März 1966 

■ 

... für den Schufz der Rechfe von 
Wanderarbeitnehmem und ihrer 
Familien (10) 

das Übereinkommen zum Schutz der Rechte 
von Wanderarbeitnehmem und ihrer Familien 
vom 18. Dezember 1990^* 


... für den Schufz der Rechfe von 
Menschen mif Behinderungen (18) 

das Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behindernngetf^ 


... für den Schufz aller Personen 
gegen das Verschwindenlassen (10) 

das Übereinkommen zum Schutz aller 

Personen gegen das Verschwindenlassen^** 



Ferner: 


lAO-Sachverständigenausschuss 

das lAO-Übereinkommen 

Prof Dr. Bernd von Maydell 

Ausschuss der Internationalen 
Arbeitskonferenz 

vom Sachverständigenausschuss ausgewählte 
Einzelfälle 

- 


Übereinkommen wurde von Deutschland nicht unterzeichnet. 
2^ Übereinkommen noch nicht in Kraft getreten. 
Übereinkommen noch nicht in Kraft getreten. 


Ausschuss für wirtschaftliche, soziale uud kulturelle 
Rechte 

Die Einhaltung der Verpflichtungen aus dem Internationa- 
len Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(Sozialpakt) wird vom Ausschuss für wirtschaftliche, so- 
ziale und kulturelle Rechte (WSK- Ausschuss) überprüft. 
Da es zur Überwachung der Rechte des Sozialpaktes 
(noch) keinen Individualbeschwerdemechanismus gibt, 
spielen die Allgemeinen Kommentare des Ausschusses zur 
Klärung der WSK-Rechte eine besondere Rolle. Im Be- 
richtszeitraum legte der Ausschuss Allgemeine Kommen- 
tare zum Recht auf Arbeit, zum Recht auf soziale Sicher- 


heit und zur Gleichberechtigung der Geschlechter im 
Hinblick auf die Ausübung der WSK-Rechte vor. 

Der 5. deutsche Staatenbericht war zum 30. Juni 2006 fäl- 
lig und soll im ersten Halbjahr 2008 dem Ausschuss vor- 
gelegt werden. 

Ausschuss für Meuscheurechte 

Das Instrument zur Überwachung der Durchführung des 
Infemafionalen Pakfs über bürgerliche und politische 
Rechte (Zivilpakt) und seines 2. Zusatzprotokolls ist der 
Ausschuss für Menschenrechfe. 
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Deutschland legte dem Ausschuss seinen 5. Staatenbe- 
richt am 4. Dezember 2002 vor; er wurde am 17. März 
2004 vom Menschenrechtsausschuss erörtert. 

Ausschuss für die Beseitiguug der 
Rasseudiskrimiuieruug 

Die Vertragsstaaten des Internationalen Übereinkommens 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
müssen dem Ausschuss für die Beseitigung der Rassen- 
diskriminierung alle vier Jahre ausführliche Berichte so- 
wie dazwischen nach zwei Jahren kurze Aktualisierungen 
vorlegen. Auch bei diesem Ausschuss können Individual- 
sowie Staatenbeschwerden anhängig gemacht werden. 

Der 16. bis 18. deutsche Bericht nach Artikel 9 des Über- 
einkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendis- 
kriminierung wurde am 10. November 2006 erstellt. Die 
Zusammenfassung der Berichte 16. bis 18. war in den 
„Schlussbemerkungen“ des CERD-Ausschusses vom 
21. März 2001 zum 15. Staatenbericht ausdrücklich ge- 
stattet worden. 

Ausschuss für die Beseitiguug der Diskrimiuieruug 
der Frau 

Die Überprüfüng der Einhaltung der Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (CEDAW) anhand der Staaten- 
berichte der Vertragsparteien obliegt dem Ausschuss für 
die Beseifigung der Diskriminierung der Frau. Der Aus- 
schuss hatte wesentlichen Anteil an der Erarbeitung des 
am 22. Dezember 2000 in Kraft getretenen Zusatzproto- 
kolls zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau. Mit diesem Zusatzproto- 
koll, das Deutschland am 15. Januar 2002 ratifizierte, 
kann der Ausschuss auch Individual- oder Gruppenbe- 
schwerden entgegennehmen und selbstständige Untersu- 
chungen in Staaten durchführen, wenn Hinweise auf sys- 
tematische und fortdauernde Verletzungen der durch das 
Übereinkommen gesicherten Rechte vorliegen. 

Der 5. deutsche Bericht wurde dem Ausschuss im Januar 
2003 vorgelegt und von diesem am 21. Januar 2004 erör- 
tert. Der 6. Staatenbericht wurde am 19. September 2007 
eingereicht. Er wird voraussichtlich 2009 erörtert werden. 

Ausschuss gegeu Folter 

Der nach dem VN -Übereinkommen gegen Folter und an- 
dere grausame und unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe eingerichtete Ausschuss gegen 
Folter prüft zum einen die Berichte der Vertragsstaaten 
über die Maßnahmen, die sie zur Erfüllung ihrer Ver- 
pflichtungen aus dem Übereinkommen gegen Folter ge- 
troffen haben (Artikel 19). Zum anderen kann er, wenn er 
zuverlässige Informationen darüber erhält, dass in einem 
Vertragsstaat systematische Folterungen stattfinden, Un- 
tersuchungen einleiten (Artikel 20). 

Deutschland hat seinen 3. Bericht am 2. September 2002 
vorgelegt; er wurde vom Ausschuss gegen Folter am 
7. und 10. Mai 2004 behandelt. Der 5. Staatenbericht, der 
mit dem 4. Staatenbericht zusammengelegt wurde, hätte 


am 30. Oktober 2007 eingereicht werden sollen und wird 
voraussichtlich in der zweiten Jahreshälfte 2008 fertigge- 
stellt. 

Ausschuss für die Rechte des Kiudes 

Die VN-Konvention über die Rechte des Kindes vom 
20. November 1989 sieht für ihre Mifgliedsfaaten vor, 
dass sie erstmals innerhalb von zwei Jahren nach der Ra- 
tifikation einen Bericht an den Ausschuss für die Rechfe 
des Kindes senden; danach müssen sie alle fünf Jahre be- 
richten. Durch den hohen Ratifikationsstand dieser Kon- 
vention (Ende 2007: 193 Vertragsstaaten) ist die Menge 
der zu prüfenden Berichte besonders umfangreich. Ob- 
wohl die 59. VN-Generalversammlung (2004) dem Aus- 
schuss gestattete, 2006 ausnahmsweise in zwei Kammern 
zu tagen, bleibt die inzwischen aufgelaufene Menge un- 
geprüfter Berichte eine anhaltende Herausforderung. 

Der 2. deutsche Staatenbericht nach der Konvention über 
die Rechte des Kindes wurde am 16. Mai 2001 vorgelegt 
und am 16. Januar 2003 von dem Ausschuss erörtert. Der 
nächste deutsche Staatenbericht soll Anfang April 2009 
vorgelegt werden. Bereits zuvor, am 18. Januar 2008, 
wird der Ausschuss in seiner 47. Sitzung (14. Januar bis 
6. Februar) den Initialbericht der Bundesrepublik 
Deutschland zum Fakultativprotokoll über Kinder in be- 
waffneten Konflikten zur VN-Konvention über die 
Rechte des Kindes erörtern. 

Ausschuss für deu Schutz der Rechte vou 
Wauderarheituehmeru uud ihrer Familieu 

Der Ausschuss nach dem Übereinkommen zum Schutz 
der Rechte von Wanderarbeitnehmem und ihrer Familien 
trat vom 1. bis 4. März 2004 in Genf zu seiner konstituie- 
renden Sitzung zusammen. Er trifft sich künftig einmal 
jährlich in Genf 

Üherprüfuugsorgaue der Internationalen 
Arheitsorganisation (ILO) 

Wirtschaftliche und soziale Menschenrechte sind auch in 
einigen Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation niedergelegt: Vereinigungs- und Tarifvertrags- 
freiheit, Verbot der Zwangs- und Pfiichtarbeit, Diskrimi- 
nierungsverbot, Lohngleichheit für Frauen und Männer, 
Verbof der Kinderarbeif. Der Sachversfändigenausschuss 
der ILO für die Anwendung der Übereinkommen und 
Empfehlungen überprüft die von den Vertragsstaaten der 
Übereinkommen alle zwei bzw. fünf Jahre vorzulegenden 
Durchführungsberichfe. Wenn er Verfragsverlefzungen 
fesfsfellt, führt er diese in seinem jährlichen Bericht an 
die Internationale Arbeitskonferenz auf Der Ausschuss 
für die Anwendung der Übereinkommen und Empfehlun- 
gen der Infemationalen Arbeifskonferenz wählt eine 
Reihe der im Bericht des Sachverständigenausschusses 
enthaltenen Fälle aus, die er mit Vertretern der Regierun- 
gen der betroffenen Staaten behandelt und über die er so- 
dann Schlussfolgerungen trifft. Diese werden vom Kon- 
ferenzplenum mit der Annahme des Ausschussberichts 
verabschiedet. 



Drucksache 16/10037 


-142- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Ausblick 

Auch wenn die Ausschüsse keine für die Staaten rechtlich 
bindenden Entscheidungen fallen dürfen und ihren Äuße- 
rungen mithin nur empfehlender Charakter zukommt, tra- 
gen sie mit ihrer Arbeit zur Überwachung und Durchset- 
zung der Menschenrechte bei. Ihre Arbeit verschafft vor 
allem Transparenz, indem Verletzungen aufgedeckt wer- 
den, die sonst kaum bekannt würden. Die abschließenden 
Bemerkungen zu den Staatenberichten sowie die Allge- 
meinen Kommentare tragen zur weiteren inhaltlichen 
Klärung der einzelnen Rechte bei. Sie haben dabei auch 
das Potenzial, zu einer weltweiten Rechtsharmonisierung 
im Bereich der Menschenrechte beizutragen. Individual- 
beschwerdeverfahren geben dem Einzelnen die Möglich- 
keit der Einleitung eines von sämtlichen Instanzen des 
Heimatstaates unabhängigen Verfahrens. 

Seit Längerem wird diskutiert, wie die Arbeit der men- 
schenrechtlichen Vertragsorgane verbessert werden kann. 
Dass die menschenrechtlichen Überprüfungsmechanis- 
men einer Reform bedürfen, ist offenkundig. Beklagt 
wird insbesondere die Überlastung der vorhandenen Ka- 
pazitäten, und zwar sowohl auf der Seite der betroffenen 
Staaten, die inzwischen - je nach Ratifizierungsgrad der 
VN-Menschenrechtsübereinkommen - bis zu sieben ver- 
schiedenen Berichtspfiichten nachkommen müssen, als 
auch auf der Seite der Vertragsorgane. Viele Staaten sind 
von den zahlreichen periodischen Berichtspflichten ob- 
jektiv überfordert. Die Vertragsorgane sehen sich wie- 
derum einerseits mit zum Teil massiven Rückständen 
konfrontiert, sind andererseits jedoch schon jetzt kaum 
noch in der Lage, die vorliegenden Berichte im Rahmen 
ihrer vorhandenen personellen und institutionellen Kapa- 
zitäten zügig zu prüfen. Deutschland unterstützt alle Be- 
mühungen, die zu einer Effizienzsteigerung der Vertrags- 
organe führen, und bemüht sich darüber hinaus, die 
Erfahrungen mit den bisherigen Überprüfungsmechanis- 
men bei der Aushandlung neuer Menschenrechtsinstru- 
mente zu berücksichtigen. 

4.5 Ad-hoc-Tribunale der Vereinten Nationen 

4.5.1 Die internationaien Strafgerichtshöfe für 
das ehemaiige Jugosiawien (iStGHJ) und 
für Ruanda (iStGHR) 

Aufgabe der von Deutschland nachdrücklich unterstütz- 
ten Internationalen Strafgerichtshöfe für das ehemalige 
Jugoslawien (ISfGHJ) und für Ruanda (ISfGHR) isf die 
strafrechtliche Verfolgung von Völkermord und anderen 
schweren Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Beide 
Gerichtshöfe haben durch Auslegung und Konkretisie- 
rung völkerrechtlicher Strafnormen und durch die Ent- 
wicklung neuer Verfahrensvorschriften Maßstäbe gesetzt, 
die sich auch auf die künftige Arbeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs und auf nationale Rechtsordnungen aus- 
wirken werden. 

Vor dem IStGHJ werden im ehemaligen Jugoslawien be- 
gangene Delikte wie Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen verfolgt. Grund- 
lage für die Tätigkeit des IStGHJ in Den Haag sind die 
SR-Re. 808/93 und 827/93, die sich auf Kap. Vll der VN- 
Charta stützen. Die Zuständigkeit des IStGHJ erstreckt 


sich auf das gesamte Gebiet des ehemaligen Jugoslawi- 
ens, sodass auch die im Kosovo begangenen Verbrechen 
vor ihm angeklagt werden können. Auch der IStGHR hat 
mit Urteilen gegen Hauptverantwortliche für den Völker- 
mord in Ruanda 1994 Strafrechtsgeschichte geschrieben: 
Zum ersten Mal hat hier ein Internationaler Strafgerichts- 
hof in Anwendung der Völkermordkonvention von 1948 
ein Urteil wegen Völkermords gefällt. Grundlage für die 
Tätigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs für 
Ruanda in Arusha (Tansania) isf die SR-Res. 955/94. 

Im Zusammenhang mit dem deutschen Engagement im 
ehemaligen Jugoslawien bleibt die Unterstützung des 
IStGHJ ein wichtiges politisches Interesse der Bundes- 
regierung. Die Verurteilung der Hauptverantwortlichen 
auf allen Seiten für die Verbrechen im ehemaligen Jugos- 
lawien isf eine Voraussefzung für die Aufarbeitung der 
Vergangenheit und damit auch für die Wiederhersfellung 
des Friedens in der Region. Irmersfaatliche Rechtsgrund- 
lage für die Zusammenarbeif mif dem Gerichtshof ist das 
„Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Internationa- 
len Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien“. Bei 
der Neuwahl der Richfer des ISfGHJ am 14. März 2001 
haf die VN-General Versammlung mit dem ehemaligen 
Richter beim BGH, Wolfgang Schomburg, erstmals einen 
Deutschen gewählt. Er wurde am 19. November 2004 für 
die Amfszeif 2005 bis 2009 in seinem Amf besfäfigf. Im 
Juni 2005 wurde Prof Klaus Tolksdorf in den Pool der 
Ad-litem-Richter gewählt, die dem Gericht als Verstär- 
kung auf Abruf für einzelne Prozesse bereifsfehen. Prof 
Tolksdorf haf mit seiner Wahl zum BGH-Präsidenten im 
Dezember 2007 sein Amt niedergelegt. 

Problematisch bleibt die Zusammenarbeit der ehemaligen 
Konfliktparteien mit dem IStGHJ, insbesondere die feh- 
lende Unterstützung in der Region bei der Fahndung nach 
den flüchtigen Angeklagten Mladic und Karadzic. Nach- 
dem sich die BR Jugoslawien in den 1990er- Jahren voll- 
kommen verweigert hatte und Kroatien eine selektive 
Kooperation pflegte, wurde die Zusammenarbeit mit dem 
Tribunal auch nach dem politischen Umschwung in Kroa- 
tien und später in Serbien-Montenegro nicht selbstver- 
ständlich. Noch heute reicht die Opposition gegen das 
Gericht bis in die politische Klasse Serbiens. Dagegen ge- 
staltet sich die Zusammenarbeit mit Bosnien und Herze- 
gowina weitgehend unproblematisch. Am reibungsloses- 
ten ist die Zusammenarbeit der Haager Anklagebehörde 
im Kosovo. Ein großer Erfolg war die Verhaftung des 
kroatischen Generals Gotovina im Dezember 2005 auf 
Teneriffa. 

Ein alarmierendes politisches Signal ist der Umstand, 
dass ca. 120 Staaten ihren Zahlungsverpflichtungen ge- 
genüber dem Tribunal nicht in vollem Umfang nachkom- 
men. Dies wirkt sich nicht nur negativ auf die Funktions- 
fähigkeit des Tribunals aus, sondern beeinträchtigt auch 
die Umsetzung der vom VN- Sicherheitsrat durch die 
Resolution 1503/03 im August 2003 beschlossenen 
„completion strategy“. Darin wird der Strafgerichtshof 
aufgefordert, die Ermittlungen bis Ende 2004, alle Ge- 
richtsverfahren der ersten Instanz bis Ende 2008 und die 
gesamte Tätigkeit (also die Berufungsverfahren) im Jahr 
2010 abzuschließen. Nach derzeitigem Stand scheint die 
Verwirklichung der „completion strategy“ eher unwahr- 
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scheinlich und es ist mit einem Absehluss der erstinstanz- 
liehen Verfahren im Jahre 2009 zu reehnen. Die Einhal- 
tung des Zeitrahmens beim IStGHJ hängt des Weiteren 
insbesondere davon ab, ob die Entwieklung in den betrof- 
fenen Ländern es erlaubt, Verfahren an dortige Geriehte 
abzugeben und ob sieh Drittstaaten zur Übernahme von 
Verfahren finden. Naeh derzeitigem Stand der Ermittlun- 
gen und Geriehtsv erfahren erseheint jedoeh eine endgül- 
tige Sehließung beider Geriehtshöfe erst im Jahre 2011 
oder 2012 wahrseheinlieh. 

Die Arbeit des IStGHR wird dureh Sehwierigkeiten im 
Bereieh der internen Verwaltung und Finanzierung sowie 
dureh lange Verfahrensdauer ersehwert. Prozessfort- 
sehritte sind nur langsam zu verzeiehnen, was insbeson- 
dere aueh auf langwierige Zeugenvernehmungen zurüek- 
zuführen ist. Der IStGHR hat seit Januar 1997 insgesamt 
48 Verfahren eröffnet. Bisher wurden davon 33 abge- 
sehlossen, wobei 26 Angeklagte verurteilt wurden. Mit 
dem ehemaligen ruandisehen Premierminister Jean Kam- 
banda wurde erstmals ein Regierungsehef für in Aus- 
übung seines Amts begangene Taten verurteilt. Ebenfalls 
verurteilt wurden der ehemalige Finanzminister von Ru- 
anda, Emmanuel Ndindabahizi (im Juli 2004), sowie im 
Dezember 2004 Elizaphan Ntakirutimana, Pastor der Sie- 
ben-Tage-Adventisten in Kibuye, und sein Sohn Gerard 
wegen Völkermordes. Die Frage, ob neben Verantwortli- 
ehen der auf Auslösehung der Tutsi-Minderheit zielenden 
Massaker aueh Mitglieder der aktuellen Tutsi-dominier- 
ten Regierung Ruandas wegen Raeheakten an den Hutu 
angeklagt werden sollen, belastet die Beziehung des 
Ruanda-Tribunals zur ruandisehen Regierung. Die man- 
gelnde Zusammenarbeit Ruandas mit dem Tribunal 
wurde mehrfaeh beklagt. 

4.5.2 Deutsche Unterstützung für die Ad-hoc- 
Tribunale der Vereinten Nationen 

Deutsehland unterstützt die Arbeit der Internationalen 
Strafgeriehtshöfe für das ehemalige Jugoslawien und für 
Ruanda nieht nur dureh seinen Finanzierungsbeitrag (der 
sieh am VN-Finanzierungssehlüssel orientiert und etwa 
zehn Prozent der gesamten Finanzierung ausmaeht), son- 
dern hat dem IStGHJ über seinen regulären Beitrag in 
Höhe von zurzeit jährlieh über aeht Millionen US-Dollar 
hinaus mehrfaeh zusätzliehe Finanzierungsbeiträge zuge- 
sagt, wie u. a. 600 000 Euro jährlieh zur Finanzierung der 
neu eingeriehteten Kriegsverbreeherkammer am Staats- 
geriehtshof von Bosnien-Herzegowina, die seit 2005 ein- 
zelne Verfahren des IStGHJ übernommen hat. Diese För- 
derung wird für die Jahre 2008 und 2009 beibehalten. 

Daneben unterstützt Deutschland die Gerichtshöfe auch 
personell durch Entsendung nationaler Experten. Schließ- 
lich leistet Deutschland auch Vollstreckungshilfe: Im Ok- 
tober 2000 wurde erstmals ein vom IStGHJ Verurteilter 
(Dusko Tadic) zur Strafvollstreckung nach Bayern über- 
stellt, ein zweiter Verurteilter (Dragoljub Kunarac) ver- 
büßt seine Strafe seit Dezember 2002 in Nordrhein- West- 
falen. Ein dritter Verurteilter (Stanislav Galic) wird 
voraussichtlich 2008 durch Baden- Württemberg über- 
nommen werden. 


4.5.3 Hybride Tribunale 

Sondergerichtshof für Sierra Leone 

Ein weiterer Strafgerichtshof ist durch Abkommen zwi- 
schen den Vereinten Nationen und der Regierung von Si- 
erra Leone vor Ort entstanden, um die dort seit 1996 ver- 
übten schweren Verbrechen während des Bürgerkriegs 
strafrechtlich zu verfolgen. Er setzt sich aus internationa- 
len und sierra-leonischen Richtern zusammen. Der Ge- 
richtshof hat seine Arbeit 2003 aufgenommen und plant, 
die bereits laufenden Verfahren bis Ende 2008 abzu- 
schließen. Im Juni 2007 begann der Prozess gegen den 
ehemaligen Staatspräsidenten von Liberia, Charles 
Taylor, aus Sicherheitsgründen in den Räumen des IStGH 
in Den Haag. Nach einer mehrmonatigen Unterbrechung 
wurde das Verfahren im Januar 2008 fortgesetzt. 


Deutsche Unterstützung für den Sondergerichtshof 
Sierra Leone 

Die Bundesregierung hat diesen Gerichtshof bislang 
insgesamt mit 4,8 Mio. Euro unterstützt. Im Rahmen 
des Zeugenschutzprogramms des Gerichtshofs wurden 
ein Zeuge und seine Familie in Deutschland aufgenom- 
men. Zudem hat die Bundesregierung einen deutschen 
Staatsanwalt zur Unterstützung der Arbeit des Sonder- 
gerichtshofs entsandt. Ende 2007 sagte die Bundesre- 
gierung wie bereits 2006 eine finanzielle Unterstützung 
in Höhe von 1,5 Mio. Euro aus dem Haushalt des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zu. Damit leistet die Bundesregierung einen weiteren 
Beitrag dazu, dass der Sondergerichtshof seine von den 
freiwilligen Beiträgen der internationalen Gemeinschaft 
abhängige Arbeit fortsetzen kann. Im Zentrum stehen 
dabei die Prozesse gegen die überlebenden Anführer des 
äußerst grausam geführten Bürgerkriegs, bei dem ca. 
zehn Prozent der Bevölkerung ums Leben kamen oder 
verwundet wurden. Auch der aus Sicherheitsgründen 
nach Den Haag verlagerte Prozess gegen den ehemali- 
gen liberianischen Präsidenten Charles Taylor ist beim 
Sondergerichtshof Freetown anhängig. 

Die deutsche Unterstützung des Sondergerichtshofs 
setzt ein deutliches Zeichen zur Durchsetzung eines 
„Weltrechtsprinzips“ mit weltweit gültigen Friedensre- 
geln und Menschenrechten sowie für ein weltweites 
Ende der Straflosigkeit von Kriegsverbrechern. Drei 
Verantwortliche des „Armed Forces Revolutionary 
Council (AFRC)“ wurden im Juli 2007 zu Haftstrafen 
von 45 bis 55 Jahren verurteilt. Die Urteile wurden im 
Berufungsverfahren bestätigt. Es handelt sich weltweit 
um die ersten Strafrechtsurteile, mit denen die Vergehen 
Rekrutierung und Einsatz von Kindersoldaten sowie 
Zwangsverheiratungen geahndet werden. 


Khmer-Rouge-Tribunal 

Zur Verfolgung der unter dem Terrorregime der Roten 
Khmer zwischen 1975 und 1979 in Kambodscha began- 
genen Verbrechen wurden dort auf der Grundlage eines 
Abkommens zwischen der Regierung des Landes und den 
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Vereinten Nationen innerhalb des nationalen Justizsys- 
tems Sonderkammem mit internationaler Beteiligung 
gesehaffen. Deutsehland hat sieh von Anfang an dafür 
eingesetzt, dass in Kambodseha ein glaubwürdiges, unab- 
hängiges und von den Vereinten Nationen mitgetragenes 
Tribunal entsteht. Die Finanzierung des Tribunals erfolgt 


zum Teil dureh die kambodsehanisehe Seite, zum Teil 
von den VN dureh freiwillige Beiträge. Wegen seiner 
gmndsätzliehen Bedeutung für die Aufarbeitung der be- 
gangenen Verbreehen beteiligte sieh die Bundesregierung 
2005 mit einer Million US-Dollar sowie 2006/07 noeh- 
mals mit 1,5 Mio. Euro an der Finanzierung. 
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Teil C - Menschenrechte weltweit 

Brennpunkt: Weibliche Genitalverstümmelung 
weltweit 

Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) sind weltweit 140 Millionen Frauen und Mäd- 
chen Opfer weiblicher Genitalverstümmelung. Jährlich 
erleiden weitere drei Millionen Mädchen dasselbe 
Schicksal. Genitalverstümmelung wird in 28 Ländern Af- 
rikas praktiziert, in wenigen arabischen und asiatischen 
Ländern sowie unter Immigrantinnen in Einwanderungs- 
ländem. Die Weltgesundheitsorganisation WHO unter- 
scheidet vier Typen von weiblicher Genitalverstümme- 
lung, wobei nicht in jedem Fall eine klare Zuordnung 
möglich ist. Allen Ausprägungen der Praktik ist jedoch 
gemein, dass sie irreversibel sind und in der Regel zu gra- 
vierenden psychischen, physischen und sexuellen Proble- 
men führen. 

Typ 1: Partielle oder vollständige Entfernung der Klito- 
ris und/oder der Klitorisvorhaut (Klitoridekto- 
mie) 

Typ 11: Partielle oder vollständige Entfernung der Klito- 
ris und der kleinen Schamlippen, mit oder ohne 
Entfernung der großen Schamlippen (Exzision) 

Typ 111: Verengung der Scheidenöffnung durch das Ent- 
fernen und Zusammenheften oder -nähen der 
kleinen und/oder großen Schamlippen, mit oder 
ohne Entfernung der Klitoris (Infibulation) 

Typ IV: Alle anderen Prozeduren, die die weiblichen 
Genitalien verletzen und keinem medizinischen 
Zweck dienen, zum Beispiel: Einstechen, 
Durchbohren, Einschneiden, Ausschaben und 
Ausbrennen oder Verätzen 

Die Typen 1 und 11 machen 80 bis 85 Prozent aller Fälle 
aus, der Anteil variiert jedoch stark unter den betroffenen 
Ländern. So sind in Dschibuti, Somalia und im Sudan die 
meisten Frauen infibuliert. Typ 111 kommt in geringerem 
Ausmaß in Teilen Ägyptens, Eritreas, Äthiopiens, Gam- 
bias, Kenias und Malis vor. Die nationalen Prävalenzraten 
schwanken von Land zu Land stark. Um nur einige Bei- 
spiele zu nennen: Während die Prävalenzrate im Niger le- 
diglich bei 2,2 Prozent liegt (bei weiter sinkender Ten- 
denz) und die Praktik regional begrenzt ist, sind Mädchen 
und Frauen in anderen Staaten nahezu flächendeckend 
betroffen. So liegt die nationale Prävalenzrate in Ägypten 
und Guinea bei 96 Prozent sowie in Mali bei 92 Prozent. 

Weibliche Genitalverstümmelung kann Teil eines Initia- 
tionsritus beim Übergang vom Kind zur Erwachsenen 
sein, ln der Regel wird der Eingriff bei Mädchen im Alter 
zwischen vier und 14 Jahren vorgenommen, manchmal 
aber auch schon im Alter von wenigen Tagen oder erst 
anlässlich der Eheschließung oder der Geburt des ersten 
Kindes. Das Alter der Mädchen ist zwar regional unter- 
schiedlich, tendenziell aber sinkend. Meist wird die Geni- 
talverstümmelung von traditionellen Beschneiderinnen, 
häufig älferen Frauen, vorgenommen. Sie benufzen dafür 


oft nicht desinfizierte stumpfe Instrumente wie Rasier- 
klingen, Messer, Scheren oder Glasscherben, ln einigen 
Regionen gibt es inzwischen allerdings einen Trend zur 
so genannten Medikalisierung, d. h. die Praktik wird von 
medizinisch ausgebildetem Personal in Gesundheitszent- 
ren vorgenommen. Auch wenn durch die Anwendung 
besserer Hygiene und medizinischer Verfahrensweisen 
unerwünschte Nebenwirkungen verhindert werden sollen, 
bedeutet die Medikalisierung, dass eine massive Men- 
schenrechtsverletzung vom Gesundheitspersonal unter- 
stützt wird. 

Genitalverstümmelung wird in den betroffenen Ländern 
oft als Bestandteil eigener Traditionen gesehen und ver- 
teidigt. Die Gründe, die für eine Fortführung der Prakfik 
ins Feld geführt werden, sind vielfältig: Die Sexualität 
von Frauen müsse kontrolliert werden, Genitalverstüm- 
melung habe medizinische Vorteile, sei eine religiöse 
Verpflichtung oder eine jahrhundertealte Tradition, die re- 
spektiert werden müsse. Vielen der angeführten Gründe 
liegt die jeweilige gesellschaftliche Definition von weib- 
licher Sexualität und Identität zugrunde: Genital Verstüm- 
melung dient z. B. in den Augen einer betroffenen Fami- 
lie dazu, mit „reinen“ Töchtern auf dem Heiratsmarkt 
aufwarten zu können und ihnen über die Heirat die 
Chance auf eine wirtschaftliche Absicherung durch den 
zukünftigen Ehemann zu bieten. 

Weibliche Genitalverstümmelung stellt eine mehrfache 
Menschenrechtsverletzung dar: Sie verletzt das Recht auf 
körperliche und sexuelle Unversehrtheit, das Recht auf 
bestmögliche körperliche und seelische Gesundheit sowie 
die Gleichstellung von Frauen und Männern, wie sie un- 
ter anderem in der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte von 1948, im Übereinkommen zur Beseitigung je- 
der Form von Diskriminierung der Frau von 1979 und in 
der Erklärung und dem Aktionsprogramm der 4. Welt- 
frauenkonferenz in Peking 1995 festgeschrieben wurden. 
Die Afrikanische Charta für Menschen- und Völkerrechte 
von 1981 (Banjul Charta) wurde von fast allen afrikani- 
schen Ländern unterzeichnet. Sie bietet Schutz vor Geni- 
talverstümmelung, ohne diese Praktik jedoch explizit zu 
erwähnen. Auf ihrem Gipfel im Juli 2003 in Maputo 
nahm die Afrikanische Union ein Zusatzprotokoll über 
die Rechte der Frau an, das im Oktober 2005 mit der Hin- 
terlegung der 15. Ratifizierungsurkunde in Kraft trat. 
Artikel 5 erkennt schädliche traditionelle Praktiken wie 
weibliche Genitalverstümmelung ausdrücklich als Men- 
schenrechtsverletzung an und unterstreicht die Verantwor- 
tung von Staaten, Frauen durch Gesetzgebung, öffentliche 
Bewusstseinsbildung und andere spezielle Maßnahmen 
effektiv zu schützen und zu stärken. Im Strafrecht mehre- 
rer afrikanischer Länder wird weibliche Genitalverstüm- 
melung inzwischen ausdrücklich als Straftatbestand auf- 
geführt, allerdings werden diese Gesetze unterschiedlich 
konsequent angewendet. 

ln ihrem enfwicklungspolifischen Engagement zur Be- 
kämpfung von weiblicher Genitalverstümmelung verfolgt 
die Bundesregierung den Ansatz, nicht die einzelne Frau, 
sondern soziale Gemeinschaften in den Mittelpunkt ihrer 
Arbeit zu stellen. Dieser Ansatz ergibt sich aus der Tatsa- 
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che, dass eine Einzelperson oder Familie, die eine Geni- 
talverstümmelung nicht durchfuhren will, riskiert, aus der 
Gemeinschaft ausgeschlossen zu werden bzw. keinen 
Ehemann für die Tochter zu finden. Die Förderung des 
sozialen Wandels ist daher prioritär. 

Darüber hinaus konzentriert sich die Bundesregierung auf 
Programme mit ausgeprägten Informations-, Erziehungs- 
und Kommunikationskomponenten, so genannten lEC- 
Komponenten (information, education, communication). 
Am effektivsten haben sich hier Ansätze erwiesen, die 
gemeinsam mit der Zielgruppe entwickelt wurden und 
das jeweilige Umfeld sowie die der Praktik zugrunde lie- 
genden Motive sowie lokale Mythen und Gerüchte auf- 
greifen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass auch diese 
Programme an Grenzen stoßen: Sie können zwar das Pro- 
blembewusstsein fördern, für sich allein jedoch nur selten 
Verhaltensweisen grundlegend beeinflussen. 

Auch die Schaffung alternativer Rituale ist eine Möglich- 
keit, die Verbreitung von weiblicher Genitalverstümme- 
lung zu bekämpfen. Dieser Ansatz zielt darauf ab, Inhalte 
des Initiationsrituals zu verändern, d. h. Genitalverstüm- 
melung aufzugeben, gleichzeitig jedoch die positiven As- 
pekte des Rituals (Sexualerziehung, Vermittlung von tra- 
ditionellem Wissen usw.) beizubehalten. Alternative 
Rituale sind vor allem dort erfolgreich, wo sie in enger 
Zusammenarbeit mit betroffenen Gemeinden entwickelt 
und durch zusätzliche Maßnahmen ergänzt werden. 

Daneben fördert die Bundesregierung Aufklärungsarbeit 
in Zusammenarbeit mit religiösen Führern. Repräsentan- 
ten religiöser Organisationen haben auf Gemeindeebene 
starke Netzwerke und sind oft bereit, sich für Maßnah- 
men gegen weibliche Genifalverstümmelung einzusefzen. 
Da sie in der Regel Schlüsselpersonen ihrer Gemeinschaft 
sind, haben ihre Meinungen Vorbild- und Orientierungs- 
funktion für die Gemeindemifglieder. So war weibliche 
Genifalverstümmelung etwa bei den Kikuyu in Kenia frü- 
her weit verbreitet. Heute haben sie diese Praktik nahezu 
aufgegeben, hauptsächlich aufgrund zahlreicher Interven- 
tionen und Predigten von Priestern auf Gemeindeebene. 

ln Regionen mit vorwiegend muslimischer Bevölkerung 
zählen religiöse Motive häufig zu den stärksten Argu- 
menten für die Beibehaltung der weiblichen Genitalver- 
stümmelung. Der Islam schreibt weibliche Genitalver- 
stümmelung jedoch nicht vor, und in einigen streng 
islamischen Ländern wird sie nicht praktiziert. Im Rah- 
men seines Programms „Gute Regierungsführung“ veran- 
sfaltefe das Bundesminisferium für wirfschaftliche Ent- 
wicklung und Zusammenarbeit gemeinsamen mit dem so 
genannten Islamischen Forum und dem Frauenministe- 
rium von Mauretanien im Juni 2007 in Nouakchott ein 
nationales Kolloquium zum Thema „Schädliche Prakti- 
ken für Frauen - Rolle von Tradifion und Islam“. Im An- 
schluss an die Diskussionen erklärten die teilnehmenden 
Geistlichen, dass sie sich öffentlich für die Abschaffung 
der Prakfik einsefzen würden, sobald ihnen eine schriftli- 
che Erklärung der Mediziner zur Schädlichkeit dieser 
Praxis vorliege. 


Überregionales Projekt „Überwindung der 
weiblicben Genitalverstümmelung“ 

Seit 1999 fördert Deutschland das überregionale Projekt 
„Überwindung der weiblichen Genitalverstümmelung“, 
das derzeit in Burkina Faso, Benin, Mali, Mauretanien 
und Kenia durchgeführt wird. Das Programm leistet 
wichtige Aufklärungsarbeit und zielt darauf ab, die Be- 
völkerung in diesen Staaten über die negativen Folgen 
weiblicher Genitalverstümmelung aufzuklären und sie 
davon zu überzeugen, diese Praktik aufzugeben. Die 
Aufklärungsarbeit richtet sich an die betroffenen Mäd- 
chen und Frauen, ihre Eltern und (zukünftigen) Partner, 
an lokale Würdenträger und religiöse Autoritäten, die 
Einfluss auf die Entscheidung nehmen können, sowie an 
die Personen, die den Eingriff vornehmen. So wurde das 
Thema in Mali mit Unterstützung des dortigen Bil- 
dungsministeriums und lokaler Schulbehörden in die 
schulische und außerschulische Bildung integriert, ln 
Guinea, Kenia und Mali wurde durch den innovativen 
Ansatz des Generationendialogs die Kommunikation in 
den Familien und Gemeinden über das Thema positiv 
beeinflusst, ln Burkina Faso zeigte sich bei Teilnehmern 
des so genannten Village Empowerment Programme ein 
positiver Wandel von Einstellungen zu weiblicher Geni- 
talverstümmelung und Gewalt gegen Frauen. Über den 
Deutschen Entwicklungsdienst (DED) fördert Deutsch- 
land zudem eine Reihe von Initiativen in Benin, Burkina 
Faso, Kenia, Mali und im Sudan. 


1 Europa 
Albanien 

Albanien ist eine parlamentarische Demokratie, in der die 
Grundrechte verfassungsrechtlich garantiert sind. Men- 
schenrechtsverletzungen sind in der Transition von einem 
totalitären kommunistischen Regime zu einem Rechts- 
staat stark zurückgegangen, doch gibt es noch Problem- 
bereiche. Menschenrechts- und andere Nichtregierungs- 
organisationen können sich frei betätigen. Allerdings sind 
westeuropäische Standards noch nicht erreicht; bei der 
Beachtung der garantierten Rechte im Alltag und ihrer 
Durchsetzung vor Gericht bestehen weiterhin Defizite. 

Teile der albanischen Gesellschaft sind von einem hohen 
Gewaltniveau geprägt (Wiederaufleben der Blutrachetra- 
dition, hohe Verbreitung von Schusswaffen, organisierte 
Kriminalität). Anlass zur Sorge gibt insbesondere die - 
oft häusliche - Gewalt gegen Frauen bei häufiger Straf- 
freiheit der Täter. Vor diesem Hintergrund wurde am 
19. Dezember 2007 eine gemeinsam mit der Geberge- 
meinschaft entwickelte Strategie „on Gender Equality 
and Domestic Violence“ vom Ministerrat gebilligt. Trotz 
einer Verbesserung der Situation bleibt Albanien Her- 
kunfts- und Durchgangsland für Menschenhandel (z. B. 
aus China). Es sind vor allem Kinder und Frauen, die im 
Ausland Opfer von Zwangsprosfitution und sonstiger 
Formen der Ausbeutung werden. 

Einige Minderheiten werden gesellschaftlich diskrimi- 
niert. Betroffen sind insbesondere Homosexuelle, Roma 
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sowie die staatlich nicht als Minderheit anerkannten Bal- 
kan-Ägypter. Die Roma leiden unter erheblich schlechte- 
ren Lebensbedingungen als die Mehrheitsbevölkerung. 
Zwar findet keine unmittelbare staatliche Repression ge- 
genüber bestimmten Personengruppen wegen ihrer Rasse, 
Religionszugehörigkeit, Nationalität oder politischen 
Überzeugung statt, doch liegen Berichte über Menschen- 
rechtsverletzungen durch die Polizei an Homosexuellen 
und Roma vor. Die Haftbedingungen, vor allem im poli- 
zeilichen Untersuchungsgewahrsam, sind hart. Insbeson- 
dere im Polizeigewahrsam kam es vereinzelt zur Miss- 
handlung von Festgenommenen und zu Festnahmen ohne 
ausreichende Rechtsgrundlage. Der Zustand der psychia- 
trischen Kliniken sowie die Behandlung und Versorgung 
der Kranken entspricht noch nicht überall internationalen 
Menschenrechtsstandards. 

Im Rahmen der Rechtsangleichung an die Europäische 
Union machen der Aufbau eines Rechtsstaates und der 
effektive Schutz der Menschenrechte weiterhin Fort- 
schritte. Die Europäische Union arbeitet durch die Euro- 
päische Initiative für Demokratisierung und Menschen- 
rechte an der Verbesserung der Menschenrechtslage (u. a. 
in den Bereichen Menschenhandel, Kinder- und Frauen- 
rechte). Die EU stellt Albanien auch umfangreiche Vor- 
beitrittshilfen zur Verfügung, die insbesondere in den Be- 
reichen Justiz (EURALIUS) und Polizei (PAMECA) der 
Verbesserung der Menschenrechtslage zugute kommen. 
Deutschland hatte von Dezember 2004 bis Ende 2007 die 
Projektleitung von PAMECA inne und hat so zur Profes- 
sionalisierung der Polizei beigetragen. Weiterhin unter- 
stützte Deutschland im Berichtszeitraum eine Reihe von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, darunter ein Beratungs- 
zentrum für Frauen in Kukes, in dem Opfer häuslicher 
Gewalt Beistand finden. 

Republik Belarus 

Die Menschenrechtslage in Belarus gibt weiterhin Anlass 
zur Besorgnis. Die Kritikpunkte der internationalen Staa- 
tengemeinschaft wurden auch im Berichtszeitraum nicht 
beseitigt. Im Umfeld der nach Einschätzung der OSZE 
massiv manipulierten Präsidentenwahlen am 19. März 
2006, bei denen sich Präsident Lukaschenko mit 83 Pro- 
zent der Stimmen im Amt bestätigen ließ, wurde die Re- 
pression gegen Opposition, unabhängige Nichtregie- 
rungsorganisationen und nichtstaatliche Medien vielmehr 
weiter verstärkt. Anzeichen für eine grundlegende Besse- 
rung der Menschenrechtslage gibt es derzeit nicht. Präsi- 
dent Lukaschenko, der seit Anfang 2007 durch steigende 
Energiepreise auch vonseiten Russlands verstärkt unter 
Druck steht, sucht seine Macht nach innen durch anhal- 
tenden Druck auf Opposition und politische Zivilgesell- 
schaft zu sichern. 

Der seit 1999/2000 bestehende Verdacht, Präsident 
Lukaschenko und/oder einige seiner engsten Mitarbeiter 
hätten mehrere prominente Regimegegner verschwinden 
lassen, konnte von Belarus bisher nicht durch entspre- 
chende juristische Aufarbeitung ausgeräumt werden. Im 
April 2004 hatte ein von der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarats in Auftrag gegebener und vom 


Rechtsausschuss der Versammlung im April 2004 gebil- 
ligter Bericht des zypriotischen Abgeordneten Pourgouri- 
des den Verdacht untermauert, dass hohe und höchste 
Amtsträger in Belarus die Ermittlungen in den Fällen sys- 
tematisch hintertrieben oder sogar in das Verschwinden 
der Betroffenen unmittelbar verwickelt waren. 

ln Reaktion auf den beständigen Druck seitens der EU 
und der USA hat die belarussische Führung ab Mitte Ja- 
nuar 2008 fünf politische Häftlinge in die Freiheit entlas- 
sen. ln Haft blieb Ende Februar 2008 allein der unterle- 
gene Kandidat der Präsidentschaftswahlen 2006 und 
frühere Rektor der staatlichen Universität Alexander 
Kozulin (fünf Jahre Haft). Daneben wurden zunehmend 
jugendliche Dissidenten mit so genannter Administrativ- 
haft von zehn bis 15 Tagen eingeschüchtert. Die Todes- 
strafe wird in Belarus weiterhin verhängt und vollstreckt. 
Die Europäische Union hat im November 2006 in einem 
informellen Aktionsplan Belarus die volle Zusammen- 
arbeit im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftsinitia- 
tive angeboten, unter der Voraussetzung, dass zwölf 
zentrale Forderungen zur Demokratisierung, Meinungs- 
freiheit und Wahrung der Menschenrechte im Land erfüllt 
werden. 

Bosnien nnd Herzegowina 

Die Menschenrechtslage in Bosnien und Herzegowina 
verbessert sich kontinuierlich. Der Schutz der Menschen- 
rechte ist weitestgehend institutionalisiert. Die Bundes- 
republik Deutschland unterstützt im Rahmen des 
Stabilitätspakts für Südosteuropa mehrere Nichtregie- 
rungsorganisationen in den menschenrechtlich relevanten 
Bereichen Armutsbekämpfung, Frauenarbeit, Vermissten- 
suche, Aufbau der Zivilgesellschaft und Minderheitenför- 
derung. Kritisch zu bewerten ist die Situation der an ihren 
Heimatort zurückgekehrten ethnischen Minderheiten - 
sowohl hinsichtlich der häufig verzögerten Rückgabe ih- 
res Wohneigentums als auch hinsichtlich ihrer schleppen- 
den Reintegration in das soziale Leben (Arbeitsmarkt, 
Schulbildung). Problematisch für ein künftiges multi- 
ethnisches Zusammenleben bleibt die häufig strikt 
ethnisch getrennte Schulausbildung. 

Minderheiten, die nicht den drei konstitutiven Volksgrup- 
pen angehören (ca. 5 Prozent der Bevölkerung), werden 
durch die Gesamtstaatsverfassung und auch durch die 
beiden Entitätsverfassungen weiterhin dahingehend be- 
nachteiligt, dass sie nicht alle Staatsämter bekleiden dür- 
fen. Die größte nichtkonstitutive Minderheit sind die 
Roma. Zwar haben die staatlichen Behörden und interna- 
tionale Organisationen, vor allem die OSZE, einige Maß- 
nahmen zur Verbesserung ihrer Lage ergriffen. Gleich- 
wohl stellt die Verbesserung der Lage der Roma- 
Minderheit weiterhin eine der größten Herausforderungen 
dar. Die Verfolgung von Kriegsverbrechen durch die lo- 
kalen Behörden ist mittlerweile zufrieden stellend. Die 
beim Obersten Gericht für Bosnien und Herzegowina an- 
gesiedelte und mit nationalen und internationalen Rich- 
tern und Staatsanwälten besetzte Sonderkammer für 
Kriegsverbrechen arbeitet auch mit deutscher finanzieller 
und personeller Unterstützung. 



Drucksache 16/10037 


-148- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafge- 
richtshof für das ehemalige Jugoslawien (IStGHJ) hat 
sich im Berichtszeitraum verbessert, ist aber noch nicht 
vollständig hergestellt. Das am 26. Februar 2007 verkün- 
dete IGH-Urteil zur Völkermordklage von Bosnien und 
Herzegowina gegen Serbien und Montenegro stellte im 
Verfahren zur Anwendbarkeit der Konvention über die 
Verhütung und Bestrafung des Völkermordes fest: Der 
Staat Serbien habe zwar keinen Völkermord begangen, 
aber in Bezug auf das Massaker von Srebrenica gegen die 
Verpflichtung zur Verhütung von Völkermord verstoßen; 
außerdem habe Serbien gegen die Verpflichtung zur Be- 
strafung von Völkermord verstoßen, indem es den vom 
IStGHJ angeklagten General Mladic bislang nicht festge- 
nommen und überstellt habe. Der IGH lehnte es aber ab, 
Serbien - wie von Bosnien und Herzegowina beantragt - 
zur Zahlung von Schadensersatz zu verurteilen. 

Bosnien und Herzegowina wurde im Dezember 2006 in 
das Programm „Partnerschaft für den Frieden“ der NATO 
aufgenommen und hat am 4. Dezember 2007 das Stabi- 
lisierungs- und Assoziierungsabkommen mit der EU 
paraphiert. Die in Bosnien und Herzegowina tätige Euro- 
päische Polizeimission (EUPM) ist die erste Krisenma- 
nagementoperation der EU. Bei EUPM arbeiten derzeit 
194 internationalen Experten, davon 165 Polizisten und 
29 zivile Berater. Das aktuelle Mandat der EUPM läuft 
bis Ende 2009 und unterstützt das Gastland beim Aufbau 
einer tragfähigen, professionellen und multi ethnischen 
Polizeistruktur, die im Einklang mit europäischen und in- 
ternationalen Standards arbeitet. EUPM hat kein exekuti- 
ves Mandat, die Mission ist ausschließlich durch Bera- 
tung, Überwachung und Kontrolle der bosnischen 
Polizeibehörden tätig. Deutschland beteiligt sich derzeit 
mit 1 8 Polizisten aus Bund und Ländern und drei zivilen 
Experten an der EUPM. 

Republik Moldau 

Menschenrechte und Minderheiten werden von der Ver- 
fassung geschützt. Mit dem Beitritt zum Europarat hat 
sich die Republik Moldau 1995 verpflichtet, ihre Gesetz- 
gebung den dort gesetzten Standards anzupassen. Dieser 
Verpflichtung ist die Republik Moldau durch zahlreiche 
neue Gesetze und Gesetzesänderungen, die sich an den 
Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskonvention 
orientieren, weitgehend nachgekommen. Die Umsetzung 
dieser Gesetze schreitet jedoch nur schleppend voran. So 
bestehen weiterhin große Defizite bei der Unabhängigkeit 
der Justiz und der Lage im Strafvollzug. Die zustände 
dort und bei Gerichtsverfahren entsprechen noch nicht 
europäischen Standards. 

Die Kommunistische Partei (KP) erzielte bei den Wahlen 
im Frühjahr 2001 die absolute Mehrheit. Auch nach Ver- 
lust der absoluten Mehrheit der KP im Jahr 2005 konnte 
sich - aus vielfältigen Gründen - keine durchsetzungs- 
fähige Opposifion bilden. Dies lieg! nicht nur an der Ein- 
flussnahme der kommunistischen Regierung auf die Ar- 
beit der Oppositionsparteien, sondern auch daran, dass 
diese die vorhandenen Möglichkeiten, Unterstützung bei 
der Zivilbevölkerung zu gewinnen, nicht nutzen. Eine la- 


tente Gefahr für Opposifionspolitiker, einer sfaatlichen 
Rufmordkampagne ausgesefzf zu werden, besieht weiter- 
hin. In Einzelfällen sind politisch motivierte Gerichtsver- 
fahren zu beobachten. Auch ist der Zugang zu den Me- 
dien für Oppositionsparteien bereits im Vorfeld der 2009 
stattfindenden Präsidentenwahlen eingeschränkt. 

Die Haftbedingungen in den moldauischen Gefängnissen 
sind hart, können aber nicht generell als menschenunwür- 
dig bezeichnet werden. Wegen der Überstellung von 
Straftätern aus deutschen in moldauische Gefängnisse hat 
die Botschaft entsprechende Ortsbesichtigungen vorge- 
nommen und diesbezüglich auch mit überstellten Straftä- 
tern gesprochen. Berichte über Misshandlungen in Poli- 
zeigewahrsam und Untersuchungshaft sind bekannt. Die 
Tätigkeit der Strafverfolgungsbehörden entzieht sich oft- 
mals der Kontrolle der Staatsanwaltschaft. Im schlecht 
und unregelmäßig bezahlten Justizwesen ist Korruption 
weit verbreitet. Der Ausgang von Gerichtsverfahren wird 
nicht selten durch die Finanzkraft der Prozessbeteiligten 
beeinflusst. 

Die Pressefreiheit wird zum Teil durch den Staat einge- 
schränkt. Zwar gibt es unabhängige Fernsehsender und 
Zeitungen, die sich kritisch äußern, Regierung und Staat 
versuchen jedoch, auf die Berichterstattung Einfluss zu 
nehmen. So üben private Fernsehsender entweder Selbst- 
zensur oder werden von der nicht unabhängigen Rund- 
funkkommission mit dem Entzug der Sendelizenz 
bedroht. Unabhängigen Zeitungen können ruinöse Scha- 
densersatzklagen drohen. Der bisher staatliche Fernseh- 
sender TeleRadio Moldova wurde in eine öffentlich- 
rechtliche Anstalt umgewandelt, bleibt aber unter starkem 
Einfluss der KP. 

Die Menschenrechtslage im nicht von der Zentralregie- 
rung kontrollierten abtrünnigen Landesteil Transnistrien 
ist von einem totalitären Regime geprägt. Die Polizei und 
Sicherheitsorgane sowie die Judikative haben sich allein 
gegenüber der Führung des Landesteiles zu verantworten 
und agieren willkürlich. Die letzten beiden Gefangenen 
der seit 1992 einsitzenden Ilascu-Gruppe wurden 2007 
entlassen. Presse und Medien sind nicht frei und unterlie- 
gen der Aufsicht des Staates und dessen Organen. 

Russische Föderation (inkl. Tschetschenien/ 
Nordkaukasus) 

Die Situation der Menschenrechte in Russland ist immer 
noch durch eine breite Kluft zwischen in der Verfassung 
und durch Ratifikation internationaler Menschenrechts- 
konventionen rechtlich verbriefter Normen und deren 
fehlender tatsächlicher Umsetzung gekennzeichnet. His- 
torischer Mangel an Rechtsstaatskultur, fehlender Re- 
spekt für individuelle Rechte und Freiheiten bei Behör- 
den, Politikern und Bürgern, schwierige materielle 
Rahmenbedingungen (einschl. Kriminalität und teilweise 
Mangel an innerer Sicherheit), das umfängliche Fehlen 
einer unabhängigen Judikative sowie die immer noch 
weit verbreitete Korruption erschweren die Durchsetzung 
der Menschenrechte. Im Vorfeld der russischen Präsident- 
schaftswahlen hat sich Dimitrij Medwedew für eine Sfär- 
kung des Rechfssfaats in Russland ausgesprochen. 
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Geographischer Schwerpunkt der Menschenrechtsverlet- 
zungen im Berichtszeitraum waren trotz einer gewissen 
Entspannung Tschetschenien und die angrenzenden 
Nordkaukasusrepubliken, insbesondere Inguschetien und 
Dagestan. 

Das Vorgehen von Sicherheitskräften und Polizei ist oft 
geprägt durch Willkür. Die Bedingungen des Strafvoll- 
zugs, in dem Resozialisierung kaum eine Rolle spielt, und 
die Lage in den veralteten und überbelegten Gefängnissen 
sind kritisch. Seit 1996 gilt ein Anwendungsmoratorium 
des Präsidenten bezüglich der Todesstrafe. Die Men- 
schenrechtssituation innerhalb des Militärs ist schwierig. 
Insbesondere die menschenunwürdige Behandlung von 
Wehrpflichtigen durch dienstältere Wehrdienstleistende 
oder Vorgesetzte (Dedowschtschina) hat gravierende 
Ausmaße. 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie Mei- 
nungs- und Pressefreiheit sind verfassungsrechtlich ga- 
rantiert, durch Gesetzgebung und Exekutive jedoch zahl- 
reichen Einschränkungen unterworfen, ln Einzelfällen 
kam es insbesondere im Vorfeld der Dumawahlen 2007 
und der Präsidenfschaftswahlen 2008 zu selekfiven De- 
monsfrafionsverbofen. Organisatoren und potenzielle 
Teilnehmer einer Serie von Demonstrationen oppositio- 
neller Parteien (Märsche der Nichteinverstandenen) 
wurden durch unterschiedlichste Maßnahmen behindert 
(polizeiliche Befragungen, vorübergehende Ingewahr- 
samnahme, Verweigerung der Mitnahme in öffentlichen 
Verkehrsmitteln, Nichtzulassung des beantragten De- 
monstrationsverlaufs, gewaltsame Demonstrationsauflö- 
sung, Inhaftierung einzelner Demonstranten). 

Das im April 2006 in Kraft getretene Gesetz über nicht- 
kommerzielle Organisationen sieht umfassende Berichts- 
pflichten für Nichtregierungsorganisationen vor. Das Ge- 
setz war nach deutlicher russischer und internationaler 
Kritik (auch die Bundesregierung hat das Thema mehr- 
fach gegenüber der russischen Seite angesprochen) und 
einem auf russische Bitte am 1 . Dezember 2005 überge- 
benen Rechtsgutachten des Europarats abgemildert wor- 
den. ln Einzelfällen wird auf Nichtregierungsorganisatio- 
nen über Strafverfahren Druck ausgeübt. Das 2006 und 
2007 geänderte Gesetz zur Bekämpfung extremistischer 
Tätigkeiten wird als umfangreich einsetzbares Instrument 
auch gegen Opposition und Presse kritisiert, insbesondere 
wegen der unscharfen Definition von Extremismus. Die 
Tendenz zu starker staatlicher Kontrolle der Medien, ins- 
besondere im TV- und Hörfunkbereich, hat sich fortge- 
setzt. Der Intemetbereich ist weitgehend frei. 

Frauen wird durch die russische Verfassung Gleichheit 
garantiert, ihre tatsächliche Situation ist aber durch eine 
patriarchal geprägte Gesellschaft bestimmt. Nach Infor- 
mationen von Nichtregierungsorganisationen verliert eine 
große Zahl Frauen ihr Leben durch Gewalt im engsten 
Familienkreis. Kinderheime, in denen elternlose, obdach- 
lose und behinderte Kinder untergebracht werden, zeich- 
nen sich verbreitet durch unmenschliche und entwürdi- 
gende Zustände aus. Homosexualität ist in Russland seit 
1993 nicht mehr strafbar, eine staatliche Diskriminierung 
findet nicht statt, ln der Bevölkerung sind Vorurteile ge- 


genüber sexuellen Minderheiten jedoch noch weit ver- 
breitet. Im Mai 2006 sowie im Mai 2007 wurde die ge- 
plante Gay-Pride-Parade in Moskau nicht genehmigt. 

Fremdenfeindliche Ressentiments haben in der Bevölke- 
rung und in den Behörden in den vergangenen Jahren zu- 
genommen. Sie richten sich insbesondere gegen Tschet- 
schenen und andere Kaukasier, so genannte Tschomyje 
(Schwarze). Präsident Putin hat sich immer wieder klar 
gegen Antisemitismus, Fremdenhass und Nationalismus 
ausgesprochen und diesen Strömungen den Kampf ange- 
sagt. 

Die Lage in Tschetschenien und in den angrenzenden 
Nordkaukasusrepubliken ist entgegen amtlicher russi- 
scher Darstellung noch immer weit von einer politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Normalität entfernt. Zwar 
hat sich die Sicherheit der Zivilbevölkerung in Tschet- 
schenien mittlerweile stabilisiert: Razzien, Verschleppun- 
gen, „Säuberungsaktionen“, Plünderungen und Über- 
griffe durch russische Soldaten und Angehörige der 
tschetschenischen Sicherheitskräfte, aber auch Guerilla- 
Aktivitäten und Geiselnahmen der Rebellen haben nach 
Einschätzung von Menschenrechtsorganisationen und in- 
ternationalen Organisationen deutlich abgenommen. 
Nichtregierungsorganisationen weisen jedoch zugleich 
darauf hin, dass es in der gesamten Region nach wie vor 
zu willkürlichen Überfällen bewaffneter, nicht zuzuord- 
nender Kämpfer, Verschleppungen von Zivilisten sowie 
Festnahmen und Bombenanschlägen kommt. Weiterhin 
ist in Berichten von regelmäßigen schweren Menschen- 
rechtsverletzungen durch staatliche Organe die Rede: 
Nach wie vor wird von schweren Misshandlungen im Ge- 
wahrsam von Sicherheitskräften in der Region sowie, ins- 
besondere in Inguschetien, von extralegalen Tötungen be- 
richtet. Schwere Verbrechen und Vergehen werden auch 
von Seiten verschiedener Rebellengruppen begangen, ln 
Inguschetien und Dagestan hat sich die Sicherheitslage 
seit Sommer 2007 deutlich verschlechtert, es kam zu ei- 
ner Häufung von Anschlägen. Terroristische Gewaltakte 
werden auch immer wieder aus Kabardino-Balkarien und 
Nordossetien gemeldet. Beim Kampf der Sicherheits- 
kräfte gegen den Terrorismus kommt es nach Angaben 
von Menschenrechtsorganisationen auch hier zu willkür- 
lichen Verhaftungen, Verschwindenlassen sowie Folter 
und Mord an „Terrorverdächtigen“. Die strafrechtliche 
Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen in der Re- 
gion ist unzureichend. 

Russland ist seit 1996 Mitglied des Europarats, ln der am 
13. März 2007 veröffentlichten Erklärung des Antifolter- 
komitees des Europarats wird Russland vor allem wegen 
mangelnder Kooperation und Umsetzung hinsichtlich der 
wiederholten Kritik des Komitees zu den unrechtmäßigen 
Festnahmen, Misshandlungen durch Sicherheitskräfte 
und fehlenden Ermittlungen dazu in Tschetschenien kriti- 
siert. Ein erheblicher Teil der vor dem Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte in Straßburg anhängigen 
Individualbeschwerden betrifft Russland. Insgesamt wa- 
ren am 31. Dezember 2007 20 200 Beschwerden gegen 
Russland anhängig (26 Prozent), wobei die meisten Ein- 
gaben aus Russland die Berechnungsmethode für Milifär- 
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Pensionen und Gehälter, Gesehehnisse in Tsehetsehenien, 
Niehtumsetzung nationaler Urteile, Verwerfung reehts- 
kräftiger Urteile, überlange Untersuehungshaft ohne aus- 
reiehende reehtliehe Grundlage und unmensehliehe Be- 
dingungen in den Gefängnissen zum Gegenstand haben. 

EU-Russland-Menschenrechtskonsultationen 

Die halbjährliehen Mensehenreehtskonsultationen der EU 
mit Russland wurden beim EU -Russland-Gipfel am 
25. November 2004 vereinbart. Die erste Gespräehsrunde 
fand am 1. März 2005 in Luxemburg statt. Traditionell 
finden am Vorabend der Konsultationen Treffen der EU 
mit russisehen und internationalen Niehtregierungsorga- 
nisationen statt. Bislang nimmt Russland an diesen Ge- 
spräehen nieht teil. Aufgrund der russisehen Zurüekhal- 
tung konnte bisher - entgegen der übliehen Praxis mit 
anderen Staaten - noeh kein die Konsultationen beglei- 
tendes Seminar von Reehtsexperten und Vertretern von 
Niehtregierungsorganisationen stattfinden. 

Während der deutsehen EU-Ratspräsidentsehaft fanden 
die Konsultationen am 3. Mai 2007 in Berlin statt, die 
darauf folgende Konsultationsrunde unter portugiesi- 
sehem Ratsvorsitz am 3. Oktober 2007 in Brüssel. Die 
Tagesordnung beinhaltet regelmäßig die Themen Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit, Medienfreiheit, ver- 
sehiedene Gesetzesvorhaben, Mensehenreehtssehutz beim 
Kampf gegen den Terrorismus, Folter und Misshandlung, 
Beaehtung von Reehtstaatliehkeit und die Situation im 
Nordkaukasus, mensehenreehtliehe Einzelfälle sowie die 
Zusammenarbeif in VN-Gremien und im Europaraf ein- 
sehließlieh der Reform des Europäisehen Geriehtshofes 
für Mensehenreehte. Die EU forderf hierbei die Ratifika- 
tion des Zusatzprotokolls Nr. 14 dureh Russland. Russ- 
land übergibt regelmäßig einen Fragenkatalog an die EU 
mit der Bitte um Erläuterung zu vermeintliehen Missstän- 
den im Mensehenreehtsbereieh aus russiseher Sieht inner- 
halb der EU. 

Serbien 

Die Mensehenreehtslage in Serbien entsprieht ungeaehtet 
der in Teilbereiehen anhaltenden Defizite weitgehend in- 
ternationalen Standards. Offenkundige bzw. systemati- 
sehe Mensehenreehtsverletzungen, wie sie vor der demo- 
kratisehen Wende am 5. Oktober 2000 häufig vorkamen, 
sind nur noeh sehr selten zu verzeiehnen. Problematiseh 
bleibt die unzulängliehe demokratisehe Kontrolle von Ar- 
mee, Polizei und Geheimdiensten, die in Einzelfällen 
Mensehenreehfsverletzungen erleiehtert und deren Ahn- 
dung ersehwerf. 

Für Serbien gelten die meisten wiehtigen internationalen 
Mensehenreehtsinstrumente. Serbien hatte von Mai bis 
November 2007 den Vorsitz im Europarat inne. Wieh- 
tigste Änderung der Gesetzeslage im Beriehtszeitraum 
war das Inkrafttreten einer neuen Verfassung am 8. No- 
vember 2006, die einen umfassenden Mensehenreehtska- 
talog beinhaltet. Die Bedeutung der Mensehenreehte wird 
in Serbien sowohl von der Bevölkerung insgesamt als 
aueh vor allem von Justiz, Polizei und Militär erst allmäh- 


lieh verstanden, anerkannt und respektiert. Es muss davon 
ausgegangen werden, dass im Beriehtszeitraum in Einzel- 
fällen weiferhin Mensehenreehfe verlefzf wurden. Dies isf 
aueh für die Zukunft anzunehmen. Der Mitte 2007 erst- 
mals gewählte Ombudsmann und versehiedene Nieht- 
regierungsorganisationen bemängelten am 10. Dezember 

2007 (Tag der Mensehenreehte) das Fehlen einer Men- 
sehenreehtskultur, das Ausbleiben adäquater Reaktionen 
bei Übergriffen sowie insgesamt eine Versehleehterung 
gegenüber dem Vorjahr. 

Es waren Fälle zu verzeiehnen, in denen sieh Exekutive 
und Legislative über riehterliehe und höehstriehterliehe 
Entseheidungen hinwegsetzten oder es Indizien für direk- 
fes Eingreifen in laufende Verfahren gab. Das Verfas- 
sungsgeriehf war rund 18 Monafe niehf arbeifsfähig, da 
sieh die Regierung im Rahmen des vorgesehenen Vor- 
sehlagsverfahrens nieht auf geeignete Riehterkandidaten 
verständigen konnte. Die Presse kann ihre Funktion als 
vierte Gewalt im Staat nur bedingt wahmehmen, da Ser- 
biens Medienlandsehaft zwar giundsätzlieh pluralistiseh 
ist, jedoeh von Parteien und Wirtsehaftstyeoons dominiert 
und instrumentalisiert wird. Minderheiten sind trotz des 
in der Verfassung verankerten Diskriminierungsverbots in 
untersehiedliehem Ausmaß faktisehen Benaehteiligungen 
oder gesellsehaftliehen Vorurteilen ausgesetzt. Der Ver- 
wirkliehung wirtsehaftlieher und sozialer Reehte sind 
dureh die Wirtsehafts- und Haushaltslage enge Grenzen 
gesetzt. Die Aufarbeitung der politisehen Morde und 
Kriegsverbreehen der jüngeren Vergangenheit und die 
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgeriehts- 
hof für das ehemalige Jugoslawien (IStGHJ) maehen 
-trofz einiger abgesehlossener Verfahren - nur geringe 
Fortsehritte. Das Auswärtige Amt und die Bundesregie- 
rung unterstützen seit Jahren in Zusammenarbeit mit 
deutsehen, serbisehen und internationalen Partnern in 
großem Umfang Projekte zur Förderung der Mensehen- 
reehte in Serbien (Sehwerpunktbereiehe: Justizreform, 
Minderheitenförderung, interethnisehe Beziehungen, Ver- 
gangenheifsbewältigung und Armufsbekämpfung). 

Kosovo (bis 17. Februar 2008 unter VN-Übergangs- 
verwaltung; Kosovo bat sieb am 17. Februar 2008 für 
unabbängig erklärt, Deutscbland bat am 21. Februar 

2008 Kosovo völkerrecbtlicb anerkannt und 
diplomatische Beziehungen aufgenommen) 

Die Resolution 1244 (1999) des VN-Sieherheitsrates be- 
nennt den Sehutz und die Förderung der Mensehenreehte 
im Kosovo ausdrüeklieh als Hauptaufgaben der interna- 
tionalen zivilen Präsenz. Für jegliehe Besehwerden von 
Personen, die sieh einer Missaehtung ihrer Mensehen- 
reehte ausgesetzt fühlen oder die einen Amfsmissbraueh 
dureh die zivilen infemafionalen oder lokalen Behörden 
im Kosovo geltend maehen wollen, ist eine Ombuds- 
mannstelle eingeriehtet worden. Diese befindet sieh seit 
2006 unter kosovariseher Verantwortung. Die Einwohner 
des Kosovo haben derzeit keinen Zugang zu den Institu- 
tionen der Europäisehen Mensehenreehtskonvention. 

Die lokale Polizei (KPS) praktiziert keine Folter. Dies gilt 
selbstverständlieh aueh für die zivile internationale Ver- 
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waltung (UNMIK) oder die im Kosovo stationierten 
NATO- Verbände (KFOR). Die Todesstrafe existiert im 
Kosovo nieht. 

Der Sehutz der Mensehenreehte (dabei insbesondere Me- 
ehanismen zum Sehutz der Minderheiten und Fragen der 
Rüekkehr von Flüehtlingen) hat bei den Verhandlungen 
über den künftigen Status des Kosovo sowohl unter dem 
VN-Vermittler Ahtisaari als aueh während der Verhand- 
lungsbemühungen der Troika aus Vertretern der EU, der 
USA und Russlands eine wesentliehe Rolle gespielt. 
Deutsehland hat sieh in den entspreehenden Gremien und 
insbesondere in der Kosovo-Kontaktgruppe stets aktiv für 
die Verankerung besonderer Meehanismen zum Schutz 
der Menschen- und Volksgruppenrechte eingesetzt. Die 
Institutionen des Kosovo, das am 17. Februar 2008 seine 
Unabhängigkeit erklärt hat, haben sich wiederholt zu die- 
sen Prinzipien bekannt. 

Seit 1999 unterstützt die Bundesregierung das Kosovo 
zusammen mit lokalen, deutschen und internationalen 
Partnern bei der Erreichung internationaler Standards im 
Menschenrechtsbereich. Dazu zählen der Aufbau demo- 
kratischer, rechtsstaatlicher und effizienter Institutionen 
und die Steigerung von Kompetenz und Eigenverantwor- 
tung von Mitarbeitern im zivilgesellschaftlichen Bereich. 
Vor dem Hintergrund der politischen Entwicklung im Ko- 
sovo kommt den Kommunen eine große Bedeutung für 
den Reform- und Demokratisierungsprozess zu. 

Türkei 

Das herausragende politische und für die weitere Ent- 
wicklung der Türkei wegweisende Ereignis war der Be- 
ginn der EU-Beitrittsverhandlungen am 3. Oktober 2005. 
Mit Inkrafttreten des 8. Reformpaketes (Vereinsgesetz, 
Strafgesetzbuch, Strafprozessordnung, Strafvollzugsord- 
nung, Gesetz zur Schaffung einer Kriminalpolizei, Gesetz 
über die zweitinstanzlichen Berufungsgerichte) im Juni 
2005 hatte die Türkei die politischen Kopenhagener Kri- 
terien dafür hinreichend erfüllt. Vor allem durch die Än- 
derungen im materiellen und formellen Strafrecht wurden 
die bürgerlichen Freiheiten gestärkt. Mit Annahme des 
9. EU-Harmonisierungspaketes im Herbst 2006 kam es 
zu weiteren legislativen Verbesserungen. Zusätzliche grö- 
ßere Gesetzesvorhaben wurden seitdem nicht in Angriff 
genommen. 

Der jüngste „Bericht über die Fortschritte der Türkei auf 
dem Weg zum Beitritt“, den die EU-Kommission am 
6. November 2007 vorgelegt hat, kritisiert die mangeln- 
den Reformfortschritte 2007, stellt aber das innenpoli- 
tisch schwierige Jahr für die Türkei in Rechnung. Der 
Kommissionsbericht bescheinigt der Türkei Fortschritte 
bei der Ratifizierung internationaler Menschenrechts- 
instrumente und der Umsetzung der Rechtssprechung des 
EGMR. Die EU-Kommission fordert die Änderung von 
Artikeln des türkischen Strafgesetzbuches, die die Mei- 
nungsfreiheit einschränken, und deren Anpassung an die 
EMRK und die Rechtssprechung des EGMR, da Strafver- 
folgung und Verurteilung gewaltfreier Meinungsäußerun- 
gen zeigen, dass die türkischen Gesetze Meinungsfreiheit 
nach europäischen Standards noch nicht vollständig ga- 


rantieren. Die Kommission schlägt diese Änderungen als 
„Benchmarks“ für die Eröffnung des 23. Verhandlungska- 
pitels (Justiz und Inneres) vor. Die „Null-Toleranz-Politik 
der türkischen Regierung gegenüber Folter zeigt weiter- 
hin positive Wirkung. Die Fälle von Folter und Misshand- 
lung sind weiter zurückgegangen, Defizite bestehen noch 
bei der Strafverfolgung. Die türkische Regierung hat 
durch umfassende Reformen der vergangenen Jahre im 
Zivil-, Arbeits-, Straf- und Verfassungsrecht wichtige Vo- 
raussetzungen für die Gleichsfellung von Frauen und 
Männern in der Türkei geschaffen, die jedoch noch der 
Verankerung in der Gesellschaft bedürfen. 

Die EU-Kommission stellt in ihrem Fortschrittsbericht er- 
neut keinen Fortschritt bei der Ausweitung von Minder- 
heitenrechten und kulturellen Rechten fest. Die religiösen 
Minderheiten und Gemeinden verfügten nach wie vor 
über keine Rechtspersönlichkeit. Es müsse ein umfassen- 
der gesetzlicher Rahmen in Übereinstimmung mit euro- 
päischen Standards verabschiedet werden, damit sich alle 
religiösen Gemeinden ohne unangemessene Einschrän- 
kungen betätigen könnten, ln den Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei werden die Menschenrechte im Verhand- 
lungskapitel 23 (Justiz und Grundrechte) behandelt. Die 
EU-Kommission schlägt insgesamt sechs „opening 
benchmarks“ vor, die vor einer Verhandlungseröffnung 
von der Türkei zu erfüllen sind. Hierzu zählen neben der 
Erarbeitung eines Aktionsplans zur Umsetzung der 
Grundrechte auch die Vorlage von Strategiepapieren zur 
Justizreform und zur Korruptionsbekämpfüng, die Ein- 
richtung eines Ombudsmannsystems, die Revision der 
türkischen Gesetzgebung zur Meinungsfreiheit sowie die 
Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur VN- Antifolterkon- 
vention. 

Die überarbeitete Beitrittspartnerschaft 2007 der Europäi- 
schen Union mit der Türkei enthält einen an die aktuelle 
Lage angepassten Katalog mit konkreten Vorgaben im 
Menschenrechtsbereich. Die Bundesregierung teilt die 
Einschätzung der EU-Kommission in deren Fortschritts- 
berichten und ist davon überzeugt, dass die Europäische 
Union mit diesen regelmäßigen Berichten sowie der Bei- 
trittspartnerschaft einen wichtigen Beitrag zur weiteren 
Verbesserung der Menschenrechtslage in der Türkei leis- 
ten wird. 

Im bilateralen Verhältnis sieht die Bundesregierung es 
wie bisher als ihre Aufgabe an, sowohl in den noch defi- 
zitären Bereichen auf eine weitere Verbesserung der Men- 
schenrechtslage hinzuwirken, als auch - wo erforderlich - 
auf konkrete Fälle von Menschenrechtsverletzungen auf- 
merksam zu machen. Ihr besonderes Augenmerk richtet 
die Bundesregierung dabei auf die Gewährung von Mei- 
nungsfreiheit sowie die Erweiterung der Minderheiten- 
rechte und der Religionsfreiheit. 

Ukraine 

Die Ukraine ist durch die „orange Revolution“ 2004 deut- 
lich freier und demokratischer geworden. Eine der Kem- 
forderungen der Revolution - faire und freie Wahlen - ist 
weitgehend verwirklicht. Davon zeugen die Parla- 
mentswahlen 2006 und 2007. Die politische Krise im 
Frühjahr 2007 - der Gegensatz zwischen Staatspräsident 
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Juschtschenko und dem damaligen Ministerpräsidenten 
Janukowytsch - wurde friedlich und demokratisch ent- 
schärft. Die Ukraine ist daher, trotz aller Probleme, bei ih- 
rer schwierigen politischen und wirtschaftlichen Trans- 
formation auf einem gewundenen, aber guten Weg. Die 
Unklarheiten in der Verfassung, einer der Gründe für die 
politische Krise, müssen noch durch eine Verfassungs- 
reform bereinigt werden. 

Versammlungs- und Pressefreiheit sind durch den Staat 
nicht mehr bedroht. Die Bürgergesellschaft ist deutlich le- 
bendiger als früher. Menschenrechtsorganisationen waren 
wichtige Ansprechpartner für alle Regierungen der ver- 
gangenen Jahre. Die Ukraine ist mittlerweile Vertrags- 
staat der wesentlichen multilateralen Abkommen zum 
Schutz der Menschenrechte. Es gibt spezielle Stellen ge- 
gen Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit. Proble- 
matisch bleiben die stark verbreitete Korruption, die 
Zustände in den Gefängnissen (insbesondere Untersu- 
chungshaftanstalten), schleppende Gerichtsverfahren, die 
Lage der Flüchtlinge und die Zunahme fremdenfeindli- 
cher und antisemitischer Gewalt. Die politische Lähmung 
des Landes im vergangenen Jahr blockierte viele Geset- 
zesvorhaben zur Justizreform. 

2 Südlicher Kaukasus und Zentralasien 
Armenien 

Armenien hat zwar eine Reihe seiner menschenrechtli- 
chen internationalen Verpflichtungen umgesetzt, in der 
Praxis bestehen jedoch nach wie vor erhebliche Defizite. 
Positiv zu vermerken ist die Abschaffung der Todesstrafe 
durch die im November 2005 per Referendum angenom- 
mene neue Verfassung und die Schaffung der vom Parla- 
ment gewählten Ombudsperson für Menschenrechfe. Ge- 
legentlich kommt es immer noch zu Verhaftungen ohne 
Haftbefehl und zu Misshandlungen auf Polizeistationen. 
Auch die Unabhängigkeit von Justiz und Medien ist in 
der Praxis nach wie vor nicht immer gewährleistet. 

Die Umsetzung der Forderung des Europarats nach Ein- 
richtung eines Ersatzdienstes für Wehrdiensfverweigerer 
isf mif dem am 1. Juli 2004 in Kraft getretenen „Gesetz 
der Republik Armenien über den Alternativen Dienst“ er- 
folgt. Dieses Gesetz sieht die Möglichkeit vor, einen 
Wehrersatzdienst von 36 Monaten innerhalb der Streit- 
kräfte (aber ohne Waffe) bzw. von 42 Monaten außerhalb 
der Streitkräfte abzuleisten, ln der Realität ist jedoch bis- 
her nur der Ersatzdienst innerhalb der Streitkräfte mög- 
lich. Da die Zeugen Jehovas diese Form des Ersatzdiens- 
tes aber ablehnen, sollen sich 82 ihrer Anhänger in Haft 
befinden. Im 2006 verabschiedeten ENP-Aktionsplan 
zwischen der EU und Armenien ist die Verbesserung der 
Menschenrechtslage eines der vorrangigen Ziele. EU, 
OSZE, Europarat und andere Organisationen finanzieren 
Programme und Projekte im Menschenrechtsbereich, ins- 
besondere mit Schwerpunkt auf der Vorbereitung freier 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen. 

Aserbaidschan 

Die Lage der Menschenrechte in Aserbaidschan hat sich 
im vergangenen Jahr eher verschlechtert als verbessert. 


insbesondere die Lage der Journalisten. Auch im Jahre 
2007 wurden wieder Journalisten verhaftet und zum Teil 
zu hohen Freiheits- und Geldstrafen verurteilt. Zum Jah- 
resende wurden zwar einige von ihnen, zusammen mit 
114 anderen Häftlingen, begnadigt, jedoch befinden sich 
nach wie vor Journalisten in Haft. Trotz der regelmäßigen 
Begnadigungsakte durch Staatspräsident Alijew ist insge- 
samt von mindestens 60 politischen Gefangenen auszuge- 
hen. 

Aserbaidschan hat zwar eine Reihe internationaler Men- 
schenrechtsverpfiichtungen unterzeichnet und in seiner 
Verfassung die wesentlichen Menschenrechte garantiert, 
in der Praxis bestehen jedoch erhebliche Defizite. Das 
politische System ist durch staatliche Repression gekenn- 
zeichnet. Strafverfolgung bleibt ein Mittel zur Diszipli- 
nierung politischer Gegner. Die weisungsabhängige Jus- 
tiz bietet nur geringen Schutz vor der Willkür der 
Sicherheitsorgane. Die Opposition ist in ihren Möglich- 
keiten stark eingeschränkt, insbesondere hinsichtlich des 
Zugangs zu den elektronischen Medien. Versammlungen 
und Demonstrationen werden trotz der in der Verfassung 
verankerten Versammlungsfreiheit oftmals nicht geneh- 
migt oder in Außenbezirke verlagert. Die Bedingungen in 
einigen Gefängnissen sind aufgrund von Überbelegung, 
mangelnder Hygiene und schlechfer Gesundheifsversor- 
gung menschenunwürdig. Die EU haf in zahlreichen Er- 
klärungen ihre Besorgnis über die Sifuation der Men- 
schenrechte und insbesondere der Meinungsfreiheit in 
Aserbaidschan zum Ausdruck gebracht. Deutsche Regie- 
rungsvertreter fordern in ihren Gesprächen mit der Regie- 
rung Aserbaidschans regelmäßig den Schutz der Men- 
schenrechte ein. 

Der im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
im Jahre 2006 zwischen der EU und Aserbaidschan ver- 
einbarte Aktionsplan definiert die Verbesserung der Men- 
schenrechtssituation in Aserbaidschan als vorrangiges 
Ziel. Die von EU, OSZE und Europarat finanzierten Pro- 
gramme und Projekte im Menscherrrechtsbereich konzen- 
trieren sich insbesondere auf die Verbesserung der 
Polizeiausbildung, die Förderung der Presse- und Me- 
dienfreiheit und die Vorbereitung der Präsidentschafts- 
wahlen 2008. 

Georgien 

Die Lage der Menschenrechte in Georgien hat sich seit 
der Unabhängigkeit 1991 verbessert. Georgien ist den 
wichtigsten internationalen Abkommen zum Schutz der 
Menschenrechte beigetreten und ist seit 1999 Mitglied 
des Europarats, der die Umsetzung der Verpflichtungen 
Georgiens in den Bereichen Menschenrechte und Demo- 
kratie überwacht. Die OSZE ist seit Jahren in Georgien 
tätig und berät die georgische Regierung bei der Entwick- 
lung hin zu Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Men- 
schenrechten. 

Das Land hat seit der Rosenrevolution 2003/2004 eine 
grundsätzliche Richtungsentscheidung getroffen und setzt 
sich außenpolitisch für eine Annäherung an die europäi- 
schen und euroatlantischen Strukturen und die damit ver- 
bundenen Werte ein. Im Innern durchläuft Georgien einen 
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ehrgeizigen Reform- und Modemisierungsprozess. Nicht 
alle mit der Rosenrevolution geweckten Erwartungen im 
Menschenrechtsbereich haben sich jedoch bisher erfüllt. 
Trotz beachtlicher Fortschritte in einigen Bereichen (z. B. 
Bekämpfung der Korruption) bestehen weiterhin Defizite 
bei der Unabhängigkeit der Justiz und der Lage im Straf- 
vollzug. Die Zustände dort und bei Verfahren in Gerichts- 
prozessen entsprechen noch nicht europäischen Stan- 
dards. 

Im Herbst 2007 kam es nach einer Demonstrationswelle 
der Opposition zur gewaltsamen Auflösung von Demon- 
strationen in Tiflis und in der Folge zur Ausrufung eines 
landesweiten Ausnahmezustandes (7. bis 16. November 
2007) und einer vorübergehenden Einschränkung der 
Pressefreiheit. Die daraufhin vorgezogenen Präsident- 
schaftswahlen am 5. Januar 2008 waren - trotz einiger 
teilweise gravierender Mängel - nach Einschätzung der 
internationalen Wahlbeobachter im Wesentlichen im Ein- 
klang mit europäischen Standards. Georgien verfügt über 
eine im regionalen Vergleich sehr aktive Zivilgesell- 
schaft, ein vergleichsweise hohes Maß an Presse- und 
Meinungsfreiheit und weitgehende Religionsfreiheit. Die 
Todesstrafe ist seit 1997 abgeschafft. 

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für eine 
Intensivierung der Beziehungen der EU zu Georgien ein. 
Mit der 2004 erfolgten Aufnahme Georgiens in die ENP 
leistet die EU einen langfristigen Beitrag zum politischen 
Transformationsprozess. Der im November 2006 zwi- 
schen Georgien und der EU vereinbarte ENP-Aktionsplan 
setzt sich u. a. die Verbesserung demokratischer und men- 
schenrechtlicher Standards zum Ziel. 

Zentralasien 

Zentmlasien-Stmtegie/EU-Menschenrechtsdialog mit 
den zentmlasiatischen Staaten 

Die Menschenrechtslage in Zentralasien ist geprägt durch 
unterschiedlich autoritäre Präsidialsysteme, deren Haupt- 
augenmerk auf Stabilität und innerer Sicherheit liegt, ln 
diesem Rahmen konnten sich Zivilgesellschaften nur im 
begrenzten Umfang in Kasachstan, Tadschikistan und 
Kirgisistan entwickeln, wobei Kirgisistan in diesem Be- 
reich trotz der Erstarkung der Präsidialgewalt weiterhin 
eine Vorreiterrolle spielt, ln Tadschikistan hat sich das 
Klima der Meinungsvielfalt und des demokratischen poli- 
tischen Wettstreits nach Ablauf der nationalen Versöh- 
nungsperiode nach dem Bürgerkrieg deutlich eingetrübt. 
Insgesamt wird gegen Menschenrechtsaktivisten und Op- 
positionelle mit harter Hand durchgegriffen, oft mit der 
Begründung des Kampfes gegen Kriminalität und Terro- 
rismus. Positiv zu vermerken ist die Abschaffung der To- 
desstrafe in Kirgisistan und Usbekistan im Berichtszeit- 
raum (in Turkmenistan bereits 2000); in Kasachstan und 
Tadschikistan gilt ein Moratorium. 

Anlässlich des Treffens der EU -Außenminister-Troika 
mit den fünf zentralasiatischen Staaten in Astana im März 
2007 wurde die Ausarbeitung einer EU-Zentralasien- 
Strategie vereinbart und damit der Grundstein für die 
Stärkung der Kooperation zwischen der EU und Zentral- 


asien gelegt. Es wurde deutlich, dass die verstärkte Zu- 
sammenarbeit auch auf großes Interesse und Unterstüt- 
zung in Zentralasien selber stößt. Dieser Aspekt ist der 
Bundesregierung besonders wichtig, geht es doch darum, 
Zentralasien in eine vertiefte Partnerschaft mit der EU 
einzubinden und gleichzeitig mit einem ausgewogenen, 
partnerschaftlichen Ansatz Sicherheit, Stabilität und Pros- 
perität in Zentralasien in unserem und im dortigen Inte- 
resse zu fördern. 

Die Beziehungen zu den zentralasiatischen Staaten in ih- 
rer gesamten Breite weiterzuentwickeln, schließt nach 
unserem Verständnis auch substanzielle Fortschritte in 
den Bereichen Menschenrechtsschutz, Rechtsstaatlich- 
keit, Demokratisierung und gute Regierungs Führung ein. 
Diesen Bereichen wird deshalb im Rahmen der Strategie 
elementare Bedeutung zugewiesen. Der vertieften Zu- 
sammenarbeit im Bereich Menschenrechte dient das in 
der Strategie verankerte Ziel, mit jedem der zentralasiati- 
schen Staaten einen regelmäßigen, strukturierten und er- 
gebnisorientierten Menschenrechtsdialog einzurichten, 
der mit Usbekistan erstmals im Mai 2007 durchgeführt 
wurde. Mit Turkmenistan führt die EU bereits seit 2004 
einen lokalen Ad-hoc-Menschenrechtsdialog (zuletzt im 
September 2007). 

Die Bundesregierung ist entschlossen, auch bilateral ei- 
nen sichtbaren Beitrag zur Umsetzung der Strategie zu 
leisten. Ein Schwerpunkt dabei ist eine Rechtsstaatsinitia- 
tive für Zentralasien. Deutschland kann auf langjährige 
Erfahrungen mit juristischer Beratung und Ausbildung in 
Zentralasien aufbauen. Mit der Eröffnung des Rechtsbe- 
ratungszentrums in Taschkent haben wir eine Grundlage 
geschaffen, auf die sich auch andere Geber stützen kön- 
nen. Die Europäische Kommission hat für den Zeitraum 
2007 bis 2013 ihre Unterstützung für Zentralasien auf 
750 Mio. Euro verdoppelt und entwickelt zur Zeit in en- 
ger Abstimmung mit den Mitgliedstaaten konkrete Pro- 
jekte zur Finanzierung durch die EU. 

Ein weiteres wichtiges Instrument sind die Missionen der 
OSZE, die in allen zentralasiatischen Staaten vertreten 
sind. Die Bundesregierung hat sich trotz mancher gegen- 
teiliger Bestrebungen dafür eingesetzt, dass die Mandate 
für die Missionen in Zentralasien auch im Jahre 2008 in 
ihrer bisherigen Form verlängert wurden. Die EU hat mit 
der Strategie in Zentralasien große Erwartungen geweckt. 
Ziel ist es, die Umsetzung der Strategie bis zur ersten 
Überprüfung durch den Europäischen Raf im Juni 2008 
auf den Weg zu bringen. Die Bundesregierung wird die 
Ratspräsidentschaff, die Europäische Kommission und 
den Sonderbeauftragten der EU für Zentralasien, Pierre 
Morel, dabei weiterhin tatkräftig unterstützen. 

Kasachstan 

ln Kasachstan sind zwar keine massiven, breiter angeleg- 
ten Menschenrechtsverletzungen zu verzeichnen, wohl 
aber Einzelfälle sfaatlicher Repression gegen die Opposi- 
tion. Defizife besfehen ferner in den Bereichen der Ver- 
sammlungs-, Medien- und Religionsfreiheit sowie bei 
den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
(vor allem auf den Gebieten Bildung, Gesundheit, und 



Drucksache 16/10037 


-154- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Wohnen). Im Rahmen der Präsidentsehaftswahlen 2005 
kam es zu Einsehränkungen der Versammlungs- und Me- 
dienfreiheit. Aueh der Konflikt zwisehen dem ehemali- 
gen Sehwiegersohn des Präsidenten, dem Unternehmer 
und früheren Botsehafter Raehat Alijew, und der Staats- 
maeht führte zu Eingriffen in die Medienfreiheit. Bei den 
Parlamentswahlen 2007 standen besehränkte Fortsehritte 
der erneuten Niehterfüllung wiehtiger OSZE-Standards 
gegenüber. Im Zusammenhang mit der Einigung auf die 
Übernahme des OSZE- Vorsitzes 2010 hat Kasaehstan 
sieh deutlieh zu weiteren Reformen insbesondere im 
Wahl- und Medienreeht bekannt. Ein neues Mediengesetz 
wird derzeit im Parlament beraten. Positiv ist, dass Ka- 
saehstan im Beriehtszeitraum wiehtige internationale 
Mensehenreehtsinstrumente ratifiziert bzw. unterzeieh- 
net hat. Hierzu zählt die Ratifikation der beiden Interna- 
tionalen Mensehenreehtspakte und der VN-Konvention 
über die Bekämpfung von Mensehenhandel und Zwangs- 
prostitution im Jahre 2005 sowie die Unterzeiehnung des 
ersten Fakultativprotokolls zum Zivilpakt und des Fakul- 
tativprotokolls zur Antifolterkonvention im Jahre 2007. 

Darüber hinaus ist die Verhängung der Todesstrafe seit 
2007 auf zwei Delikte (Terrorakte mit Todesfolge, 
Sehwerverbreehen im Krieg) besehränkt, naehdem am 
1. Januar 2004 bereits ein Moratorium in Kraft getreten 
ist. Ein Regierungsaussehuss ist mit der Frage der voll- 
ständigen Absehaffung der Todesstrafe befasst. Ein 
positives Signal war aueh das Urteil des nationalen Ver- 
fassungsrates, der das vom Parlament verabsehiedete 
Niehtregierungsorganisationengesetz als verfassungswid- 
rig erklärt hat. Die Bundesregierung hat im Beriehtszeit- 
raum Projekte gegen die Todesstrafe, Mensehenhandel 
und Folter sowie zur Förderung der Informations- und 
Pressefreiheit unterstützt. 

Kirgisistan 

Kirgisistan hat die meisten internationalen Mensehen- 
reehtsabkommen ratifiziert. Die am 24. Oktober 2007 in 
Kraft getretene neue Verfassung enthält einen ausführli- 
ehen Mensehenreehtsteil. Am 25. Juni 2007 wurde die 
Todesstrafe im kirgisisehen Strafreeht abgesehafft. Den- 
noeh gibt es weiterhin eine deutliehe Diskrepanz zwi- 
sehen der Reehtslage und der tägliehen Praxis. Trotz des 
Folterverbots sind Folter und Misshandlungen in Gefäng- 
nissen und Polizeistationen weiterhin häufig. Mensehen- 
reehtsverletzungen begegnen nur selten effizienter Straf- 
verfolgung; staatliehe Behörden und Geriehte leiden 
unter weit verbreiteter Korruption. 

Die im regionalen Vergleieh sehr lebhafte Zivilgesell- 
sehaft in Kirgisistan umfasst aueh Mensehenreehtsorgani- 
sationen, die relativ ungehindert arbeiten. Im Vorfeld der 
Parlamentswahlen 2007 beriehteten jedoeh viele Nieht- 
regierungsorganisationen von steigendem Druek auf ihre 
Einriehtungen, Bedrohung ihrer Mitglieder und vorüber- 
gehenden Verhaftungen. Ausdruek dieser Linie ist aueh 
die Besehränkung des Demonstrationsreehts in Bisehkek 
auf drei spezifisehe Plätze mit zehntägiger Vorankündi- 
gung. 


Die Meinungsfreiheit wird in Kirgisistan gesetzlieh ga- 
rantiert; kritisehe Beriehterstattung wird grundsätzlieh 
zugelassen. Jedoeh befindet sieh die überwiegende An- 
zahl der Medien im Staatsbesitz oder in Händen regie- 
rungsnaher Unternehmer. Einsehüehterungsversuehe ge- 
genüber Oppositionsmedien kommen vor. Kirgisistan 
wird von der Bundesregierung in das regionale Projekt 
zur Unterstützung der Reehts- und Justizreform einbezo- 
gen, insbesondere mit Bliek auf die Ausbildung von an- 
gehenden Riehtem. Darüber hinaus ist Deutsehland an ei- 
nem Polizeisehulungsprojekt der OSZE substanziell 
beteiligt. Die EU fördert u. a. Projekte zur Justizreform. 

Tadschikistan 

In Tadsehikistan bestehen weiterhin Defizite bei der Be- 
aehtung mensehenreehtlieher Normen. Das in der Verfas- 
sung verankerte Prinzip der Reehtsstaatliehkeit ist nieht 
gewährleistet. Die Justiz ist nieht unabhängig und zudem 
hoehgradig korrupt. Sehwerwiegende Missstände gibt es 
im Strafvollzug (unzureiehende medizinisehe Versor- 
gung, mangelnde Verpflegung, mangelnde Hygiene). 
Trotz aller Bemühungen der Gebergemeinsehaft bleibt 
dem IKRK der Zugang zu den Gefängnissen verwehrt. 
Die innenpolitisehe Entwieklung ist geprägt von einer 
versehärften Kontrolle der Zivilgesellsehaft. Ein neues 
Niehtregierungsorganisationengesetz räumt dem Staat 
weit reiehende Kontrollreehte ein. Allerdings konnten 
dureh westliehen Druek wesentliehe Verbesserungen ge- 
genüber dem ursprüngliehen Gesetzesentwurf durehge- 
setzt werden. Die Pressefreiheit ist trotz der Existenz 
regierungsunabhängiger und oppositioneller Zeitungen 
dureh administrative und legalistisehe Maßnahmen einge- 
sehränkt. Sendegenehmigungen für unabhängige Radio- 
und Femsehsfationen werden nieht erteilt oder jahrelang 
versehleppt, so z. B. für den lokalen Ableger von BBC- 
Radio, der bis Anfang 2006 über Kurzwelle empfangen 
werden konnte. 

Tadsehikistan verfügt mit der Partei der islamisehen Wie- 
dergeburt (PIWT) über die einzige in Zentralasien zuge- 
lassene islamisehe Partei. Gegen als radikal wahrgenom- 
mene religiöse Strömungen wie die verbotene „Hisb-ut- 
Tahrir“ geht die tadsehikisehe Regierung allerdings rigo- 
ros vor. Im Sommer 2007 wurden in Dusehanbe nieht re- 
gistrierte Gebetshäuser und Moseheen abgerissen. Von 
Behinderungen betroffen sind aueh kleinere ehristliehe 
Gemeinsehaften wie die Zeugen Jehovas. Positiv ist fest- 
zuhalten, dass die Verhängung und Vollstreekung der To- 
desstrafe bereits seit 2004 per Gesetz ausgesetzt wurde. 
Die Einriehtung der Institution einer Ombudsperson für 
Mensehenreehfe wurde im April 2007 angekündigf, isf 
aber noeh nieht erfolgt. 

Turkmenistan 

Die Mensehenreehtslage in Turkmenistan ist naeh wie 
vor besorgniserregend, aueh wenn sieh seit dem Amtsan- 
tritt des neuen Präsidenten Berdymuehammedow im Fe- 
bruar 2007 in einigen Bereiehen graduelle Verbesserungen 
feststellen lassen. Eine politisehe Opposition ist im Land 
nieht existent, die Medien werden staatlieh kontrolliert. 
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Die Zivilgesellschaft ist bislang nur in Ansätzen entwi- 
ckelt. Präsident Berdymuchammedow hat erste Reformen 
im Bildungsbereich (Wiedereinführung des zehnten Schul- 
jahres, Verlängerung der Studiendauer) veranlasst. Der Zu- 
gang zum Internet wurde erleichtert, nach wie vor sucht 
man ausländische Zeitungen, Zeitschriften oder Bücher je- 
doch vergeblich. Trotz Zulassung weiterer Religions- 
gruppen sind noch Einschränkungen bei der Religionsfrei- 
heit zu beobachten. Militärdienstverweigerungen wie 
z. B. durch die Zeugen Jehovas werden vor einem Mili- 
tärgericht verhandelt und mit Haftstrafen geahndet. Die 
Möglichkeit eines Ersatzdienstes außerhalb des Militärs 
besteht nicht. Reisebeschränkungen wurden zwar weitge- 
hend aufgehoben, jedoch bestehen willkürliche Ein- 
schränkungen der Bewegungsfreiheit, z. B. bei der Aus- 
reise, in Einzelfällen fort, ln der Frage des Zugangs zu 
Gefängnissen haf sich die turkmenische Regierung zwar 
prinzipiell bereit erklärt. Besuche des IKRK zu gestatten, 
die Verhandlungen des IKRK mit der turkmenischen Re- 
gierung konnten jedoch noch nicht abgeschlossen wer- 
den. 

Der Tod der im September 2006 unter ungeklärten Um- 
ständen in Haft verstorbenen Journalistin Ogulsapar 
Muradowa hat international Bestürzung ausgelöst. Trotz 
mehrfacher Aufforderungen durch die internationale Ge- 
meinschaft wurde die Todesursache von der turkmeni- 
schen Regierung nicht aufgeklärt. Zusammen mit 
Ogulsapar Muradowa wurden Annakurban Amanklitschew 
und Sapardurdi Khadijew aufgrund zweifelhafter An- 
schuldigungen zu mehljährigen Haftstrafen verurteilt. Ihr 
Aufenthaltsort ist unbekannt. Die VN-Hochkommissarin 
für Menschenrechte, Louise Arbour, sowie der damalige 
Hohe Kommissar für nationale Minderheiten in der 
OSZE, Rolf Ekeus, haben Turkmenistan im Jahr 2007 be- 
sucht. Im Rahmen der EU findet seit dem Jahre 2004 ein 
jährlicher Ad-hoc-Menschenrechtsdialog mit Turkmenis- 
tan statt. Die Bundesregierung fördert Projekte in den Be- 
reichen Rechtsberatung und Bildung. 

Usbekistan 

ln Usbekistan blieb die Menschenrechtslage im Berichts- 
zeitraum trotz einzelner positiver Entwicklungen besorg- 
niserregend. Nachdem sich im Rahmen einer vorsichtigen 
Öffnung des Landes nach Westen eine Verbesserung der 
Menschenrechtssituation abgezeichnet hatte, kam es in- 
folge des gewaltsamen Vorgehens der Staatsorgane in 
Andijan im Mai 2005 zu einer Verschlechterung des in- 
nenpolitischen Klimas. Als Ausfluss dessen können zahl- 
reiche Verhaftungen und Verfolgungen gelten. Dabei 
gestaltete sich vor allem die Arbeit von Nichtregierungs- 
organisationen zunehmend schwierig. So mussten insbe- 
sondere US-gestützte Nichtregierungsorganisationen ihre 
Arbeit einstellen bzw. unterbrechen, da die usbekische 
Regierung deren Arbeitserlaubnis nicht verlängerte oder 
im Falle von Human Rights Watch die notwendigen Ar- 
beitsvisa für die designierten Mifarbeifer verweigerte. 
Streng verfolgt werden weiter Anhänger religiöser Orga- 
nisationen, denen oft bei kleinsten Anlässen schwere 
Strafdelikte zur Last gelegt werden. Betroffen sind hier- 
von insbesondere Anhänger und Sympathisanten der ver- 


botenen islamischen Bewegung „Hisb-ut-Tahrir“, denen 
eine geistige Nähe zum internationalen organisierten Ter- 
rorismus nachgesagt wird. 

Die Pressefreiheit wurde im Berichtszeitraum weiter ein- 
geschränkt und repressive Maßnahmen auch gegen Inter- 
netmedien ausgeweitet. Mittlerweile sind zahlreiche der 
in Russland erscheinenden russischsprachigen Intemetin- 
formationskanäle in Usbekistan entweder nicht mehr zu- 
gänglich oder ihre Nutzung wurde unter Strafe gestellt. 
Problematisch bleibt die Zusammenarbeit mit dem Inter- 
nationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK). Die usbe- 
kische Seite verweigert dem IKRK seit Andijan den im 
Jahre 2001 vertraglich vereinbarten ungehinderten Zu- 
gang zu allen Haftanstalten und bietet stattdessen nur Be- 
suche im Rahmen der geltenden usbekischen Bestimmun- 
gen an. Diese untersagen vor allem den unbeaufsichtigten 
Zugang zu Untersuchungshäftlingen. Die übrigen Berei- 
che der Zusammenarbeit funktionieren reibungslos. 

Die Präsidentschaftswahlen vom Dezember 2007 entspra- 
chen nicht den OSZE-Standards. Das politische Umfeld 
und die Art der Präsentation ließen trotz dreier Gegenkan- 
didaten keine tatsächliche Wahlaltemative, sondern be- 
stimmten das Ergebnis letztlich vorher. Als Reaktion auf 
die blutige Niederschlagung der Unruhen von Andijan 
verhängte die EU im Oktober 2005 Sanktionen gegen das 
Land in Form eines Waffenembargos, der Aussetzung der 
technischen Zusammenarbeit im Rahmen des Partner- 
schafts- und Kooperationsabkommens (PKA) sowie einer 
EU-Einreisebeschränkung für zwölf hochrangige Vertre- 
ter der bei der Niederschlagung des Aufstandes beteilig- 
ten usbekischen Staats- und Sicherheitsorgane. 

Die Bundesregierung hatte sich im Vorfeld und verstärkt 
als Ratspräsidentschaft dafür eingesefzf, dass sich Usbe- 
kisfan zu EU -Expertengesprächen über die Ereignissen 
von Andijan bereit erklärte. Im Rahmen dieser Gesprä- 
che, im Dezember 2006 und im April 2007, erhielten die 
EU-Experten weitgehend freien Zugang zu Akfen sowie 
Augenzeugen und am Aufstand beteiligten Häftlingen. 
Insgesamt konnte dabei der Vorwurf der unverhältnismä- 
ßigen Gewaltanwendung durch usbekische nicht ausge- 
räumt werden. Darüber hinaus engagierte sich die 
Bundesregierung aktiv für die Einrichtung eines Men- 
schenrechtsdialogs zwischen der EU und Usbekistan, 
dessen erste Runde unter deutscher Ratspräsidentschaft 
am 9. Mai 2007 abgehalten werden konnte (s. nachfol- 
gendes Kapitel). Usbekistan bleibt zudem im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit in das regionale Projekt 
zur Unterstützung der Rechts- und Wirtschaftsreformen 
einbezogen. 

Deutschland hat sich somit bilateral und verstärkt in der 
Zeit seiner EU-Ratspräsidentschaft bei unterschiedlichs- 
ten Gelegenheiten für eine Verbesserung der Menschen- 
rechfssifuation in Usbekisfan eingesetzf. Neben Regie- 
rungsverfrefem besuchfen auch zahlreiche MdB im 
Berichtszeifraum das Land und führten auf höchsfer 
Ebene Gespräche über die Lage der Menschenrechfe im 
Allgemeinen und über Einzelfälle im Besonderen. Im Fall 
des Joumalisfen U. Haidarov konnfe im Anschluss an den 
Besuch von Bundesaußenminister Steinmeier im Novem- 
ber 2006 dessen Freilassung erreicht werden, und im 
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Falle der Menschenrechtsaktivistinnen Frau Njazova so- 
wie Frau Turajeva bewirkte öffentlicher Druck die Aus- 
setzung der langjährigen Haftstrafen zur Bewährung. 

Positiv beurteilte die EU auch die Entscheidung der usbe- 
kischen Regierung, die Todesstrafe abzuschaffen und die 
Zuständigkeiten für Haftbefehle von den Staatsanwalt- 
schaften auf die Gerichte (habeas corpus) zu übertragen. 
Beide Gesetzte traten am 1. Januar 2008 in Kraft. Als Re- 
aktion auf die Bereitschaft Usbekistans zur Abhaltung der 
EU-Expertengespräche zu Andijan und zur Aufnahme 
des Menschenrechtsdialogs mit der EU hat der Rat die 
technischen Gremien im Rahmen des PKA am 13. No- 
vember 2006 wieder eingesetzt und die Einreisebeschrän- 
kungen am 14. Mai 2007 auf acht Personen reduziert. An- 
gesichts weiterer positiver Schritte seitens Usbekistans 
- Freilassung der Menschenrechtsverteidigerinnen Frau 
Njazova und Frau Turajeva sowie Abschaffung der To- 
desstrafe und Einführung des Habeas-corpus-Prinzips - 
traf der Rat zwar den Beschluss, die Visabeschränkungen 
am 15. Oktober 2007 für sechs Monate zu suspendieren, 
machte jedoch deutlich, dass er bis zur nächsten Sank- 
tionsüberprüfung im April 2008 eine deutliche Verbesse- 
rung der Menschenrechtslage in Usbekistan erwarte. 

EU-Usbekistan-Menschenrechtsdialog 

Nach den Ereignissen von Andijan im Mai 2005 und der 
Verhängung von EU-Sanktionen im November 2005 wa- 
ren die Beziehungen zu Usbekistan fast zum Erliegen ge- 
kommen. Erst anlässlich des Besuchs von Bundesaußen- 
minister Steinmeier im November 2006 erklärte sich 
Usbekistan mit dem EU-Vorschlag einverstanden, Exper- 
temunden mit der EU zur Untersuchung der Gescheh- 
nisse von Andijan durchzuführen (Dezember 2006 und 
April 2007) sowie einen Menschenrechtsdialog mit der 
EU aufzunehmen. 

Der EU-Usbekistan-Menschenrechtsdialog fand erstmals 
unter deutscher Präsidentschaft am 9. Mai 2007 in Tasch- 
kent statt und bot Gelegenheit, gegenüber usbekischen 
Regierungsverantwortlichen und Behördenvertretem die 
menschenrechtsrelevanten Bereiche anzusprechen, zu de- 
nen die EU grundlegende Verbesserungen erwartet. Ge- 
sprächsthemen waren u. a. die Lage in den Gefängnissen 
und der Zugang zu Gefangenen, die Meinungs- und Ver- 
sammlungsfreiheit, die Lage der Menschenrechtsverteidi- 
ger im Allgemeinen und im Speziellen anhand von be- 
kannten Einzelfällen sowie die Zusammenarbeif mit den 
Eimichtungen der Vereinten Nationen. Der Menschen- 
rechtsdialog wird in Zukunft turnusmäßig im Rahmen der 
(jährlichen) Treffen des Unterausschusses Justiz und In- 
neres stattfinden, der auf Grundlage des Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommens aus dem Jahre 1999 zwi- 
schen der EU und Usbekistan eingerichtet wurde. Die 
nächste Runde ist für Mai 2008 geplanf. 

3 Naher und Mittlerer Osten, Nordafrika 

Ägypten 

Die wichtigsten Menschenrechfe sind durch die ägypti- 
sche Verfassungs- und Rechtsordnung geschützt. Aller- 


dings besteht aufgrund des seit 1981 geltenden und zu- 
letzt im Mai 2008 erneut um zwei Jahre verlängerten 
Notstands rechtlich ein weiter Handlungsspielraum für 
die Staatssicherheitsbehörden, die auch bei Überschrei- 
tung dieses Handlungsspielraums selten zur Rechenschaft 
gezogen werden. 

Die Presse weist eine große Meinungsvielfalt auf, opposi- 
tionelle Blätter greifen die Regierung täglich in scharfem 
Ton an, und auch die regierungsnahe Presse spart nicht 
mit Kritik an Missständen. Unsystematisch und vereinzelt 
wird allerdings mit exzessiven und konstruierten Strafan- 
trägen gegen Journalisten strafrechtlich vorgegangen, die 
allerdings nur zum Teil vollstreckt werden. Des Weiteren 
kommt es zu fragwürdigen Prozessen oder exzessiven 
Strafen, bei denen der Verdacht besteht, dass die Justiz für 
politische Zwecke instrumentalisiert wird. 

Willkürliche Verhaftungen ohne richterliche Anordnung 
sind ein verbreitetes Mittel der Sicherheitsbehörden zur 
Einschüchterung von Oppositionellen, sowohl aus dem 
säkularen wie auch aus dem islamistischen Lager. Über 
das gesamte Jahr 2007 kam es zu Verhaftungen von An- 
hängern der Muslimbrüder. Die Zahl der Verhaftungen 
geht in die Tausende, wobei es in vielen Fällen nicht zur 
Anklage kam und die Verhafteten nach einiger Zeit 
wieder freigelassen wurden. Zu Einzel- oder Massenver- 
haftungen kam und kommt es ferner im Rahmen der 
Bemühungen, Anschläge oder Anschlagsplanungen auf- 
zudecken. Monatelange Untersuchungshaft ohne richter- 
liche Anordnung oder anwaltliche Hilfe gehören nach wie 
vor zum Instrumentarium der Sicherheitskräfte. MR-Or- 
ganisationen sprechen von ca. 18 000 Personen, die seit 
Jahren ohne Anklage Haft gehalten werden. 

Die ägyptische Verfassung verbietet physische oder psy- 
chische Gewalt gegenüber Häftlingen, das Land ist dem 
VN-Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Stra- 
fen von 1994 beigetreten. Dennoch sind Folter und Miss- 
handlung vor allem in Polizeistationen verbreitet. Im Jahr 
2007 gab es erstmals Verfahren gegen Folterer, die mit 
Verurteilungen endeten. 

Das Verhältnis zwischen Muslimen und Kopten in Ägyp- 
ten ist relativ entspannt; Staatsführung und religiöse 
Führer sind mit Nachdruck bemüht, kein Konfiiktpoten- 
zial entstehen zu lassen. Vor dem Hintergrund einer über 
90-prozentigen muslimischen Mehrheit in Ägypten gibt 
es allerdings weder faktisch noch rechtlich eine völlige 
Gleichstellung oder Gleichbehandlung der Religionsge- 
meinschaften. 

Einen Teilerfolg gegen Diskriminierung erzielten die Mit- 
glieder der Glaubensgruppe Bahä’i: Das Verwaltungsge- 
richt Kairo verpflichtete am 29. Januar 2008 die Verwal- 
tung, Personalausweise und Geburtsurkunden an Bahä’is 
ohne Eintragung einer Religionszugehörigkeit auszustel- 
len. Bahä’is war zuvor die Ausstellung solcher - im All- 
tag unverzichtbarer - Papiere verweigert worden, weil sie 
nur bei Eintragung einer Buchreligion ausgestellt werden 
könnten. Es bleibt noch abzuwarten, ob die Verwaltung 
die Urteile umsetzen wird. 
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Weibliche Genitalverstümmelung wird bis heute in Ägyp- 
ten von der Mehrheit der Bevölkerung, Christen wie 
Muslimen, praktiziert. Die Regierung hat sich dieses The- 
mas in den letzten Jahren immer stärker angenommen, 
sowohl durch gesetzgeberische Maßnahmen (Strafdro- 
hungen) als auch durch Sozial- und Aufklärungsarbeit des 
National Council on Childhood and Motherhood. 

Die Bundesregierung thematisiert die Menschenrechts- 
lage regelmäßig in bilateralen Gesprächen. Auch die EU 
hat durch Erklärungen und Demarchen wiederholt zu 
Menschenrechtsfragen in Ägypten Stellung bezogen. Das 
Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Ägypten 
sowie der im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik im 
März 2007 von Ägypten und der EU verabschiedete ge- 
meinsame Aktionsplan sieht einen Dialog über Men- 
schenrechtsfragen vor, der erstmals beim Unterausschuss 
Politik und Menschenrechte Anfang Juni 2008 in Brüssel 
durchgeführt wurde. 

Algerien 

Die Menschenrechtslage in Algerien hat sich im Berichts- 
zeitraum weiter verbessert, gibt aber immer noch Anlass 
zur Sorge. Die gegenwärtige Situation ist maßgeblich 
durch die jüngste Geschichte des Landes bestimmt, d. h. 
durch die Absage des zweiten Wahlgangs bei den Parla- 
mentswahlen 1991, bei dem die Front Islamique du Salut 
(FIS) voraussichtlich eine Mehrheit erhalten hätte, und 
das anschließende Verbot der FIS. ln der Folge kam es zu 
einer Terrorwelle durch islamistische Gruppierangen und 
als Reaktion darauf zu massiver staatlicher Repression. 
Über 100 000 Algerier kamen im Zuge dieser Auseinan- 
dersetzungen um. Die meisten Opfer waren Zivilisten, die 
bei Massakern durch islamistische Terrorgruppierungen 
getötet wurden. 

ln ihrem Kampf gegen den Terror begingen algerische Si- 
cherheitskräfte vor allem in den 1990er- Jahren erhebliche 
Menschenrechtsverletzungen. Ein kritisches Problem der 
Vergangenheitsbewältigung ist die Aufklärung des 
Schicksals „Verschwundener“. Die meisten Fälle datieren 
zwischen 1995 und 1997: ln dieser Zeit verschwanden 
nach offiziellen Angaben 6 147 Menschen; hierfür wer- 
den in erster Linie die Sicherheitskräfte verantwortlich 
gemacht. Die „Charta für Frieden und Nationale Aussöh- 
nung“, die am 29. September 2005 per Referendum ange- 
nommen wurde und unter anderem ein weit reichendes 
Amnestieangebot an islamistische Kämpfer enthält, sieht 
Entschädigungszahlungen für die „Opfer der Nationalen 
Tragödie“ vor, nimmt aber gleichzeitig Staat und Sicher- 
heitskräfte von strafrechtlicher Verantwortung für die blu- 
tigen Auseinandersetzungen in den 1990er- Jahren aus. 
Weite Teile der algerischen Öffentlichkeit werteten dies 
als Versuch, insbesondere die Aufklärung des Schicksals 
der „Verschwundenen“ zu verhindern. 

Die algerische Verfassung von 1996 garantiert die Grund- 
rechte einschließlich einer unabhängigen Justiz. Algerien 
ist auch Mitglied der meisten internationalen Menschen- 
rechtskonventionen. Die zunehmende Entspannung der 
Sicherheitslage und die von Staatspräsident Abdelaziz 
Boutefiika seit 1999 verfolgte Politik nationaler Aussöh- 


nung haben in den vergangenen Jahren zu einer deutli- 
chen Verbesserung der Menschenrechtslage geführt. Be- 
richte über Folter und systematische Misshandlungen 
durch Armee und Strafverfolgungsbehörden sind selten 
geworden. Der Kampf gegen terroristische Gruppierun- 
gen wird allerdings immer noch mit großer Härte geführt. 
Der weiterhin geltende Ausnahmezustand ermöglicht 
Eingriffe in politische Rechte, insbesondere die Ver- 
sammlungsfreiheit. Hingegen sind die nichtstaatlichen 
(Prmt-)Medien weitgehend frei von Zensur und staatli- 
cher Einflussnahme. Die Todesstrafe wird in Algerien 
noch für 384 Verbrechen verhängt, jedoch seit 1993 nicht 
mehr vollstreckt. Die Anfang 2005 erfolgte Reform des 
Code de la Familie hat die Rechtsstellung der Frau auf ei- 
nigen Gebieten verbessert. Insbesondere sind Fortschritte 
im Bereich der wirtschaftlichen Absicherung von ge- 
schiedenen oder getrennt lebenden Frauen erzielt worden. 
Diskriminierungen bei der Eheschließung und im Rah- 
men des Erbrechts blieben aber bestehen; sie führen 
häufig zu Mittellosigkeit und gesellschaftlicher Margina- 
lisierung. Die gesellschaftliche Realität bleibt zudem ins- 
besondere im ländlichen Raum und in den unteren sozia- 
len Schichten hinter den rechtlichen Vorgaben zurück. 

Deutschland und die Europäische Union haben sich im- 
mer wieder intensiv mit der Menschenrechtslage in Alge- 
rien befasst. Die EU steht mit der algerischen Regierung 
seit 1998 in einem hochrangig geführten politischen Dia- 
log, in dem Menschenrechtsfragen breiten Raum einneh- 
men. Dieser Dialog hat sich durch das Inkrafttreten des 
EU-Assoziierungsabkommens am 1. September 2005 
weiter intensiviert. Die Beachtung der Menschenrechte 
wurde unter anderem anlässlich der Sitzungen des Asso- 
ziationsrates am 16. Mai 2006 sowie (unter deutscher 
EU-Ratspräsidentschaft) am 24. April 2007 eingefordert; 
die Einrichtung eines Unterausschusses „Demokratie und 
Menschenrechte“ ist vorgesehen, ln politischen Gesprä- 
chen mit Algerien - zuletzt beim Staatsbesuch des Bun- 
despräsidenten in Algerien (11. bis 14. November 2007) - 
betont Deutschland auch bilateral, dass die legitime Be- 
kämpfung des Terrorismus die algerische Regierung nicht 
von der Pflicht entbindet, die Menschenrechte zu beach- 
ten. 

Irak 

Der politische Übergangsprozess im Irak wurde mit der 
Annahme einer Verfassung durch ein Referendum im Ok- 
tober 2005, der Abhaltung freier Wahlen im Dezember 
2005, der Konstituierung eines Parlaments und der Bil- 
dung der Regierung formal abgeschlossen. Die Verfas- 
sung verbrieft Meinungsfreiheit und freie Religionsaus- 
übung ethnischer und religiöser Minderheiten. Die 
Menschenrechtslage blieb jedoch aufgrund der volatilen 
Sicherheitslage und der Kompetenzdefizite staatlicher 
Einrichtungen, die die in der Verfassung formulierten An- 
sprüche und Rechte nicht durchsetzen können, äußerst 
prekär. Die Zentralregierung verfügte auf nachgeordnete 
Behörden kaum über Einfluss und konnte die verfas- 
sungsmäßigen Rechte nicht garantieren. Der Staat konnte 
im Berichtszeitraum sein Gewaltmonopol nicht oder nur 
mangelhaft durchsetzen. Das irakische Menschenrechts- 



Drucksache 16/10037 


-158- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


ministerium, das zur Verbesserung der Mensehenreehts- 
lage beitragen soll, steht vor erhebliehen Herausforderun- 
gen. Die von der Verfassung vorgesehene unabhängige 
Mensehenreehtskommission, die vor allem aueh die men- 
sehenreehtliehen Verbreehen des Saddam-Regimes auf- 
arbeiten soll, wurde bisher noeh nieht eingeriehtet. Im 
Beriehtszeitrum galt noeh immer das seit 6. Juni 2004 
von der Übergangsregierung Allawi erlassene Notstands- 
gesetz. Unter den gewaltsamen Auseinandersetzungen, 
die um Maeht, Einfluss und um Ressoureen zwisehen 
Gruppen und Milizen versehiedener Glaubensrichtungen 
im Berichtszeitraum geführt wurden, litt vor allem die Zi- 
vilbevölkerung. 

ln ihrem Menschenrechtsbericht legt die Unterstützungs- 
mission der VN für den Irak (UNAMl) dar, dass allein im 
Jahr 2006 3 445 Menschen gewalfsam geföfef und 
36 685 Menschen verlefzf worden seien. 

Aufgrund der Sicherheifslage, von Drohungen und Ver- 
treibungen sowie der desolaten Wirtschaftslage mit Ver- 
sorgungsproblemen flüchteten bereits rund 4,2 Millionen 
Menschen aus ihren angestammten Gebieten ins Ausland, 
vor allem in die Nachbarstaaten Jordanien und Syrien, 
oder sind als Binnenflüchtlinge unterwegs. Das Auswär- 
tige Amt hat 2007 für die Flüchtlingsarbeif des UNHCR 
und des IRK über 4,2 Mio. Euro zur Verfügung gesfellf. 
Tendenzen der Islamisierung der irakischen Gesellschaft 
und gezielfe Attentate durch vermutlich islamistische 
Kreise (auch durch Al-Qaida) auf christliche Iraker und 
auf Yeziden (z. B. am 14. August 2007 bei Sinjar) führten 
zur Flucht weiter Teile dieser Bevölkerungsgruppen. Die 
von der irakischen Interimsregierung im August 2004 
eingeführte Todesstrafe blieb in Kraft und wurde gegen 
Saddam Hussein und andere Vertreter des alten Regimes 
verhängt und vollstreckt. 

Gegen die Todesstrafe bzw. deren Verhängung de- 
marchierte Deutschland im Verbund mit den anderen EU- 
Mitgliedstaaten bei der irakischen Regierung. Bei Treffen 
mit Vertretern der irakischen Regierung wurde wiederholt 
auf eine Abschaffung der Todesstrafe gedrängt. Im Rah- 
men ihrer Unterstützung für den Wiederaufbau des Lan- 
des finanzierfe und organisierfe die Bundesregierung Se- 
minare zu Menschenrechten für irakische Jusfizbeamfe. 
Die UNAMl sfellfe im Berichfszeifraum erhebliche Män- 
gel in der Justizverwaltung fest, insbesondere was die 
überlange Haftdauer von Häftlingen ohne Gerichtsverfah- 
ren sowie Foltervorwürfe in den verschiedenen Gefäng- 
niseinrichtungen der Sicherheitsdienste betraf 

Iran 

Die Menschenrechtslage in Iran hat sich im Berichtszeit- 
raum verschlechtert, vor den Parlamentswahlen am 
14. März 2008 spitzte sie sich weiter zu. Zivilgesell- 
schaflliche Spielräume werden zunehmend enger, Men- 
schenrechtsaktivisten sehen sich häufiger Repressionen 
der iranischen Regierung ausgesetzt. Journalisten, Ge- 
werkschafter, Studenten, Lehrer und Angehörige anderer 
Gruppen sind von massiven Einschränkungen ihrer Frei- 
heitsrechte betroffen. Restriktionen gegen Systemkritiker 
umfassen die Verhängung von Berufsverboten, die 


Schließung von Zeitungen, willkürliche Verhaftungen so- 
wie in einzelnen Fällen auch Misshandlung und Folter in 
der Haft. Ideologisch rechtfertigt die iranische Regierung 
ihr entschlossenes Vorgehen mit der Abschreckung von 
„Unruhestiftern“ und dem Schutz der Prinzipien der Isla- 
mischen Republik vor „einer vom Ausland gesteuerten 
samtenen Revolution“. 

Den Tiefpunkt der Menschenrechtslage in Iran bildet eine 
Serie von Hinrichtungen. 2005 wurden 94, im Jahr darauf 
177 vollstreckte Todesurteile dokumentiert. Nach Anga- 
ben von Menschenrechtsorganisationen wurden 2007 
über 300 Menschen hingerichtet. Vielfach wurden Todes- 
urteile in der Öffentlichkeit vollstreckt, auch Minderjäh- 
rige bzw. zur Tatzeit Minderjährige waren betroffen. Für 
Aufsehen sorgte die seit Jahren erste (bekannt gewor- 
dene) Steinigung eines Mannes im Sommer 2007. Auch 
kam es 2007 und zu Beginn 2008 bereits wieder zu Kör- 
perstrafen wie Amputationen und Auspeitschungen. 

Prägend bleibt der Vorrang islamischer Prinzipien im Ver- 
fassungs- und Rechtssystem Irans. Damit werden die in 
diesem System an sich verankerten Menschen- und Bür- 
gerrechte relativiert. Das islamische Straf- und Privat- 
recht enthält Benachteiligungen für Frauen, efwa im Fa- 
milien- und Erbrecht, aber auch im Strafrecht. Frauen 
(aber auch Männer) unterliegen mit Strafe bewehrten 
Kleidungs- und Verhaltensregeln. Im Rahmen von Kam- 
pagnen zur Aufrechferhaltung der öffentlichen Ordnung 
verfolgen die Sicherheitskräfte die strikte Beachtung die- 
ser Regeln. Seit Beginn der Aktion „Eine Million Unter- 
schriften“ für die Abschaffüng diskriminierender Gesefze 
und für die rechtliche Gleichbehandlung der Geschlechter 
im Sommer 2006 kam es in mehreren Fällen zu Verhaf- 
tungen und Verurteilungen von Frauenrechtlerinnen. 

Die freie Religionsausübung ist neben Muslimen den in 
der iranischen Verfassung genannten Religionsgemein- 
schaften der Christen, Juden und Zarathustrier gestattet. 
Sonstige religiöse Minderheiten sind spürbaren Diskrimi- 
nierungen ausgesetzt. In besonderem Maße isf hiervon 
- in jüngsfer Zeit wieder verstärkt - die Glaubensgemein- 
schaft der Bahai betroffen. Die Freiheit des Religions- 
wechsels besteht nicht unbeschränkt. Der Abfall vom Is- 
lam kann mif dem Tode besfraft werden. Anfang 2008 
befasste sich das iranische Parlament mit dem Entwurf ei- 
ner Strafrechtsnovelle, der erstmals in Iran die gesefzliche 
Verankerung der Todessfrafe für Aposfasie vorsieht. Eine 
ernsthafte Minderheitenpolitik ist in Iran nichf erkennbar. 
Vor allem im kulfurellen Bereich kommen Belange der 
ethnischen und religiösen Minderheiten zu kurz. Forde- 
rungen seitens ethnischer Minderheiten nach größerer 
Autonomie und stärkerer politischer Partizipation werden 
von Teilen des Establishments als separatistisch empfün- 
den. 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit ihren Partnern 
in der Europäischen Union und bilateral wiederholt und 
mit Nachdruck bei der iranischen Regierung für die Be- 
achtung der Menschenrechte interveniert. In zahlreichen 
Demarchen und Erklärungen verurteilfe sie die Exisfenz 
der Todessfrafe, die Missachtung von Mindeststandards 
bei ihrer Anwendung sowie die Androhung und Vollstre- 
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ckung von Körperstrafen. Die Bundesregierung setzte 
sieh in Form von Demarehen und Erklärungen für die 
Verbesserung der Frauenreehte, die Beaehtung der Mei- 
nungsfreiheit und den Sehutz von Mensehenreehtsvertei- 
digem ein. Der Mensehreehtsdialog, der 2002 zwisehen 
der Europäisehen Union und Iran aufgenommen worden 
war, führte zu sehr wenigen konkreten Fortsehritten. Ab 
Sommer 2006 sollte dieser Gespräehsrahmen zielorien- 
tierter gestaltet werden und Ende 2006 eine neue Dialog- 
rande stattfinden. Die iranisehe Seite hat dieses bereits 
vereinbarte Treffen abgesagt, nachdem die Europäische 
Union eine kritische Resolution der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zur Menschenrechtslage in Iran 
unterstützte und im Herbst 2006 mit einbrachte. 

Auch in der 62. VN-General Versammlung hat die Euro- 
päische Union eine erneut von Kanada eingebrachte Re- 
solution zur Menschenrechtslage in Iran unterstützt, mit 
eingebracht und damit zu ihrer Verabschiedung am 

18. Dezember 2007 erheblich beigetragen. Diese Ent- 
schließung bringt die Besorgnis der Weltgemeinschaft 
über die Menschenrechtslage in Iran zum Ausdruck und 
fordert von Iran die Umsetzung konkreter Reformen mit 
dem Ziel, die Menschenrechtslage zu verbessern. Vom 

19. bis 31. Juli 2005 hielt sich der VN-Sonderbericht- 
erstatter für angemessenes Wohnen, Miloon Kothari, in 
Iran auf Anderen Sonderberichterstattern in Menschen- 
rechtsfragen, darunter diejenigen gegen willkürliche Hin- 
richtungen und für Religions- und Glaubensfreiheit, wur- 
den Besuche trotz frühzeitiger Anfrage verwehrt. 

Jemen 

Die Menschenrechtslage im Jemen - einem der ärmsten 
Länder der Welt (UNDP-HDl-Rang: 151 von 177, Pro- 
Kopf-Einkommen: ca. 750 US-Dollar) - ist zwiespältig: 
Einerseits hat das Land, nicht zuletzt auf Druck der Ge- 
bergemeinschafl, alle wichtigen Menschenrechts-Kon- 
ventionen und -Instrumente ratifiziert, andererseits bleibt 
die Umsetzung des Menschenrechtsschutzes in der Praxis 
unzureichend. 

Gesetzlich garantierte Rechte werden oft durch abwei- 
chende, von der Scharia und Stammesrecht durchdrun- 
gene Rechtspraxis und Willkür des Sicherheitsapparates 
unterminiert. Islamisch geprägte, streng traditionelle und 
tribal bestimmte Gesellschaflsnormen - so gehören Blut- 
rache und die Beilegung von Auseinandersetzungen 
durch die Zahlung von Blutgeld (Diya) zum Alltag - be- 
hindern die Durchsetzung einer rechtsstaatlichen Ord- 
nung und eines effektiven Menschenrechtsschutzes nach 
europäisch-westlichen Maßstäben. 

Bei den Frauenrechten steht der Jemen nicht nur im welt- 
weiten, sondern auch im regionalen Vergleich im Abseits: 
nach einem vom World Economic Forum im Jahr 2007 
veröffentlichten Bericht zur Gleichberechtigung (The 
Gender Equality Gap) nimmt das Land von 128 geprüften 
Ländern mit Abstand den letzten Rang ein. Gesetzlich 
sind Frauen - ungewöhnlich für die Region - zwar in vie- 
len Rechfsbereichen gleichgesfellf, doch isf das im Jemen 
gehende islamische Familien- und Sfrafrecht von der kul- 
furell verwurzelfen Diskriminierung der Frau geprägt. Ar- 


rangierte Ehen und Frühverheiratung sind im Jemen die 
Regel. Das gesetzliche Mindestheiratsalter von 15 Jahren 
wird häufig unterschritten, ln der Öffentlichkeit treten 
Frauen kaum in Erscheinung, ihr Anteil an den Erwerbs- 
tätigen beträgt nur etwa 23 Prozent. Genitalverstümme- 
lung wird in einigen Landesteilen weiterhin praktiziert. 

Obwohl der Regierung keine systematischen Menschen- 
rechtsverletzungen vorgeworfen werden können, so wirft 
doch das Vorgehen der Sicherheitskräfte bei der militäri- 
schen Unterdrückung der so genannten Al-Houthi-Rebel- 
lion im Norden des Landes Fragen nach der Verhältnis- 
mäßigkeit der eingesetzten Mittel (u. a. Bombardements 
von Dörfern, willkürliche Verhaftungen) auf 

Politische Agitation, die die Einheit des Landes in Frage 
stellt, und Kritik an der Person des Präsidenten gehören 
zu den Tabubrüchen, die nicht selten mit willkürlichen 
Verhaftungen von Journalisten und Oppositionellen ge- 
ahndet werden. 

Die Pressefreiheit wird durch die Gängelung von Zeitun- 
gen, die restriktive Handhabung von Neulizenzierangen 
und vor allem durch die staatliche Monopolstellung bei 
den elektronischen Medien behindert. Ende 2007/Anfang 
2008 wurde eine Vielzahl von kritischen Intemetseiten 
blockiert. 

Seit 2007 macht sich der wirtschaftliche Abwärtstrend 
auch durch zunehmende soziale Proteste - insbesondere 
im Süden des Landes - bemerkbar. Hierbei kommt es im- 
mer wieder zu Zusammenstößen zwischen Demonstran- 
ten und Sicherheitskräften mit Todesopfern und zu will- 
kürlichen Verhaftungen. 

Der Jemen gehört - ebenso wie die große Mehrheit der 
Staaten dieser Region - zu den Ländern, die gegen die 
VN-Resolution zur Abschaffung der Todesstrafe votiert 
haben. Hinsichtlich der Ratifikation des Rom-Statuts und 
des Beitritts zum IStGH befindet sich der Jemen zwi- 
schen zwei Stühlen: Nur wenige Staaten der Region und 
kein einziger auf der arabischen Halbinsel haben ratifi- 
ziert. Während die Regierung den Beitritt offiziell befür- 
wortet (der Jemen ist Signatarstaat), gibt es im Parlament 
nicht die erforderliche Mehrheit für die Rafifikation. 

Die Menschenrechfslage im Jemen isf regelmäßig Gegen- 
stand von Demarchen der Europäischen Union gegenüber 
der Regierung. 

Libyen 

Die Menschenrechtslage bleibt trotz einiger Verbesserun- 
gen schlecht; es gibt keine Verfassung, kein unabhängiges 
Justizwesen, keine Pressefreiheit, aber Folter und Incom- 
municadohaft. Die Zahl der politischen Gefangenen wird 
auf etwa 1 000 bis 2 000 geschätzt. Dem Revolutionsfüh- 
rer Gaddafi, der de jure kein Sfaafsamf ausübf, bleiben 
alle wichtigen politischen, ökonomischen und militäri- 
schen Entscheidungen Vorbehalten. 

ln den vergangenen Jahren öffnete Libyen sich zwar deut- 
lich nach außen, was sich vor allem in dem Verzicht auf 
Massenvemichtungswaffen und der Aufarbeitung der ei- 
genen terroristischen Vergangenheit niederschlug. Die 
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innen- und menschenrechtspolitische Lage hat damit al- 
lerdings nicht Schritt gehalten, ln einer Rede zum 
37. Jahrestag der Revolution am 1. September 2006 rief 
Revolutionsführer Gaddafi dazu auf, politische Gegner 
unterschiedslos zu töten. Es bleibt bei der nahezu absolu- 
ten Herrschaft von Gaddafi und einer Gruppe von Ver- 
trauten. Abweichende Meinungen in der Öffentlichkeit 
werden weiterhin streng verfolgt. Zwar herrscht Reli- 
gionsfreiheit, aber Staatsreligion ist der Islam. Gegen is- 
lamistische Gruppen wird hart durchgegriffen. Libyens 
Bericht ans VN-Antifolterkomitee ist seit 2002 überfällig. 
Insbesondere Abschiebehäftlinge klagen immer wieder 
über Misshandlungen. 

Aber es gibt auch hoffnungsvolle Entwicklungen: Einige 
bekannte Dissidenten durften - wenn auch nur besuchs- 
weise - unbehelligt nach Libyen einreisen. Gaddafi hat 
bestimmte außen- und wirtschaftspolitische Fragen für 
die öffentliche Diskussion freigegeben. Der Zugang zu 
Internet und Satellitenfemsehen ist in Libyen freier als in 
vielen anderen islamischen Ländern. Seit Oktober 2006 
sind ausländische Presseerzeugnisse erhältlich. Die USA 
und einige europäische Staaten betreiben bereits seit meh- 
reren Jahren voll ausgestattete Kulturinstitute in Tripolis. 
Ausreisevisa wurden abgeschafft. Am 2. März 2004 wur- 
den 1 059 politische Gefangene freigelassen, am 31. Au- 
gust 2004 folgte die Freilassung von weiteren 645 Gefan- 
genen. Nach unbestätigten Pressemeldungen sollen Ende 
2006 weitere 60 inhaftierte Islamisten freigelassen wor- 
den sein. 2004 wurden erstmals Menschenrechtsorganisa- 
tionen ins Land gelassen. Human Rights Watch hat 2005 
nach einer solchen Reise eine Verbessemng der Men- 
schenrechtslage festgestellt. Als bei Umuhen in einem 
Gefängnis in Tripolis am 4. Okfober 2006 ein libyscher 
Insasse geföfef und weifere Personen verlefzt wurden, 
ging Libyens Regierang - ersfmals in solch einem Fall - 
mif einer umfassenden Presseerklärung an die Öffentlich- 
keif. 

Die Gleichsfellung der Geschlechter ist in Libyen formal 
weitgehend umgesetzt. Vergewaltigte und von ihren Fa- 
milien verstoßene Frauen werden aber immer noch in ge- 
fängnisähnlichen Anstalten für „soziale Rehabilitierung“ 
eingesperrt. Die Regierung und Aisha al-Ghaddafi, die 
Tochter des Revolutionsführers, haben Human Righfs 
Wafch im Februar 2007 zugesagf, die Zusfände in diesen 
Ansfalfen zu überprüfen. Ein Ergebnis dieser Überprü- 
fung isf bisher nichf bekarmf. 

Todesurteile wurden zuletzt am 14. Juli 2005 vollstreckt, 
als zwei Türken, zwei Ägypter und sieben Libyer hinge- 
richtet wurden. Seither werden Todesstrafen im Begnadi- 
gungswege in Freiheitsstrafen umgewandelt. Eine Ab- 
schaffung wird erwogen. Bei einem vordergründig gegen 
die Mohammed-Karikaturen gerichteten Aufruhr in meh- 
reren Städten der Cyrenaika am 17. Februar 2006 wurden 
etwa 30 Menschen von Sicherheitskräften erschossen. 

Palästinensische Gebiete 

Die Menschenrechtslage in den Palästinensischen Gebie- 
ten ist vor dem Hintergrund des nach wie vor ungelösten 
Nahost-Konfliktes zu betrachten. Deutschland und die 


Europäische Union sind davon überzeugt, dass für die 
Verbesserung der Menschenrechfslage und für die dauer- 
hafte Gewährleistung der Menschenrechte in den Palästi- 
nensischen Gebieten die Lösung des Nahostkonflikts ei- 
nen wichtigen Beitrag leisten wird. 

Der Weg zu einer Friedenslösung in Nahost führt nach 
Auffassung der Internationalen Gemeinschaft über eine 
Zwei-Staaten-Lösung - mit Israel in sicheren und aner- 
kannten Grenzen und mit einem lebensfähigen palästinen- 
sischen Staat, der in anerkannten Grenzen und gutnachbar- 
licher Beziehung zu Israel lebt. Hierfür isf nofwendig, dass 
die palästinensische Rechtsordnung demokratische Struk- 
turen aufbaut und das Rechtsstaatsprinzip achtet. Deshalb 
engagiert sich Deutschland zusammen mit den europäi- 
schen Partnern beim Aufbau demokratischer Institutio- 
nen. 

Hilfe beim Aufbau staatlicher Strukturen auf kommunaler 
und gesamtstaatlicher Ebene sowie die Förderung der Zi- 
vilgesellschaft sind wichtige Bestandteile der Unterstüt- 
zung. Mit einem neu eingerichteten Fonds zur Politik- 
und Reformberatung fördert Deutschland zum Beispiel 
gezielte Reformen in wichtigen palästinensischen Institu- 
tionen. Ein Projektstrang unter dem Namen „Empowe- 
ring Democracy“ stellt ein Angebot an palästinensische 
Parteien dar, sich in Zusammenarbeit mit europäischen 
Partnern (Parteien, Regierangsorganisationen und Nicht- 
regierangsorganisationen) zu reformieren. Auch die Re- 
form des palästinensischen Sicherheitssektors wird von 
der internationalen Gemeinschaft gefördert. So unter- 
stützt die EU die palästinensische Zivilpolizei seit dem 
1 . Januar 2006 mit der Mission „EUPOL COPPS“, deren 
Ziel der Aufbau fragfähiger und effektiver Polizeistrakfu- 
ren unter palästinensischer Eigenverantwortung im Ein- 
klang mit bewährten internationalen Standards ist. Auch 
bilateral unterstützt Deutschland die Bemühungen der pa- 
lästinensischen Zivilpolizei, die Sicherheitsverantwortung 
in der Westbank zu übernehmen. Am 24. Juni 2008 wird 
das Auswärtige Amt in Berlin eine Konferenz zur Unter- 
stützung palästinensischer Polizei und Justiz abhalten. 

Deutschland und die EU beobachten die Menschenrechts- 
situation in Bezug auf Israel und die palästinensischen 
Gebiete aufmerksam. Deutschland unterstützt seit Jahren 
Menschenrechts- und Nichtregierangsorganisationen in 
Israel und den Palästinensischen Gebieten. Die Bundes- 
regierung steht im kontinuierlichen Dialog mit Israel, 
auch im Bereich Menschenrechte. Alle Themen werden 
im Rahmen der informellen „EU - Israel Arbeitsgruppe 
Menschenrechte“ und bei bilateralen Treffen offen ange- 
sprochen. Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung 
bei allen Kontakten zur Palästinensischen Autonomiebe- 
hörde für die Beendigung terroristischer und gewalttäti- 
ger Angriffe palästinensischer bewaffneter Gruppen auf 
israelische Bürger ein. 

Palästinensische Seite 

Mit der gewaltsamen Machtübernahme der Hamas im 
Gazastreifen im Juni 2007 kam es zum Brach der Natio- 
nalen Einheitsregierang aus Hamas und Fatah-Bewe- 
gung, die nach der Wahl zum Legislativrat (PLC) im Juli 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-161- 


Drucksache 16/10037 


2005 gebildet worden war. Die internationale Gemein- 
schaft sieht die Westbank und den Gazastreifen auch nach 
diesem Bruch als ein einheitliches Gebiet. Präsident 
Mahmoud Abbas und die von ihm eingesetzte Regierung 
unter Premierminister Salam Fayyad sind die Vertretung 
der Palästinenser mit Gesamtvertretungsanspruch und 
Partner Israels im Friedensprozess, auch wenn de facto 
ihre Machtausübung sich derzeit nicht auf den Gazastrei- 
fen erstreckt. Trotz dieser Betrachtung als Einheit müssen 
die Menschenrechtssituationen in den verschiedenen Ge- 
bieten aufgrund der faktischen Machtausübung durch un- 
terschiedliche Akteure getrennt betrachtet werden. 

Westjordanland 

Die Palästinensische Autonomiebehörde als legitime Ver- 
treterin der Palästinenser beherrscht de facto derzeit nur 
das Westjordanland, es bleibt aber bei ihrem Gesamtver- 
tretungsanspruch. 

Die Palästinensische Autonomiebehörde bekennt sich zu 
den Menschenrechten. Sie verfügt über eine Verfassung, 
die einen Grundrechtskatalog enthält. Die Palästinensi- 
sche Autonomiebehörde bekennt sich darin unter ande- 
rem zu einem umfassenden Diskriminierungsverbot, zum 
Verbot der Folter, zu Religionsfreiheit, Meinungs- und 
Kunstfreiheit, Vereinigungsfreiheit, Recht auf angemes- 
sene Wohnung, Bildung, Schutz der Familie, etc. Der 
Beitritt zu internationalen Menschenrechtsabkommen 
wird als Ziel angestrebt. 

ln der praktischen Umsetzung weist das Rechtssystem al- 
lerdings erhebliche Mängel auf Diese schlagen sich unter 
anderem in langen Verfahrensdauem nieder. Zudem exis- 
tiert ein paralleles, informelles Justizsystem; Tötungen in 
Selbstjustiz und Ehrenmorde stellen ein Problem dar. 
Haftbedingungen liegen zumeist unter internationalem 
Standard; viele Häftlinge werden an Orten festgehalten, 
die nicht für die dauerhafte Unterbringung von Häftlingen 
geeignet sind. 

Dennoch kann die Palästinensische Autonomiebehörde 
im Bereich der inneren Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit 
auch Erfolge verbuchen. Die Regierung Fayyad unter- 
nahm unmittelbar nach ihrer Einsetzung Anstrengungen 
zur Reform des Sicherheitssektors und zur Stärkung der 
Sicherheitskräfte der Palästinensischen Autonomiebe- 
hörde. Die innerpalästinensische Gewalt im Westjordan- 
land ist deutlich reduziert und das angestrebte Gewaltmo- 
nopol der Palästinensischen Autonomiebehörde gefestigt 
worden. 

Aufgrund der politischen Polarisierung gibt es im West- 
jordanland auch Beeinträchtigungen der politischen 
Freiheiten. Sicherheitskräfte der Palästinensischen Au- 
tonomiebehörde gingen im Westjordanland gegen 
Hamas-Demonstrationen vor; Menschenrechtsorganisa- 
tionen berichten von Folter. Die Medien berichten im 
Wege der Selbstzensur weitgehend unkritisch über Fatah 
und die Palästinensische Autonomiebehörde - aus Angst 
vor innerbetrieblicher Repression oder Druck von außen. 
Teilweise kommt es auch zu Übergriffen gegen Journalis- 
ten. 


Frauen genießen das aktive und passive Wahlrecht. 16 der 
132 PLC-Abgeordneten sind Frauen, die allerdings alle- 
samt kein Direktmandat erlangten, sondern über eine ge- 
setzlich vorgesehene Frauenquote auf den Parteilisten ins 
Parlament einzogen, ln der Regierung Fayyad gibt es drei 
Ministerinnen (von 15 Kabinettsmitgliedem). 

Gazastreifen 

Im Gazastreifen ergriff im Juni 2007 Hamas im Wege ei- 
nes gewaltsamen Putsches die Macht. Der Rat der Euro- 
päischen Union verurteilte am 18. Juni 2007 die gewalt- 
same Machtübernahme durch die Hamas-Milizen, 
insbesondere die Angriffe auf die legitimen Sicherheits- 
kräfte der Palästinensischen Autonomiebehörde und die 
Zerschlagung dieser Sicherheitskräfte im Gazastreifen, 
die willkürliche Hinrichtung einer großen Zahl ihrer Mit- 
glieder, die Anschläge auf Krankenhäuser und die grau- 
same Behandlung von Gefangenen sowie die Verluste an 
Menschenleben, auch unter der Zivilbevölkerung und den 
humanitären Helfern. 

Hamas befindet sich seit 12. September 2003 auf der EU- 
Liste der terrorismusverdächtigen Personen und Organi- 
sationen, Kontakte mit Hamas lehnt die Bundesregierung 
ab und weiß sich darin mit ihren europäischen Partnern 
einig. 

Nach dem Hamas-Putsch wurde die Justiz zunächst in ih- 
rer Arbeit behindert. Richter und Staatsanwälte wurden 
nach und nach durch Hamas-treues Personal ersetzt. 
Menschenrechtsorganisationen berichten über Vorfälle, 
bei denen Verhaftefe oder Enfführte von Hamas-Sicher- 
heifskräften misshandelf und gefolferf wurden. 

Die politischen Freiheiten haben seit der Übernahme 
durch Hamas im Gazastreifen stark gelitten. So ist die 
Hamas im Gazastreifen mehrfach gewaltsam gegen Fa- 
tah-Demonstrationen vorgegangen. Eine Großkundge- 
bung am dritten Todestag Arafats im November 2007 en- 
dete mit Blutvergießen. Auch die Medienfreiheit wurde 
durch die politische Polarisierung stark in Mitleidenschaft 
gezogen. Im Gazastreifen wurden fatah-nahe oder der Pa- 
lästinensischen Autonomiebehörde nahestehende Me- 
dien erheblich in ihrer Arbeit behindert. Die fatah-nahe 
Tageszeitung Al-Ayyam wurde zwei Monate lang ganz 
verboten. 

Auch nach der Machtübernahme der Hamas im Gaza- 
streifen im Juni 2007 sind laut palästinensischen Men- 
schenrechtsorganisationen keine systematischen Diskri- 
minierungen gegen Christen zu verzeichnen. Gleichwohl 
kam es im Gazastreifen in den vergangenen Jahren immer 
wieder zu einzelnen Übergriffen gegen - von muslimi- 
schen Extremisten als „un-islamisch“ eingestufte - christ- 
liche Einrichtungen und zur Tötung von christlichen Ver- 
tretern. Im Oktober 2007 wurde ein Angehöriger der 
Holy Bible Society getötet aufgefunden. Hamas haf Über- 
griffe gegen Chrisfen bislang verurteilt. 

Israelische Seite 

Menschenrechtsverletzungen, insbesondere auch solche, 
die den israelischen Streitkräften bei Maßnahmen in den 
besetzten Gebieten vorgeworfen werden, werden in der 
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israelischen Öffentlichkeit - mitunter sehr ausführlich - 
kritisch diskutiert. Die hohe Achtung des Rechts auf Mei- 
nungsäußerung führt dazu, dass kritische Stellungnahmen 
gefahrlos abgegeben werden können und häufig Eingang 
in die Medien finden. Die Tatsache, dass die Menschen- 
rechtslage in den Palästinensischen Gebieten gut doku- 
mentiert ist, ist dieser regen Öffentlichkeit und der Arbeit 
der äußerst aktiven israelischen Nichtregierungsorganisa- 
tionen zu verdanken. 

Deutschland und seine Partner in der EU erkennen das le- 
gitime Selbstverteidigungsrecht Israels an, insbesondere 
das Recht Israels, seine Einwohner gegen Terrorismus zu 
schützen. Gleichzeitig wurde Israel immer wieder von 
Deutschland und der EU aufgefordert, im Rahmen dieser 
Selbstverteidigung keine unverhältnismäßigen Maßnah- 
men zu treffen und insbesondere die Verpflichtung zum 
Schutz der Zivilbevölkerung zu achten. 

Dementsprechend hat Deutschland bilateral wie auch im 
EU-Rahmen immer wieder auf die Unverhältnismäßig- 
keit israelischer Militäraktionen im Gaza-Streifen hinge- 
wiesen, die zu Opfern unter der Zivilbevölkerung, darun- 
ter auch Frauen und Kinder, geführt haben. Israel wurde 
nachdrücklich aufgefordert, äußerste Zurückhaltung zu 
wahren und auf die Einhaltung des Prinzips der Verhält- 
nismäßigkeit und die (Notwendigkeit der?) Achtung des 
humanitären Völkerrechts hingewiesen. 

So genannte gezielte Tötungen (targeted killings) zur Ter- 
rorbekämpfung werden weltweit, aber auch innerhalb 
Israels, kritisiert. Der israelische Oberste Gerichtshof hat 
zum Problemkomplex mit Urteil vom 14. Dezember 2006 
Stellung genommen. Hierbei betonte er die Notwendig- 
keit einer Abwägung im Einzelfall unter strenger Beach- 
tung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. 

Am 6. Oktober 2005 hat der Oberste Gerichtshof ent- 
schieden, dass der Missbrauch von Palästinensern als 
„menschliche Schutzschilde“ durch die israelische Armee 
verboten ist. Die israelischen Streitkräfte haben in Folge 
des Urteils des Obersten Gerichtshofs ihre Einsatzrichtli- 
nien geändert. Trotzdem wurden auch im Berichtszeit- 
raum Vorwürfe gegen hochrangige Befehlshaber in der 
israelischen Armee erhoben, Zivilisten bei Hausdurchsu- 
chungen nach mutmaßlichen palästinensischen Terroris- 
ten als „menschliche Schutzschilde“ missbraucht zu ha- 
ben, um die Gefahr für israelische Soldafen zu verringern. 

ln israelischen Gefängnissen befanden sich bis zum ers- 
fen Halbjahr 2008 efwa 10 000 paläsfinensische Gefan- 
gene, darunter ca. 830 in Administrativhaft, ohne An- 
klage. Erstmals hat sich im Juni 2006 die informelle EU- 
Israel-Arbeitsgruppe Menschenrechte mit Fällen von Ad- 
mini Strati vhaft in Israel befasst. 2007 konnte die Freilas- 
sung von exemplarischen Einzelfällen erreicht werden. 
Die Haflbedingungen haben sich im Berichtszeitraum 
nicht grundlegend geändert. Menschenrechtsorganisatio- 
nen kritisieren erhebliche Überbelegung und die zum Teil 
unzumutbaren Hygienezustände. Im Bericht des Sonder- 
berichtserstatters der Vereinten Nationen über die Situa- 
tion der Menschenrechte in den Palästinensischen Gebie- 
ten vom Januar 2007 heißt es, dass es „schwerwiegende 


Beschwerden über die Behandlung, das Verfahren und die 
Inhaftierung der Gefangenen gebe“. Seitens der Sicher- 
heitsdienste wird der Gebrauch unzulässiger Verhörme- 
thoden dagegen bestritten. Israel arbeitet nicht mit dem 
von der VN -Menschenrechtskommission eingesetzten 
Sonderberichterstatter zusammen. 

Die humanitäre Situation der 1,5 Millionen Bewohner des 
Gazastreifens hat sich seit Juni 2007 erheblich zugespitzt; 
ein Großteil der Bevölkerung des Gazastreifens ist von 
internationaler Hilfe abhängig. Gemeinsam mit den Part- 
nern in der Europäischen Union hat Deutschland immer 
wieder Israel aufgefordert, seiner Verpflichtung zur Ver- 
sorgung der Bevölkerung des Gazastreifens mit Treibstoff 
und Elektrizität sowie humanitärer Hilfe nachzukommen. 

Saudi-Arabien 

Die Menschenrechtslage in Saudi-Arabien ist unverändert 
problematisch. Das Königreich versteht sich als streng is- 
lamischer, nichtsäkularer Staat, dessen oberstes Gesetz 
der Koran und die Tradition des Propheten Mohammad 
(sunna) sind. Der saudische Staat mit König und Kö- 
nigshaus an der Spitze ist nach diesem Selbstverständnis 
dazu berufen, die im Koran enthaltenen Vorschriften 
durchzusetzen und legitimiert sich durch diese Berufung. 
Diese religiöse Ausrichtung prägt die Menschenrechts- 
lage. 

Gravierende Verletzungen finden sich nach wie vor in den 
Bereichen Todesstrafe und Körperstrafen, Haflbedingun- 
gen, erzwungene Gesfändnisse, Rechte und Chancen- 
gleichheit für Frauen, Zensur, Religionsausübung, Über- 
griffe durch die Religionspolizei und Rechtlosigkeit 
ausländischer Arbeitskräfte. Die Zahl der bekannt gewor- 
denen Hinrichtungen hat 2007 mit 134 einen neuen 
Höchststand erreicht. Oppositionelle Meinungen werden 
unterdrückt, Dissidenten werden entweder inhaftiert oder 
fliehen ins Ausland. Die öffentliche Ausübung einer an- 
deren Religion als der des Islam ist in Saudi-Arabien ver- 
boten. Bemerkenswert ist, dass Frauenfragen in der saudi- 
schen Öffentlichkeit inzwischen stärker thematisiert 
werden als früher. Die Rechte der Frau sind nach der sehr 
restriktiven wahhabitischen Auslegung des islamischen 
Rechts definiert. Dies bedeutet eine erhebliche Diskrimi- 
nierung von Frauen im öffentlichen Leben und in vielen 
Bereichen des Privatrechts. Saudi-Arabien ist am 7. Sep- 
tember 2000 der Konvention über die Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau beigetreten. Aller- 
dings wurde bei dem Beitritt ein sog. Scharia- Vorbehalt 
eingelegt, gegen den Deutschland Einspruch erhoben hat, 
da Vorbehalte dieser Art mit Ziel und Zweck des Überein- 
kommens unvereinbar sind. 

Erste Reformansätze sind aber erkennbar. Hierzu zählen 
insbesondere die ersten Wahlen in der Geschichte des 
Landes, die im Februar 2005 stattgefunden haben. Die 
Hälfte der Kommunalparlamente durfte dabei frei ge- 
wählt werden, die übrige Hälfte ernennt der König. 
Frauen waren von der Wahl allerdings ebenso ausge- 
schlossen wie Angehörige von Polizei und Militär. Mit 
königlichem Dekret vom 2. April 2005 wurde eine um- 
fassende Reform des Justizwesens angeordnet. Dabei 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-163- 


Drucksache 16/10037 


geht es um eine Neuordnung des Gerichtswesens mit 
Ausweitung des Instanzenzuges, aber auch um die heikle 
Frage einer Kodifizierung des Scharia- Strafrechts und die 
Sammlung gerichtlicher Entscheidungen. Am 6. Oktober 
2007 billigte der König ein Gesetz über die Ausformung 
der Gerichtsbarkeiten, mit dem Fachgerichte für Zivil-, 
Straf, Handels-, Arbeits- und Personenstandssachen, Be- 
rufungsgerichte und ein Oberster Gerichtshof geschaffen 
werden. Ein Antikorruptionsgesetz ist in Vorbereitung. 
Um erzwungene Geständnisse zu verhindern, muss das 
Gericht nach Artikel 162 des Strafverfahrensgesetzes 
künftig ein Geständnis mit dem Angeklagten erörtern und 
sich Gewissheit verschaffen, dass das Geständnis der 
Wahrheit entspricht. Die Europäische Union thematisiert 
die Menschenrechtslage in Saudi-Arabien regelmäßig in 
bilateralen Demarchen und unterstützt die Reformbemü- 
hungen der saudischen Führung. 

Syrien 

Politische und bürgerliche Grundfreiheiten werden in Sy- 
rien unter Berufung auf das seit 1963 geltende Notstands- 
gesetz stark eingeschränkt. Das öffentliche Leben wird 
durch die Sicherheitsdienste umfassend kontrolliert. Es 
gibt Fälle von Folter und Misshandlungen von Gefange- 
nen. Der Aufenthaltsort von Inhaftierten bleibt mitunter 
über Monate, wenn nicht Jahre hinweg unbekannt. Oppo- 
sitionelle und Menschenrechtsaktivisten werden über- 
wacht und sind Einschüchterungen sowie willkürlichen 
Verhaftungen ausgesetzt. Menschenrechtsorganisationen 
arbeiten in einer rechtlichen Grauzone: Sie sind nicht re- 
gistriert, werden in der Praxis jedoch weitgehend tole- 
riert. Die von Syrien in seinem 3. Bericht an den Men- 
schenrechtsausschuss der Vereinten Nationen im Oktober 
2004 angekündigte Einrichtung einer unabhängigen na- 
tionalen Menschenrechtskommission wurde nicht umge- 
setzt. 

Die genaue Zahl politischer Häftlinge in Syrien ist nicht 
zu bestimmen. Während 2005 - wie in den vorangegan- 
genen Jahren - mehrere Hundert politische Häftlinge 
(von denen viele ihr Strafmaß bereits abgesessen hatten) 
im Rahmen von Amnestien freigelassen wurden, sind 
2006 und 2007 keine politischen Häftlinge amnestiert 
worden. Im Frühjahr 2007 wurden mehrere syrische Re- 
gimekritiker zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt. Der 
Zusammenschluss verschiedener demokratisch-opposi- 
tioneller Strömungen im Dezember 2007 hat eine Reihe 
von Verhaftungen nach sich gezogen. Von den ursprüng- 
lich zehn prominenten Häftlingen des „Damaszener Früh- 
lings“ (2000/2001) ist einer weiterhin in Haft. Zwei wei- 
tere sind Ende 2007 und Anfang 2008 erneut verhaftet 
worden. 

Das syrische Strafrecht sieht für eine Reihe von Tatbe- 
ständen die Todesstrafe vor. ln der Praxis erfolgt übli- 
cherweise eine Umwandlung in befristete Haftstrafen, 
insbesondere bei Verurteilung wegen Mitgliedschaft in 
der verbotenen Muslimbrüderschaft. Nach Kenntnis der 
Bundesregierung wurde die Todesstrafe 2005 in einem 
Fall, 2007 in sechs Fällen vollstreckt. Problematisch ist 
die Situation der staatenlosen Kurden (Schätzungen zu- 


folge rund 250 000 bis 300 000 von mehr als einer Mil- 
lion in Syrien ansässigen Kurden), von denen ein Teil kei- 
nerlei Rechte besitzt. Ankündigungen des Präsidenten in 
2004 und des Kongresses der herrschenden Baath-Partei 
in 2005, den rechtlichen Status der staatenlosen Kurden 
zu klären, wurden nicht umgesetzt. 

Religiöse Toleranz wird durch die syrische Verfassung 
garantiert und tatsächlich praktiziert. Auch die Gleichbe- 
rechtigung der Geschlechter ist verfassungsgemäß garan- 
tiert. ln der Realität kommt es jedoch insbesondere auf- 
grund des konfessionsgebundenen Personenstandsrechts 
zur Benachteiligung von Frauen. Die Unterzeichnung und 
Ratifizierung des 2004 paraphierten Assoziationsabkom- 
mens zwischen der EU und Syrien, welches die Grund- 
lage für eine regelmäßige Behandlung von Menschen- 
rechtsfragen im Rahmen des politischen Dialogs bilden 
soll, stehen noch aus. 

Die Bundesregierung thematisiert die unbefriedigende 
Menschenrechtslage in Syrien und Einzelfälle bei bilate- 
ralen Kontakten regelmäßig. Die EU spricht sowohl 
Einzelfälle als auch allgemeine Entwicklungen in 
Demarchen an. Politisch motivierte Verhaftungen und 
Verurteilungen hat die EU in Erklärungen auch öffentlich 
kritisiert. Im Rahmen ihrer EU-Ratspräsidentschaft im 
ersten Halbjahr 2007 hat die Bundesregierung monatliche 
Treffen der EU-Menschenrechtsgruppe in Damaskus ge- 
leitet, den Informationsaustausch zwischen Botschaften 
der EU-Mitgliedstaaten sowie befreundeten Staaten und 
lokalen Menschenrechtsorganisationen verstärkt und re- 
gelmäßig das Gespräch mit der syrischen Regierung zu 
Menschenrechtsfragen gesucht. Die Botschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland in Damaskus nimmt regelmäßig 
an EU-Prozessbeobachtungen am Obersten Staatssicher- 
heitsgericht sowie politisch motivierter Prozesse am 
Straf- und am Militärgericht Damaskus teil. 

Tunesien 

Tunesien hat in den vergangenen Jahren im Bereich der 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte große Fortschritte 
erzielt und nimmt im Hinblick auf den rechtlichen und 
faktischen Status der Frau in der arabischen Welt eine 
Vorbildrolle ein. Demgegenüber bestehen bei den bürger- 
lichen und politischen Rechten erhebliche Defizite. Ins- 
besondere Presse-, Meinungs-, Versammlungs- und Ver- 
einsfreiheit sowie Telefon- und Briefgeheimnis sind nicht 
gewährleistet. Die Arbeit geduldeter Menschenrechtsor- 
ganisationen wie der Liga für Menschenrechte (LTDH) 
oder anderer unabhängiger Verbände wird in vielfältiger 
Weise behindert. Oppositionsanhänger und ihre Fami- 
lienangehörigen unterliegen zum Teil empfindlichen 
Repressionen (Hausdurchsuchungen, willkürliche Einbe- 
stellungen zur Polizei, körperliche Einschüchterungen, 
administrative Schikanen, Passentzug, Meldepflichten, 
Verlust des Arbeitsplatzes). Finanzielle Unterstützung aus 
dem Ausland wird verhindert, sofern dies wie im Falle 
der Liga für Menschenrechte opportun erscheint. 

Gegen den Grundsatz der körperlichen Unversehrtheit 
wird verstoßen. Zu den am häufigsten angewandten Me- 
thoden in Gefängnissen und bei Polizeiverhören zählen 
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neben Schlaf- und Essensentzug auch körperliche Über- 
griffe. Die Todesstrafe ist für Mord, Vergewaltigung mit 
Todesfolge und Landesverrat vorgesehen und wird immer 
wieder verhängt. Zur Vollstreckung ist es zuletzt im Jahre 
1992 gekommen. Die Judikative ist politischer Einfluss- 
nahme unterworfen. Positiv hervorzuheben sind die weit- 
gehende, im islamisch-arabischen Raum beispielhafte 
Gleichstellung von Frauen sowie erhebliche Fortschritte 
bei der Verwirklichung wirtschaftlicher und sozialer 
Rechte. 

Im Vorfeld des Weltinformationsgipfels (WSIS) vom 
16. bis 18. November 2005 kam es zu Übergriffen auf 
ausländische Journalisten und Fernsehteams. Eine nicht- 
öffentliche Vorbereitungssitzung für den von Nichtregie- 
rungsorganisationen geplanten Citizens’ Information 
Summit im Goethe-Institut Tunis wurde von tunesischen 
Sicherheitsorganen durch weiträumige Abriegelung unter 
Einsatz körperlicher Gewalt verhindert. Anfang Septem- 
ber 2006 sowie erneut im Januar und April 2007 wurden 
mehrere von der Friedrich-Ebert-Stiftung mitveranstaltete 
Konferenzen kurzfristig unterbunden. 

Die Bundesregierung drängt sowohl bilateral als auch im 
Rahmen der EU in allen Kontakten mit der tunesischen 
Regierung auf eine Verbesserung der Menschenrechts- 
lage. Der Aktionsplan der EU mit Tunesien im Rahmen 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik, der am 4. Juli 
2005 in Kraft trat, stellt auf Reformen und politischen 
Dialog zu Demokratie und Menschenrechten als „priori- 
täre Aktionen“ ab. Am 12. November 2007 konstituierte 
sich der Unterausschuss „Demokratie und Menschen- 
rechte“ des Assoziationsrates. Dabei wurden in konstruk- 
tiver Atmosphäre auch Einzelfälle angesprochen. 

4 Afrika 

4.1 Subsahara-Afrika 

Cöte d’Ivoire 

Nachdem im weiteren Sinne politisch motivierte Men- 
schenrechtsverletzungen in 2004 einen traurigen Höhe- 
punkt erreicht hatten, verbesserte sich die Menschen- 
rechtslage in Cöte d’lvoire in den Jahren 2006/2007 
langsam, blieb aber problematisch. Insbesondere seit der 
Vereinbarung von Ouagadougou vom März 2007 (Frie- 
densvereinbarung von Präsident Gbagbo mit dem Rebel- 
lenführer und aktuellen Premierminister Soro) sind 
deutlich weniger politisch motivierte Menschenrechtsver- 
letzungen zu verzeichnen. Die Hauptakteure bemühen 
sich um einen harmonischen und optimistischen Diskurs, 
mit positiven Auswirkungen auf die Tonlage in den natio- 
nalen Medien. Erfreulich gestaltet sich seit Ende 2005 die 
Zusammenarbeit von Rebellen und Milizen mit der inter- 
nationalen Gemeinschaft zur Demobilisierung und Unter- 
stützung von direkt am bewaffneten Konflikt beteiligten 
Kindern; ein Großteil der Kinder konnte bereits demobili- 
siert werden. Im Januar 2007 wurde die in der Friedens- 
vereinbarung von Linas-Marcoussis vorgesehene natio- 
nale Menschenrechtskommission eingesetzt, die aber 
aufgrund mangelnder Ausstattung bisher kaum arbeitsfä- 


hig isf. Presse- und Religionsfreiheif werden weifgehend 
gewährleisfet (mit Einschränkung bei den Staatsmedien). 

ln den langen Krisenjahren ab 1999 hat sich jedoch eine 
gängige Praxis von Menschenrechtsverletzungen eta- 
bliert, die gewaltsame Übergriffe gegen Personen, insbe- 
sondere sexuelle Gewalt gegen Frauen und Kinder, sowie 
Erpressung von Wegezöllen an Straßensperren ein- 
schließt und die den politischen Fortschritten trotzt. Täter 
sind insbesondere Sicherheitskräfte und Milizen. Die 
Übergriffe sind vielfach wirtschaftlich motiviert und der 
zunehmenden Selbstherrlichkeit der Täter angesichts der 
langen Periode der Straflosigkeit geschuldet. Ein klares 
Zeichen der Regierenden zur Beendigung der grassieren- 
den Straflosigkeit ist bisher ausgeblieben. Auch die Prak- 
tik der weiblichen Genitalverstümmelung, von der 
45 Prozent aller Mädchen und Frauen des Landes betrof- 
fen sind, stellt nach wie vor ein gravierendes Problem dar. 
Erfreulich ist hierbei lediglich, dass die Zahl der Betroffe- 
nen leicht rückläufig ist und vor allem jüngere Frauen sel- 
tener betroffen sind. 

Die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit konzentriert 
sich zunehmend auf solche Vorhaben, die für die Frie- 
densförderung besondere Bedeutung haben: Das sind vor 
allem die Programme Ländliche Wirtschaftsentwicklung 
sowie Frieden und Entwicklung im Südwesten. Ein weite- 
res Projekt unterstützt die ivorschen Partner bei der Be- 
kämpfung der schlimmsten Formen von Kinderarbeit und 
Kinderhandel insbesondere im Kakaosektor. Die Bundes- 
regierung fördert seit 2007 Projekte lokaler Nichtregie- 
rungsorganisationen zur Menschenrechtserziehung Jugend- 
licher. Die EU unterstützt lokale Menschenrechtsprojekte 
und den Friedensprozess in erheblichem Umfang. 

Guinea 

Guinea, 1958 erstes unabhängiges frankophones Land, 
hat seitdem zwei fast allmächtige Diktatoren erlebt: zu- 
erst den äußerst grausamen Sekou Toure, dann seit 1984 
den seit Jahren schwer erkrankten und eigentlich amtsun- 
fähigen General Lansana Confe. Den jahrzehntelangen 
Menschenrechtsverletzungen haben sich Millionen von 
Guineern durch Flucht entzogen. Alle Wahlen, auch die- 
jenigen seit der Einführung der Mehrparfeienverfassung 
von 1991, sind sysfemafisch vom herrschenden Regime 
gefälscht worden. Gegen die immer schlimmer werdende 
Misswirtschaft haben die wichtigsten Gewerkschaften 
2006 und 2007 drei landesweite Generalstreiks ausgeru- 
fen, die allgemein befolgt wurden. Der 45-tägige Gene- 
ralstreik im Januar und Februar 2007 wurde durch das 
Militär gewaltsam niedergeschlagen (mindestens 
137 Tote, mindestens 1 000 Verletzte), endete mit einem 
Protokoll für eine grundlegende Veränderung und war 
Grundlage für die Ernennung eines neuen Premierminis- 
fers mif eigener Regierungskompefenz. ln der Folge haf 
sich die Medien- und Meinungsfreiheif zunächsf deuflich 
verbesserf, der dafür verantwortliche Informationsminis- 
ter wurde jedoch Anfang 2008 durch den Staatspräsiden- 
ten entlassen. Eine Kommission zur Untersuchung der 
Menschenrechtsverletzungen bei den Generalstreiks An- 
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fang 2007 ist im November 2007 eingesetzt worden, hat 
aber noch keine Ergebnisse erbracht. 

Die Vorbereitungen zu den seit Juni 2007 anstehenden 
Parlamentswahlen kommen nur sehr zögerlich voran. Die 
Verhältnisse in den Gefängnissen sind weiterhin katastro- 
phal, wobei die Zahl der Gefangenen mit 2 500 gering ist. 
ln den Polizeistationen werden Festgenommene routine- 
mäßig gefoltert. Die meisten Gefangenen sind Untersu- 
chungshäftlinge und haben kaum Aussicht auf einen Pro- 
zess. Die Todesstrafe ist seit vielen Jahren nicht mehr 
vollstreckt worden. Unter der Regierung des Premier- 
ministers Kouyate (seit März 2007) sind deutliche An- 
strengungen zur Verbesserung der Menschenrechtslage 
unternommen worden. 

Weibliche Genitalverstümmelung, die im ganzen Land 
praktiziert wird, stellt ein schwerwiegendes Problem dar - 
mit einer Prävalenzrate von 96 Prozent ist Guinea hierbei 
weltweit trauriger Spitzenreiter. Die EU führte 2005 bis 
2008 ein Konsultationsverfahren nach Artikel 96 
Cotonou-Abkommen mit Guinea mit dem Ziel der Ver- 
besserung der Menschenrechtslage durch. Der Menschen- 
rechtsbeauftragte der Bundesregierung hat Ende 2007 
Gespräche mit der gleichen Zielsetzung geführt. 

Der Schwerpunkt der deutschen bilateralen Entwick- 
lungszusammenarbeit liegt angesichts der schwierigen 
Rahmenbedingungen (Verarmung der Bevölkerung, man- 
gelnder Dialog- und Reformwille der Regierung, 
mangelnde Demokratisierungsfortschritte, schlechte Re- 
gierungsführung) auf dem politikfemen Schwerpunkt 
„Soziale Grunddienste in Zentralguinea“ (Grundbildung, 
Gesundheit/HlV/Aids, Social Marketing, Wasser). 

Liberia 

Die Menschenrechtslage in Liberia, wo weiterhin rund 
14 000 VN-Blauhelme die innere Sicherheit garantieren, 
hat sich im Berichtszeitraum weiter verbessert, ln freien, 
fairen und transparenten Präsidentschaftswahlen siegte 
Ende 2005 Ellen Johnson-Sirleaf Die erste Frau im Amt 
eines afrikanischen Staatschefs bemüht sich um eine Ver- 
besserung der Menschenrechtslage. Knapp fünf Jahre 
nach dem Ende des Bürgerkriegs fehlt es den meisten 
staatlichen Institutionen jedoch noch an den notwendigen 
Kapazitäten, um den vorhandenen guten Willen in die Tat 
umzusetzen. Besonders im Justizsektor bestehen gravie- 
rende Defizite. Einige Abgeordnete von Oppositionspar- 
teien stehen im Verdacht, während des Bürgerkriegs 
Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben. 

Der frühere Warlord und Präsident Charles Taylor wurde 
2006 an den Sondergerichtshof für Sierra Leone ausgelie- 
fert, wo er sich für seine Mitverantwortung für den Bür- 
gerkrieg im Nachbarland Liberias verantworten muss, 
nicht jedoch für Gräueltaten im eigenen Land. Im Februar 
2006 nahm eine Wahrheits- und Versöhnungskommission 
nach südafrikanischem Vorbild ihre Arbeit auf Im Januar 
2008 begannen die öffentlichen Anhörungen von Opfern 
und Tätern. 

Die Regierung gewährleistet die meisten Freiheitsrechte 
in zufrieden stellendem Maße, vor allem die Presse- und 


Meinungsfreiheit. Trotz des Einsatzes der Regierung für 
die Gleichberechtigung der Frau erleiden Frauen beson- 
ders im ländlichen Raum und in Bezug auf ihre Ausbil- 
dung und persönliche Lebensplanung weiterhin Diskrimi- 
nierungen. Auch die relativ weit verbreitete Praktik der 
weiblichen Genitalverstümmelung ist in dieser Hinsicht 
problematisch: Schätzungen zufolge sind ca. 50 Prozent 
aller Frauen und Mädchen von dieser schädlichen tradi- 
tionellen Praktik betroffen. Die Umsetzung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Rechte bleibt angesichts der 
extremen Armut und der noch weitgehend zerstörten phy- 
sischen und sozialen Infrastruktur bis auf Weiteres außer 
Reichweite. Durch Maßnahmen der Not- und Flüchtlings- 
hilfe und ein Vorhaben für Reintegrations- und Wieder- 
aufbau unterstützt die deutsche bilaterale Entwicklungs- 
zusammenarbeit die weitere Stabilisierung Liberias. 
Aufbauend auf den Ergebnissen dieser Programme wird 
sich die Entwicklungszusammenarbeit künftig auf die 
Förderung der Infrastruktur konzentrieren. 

Nigeria 

Die Menschenrechtslage in Nigeria hat sich im Berichts- 
zeitraum insgesamt verbessert, wenn auch weiterhin deut- 
liche Defizite bestehen. Meinungs- und Pressefreiheit 
sowie Religions- und Versammlungsfreiheit sind gewähr- 
leistet. Die Wahlen im Frühjahr 2007 ermöglichten erst- 
mals in der Geschichte des Landes den Übergang von ei- 
nem zivil gewählten Präsidenten auf den nächsten. 
Allerdings war die Durchführung der Wahlen mangelhaft 
und nach Einschätzung von Wahlbeobachtem auch von 
Manipulationen beeinflusst, ln mehreren Wahlanfech- 
tungsverfahren wurden Unregelmäßigkeiten gerichtlich 
bestätigt. Diese Gerichtsurteile zeigen aber ebenfalls ei- 
nen hohen Grad an Unabhängigkeit des Gerichtswesens. 

Die neue Administration ist bemüht, die Fortschritte in 
guter Regierungs Führung (good govemance) auszu- 
bauen. Vor allem auf der Ebene der Bundesstaaten und 
Gemeinden bedarf die Stärkung der Rechtstaatlichkeit 
(rule of law) in vielen Bereichen weiterhin großer An- 
strengungen. Noch immer sind zahlreiche Fälle von In- 
transparenz und Korruption zu verzeichnen. Soziale und 
ethnische Spannungen führten auch im Berichtszeitraum 
zu lokalen Gewaltausbrüchen. Vereinzelt haben (inner-) 
religiöse Faktoren eine Rolle gespielt. Zudem kommt es 
zu zahlreichen Einzelfällen von staatlichen Übergriffen, 
vor allem durch Angehörige von Polizei und Sicherheits- 
diensten. Die Haftbedingungen in Nigeria sind problema- 
tisch, obgleich die Gefängnisreform weifergefiihrf wurde. 

Eine schwere Menschenrechtsverletzung stellt nach wie 
vor die Praxis der weiblichen Genitalverstümmelung dar, 
von der in Nigeria mindestens 19 Prozent aller Mädchen 
und Frauen zwischen 15 und 49 Jahren betroffen sind. 
Die Regierung steht diesen Praktiken kritisch bis ableh- 
nend gegenüber, ohne sie aber wirksam zu bekämpfen. 
Von einzelnen Urteilen in Strafverfahren abgesehen hat 
die Einführung des Scharia-Kodex in den zwölf der über- 
wiegend muslimischen nördlichen Bundessfaafen Nige- 
rias im Jahre 2000 das alltägliche Leben nicht wesentlich 
verändert. 
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Mit dem Ziel der Verbesserung der Menschenrechtslage 
steht die Bundesregierung auch über nichtstaatliche Mitt- 
ler in einem intensiven Meinungsaustausch mit verschie- 
denen Organisationen der Zivilgesellschafl in Nigeria. 
Darin wird sie insbesondere durch die Arbeit der in Nige- 
ria vertretenen politischen Stiftungen unterstützt. Die Ge- 
währleistung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturel- 
len Menschenrechte als Grundlage einer erfolgreichen 
Armutsbekämpfung unterstützt die deutsche Entwick- 
lungszusammenarbeit im Rahmen beschäftigungsorien- 
tierter Wirtschaftsfbrderung im privaten Sektor und durch 
Maßnahmen im Gesundheitssektor wie Impfkampagnen 
gegen Polio. 

Sierra Leone 

Die Menschenrechtslage in Sierra Leone hat sich seit dem 
Ende des „Bürgerkrieges“ (1991 bis 2002) trotz der extre- 
men Armut des Landes zunehmend positiv entwickelt. 
Systematische Menschenrechtsverletzungen seitens der 
Regierung oder der Sicherheitskräfte finden nicht statt. Es 
gibt keine politischen Gefangenen; die Presse ist frei und 
kritisiert die Regierung nach Belieben; die religiöse Tole- 
ranz der mehrheitlich islamischen Gesellschaft ist 
vorbildlich. Ebenfalls mustergültig sind im August/Sep- 
tember 2007 Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
durchgeführt worden, die einen demokratischen Macht- 
wechsel ohne Blutvergießen ermöglicht haben. Vereinzelt 
hat es während und nach der Wahl Gewalttätigkeiten zwi- 
schen Anhängern der konkurrierenden Parteien gegeben, 
in denen die staatlichen Sicherheitskräfte unter der alten 
wie der neuen Regierung jedoch unparteiisch blieben und 
schlichtend einschritten. 

Mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft hat Sierra 
Leone die schweren Menschenrechtsverletzungen wäh- 
rend des Bürgerkrieges im Rahmen der Truth and Recon- 
ciliation Commission (TRC) aufgearbeitet und die Ver- 
antwortlichen für die größten Verbrechen dem Special 
Court for Sierra Leone (SCSL) überstellt, der auf der Ba- 
sis einer völkerrechtlichen Vereinbarung zwischen dem 
Staat Sierra Leone und den Vereinten Nationen in Free- 
town eingerichtet wurde. 

Es gibt jedoch weiterhin Bereiche, in denen eine große 
Zahl von Menschen in individuellen Persönlichkeitsrech- 
ten beeinträchtigt werden: Hier sind vor allem so ge- 
nannte „harmful traditional practices“ wie die weit ver- 
breitete Praktik der weiblichen Genitalverstümmelung, 
von der ca. 90 Prozent aller Mädchen und Frauen in 
Sierra Leone betroffen sind, sowie häusliche Gewalt- 
anwendung zu nennen. Gegen die wenigen Initiativen zur 
Abschaffung der Genitalverstümmelung, die es gibt, leis- 
ten nicht nur die Geheimgesellschaften Widerstand. Lei- 
der stellen sich auch Frauen in politisch einflussreichen 
Positionen in öffentlichen Stellungnahmen meist gegen 
ein Verbot. Ein anderer Bereich, in dem Verstöße gegen 
die Menschenrechte quasi permanent praktiziert werden, 
ist der Strafvollzug unter menschenunwürdigen Bedin- 
gungen, die auch durch die Armut des Landes nicht zu 
rechtfertigen sind. 

Die durch Gesetz im Jahre 2004 geschaffene Institution 
der „Human Rights Commission“ ist nach der Ernennung 


von fünf Kommissionsmitgliedem durch den Präsidenten 
und deren Bestätigung durch das Parlament seit Dezem- 
ber 2006 funktionsfähig, wenn auch noch nichf mif hin- 
reichenden finanziellen Ressourcen ausgesfaftef. Die 
deutsche Botschaft Freetown hat während der deutschen 
EU-Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 sowie als lo- 
kale Präsidentschaft (für Portugal) im zweiten Halbjahr 
2007 mehrere Demarchen zugunsten der Abschaffung 
bzw. Einschränkung der Todessfrafe durchgeführt. Ob- 
wohl die Todesstrafe in der sierra-leonischen Verfassung 
verankert ist, wurde sie seit 1998 nicht mehr vollstreckt. 

Der Schwerpunkt der deutschen bilateralen Entwick- 
lungszusammenarbeit liegt auf der Förderung des armuts- 
orientierten Privatsektors - vor allem von Mikrofinanz- 
institutionen und BeschäfligungsfÖrderung, insbesondere 
auch für Jugendliche. Deutschland ist außerdem in der 
HIV/Aids- Vorbeugung aktiv und unterstützt die Antikor- 
ruptionskommission sowie den Sondergerichtshof für 
Sierra Leone (s. auch Teil B4 - Ad-hoc-Tribunale der 
Vereinfen Nafionen). 

Togo 

Togo stand 3 8 Jahre unter der faktischen Alleinherrschaft 
von Gnassingbe Eyadema - bis zum Tode des Präsidenten 
Anfang 2005. Während dieser Zeit waren zahlreiche 
Menschenrechtsverletzungen zu verzeichnen. Noch die 
Präsidentschaftswahlen im April 2005, als deren Folge 
sein Sohn Faure Gnassingbe als Präsident eingesetzt 
wurde, waren durch gewalttätige Übergriffe von Polizei 
und Militär geprägt. Um die durch das diktatorische Re- 
gime entstandene politische und wirtschaftliche Isolation 
Togos zu durchbrechen, war allerdings schon zu Lebzei- 
ten von Eyadema der Menschenrechtsdialog mit der EU 
aufgenommen worden, der zu den sog. 22 Engagements 
vom November 2004 führte, d. h. Verpflichtungen der to- 
goischen Führung hinsichtlich der Achtung der Men- 
schenrechte, der Herstellung des Rechtsstaats und der 
Durchführung von demokratischen Wahlen. Dieser durch 
die Ereignisse um die Präsidentschaftswahlen 2005 unter- 
brochene Prozess wurde dann in der zweiten Hälfte 2005 
erfolgreich wieder aufgenommen. 

Entscheidend hierfür waren die Konsulfationen nach 
Artikel 96 Cotonou-Abkommen, mit denen von Seiten 
der EU Druck auf die politische Führung ausgeübt wurde, 
den Demokratisierungsprozess voranzutreiben. Zur wei- 
teren Unterstützung dieses Prozesses und insbesondere 
der Herstellung einer befriedigenden Menschenrechtslage 
schlossen das Hochkommissariat für Menschenrechte der 
VN und die togoische Regierung am 10. Juli 2006 ein 
Abkommen, das die zwischenzeitlich erfolgte Einrich- 
tung eines Büros des Hochkommissariats in Lome vor- 
sieht. Das Büro hat ein Mandat mit weit reichenden Kom- 
petenzen, Aktions- und Informationsmöglichkeiten. Es ist 
jederzeit zugänglich und arbeitet erfolgreich. 

Als Folge der koordinierten Maßnahmen von EU und VN 
ist gegenwärtig eine befriedigende Menschenrechtslage 
festzustellen, die sich auch positiv auf die bürgerlichen 
Rechte ausgewirkt hat. Übergriffe staatlicher Organe oder 
regierungsnaher sonstiger Gruppen gegen die Opposition, 
Medien, Gruppierungen der Zivilgesellschaft und die Kir- 
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chen wurden seit Einsetzen des nationalen Dialogs 2005 
nieht mehr gemeldet. Aueh der Großteil der im Zusam- 
menhang mit den Gewalttaten anlässlieh der Präsident- 
sehaflswahlen 2005 naeh Ghana oder Benin geflohenen 
Togoer ist zurüekgekehrt. Trotz der sehon über einen län- 
geren Zeitraum andauernden befriedigenden Lage ist an- 
gesiehts der noeh immer sehwaehen staatliehen Institutio- 
nen jedoeh weiter Aufmerksamkeit geboten. 

4.2 Große Seen 
Demokratische Republik Kongo 

Die ersten freien Wahlen in der Demokratisehen Republik 
Kongo 2006, die im Wesentliehen friedlieh verlaufen 
sind, und die erfolgreiehe Aufnahme der parlamentari- 
sehen Arbeit haben zu einer graduellen Verbesserung der 
Mensehenreehtslage beigetragen. Sie ist jedoeh weiterhin 
gekennzeiehnet dureh willkürliehe Übergriffe seitens der 
Polizei, der Streitkräfle und vor allem der Sieherheits- 
dienste. Die Kämpfe zwisehen Truppen des Präsidenten 
Kabila und seines Opponenten Bemba im März 2007 ha- 
ben mehrere hundert Tote gefordert. Zahlreiehe Anhänger 
Bembas sind versehwunden bzw. befinden sieh in Verlie- 
sen (Caehot) der Geheimdienste oder des Militärs. Die 
Justiz, die für Korruption sehr anfällig isf, isf niehf in der 
Lage, durehgreifende reehtssfaatliehe Verhältnisse herzu- 
stellen. 

ln den Provinzen Nord- und Südkivu sind naeh längerer 
Waffenruhe im August 2007 wieder heftige Kämpfe zwi- 
sehen den Regierungstruppen, den Anhängern des Tutsi- 
Generals Nkunda, Mitgliedern der aus Ruanda gefiüehte- 
ten Hutu-Gruppe FDRL und weiteren Milizen ausgebro- 
ehen. Massive Flüehtlingsbewegungen versehärfen die 
Probleme vor Ort. Besonders ersehreekend ist die konti- 
nuierlieh verübte massive sexuelle Gewalt gegen Frauen 
und Kinder, die alle Altersgruppen betrifft. Das jüngste 
bekannte Opfer ist drei Monate alt, das älteste 81 Jahre. 
Diese Verbreehen, die aueh in den vergangenen Jahren 
existierten, haben dureh die kriegerisehen Auseinander- 
setzungen deutlieh zugenommen. Frauen, die die Verge- 
waltigung und oft Verstümmelung überleben, werden 
häufig von ihrer eigenen Familie bzw. der Dorfgruppe 
ausgestoßen. 

Die EU-Botsehaften in Kinshasa sind in Zusammenarbeit 
mit den EU-Missionen EUSEC und EUPOL um eine ste- 
tige Verbesserung der Mensehenreehtslage bemüht. 
Hierzu wurde im Januar 2006 eine EU-Mensehenreehts- 
gruppe eingeriehtet, die mensehenreehtliehen Fragen 
naehgeht, Demarehen gegenüber der Regierung koordi- 
niert und zusätzlieh bemüht ist, die Bedeutung des inter- 
nationalen Strafgeriehtshofs deutlieh zu maehen. Die 
Konrad-Adenauer-Stiftung hält Seminare ab, um kongo- 
lesisehe Riehter, Staatsanwälte und Reehtsanwälte zu 
sensibilisieren, damit Personen, die sieh massiver Men- 
sehenreehtsverletzungen sehuldig gemaeht haben, entwe- 
der im Land abgeurteilt oder dem internationalen Strafge- 
riehtshof in Den Haag überstellt werden. Dies ist in der 
DR Kongo bereits in zwei Fällen gesehehen. 

Der laufende Kontakt der EU zu kongolesisehen Men- 
sehenreehtsgruppen inklusive lokalen Frauenreehtsorga- 


nisationen in Südkivu hat sieh in der Praxis für diese 
Personen und Organisationen als sfarker Sehufz vor sfaaf- 
lieher Willkür herausgesfellt. Die EU -Mission EUPOL 
unfersfüfzf seif Januar 2005 die kongolesisehen Behörden 
bei der Reform des Polizeisekfors und dessen Zusammen- 
arbeif mif der Justiz (der Finanzierungsanteil der Bundes- 
republik Deutsehland beträgt 20 Prozent). Ebenso unter- 
stützt die Regierung die Beratungsmission EUSEC, 
welehe eine grundlegende Reform der Sektoren Militär, 
Polizei und Justiz verfolgt, ln diesem Rahmen sind drei 
Experten in Kinshasa tätig, die Zahl soll aber auf fünf er- 
höht werden. 

Ruanda 

Ruanda überwindet langsam die Folgen von Bürgerkrieg 
(1990 bis 1994), Genozid (1994 begangen an über 
800 000 Tutsi und gemäßigten Hutu) und die damit ver- 
bundenen massiven Flüehtlingsbewegungen. Die Regie- 
rung bemüht sieh, die ethnisehe Spaltung zwisehen Hutu 
(ca. 85 Prozent der Bevölkerung) und Tutsi (ca. 15 Pro- 
zent) durch den Aufbau einer „ruandischen Identität“ un- 
abhängig von Ethnien zu überwinden. Die justizielle Auf- 
arbeitung des Genozids ruht auf drei Säulen: dem 
Internationalen Strafgerichtshof in Arusha (ICTR), der 
ruandischen Justiz und den Gacaca- Verfahren (Urteilsfin- 
dung durch Laienrichter in 11 000 Gerichten, basierend 
auf einer traditionellen Streitschlichtungsform). Die Haft- 
bedingungen der teilweise seit Jahren inhaftierten Geno- 
zidverdächtigen und die lange Haftdauer ohne Prozess 
wurden in den vergangenen Jahren mehrfach von huma- 
nitären Organisationen gerügt. Die Regierung versucht 
mit Erfolg, die Überlastung der Gefängnisse durch Be- 
schleunigung der Prozesse und die Umwandlung von Ge- 
fängnissfrafen in gemeinnüfzige Arbeif zu verringern. 
Durch die Übergabe von Sfrafverfahren an besonders aus- 
gewählte Gacaca-Gerichte soll die hohe Arbeitsbelastung 
der Justiz auf ein Maß reduziert werden, das die justi- 
zielle Aufarbeitung in 2008 im Wesentlichen abschließen 
soll. Die Gacaca-Prozesse selbst sind zwar in einigen 
Rechtspunkten nicht unbedenklich, werden jedoch als 
Lösungsansatz (Aufarbeitung, Sühne und Versöhnung) 
von der Bevölkerung weitgehend akzeptiert. 

Der Schutz der Menschenrechte nimmt in der ruandi- 
schen Verfassung von 2003 einen prominenten Platz ein. 
Die nationale Menschenrechtskommission hat als formell 
regierungsunabhängige Institution den Auftrag, den 
Schutz der Menschenrechte zu fordern. Die Menschen- 
rechfslage haf sich in einigen Bereichen konsolidierf. Es 
gibf seif 2003 keine Verschwundenen mehr, und die Pres- 
sefreiheit hat sich eindeutig verbessert, auch wenn von 
einer komplett freien Presse noch nicht gesprochen 
werden kann. Im Juli 2007 hat Ruanda die Todesstrafe 
abgeschafft; die letzte Vollstreckung fand 1998 statt. Ver- 
einzelt kam es allerdings auch 2007 noch zu Polizeiüber- 
griffen sowie von der Regierung nicht überzeugend auf- 
geklärten Fällen von in Polizeihaft umgekommenen 
Personen. Weitere Kritikpunkte sind der verbesserungs- 
würdige Zugang zur Justiz für Arme sowie der be- 
schränkfe politische Pluralismus und die ebenfalls einge- 
schränkfe Meinungsfreiheif. 
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Die Armut in Ruanda behindert die Bürger des Landes er- 
heblich in der praktischen Wahrnehmung der sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Rechte. Deutschland, an- 
dere EU-Staaten und die EU-Kommission fördern die 
Menschenrechte in Ruanda durch eine Vielzahl von Pro- 
grammen mit verschiedensten Ansatzpunkten, darunter 
die Stärkung der Zivilgesellschaft, die Stärkung der Justiz 
auf allen Ebenen und die Armutsbekämpfung. 

Burundi 

Burundi befindet sich in einer politischen Konsolidie- 
mngsphase mit der ersten gewählten Regierung (August 
2005) nach Ende des Bürgerkrieges. Gegenwärtig sind 
Regierungsführung und Korruption deutlich brisantere 
Themen als Menschenrechte und Pressefreiheit. Im März 
2007 besuchte der Menschenrechtsbeauftragte Günter 
Nooke Burundi und führte Gespräche mit Regierung und 
Zivilgesellschaft. 

ln der ersten Phase nach der Regierungsüb emahme von 
Ende 2005 bis Anfang 2007 trug das Vorgehen der Regie- 
rung deutlich autoritäre Züge und gab Anlass zur Sorge. 
Unter dem Einfluss des damaligen CNDD-FDD- Vorsit- 
zenden Radjabu war die Menschenrechtslage prekär. Der 
Geheimdienst verfolgte politische Gegner. Im Sommer 

2006 wurde ein Massaker an zurückgekehrten Flüchtlin- 
gen in Muyinga verübt, an dem vermutlich Soldaten und 
Geheimdienst beteiligt waren. Im Juli/ August 2006 kam 
es auf Grund eines angeblichen Putschversuches zu meh- 
reren Festnahmen (u. a. Oppositionspolitiker, Journalis- 
ten, hohe ehemalige Amtsträger bis hin zum früheren Prä- 
sidenfen Ndayizeye). Aufgrund von Berichfen, dass die 
Fesf genommenen misshandelf worden seien, haben der 
VN-Sicherheifsraf und die EU die Regierung aufgefor- 
dert, die Geschehnisse in rechtsstaatlichen Verfahren zu 
untersuchen. 

Am 22. November 2006 wurden drei Redakteure eines 
privaten Radiosenders wegen ihrer Berichterstattung über 
diese Affäre fesfgenommen. Eine der Fesfgenommenen 
arbeifefe auch als freie Mitarbeiterin für die Deufsche 
Welle. Die deufsche Bofschaft Bujumbura sefzfe sich für 
die Freilassung und ein faires Verfahren ein. Die örtliche 
EU-Troika nahm diesen Vorfall zum Anlass, einen 
Artikel -8-Dialog zu führen. Die verhafteten Journalisten 
wurden am 3. Januar 2007 freigesprochen. Am 15. Januar 

2007 sprach das Gericht auch die Angeklagten im Prozess 
um den angeblichen Putschversuch frei. Diese gerichtli- 
chen Niederlagen für die Regierung mif der Desavouie- 
rung von Radjabus auforifärer politischer Linie führten 
zur Absetzung des CNDD/FDD- Vorsitzenden und veran- 
lassten einen Kurswechsel im Land. Die Menschenrechts- 
verletzungen gingen deutlich zurück. Auch die Presse 
kann mittlerweile sehr frei arbeiten. 

Offene Hauptthemen im Bereich Menschenrechte sind 
derzeit die mangelhafte Aufklärungsarbeit um das Massa- 
ker von Muyinga und das Massaker an kongolesischen 
Tutsis im Flüchtlingslager Gatumba am 13. August 2004 - 
das also noch vor Amtsantritt der Regierung verübt wor- 
den war. Auch die verbreitete sexuelle Gewalt gegen 
Frauen und Kinder ist ein akutes Menschenrechtsproblem 
in Burundi. 


Mit den VN bestehen noch Differenzen hinsichtlich der 
Aufarbeitung von Verbrechen während des Bürgerkrieges 
und vorausgegangener Konflikte. Die Einrichtung einer 
Wahrheits- und Versöhnungskommission zur Aufarbei- 
tung der Bürgerkriegsverbrechen ist vorgesehen. Aller- 
dings ist die Frage der weiteren strafrechtlichen Verfol- 
gung umstritten. Während die VN nach dem Wahrheits-/ 
Versöhnungsverfahren der Staatsanwaltschaft die Mög- 
lichkeit zur weiteren strafrechtlichen Verfolgung einräu- 
men will, strebt die Regierung einen Schlussstrich an. 
Einvernehmen besteht dagegen über den Ausschluss et- 
waiger Amnestien für Kriegsverbrechen, Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeif und Genozid. 

4.3 Ostafrika 
Äthiopien 

Die Menschenrechfslage in Äthiopien hat sich nach den 
umstrittenen Bundes- und Landesparlamentswahlen im 
Mai 2005 und den folgenden Unruhen verschlechtert. 
Viele Oppositionelle wurden verhaftet. Die Pressefreiheit 
ist seitdem stark eingeschränkt. Gegen einige Opposi- 
tionsführer, Zeitungsverleger, Journalisten und Vertreter 
der Zivilgesellschaft wurde ein Strafprozess eröffnet, der 
sich fast zwei Jahre hinzog und im Auftrag der EU von 
einem unabhängigen Juristen beobachtet wurde. Im zwei- 
ten Halbjahr 2007 ist er von Deutschland finanziert wor- 
den. Die Europäische Union hat die rechtsstaatliche 
Durchführung dieses Prozesses sowie die Menschen- 
rechfslage in Äthiopien im Rahmen des politischen Dia- 
logs intensiv mit der äthiopischen Regierung thematisiert. 
Diese Gespräche haben dazu beigetragen, dass die Ange- 
klagten im Sommer 2007 nach ihrer Verurteilung zu 
mehljährigen Haftstrafen begnadigt und freigelassen wor- 
den sind. Unter Mitwirkung eines deutschen Experten 
wurde die Geschäftsordnung des Parlaments novelliert 
und demokratischen Grundsätzen angepasst. Unter deut- 
scher EU -Ratspräsidentschaft hat erstmals ein politischer 
Dialog mit Vertretern der Zivilgesellschaft in Addis 
Abeba stattgefunden. 

Insgesamt hat sich die Menschenrechtslage trotz weiter 
bestehender Defizite in einigen Bereichen, insbesondere 
im Mediensektor, leicht verbessert. Einen Rückschlag 
stellte allerdings die Bekämpfung der Ogaden-Befrei- 
ungsbewegung ab Mai 2007 dar, die sich auch gegen die 
Zivilbevölkerung richtete. Inzwischen dürfen internatio- 
nale Hilfsorganisationen wieder im Ogaden Humanitäre 
Hilfe leisten. Wenig Verbesserung ist bei der Menschen- 
rechtsverletzung festzustellen, die in einigen Regionen 
die Hälfte der Bevölkerung - die Frauen - betrifft. Laut 
Demographie and Health Survey (DHS) von 2005 beträgt 
die nationale Prävalenz für weibliche Genifalversfümme- 
lung 74 Prozenf. ln den Regionen Somali, Afar, Dire 
Dawa und Harari sind nahezu alle Frauen beschnitten, le- 
diglich im Süden des Landes wird Genitalversfümmelung 
bei 24 ethnischen Gruppen gar nicht praktiziert. 

Eritrea 

Eritrea befindet sich wegen des spannungsreichen Ver- 
hältnisses zu und des ungelösten Grenzkonflikts mit 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-169- 


Drucksache 16/10037 


Äthiopien in einem permanenten Ausnahmezustand, der 
kaum Raum für die Ausübung von Grundreehten ge- 
währt. Die Verfassung mit entspreehenden Garantien ist 
nieht in Kraft getreten. Es gibt weder eine Opposition 
noeh eine wirksame Zivilgesellsehaft, ebenso wenig wie 
eine unabhängige Presse. Die Religionsfreiheit nieht zu- 
gelassener Glaubensgemeinsehaften - vor allem ehristli- 
eher Freikirehen und Sekten - ist massiv bedroht. Das 
Wirtsehaftsleben ist stark staatlieh kontrolliert und lässt 
für freies Untemehmerfum kaum Raum. 

Die EU haf an den Jahresfagen der Verhaftung wiehtiger 
Oppositioneller in öffentliehen Erklärungen von 2006 
und 2007 die demokratisehen und reehtsstaatliehen Defi- 
zite angeprangert. Wiederholte Versuehe der EU, diese 
Themen im Rahmen des politisehen Dialogs zu behan- 
deln, sind am eritreisehen Widerstand und Desinteresse 
geseheitert. Frauen leiden aueh hier unter einer der fol- 
genreiehsten Mensehenreehtsverletzungen, der weibli- 
ehen Genitalverstümmelung. Die nationale Prävalenzrate 
beträgt 89 Prozent (Demographie and Health Survey 
2002). Es gibt kaum regional oder ethniseh bedingte Ab- 
weiehungen vom nationalen Durehsehnitt. Gesetzgebung 
und Gesundheitswesen bekämpfen die sehädliehe tradi- 
tionelle Praktik, die leieht rüekgängig ist (1995 betrug die 
Prävalenzrate noeh 95 Prozent). 

Kenia 

ln Folge der sehweren innenpolitisehen Krise naeh den 
Wahlen vom 27. Dezember 2007 kam es in Kenia zu ca. 
1 500 Toten und über 300 000 Binnenvertriebenen. Den 
Anlass des unerwarteten Gewaltausbiuchs stellten offen- 
sichtliche Manipulationen während der Stimmauszählung 
und Ergebnisübermittlung dar. Mitauslöser waren jedoch 
auch langfristige Ursachen, darunter vor allem die unge- 
rechte Verteilung der Ressourcen, Demokratiedefizite, 
Korruption sowie die Ausnutzung ethnischer Spannungen 
durch die Politik. Der anfangs viel versprechende Re- 
formkurs der Regierung von Präsident Kibaki blieb auf 
halbem Wege stehen (z. B. scheiterten Ende 2005 Verfas- 
sungsreform und ethnisch ausgewogene „Regenbogen- 
koalition“). Die Folge war eine große Enttäuschung der 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen. 

Dank der Vermittlungsbemühungen der Afrikanischen 
Union unter der Leitung des früheren VN-Generalsekre- 
tärs Kofi Annan konnte am 28. Februar 2008 ein Abkom- 
men zwischen Regierung und Opposition zur Machttei- 
lung und Bildung einer Koalitionsregierung unterzeichnet 
werden. Die Lage hat sich seither entspannt. 

Die Menschenrechte werden im politischen Diskurs in 
Kenia thematisiert. Im Jahr 2002 etablierte das keniani- 
sche Parlament die unabhängige nationale Kenya 
National Commission on Human Rights, die ein weit rei- 
chendes Mandat zur Überprüfung der Einhaltung der 
Menschenrechte durch die kenianische Exekutive inne- 
hat. Auch die Zivilgesellschaft nimmt ihre Kontrollfunk- 
tion angemessen wahr. Dennoch gibt es in Kenia noch er- 
hebliche Defizite und Hindernisse bei der Gewährleistung 
der Menschenrechte. 


Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für die 
Durchsefzung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturel- 
len Menschenrechte bleiben ungünstig. Die Einkom- 
mensunterschiede sind weiterhin extrem hoch, ca. 50 Pro- 
zent der Bevölkerung lebt in Armut, der Zugang zu 
sozialen Diensten bleibt noch immer weiten Teilen der 
Bevölkerung verwehrt. Erfolge der Reformbemühungen 
zur Verbesserung des Zugangs benachteiligter Gruppen 
sind u. a. im Bildungs- und Gesundheitssektor sowie bei 
der Wasserversorgung erkennbar. So ist beispielsweise 
der Besuch von Primär- und neuerdings auch Sekundar- 
schulen kostenfrei. Die Beseitigung der großen Ungleich- 
heit und Ungerechtigkeit bei Zugang zu Chancen und 
Ressourcen stellt eine der wichtigsten Herausforderungen 
für die Friedenssicherung in Kenia dar. 

Frauen haben bei allen ethnischen Gruppen in Kenia eine 
traditionell untergeordnete Position. Sie werden jedoch in 
den Prozess gesellschaftlicher Modernisierung zuneh- 
mend einbezogen. Sie sind zwar in Politik, Verwaltung 
und Wirtschaft noch immer stark unterrepräsentiert, aber 
die traditionellen Muster werden vor allem im städtischen 
Milieu und in der jüngeren Generation zunehmend aufge- 
weicht. Die offizielle Politik (Verfassung, Gesetzgebung) 
verfolgt grundsätzlich eine Position der Gleichberechti- 
gung. Der Zugang zu Bildung für Mädchen haf sich mif 
der Wiedereinführung der kosfenlosen Primarbildung 
deuflich verbessert. Sfärken ließe sich die Menschen- 
rechfssifuation der Frauen z. B. durch das Schließen von 
Lücken im kenianischen Rechfssysfem. So wird auch 
nach Billigung einer Sexual Offences Bill (Mai 2006) 
nichf die Verfolgung bzw. Besfrafung aller Formen 
sexueller Gewalf garantiert (z. B. Gewalt in der Ehe, Ge- 
nitalverstümmelungen an erwachsenen Frauen). 

Bezüglich Einhaltung von bürgerlichen und politischen 
Rechten kamen in den vergangenen Monaten vermehrt 
Defizite zu Tage. Die Polizei hat insbesondere in der 
Wahlkampfperiode und nach Ausbruch der Gewalt An- 
fang 2008 vielfach mit nicht menschenrechtskonformen 
Methoden, insbesondere mit unangemessenem Schuss- 
waffengebrauch reagiert. Zudem geht die kenianische 
Polizei bei der Bekämpfung der berüchtigten, brutalen 
Mungiki-Sekte teilweise mit Methoden der Selbstjustiz 
(z. B. außergerichtlichen Tötungen). Bei der Untersu- 
chungshaft werden rechtsstaatliche Prinzipien häufig 
nicht beachtet, überfüllte Gefängnisse führen zu un- 
menschlichen Haffbedingungen. Die Todessfrafe isf für 
besfimmfe schwere Delikte gesetzlich zwingend vorgese- 
hen und wird nach wie vor verhängt, jedoch seit 1987 
nicht mehr vollstreckt. Die Meinungsfreiheit hat sich seit 
2002 in Kenia deutlich verbessert. Doch kam es nach den 
Wahlen Anfang 2008 auch zu Einschränkungen der Pres- 
sefreiheit und des Versammlungsrechts. 

Als Gefahr für die Gewährleistung der Menschenrechte 
hat sich das Machtvakuum staatlicher Gewalt in den 
Slums erwiesen, in denen allein 60 Prozent der Einwoh- 
ner Nairobis wohnen. Auch in manchen ländlichen Ge- 
bieten hat die Staatsmacht derzeit ihr Gewaltmonopol 
verloren (z. B. in der Region Mt. Elgon). Dieses Macht- 
vakuum wird zunehmend von gewalttätigen Gruppen aus- 
gefüllt, die sich meist entlang ethnischer Zugehörigkeit 
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formieren (z. B. Mungiki-Sekte der Kikuyu; Taliban- 
Bande der Luo). 

Ein Hauptproblem für die Gewährleistung der Mensehen- 
reehte in Kenia bleibt die anhaltend hohe systemisehe 
Korruption. Während bei Gesetzgebung und den Institu- 
tionen in den vergangenen Jahren deutliehe Fortsehritte 
gemaeht wurden (z. B. Verabsehiedung des Anti-Corrup- 
tion and Economie Crimes Aet, 2003; Publie Offieers 
Ethics Aet (POEA), 2003; Judieial (2004) and Ministerial 
(2005) Code of Conduet and Ethics; Schaffung der unab- 
hängigen Kenya Anti-Corruption Commission; Ratifizie- 
rung der VN -Konvention gegen Korruption im Dezember 
2003), lässt die konsequente Aufklärung wichtiger Kor- 
ruptionsskandale, in die politische Entscheidungsträger 
auf höchster Ebene involviert sind, weiter auf sich war- 
ten. Wie der Korruptionsindex von Transparency Interna- 
tional für 2005 verdeutlicht, hat es auch in der Wahrneh- 
mung der kenianischen Bevölkerung keine spürbaren 
Ergebnisse in der Korruptionsbekämpfung gegeben. Mit 
einer Bewertung von 2,1 (0 = meiste Korruption, 10 = 
keine Korruption) belegt Kenia nach wie vor einen der 
hintersten Ränge (Platz 144 von 158), d. h. die Bevölke- 
rung und vor allem die ärmsten Schichten werden weiter- 
hin in hohem Maße durch Korruption ihrer Entwick- 
lungschancen beraubt. 

Im Verlauf der Gewaltaktionen während der Krise wur- 
den Menschenrechte von beiden Seiten grob missachtet. 
Die kenianische Regierung hat Ende Februar 2008 die 
Einrichtung einer Wahrheitskommission beschlossen, um 
die vielfältigen Menschenrechtsverletzungen der vergan- 
genen Wochen aufzuarbeiten. Diese Aufarbeitung ist die 
wesentliche Voraussetzung, um zukünftig die Beachtung 
der Menschenrechte zu stärken. 

Somalia 

Mit Ausnahme von Somaliland im Nordwesten mit 
rudimentären Verwaltungsstrukturen ist die Menschen- 
rechtslage in Somalia extrem schlecht. Angesichts des 
kriegerischen Staatszerfalls nach 1991 werden selbst die 
grundlegendsten Grundfreiheiten nicht gewährleistet. 
Willkürliche Tötungen, systematische Gewaltanwendung, 
Verschwindenlassen und Gewalt gegen Frauen sind an 
der Tagesordnung. Die Prävalenzrate der weiblichen Ge- 
nitalverstümmelung liegt bei ca. 95 Prozent. Kinderarbeit 
und Kindersoldaten sind weit verbreitet. Die Haftbedin- 
gungen sind zum Teil lebensbedrohend. Während der 
kurzen Zeit der Herrschaft der Islamischen Gerichtshöfe 
(Mitte bis Ende 2006) hatte sich zwar die Sicherheits- 
situation verbessert, aber die Menschenrechtssituation der 
Frauen bzw. der Medien hatte sich verschlechtert. Die 
Bundesregierung mahnte insbesondere während der deut- 
schen EU-Ratspräsidentschaft in wiederholten Rats- 
schlussfolgerungen und im Rahmen der internationalen 
Kontaktgruppe zu Somalia eine Verbesserung der Men- 
schenrechtssituation gegenüber der Übergangsregierung 
an. Sie setzte sich außerdem stark für die Einhaltung des 
humanitären Völkerrechts und für humanitären Zugang 
zu den zahlreichen Flüchtlingen und Vertriebenen ein. 


Sudan 

Seit Abschluss des Nord-Süd-Friedensabkommens 2005 
mit einem dezidierten Menschenrechtskatalog (neue Ver- 
fassung, freie Wahlen, etc.) hat sich die Menschenrechts- 
lage im Sudan kaum verbessert und ist weiterhin desolat. 
Weder die Regierung der Nationalen Einheit noch die Re- 
gierung des teilautonomen Südsudan sind bisher gewählt, 
die Legislative wurde von der Regierung ernannt. Wahlen 
sollen 2009 stattfinden. Ausnahmezustand, strenge Si- 
cherheitsgesetze, Verletzungen der Pressefreiheit, der 
freien Religionsausübung und der Versammlungsfreiheit 
prägen das Bild. Das Regime stützt sich auf einen repres- 
siven Sicherheitsapparat (Polizei, Geheimdienste, Mili- 
tär). Es gibt regelmäßig Vorwürfe, dass in Haftanstalten 
gefoltert wird. Zudem werden laut Berichten Personen 
willkürlich verhaftet, etwa unter dem Vorwurf angeblich 
einen Putschversuch zu planen oder im Zusammenhang 
mit Demonstrationen gegen den Bau eines Staudamms. 

Die elementaren Rechte von Frauen und Kindern werden 
massiv missachtet. Sudan hat weder CEDAW noch das 
Maputo-Protokoll der Afrikanischen Union ratifiziert. 
Ein diskriminierendes Personenstandsrecht in Verbindung 
mit konservativ interpretiertem islamischem Strafrecht 
schränken die Rechte von Frauen immens ein (Reisefrei- 
heit, Recht auf körperliche Unversehrtheit). Im Nord- 
sudan liegt die Prävalenzrate der weiblichen Genitalver- 
stümmelung bei Frauen und Kindern bei ca. 90 Prozent. 
Vergewaltigung wird als Kriegswaffe eingesetzt. Kinder 
werden rekrutiert und als Soldaten eingesetzt. Eine Viel- 
zahl schwerer und schwerster Menschenrechtsverletzun- 
gen sowohl in regierungs- wie auch rebellenkontrollierten 
Gebieten steht in engem Zusammenhang mit dem Darfur- 
Konflikt. Die Vereinten Nationen bezeichnen die Darfur- 
Krise als eine der größten gegenwärtigen humanitären 
und menschenrechtlichen Katastrophen. Es gibt keine zu- 
verlässigen Angaben über die Zahl der Todesopfer. Schät- 
zungen von Hilfsorganisationen reichen von 1 80 000 bis 
über 300 000 Todesopfer. Diese Zahlen sind nicht zu veri- 
fizieren. 

Die humanitäre Lage ist schlimm: Die Zahl der Binnen- 
vertriebenen in Darfur liegt nach Angaben der VN 
(OCHA) zurzeit bei ca. 2,2 Millionen Menschen. Der su- 
danesischen Regierung wird vorgeworfen, sie behindere 
Hilfsorganisationen bei ihrer humanitären Arbeit, dulde 
und unterstütze Angriffe von arabisch-stämmigen Mili- 
zen (Janjahweed) in Darfur auch gegen die Zivilbevöl- 
kerung, der eine Unterstützung der Darfur-Rebellen un- 
terstellt wird, und unterstütze Zwangsvertreibungen. Den 
Janjahweed werden schwerste Gräueltaten (Massenexe- 
kutionen, Einsatz von Massenvergewaltigungen als 
Kriegswaffe) gegen die Zivilbevölkerung vorgeworfen. 
Die sudanesische Armee hat als Reaktion auf Rebellenan- 
griffe immer wieder ohne Rücksicht auf Zivilisten Dörfer 
bombardiert. Auch Darfur-Rebellenorganisationen wer- 
den schwere Menschenrechtsverletzungen zur Last ge- 
legt. Sämtliche dieser Menschenrechtsverletzungen stel- 
len gleichzeitig Kriegsverbrechen dar. Die EU hat im 
Berichtszeitraum, insbesondere auch während der deut- 
schen EU-Ratspräsidentschaft, mehrfach Resolutionen im 
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VN-Menschenrechtsrat eingebracht, mit denen die Situa- 
tion in Darfur scharf verurteilt wurde. 

Im Südsudan, der seit dem Nord-Süd-Friedensabkommen 
vom Januar 2005 einen hohen Grad an Autonomie ge- 
nießt, dominiert die ehemalige Befreiungsbewegung 
SPLM/A, auch wenn sie ihren Machtanspruch noch nicht 
überall durchsetzen konnte. Eine Zivilverwaltung und 
grundlegende Infrastruktur befinden sich erst im Aufbau. 
Auch hier ist die Menschenrechtssituation zutiefst unbe- 
friedigend. Die Probleme hierbei sind fehlende Ausbil- 
dung sowie mangelnde Finanzen und Sachmittel. Hier 
sind in der Regel die in ihrem Kern unmittelbar verbindli- 
chen wirtschaftlichen und sozialen Menschenrechte eher 
betroffen als die bürgerlichen und politischen Menschen- 
rechte. Es kommt zwar auch zu Bedrohungen von Journa- 
listen und willkürlichen Verhaftungen, es dürfte sich hier- 
bei aber eher um Einzelfalle handeln. Die gemäß des 
Nord-Süd-Friedensabkommens im Parlament einzubrin- 
genden Reformgesetze sind noch immer nicht im Parla- 
ment behandelt worden. Auch die vorgesehene unabhän- 
gige nationale Menschenrechtskommission wurde bislang 
nicht eingerichtet. Das so genannte „Advisory Council on 
Human Rights“ ist kein Ersatz: Er ist faktisch ein regie- 
rungsnahes Gremium ohne Einfluss. Im Südsudan hat 
sich vor Kurzem eine Menschenrechtskommission gebil- 
det, die aber bisher noch nicht öffentlichkeitswirksam in 
Erscheinung getreten ist. 

Der IStGH hat im Mai Haftbefehle gegen zwei Personen 
erlassen, die für schwere Verbrechen in Darfur veranf- 
wortlich sein sollen - darunter der amtierende Staats- 
minister für humanifäre Angelegenheifen Haroun. Der 
Sudan isf kein Verfragssfaat des Römischen Sfatuts, das er 
zwar unterzeichnef, aber nichf ratifizierf haf. Allerdings 
ergibt sich aus Res. 1593 (2005) eine völkerrechtliche 
Verpflichtung des Sudan zur Kooperation mit dem 
IStGH. Der Sudan hatte bereits im Februar die Zusam- 
menarbeit mit dem IStGH abgebrochen, nachdem die bei- 
den Personen zunächst nur vorgeladen worden waren. Im 
Juni ersuchte der IStGH den Sudan um Auslieferung der 
beiden Personen, der die Regierung jedoch nicht nach- 
kam. Stattdessen berief sie Haroun Anfang September in 
einen Regierungsausschuss zur Untersuchung von Men- 
schenrechtsverletzungen in Darfur. 

4.4 Südliches Afrika 

Simbabwe 

Im Berichtszeitraum hat sich die Menschenrechtslage 
weiter verschlechtert. Im Mai 2005 wurden bei der von 
der VN aufs Schärfste verurteilten Polizeiaktion „Muram- 
batswina“ (Vertreibt den Müll) landesweit Sfraßenhänd- 
1er, Kleinhändler und Bewohner der Armenviertel vertrie- 
ben. 700 000 Menschen (VN-Quelle) wurden hierbei 
obdachlos oder verloren ihre Existenzgrundlage. Insge- 
samt war fast ein Viertel der Bevölkerung (2,7 Millionen) 
vom sogenannten simbabwischen Tsunami betroffen. Die 
Regierung rechtfertigte Murambatswina als Kampf gegen 
Schwarzhandel und illegalen Häuserbau. 

Präsident Mugabe hält an der inneren Repression mit dem 
Ziel der Ausschaltung jedweder Opposition fest. Die bür- 


gerlichen Grundrechte sind seit einer umfassenden Ver- 
fassungsänderung 2005 erheblich eingeschränkt: Medien- 
vertreter, Oppositionelle, Mitglieder der Zivilgesellschaft 
und seit April 2007 auch Kirchenvertreter werden verhaf- 
tet und teilweise auch misshandelt. Rechtliches Gehör 
wird nur noch bedingt gewährt, und Anwälte werden in 
ihrer Berufsausübung behindert. Die Mediationen zwi- 
schen Regierung und Opposition unter Leitung des süd- 
afrikanischen Präsidenten Mbeki blieben scheinbar ohne 
Erfolg. Dies wird durch Vorfälle wie die gewaltsame Auf- 
lösung eines friedlichen Protestmarsches der Opposition 
am 11. März 2007 und die kurzzeitige Gefangennahme 
des Oppositionsführers Morgan Tsvangirai deutlich. Es 
gibt keine Pressefreiheit: Simbabwe rangiert im World 
Press Index abgeschlagen auf Platz 140 (von 168). Die 
Grundbildungsmöglichkeiten sind durch die Wirtschafts- 
engpässe (mangelnde Infrastruktur, reduzierte öffentliche 
Ausgaben, geringer Personalkörper) dramatisch gesun- 
ken, der Zugang zu höherer Bildung wird aus politischen 
Gründen begrenzt (Zugang für Parteigänger und für Ab- 
solventen der staatlichen Bildungsorganisation „National 
Youth Service“). Wirtschaftliche Verarmung, eine Hyper- 
inflation mit Inflationsraten von weit über 100 000 Pro- 
zent gepaart mit unzureichender ärztlicher Versorgung 
und einer hohen HlV/Aids-Rate haben die durchschnitt- 
liche Lebenserwartung in Simbabwe auf den weltweit 
niedrigsten Stand sinken lassen (Männer 37, Frauen 
34 Jahre). 

Die Bundesregierung unterstützt Nichtregierungsorgani- 
sationen in Simbabwe, die sich für die Einhaltung von 
Menschenrechten einsetzen. Menschenrechtsthemen ste- 
hen bei der Befassung mit Simbabwe in den regelmäßi- 
gen politischen Dialogfreffen auf diversen Ebenen stark 
im Vordergrund. Die EU hat am 18. Februar 2002, nach 
der manipulierten Präsidentschaftswahl und schweren 
Menschenrechtsverletzungen, gezielte Sanktionen gegen 
das Land verhängt. Es handelt sich dabei um ein Waffen- 
embargo sowie eine Visa- und Kontensperre gegen die 
Regierungsnomenklatura. Wenngleich einige EU-Mit- 
gliedstaaten die Wirksamkeit der Sanktionen grundsätz- 
lich skeptisch beurteilen, wurden die Sanktionsmaßnah- 
men seither aufrechterhalten. Der Personenkreis für die 
Visa- und Konfensperrlisfe sefzt sich aus führenden Mit- 
gliedern der Regierung und Regierungspartei zusammen 
und beläuft sich derzeit auf 130 Personen. Mangels politi- 
schen Wandels in Simbabwe haben die EU-Mitgliedstaa- 
ten in den Ratsgremien die Sanktionen bis zum 20. Fe- 
bruar 2009 verlängert. 

Am 4. Oktober 2005 wurde die Menschenrechtslage in 
Simbabwe aufgrund des Berichts der VN- Sonderbeauf- 
tragten Tibaijuka zu Murambatswina im VN- Sicherheits- 
rat behandelt (britische Initiative). Eklatante Menschen- 
rechtsverletzungen hat die EU besonders unter deutscher 
Präsidentschaft 2007 wiederholt öffentlich gerügt (Präsi- 
dentschaftserklärungen vom 12., 14. und 18. März 2007 
anlässlich von gewaltsamen staatlichen Übergriffen auf 
Oppositionspolitiker). Die Bundeskanzlerin hat auf dem 
EU-Afrika-Gipfel 12/2007 ausdrücklich die Menschen- 
rechtslage in Simbabwe kritisiert. 
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5 Lateinamerika und Karibik 


Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen aus der Zeit der Militärdiktatur am Beispiel Argentiniens 

Die juristische Aufarbeitung der Verbrechen der Militärdiktatur in Argentinien (1976 bis 1983), bei der Schätzungen 
zufolge bis zu 30 000 Personen „verschwunden“ sind, wird fortgesetzt. Zuletzt wurde am 9. Oktober 2007 der frühere 
argentinische Polizeikaplan Christian von Wemich zu lebenslanger Haft verurteilt. Das Gericht befand den Ange- 
klagten der Beteiligung an sieben Morden, 31 Fällen von Folter und 42 Entführungen für schuldig. Die Aufarbeitung 
schreitet damit weiter voran. Sie ist allerdings auch mit Risiken für Zeugen behaftet. Der Hauptbelastungszeuge des 
Strafverfahrens Etchecolatz ist seit etwa einem Jahr verschwunden. Es ist davon auszugehen, dass er von Anhängern 
der ehemaligen Militärjunta getötet worden ist. Sein Verschwinden, die Entführung eines anderen Zeugen (nach zwei 
Tagen wieder freigelassen) und Berichte über Bedrohungen von Zeugen, Richtern und Staatsanwälten sollen Mitar- 
beiter der Justiz einschüchtem und das ordnungsgemäße Funktionieren des Justizwesens behindern. 

Fall Elisabeth Käsemann: 

Deutschland bemüht sich mit unvermindertem Nachdruck um die strafrechtliche Verfolgung der Verantwortlichen für 
die Verbrechen an der deutschen Staatsangehörigen Elisabeth Käsemarm, die von argentinischen Militärs in Buenos 
Aires im Jahre 1977 entführt, wochenlang gefangen gehalten und gefoltert und dann erschossen wurde. Bereits in den 
Jahren 2001 bis 2003 hatte das Amtsgericht Nürnberg insgesamt fünf Haftbefehle gegen ehemalige argentinische Mi- 
litärs, gegen die der dringende mittelbare Tatverdacht des Mordes an Elisabeth Käsemann besteht, erlassen und 
Deutschland Auslieferungsersuchen u. a. in Bezug auf die Beschuldigten Jorge Videla (ehern, argentinischer Staats- 
präsident und Chef der Militärjunta), Emilio Massera und Durän Säenz (Lagerleiter des Folterzentrums „El Vesubio“) 
gestellt. Das Verfahren Massera ruht derzeit wegen Demenz des Beschuldigten und wird voraussichtlich auch nicht 
mehr aufgenommen werden. Im Auslieferungsverfahren gegen Videla hat Deutschland am 6. September 2007 Be- 
schwerde beim Obersten Gerichtshof gegen eine die Auslieferung verhindernde Entscheidung des zweitinstanzlichen 
Bundesgerichts eingelegt. Am 9. November 2007 hat Deutschland beim Bundesgericht in Buenos Aires Nebenklage 
im dort anhängigen Strafverfahren gegen Durän Säenz und andere wegen Mordes an Elisabeth Käsemann einge- 
reicht, die am 12. November 2007 zugelassen wurde. Die Nebenklage richtet sich auch gegen fünf weitere Beschul- 
digte, die ebenfalls für die Verbrechen an Elisabeth Käsemann verantwortlich gemacht werden. Deutschland hat als 
erstes Land überhaupt Auslieferungsersuchen und Nebenklage zulasten früherer Machthaber gestellt bzw. eingelegt 
und nimmt damit eine Vorreiterrolle ein. 


Brasilien 

Brasilien setzt sich aktiv für die Durchsetzung der Men- 
schenrechte ein und verfügt über ein nationales Men- 
schenrechtsprogramm, dessen Durchsetzung dem 1997 
gegründeten Staatssekretariat für Menschenrechte ob- 
liegt. Meinungs-, Versammlungs- und Religionsfreiheit 
sind gewährleistet. Eine Strafverfolgung aus politischen 
Gründen findet nicht statt. Die Todesstrafe ist nur unter 
Kriegsrecht erlaubt. Es wurden Sonderbeauftragte für 
Frauenrechfe sowie zur Gewährleistung von Rassen- 
gleichheit ernannt. Die brasilianische Regierung konzen- 
triert sich bei ihren Anstrengungen um eine Verbesserung 
der Menschenrechtslage auf die Durchsetzung der sozia- 
len und kulturellen Rechte wie des Rechtes auf Bildung 
und Gesundheit sowie den Kampf gegen Hunger und Ar- 
mut. 

Zentrale Menschenrechtsdefizite in Brasilien sind: 

- exzessive Gewaltanwendung durch die Polizei ein- 
schließlich systematischer Folter und außergerichtli- 
cher Tötungen, die mit der ausufemden Drogen- und 
Gewaltkriminalität und dem teilweisen Verlust des 
staatlichen Gewaltmonopols in urbanen Ballungszen- 
tren in Zusammenhang stehen; 


- prekäre Lage in den Haftanstalten, unter der alle, in 
besonderem Maße aber weibliche und minderjährige 
Häftlinge zu leiden haben; 

- Sklaven- und Kinderarbeit sowie Kinderprostitution; 

- gesellschaftlich (zum Teil unterschwellig) weit ver- 
breitete sexuelle und rassische Diskriminierung von 
Minderheiten (u. a. Homosexuelle, indigene Bevölke- 
rung). 

Die Bemühungen der brasilianischen Bundesregierung 
zur Gewährleistung der Menschenrechte im Lande wer- 
den erschwert durch: 

- die soziale Disparität, die den sozial Unterprivilegier- 
ten, die knapp die Hälfte der Bevölkerung ausmachen, 
trotz einer deutlichen Verbesserung ihrer Lage und ei- 
ner positiven wirtschaftlichen Gesamtentwicklung 
Brasiliens noch immer kaum Entwicklungsmöglich- 
keiten bietet; 

- Widerstand auf lokaler sowie auf Ebene der einzelnen 
Bundesstaaten, der sich aus den dort noch vorherr- 
schenden überkommenen, zum Teil patriarchalischen 
gesellschaftlichen Verhältnissen sowie der Schwäche 
der Staatsgewalt und der Zivilgesellschaft erklärt; 
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- das von Ineffizienz und zum Teil Korruption geprägte 
Handeln wichtiger staatlicher Akteure, insbesondere 
der örtlichen Polizei und Justiz, aber auch örtlicher 
Staats- und Gemeindebehörden. 

Deutschland fördert - über lokale Nichtregierungsorgani- 
sationen - eine Reihe kleinerer Menschenrechtsprojekte 
im wirtschaftlich unterentwickelten Nordosten Brasiliens 
und unterstützt im Rahmen seiner entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit die Demarkierung und Registrie- 
rung von Schutzgebieten für Indianervölker in Amazo- 
nien. 

El Salvador 

Anderthalb Jahrzehnte nach Beendigung des Bürgerkrie- 
ges ist die Menschenrechtslage insgesamt verhalten 
positiv. Die kriminalitätsbedingt anhaltend schlechte Si- 
cherheitslage wirft aber einen dunklen Schatten. Die 
Mordquote von zehn Personen am Tag bei einer Bevölke- 
rung von ca. sechs Millionen ist mehr als beunruhigend. 
Die Regierung bekam bislang die Lage angesichts von Ju- 
gendbanden (Maras) mit mehreren tausend Mitgliedern 
mit Querverbindungen zur organisierten Kriminalität 
nicht in den Griff. Die Polizeitiuppe mit ca. 16 000 Mann 
ist schlecht bezahlt und mangelhaft ausgerüstet. 

Die Gründe hierfür sind vielfältig: starke Bandenbildung 
in städtischen Ballungszentren, Perspektivlosigkeit unter 
den älteren Jugendlichen, ein unerträgliches Maß an 
Straflosigkeit (impunidad), ein völlig unzulänglicher 
Strafvollzug, unzureichende Prävention durch die unter- 
besetzte Polizei u. V. m. Insbesondere ist eine Professio- 
nalisieiung der Justiz notwendig. Auch die mangelnde 
Bewältigung der Menschenrechtsverletzungen in Zusam- 
menhang mit dem Bürgerkrieg wird von in- und ausländi- 
schen Nichtregierungsorganisationen kritisiert. Beide 
politische Lager haben aber offensichtlich kein Interesse 
daran, hieran etwas in absehbarer Zeit zu ändern. Der 
Menschenrechtsbeauftragte Günter Nooke hielt sich im 
April 2007 zu ausführlichen Konsulfationen im Land auf 
Menschenrechtsthemen, insbesondere das Problem der 
Straflosigkeit, bleiben ein wichtiger Gegenstand des in- 
tensiven politischen Dialogs mit der Regierung. 

Guatemala 

Die Menschenrechtslage hat sich nach Abschluss der 
Friedensabkommen von 1996 tendenziell zwar verbes- 
sert, es herrscht jedoch nach wie vor ein besorgniserre- 
gendes Klima der Gewalt und Straflosigkeit. Der Einfluss 
des für die schwersfen Menschenrechtsverlefzungen wäh- 
rend des über 30-jährigen Bürgerkriegs (1960er- bis 
1990er- Jahre) veranfworflichen Milifärs konnte zurück- 
gedrängt werden, heute ordnet es sich der zivilen Staats- 
gewalt unter. Die Regierung Berger (Januar 2004 bis Ja- 
nuar 2008) hat sich wiederholt öffentlich für die 
Menschenrechfsverlefzungen während des Bürgerkriegs 
enfschuldigt und einen Entschädigungsfonds für die Op- 
fer eingerichfef. Schwer fut sich das Land dagegen mif 
der sysfemafischen Aufarbeitung der Menschenrechtsver- 
letzungen der Bürgerkriegsvergangenheit. Sorge bereiten 


auch Untergrundstrukturen, die von aktiven und demobi- 
lisierten Militärs, Angehörigen der Polizei und der orga- 
nisierten Kriminalität gebildet werden und von denen 
kriminelle Aktivitäten, Bedrohungen und Einschüchte- 
rungsversuche gegen Abgeordnete, Richter und Men- 
schenrechtsaktivisten ausgehen. Guatemala hat die 
wichtigsten internationalen und regionalen Menschen- 
rechtsabkommen ratifiziert, die nationalen Gesetzes- 
grundlagen verabschiedet und entsprechende staatliche 
Einrichtungen geschaffen. Der Einfluss dieser Institutio- 
nen auf die gesamte Regierungspolitik ist jedoch noch 
immer gering. Im Juli 2005 nahm in Guatemala ein Büro 
des VN-Hochkommissariats für Menschenrechte seine 
Arbeit auf, das im Rahmen der deutschen Entwicklungs- 
zusammenarbeit gefördert wird. 

Im August 2007 ratifizierte der guatemaltekische Kon- 
gress die Vereinbarung zwischen der Regierung und den 
VN zur Einsetzung einer Kommission zur Bekämpfung 
der Straffreiheit (CICIG); sie ist am 4. September 2007 in 
Kraft getreten. Ziel der Tätigkeit von ClClG (Comisiön 
Intemacional contra la Impunidad en Guatemala) ist die 
Stärkung der staatlichen Institutionen, die mit der Unter- 
suchung und Verfolgung von Straftaten illegaler Organi- 
sationen und Gruppen sowie geheimer Sicherheitsstruktu- 
ren beauftragt sind. Deutschland unterstützt ClClG 
personell und finanziell. 

Auch wenn es in Guatemala nicht mehr zu systemati- 
schen Menschenrechtsverletzungen von Seiten des Staats 
kommt, bleibt die Menschenrechtslage insbesondere der 
indigenen Bevölkerung sowie von Frauen und Mädchen 
besorgniserregend. Die faktische Straflosigkeit (Aufklä- 
rungsquote von zwei Prozent) führt zu einer gefährlichen 
Gewalfspirale, unfer der vor allem die ärmere, größfen- 
feils indigene Bevölkerungsschicht zu leiden hat. ln 
diesem Umfeld von Straflosigkeit kommt auch die juristi- 
sche Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen wäh- 
rend des Bürgerkriegs nicht in Gang. Letzteres bedingt 
wiederum in nicht unerheblichem Maße die heutige Straf- 
losigkeit, da sich die während des Bürgerkriegs vor- 
herrschende Straflosigkeit nahezu nahtlos bis heute fort- 
gesetzt hat. Das Problem der Frauenmorde in Guatemala 
hat ein schockierendes Ausmaß angenommen. Konflikte 
- auch und insbesondere innerfamiliärer und emotionaler 
Art - werden zunehmend gewalttätig ausgetragen. Be- 
troffen sind in der Mehrzahl Frauen und Mädchen aus den 
armen und bildungsfemen Gesellschaftsschichten. 

Nach wie vor sind gravierende Diskriminierungen der in- 
digenen Bevölkerung sowie eine äußerst unausgewogene 
Eigentumsverteilung zu verzeichnen (über 60 Prozent der 
Indigenen leben unterhalb der Armutsschwelle). Indigene 
auf dem Land haben ein fünf Mal höheres Risiko in Ar- 
mut zu leben als Nichtindigene in der Stadt; gut jede 
fünfte indigene Frau kann weder lesen noch schreiben. 
Die insgesamt positive Wirtschaftsentwicklung des Lan- 
des erreichte die Armen und insbesondere die Indigenen 
nur unwesentlich. Die Teilhabe Indigener am politischen 
Leben ist vor allem jenseits der lokalen Ebene weiter ge- 
ring. Hinzu kommen große Defizite im Bereich der Ar- 
beitnehmerrechte, vor allem in der Landwirtschaft, zumal 
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die in den Friedensverträgen von 1996 vereinbarte Land- 
reform nach wie vor aussteht. Tätliche Gewalt und Dro- 
hungen gegen Menschenrechtsverteidiger haben zuge- 
nommen. 

Politische und bürgerliche Rechte, insbesondere die 
Presse- und Meinungsfreiheit, sind weitgehend garantiert, 
und der Zugang vor allem der indigenen Bevölkerung 
zum Justizsystem hat sich verbessert. Die Todesstrafe 
kann gemäß Artikel 18 der Verfassung von 1985 verhängt 
werden, allerdings wurde sie aufgmnd verfassungsrecht- 
licher Bedenken (fehlendes Gnadenrecht des Präsidenten) 
seit 2000 nicht mehr vollzogen. Das Parlament hatte am 
12. Februar 2008 eine entsprechende Gesetzesvorlage 
verabschiedet, die den Weg zur Verhängung bzw. Voll- 
streckung der Todesstrafe freigemacht hätte. Staatspräsi- 
dent Colöm hat jedoch sein Veto gegen diese Vorlage ein- 
gelegt und will im Gegenzug die Abschaffung der 
Todesstrafe auf gesetzlichem Weg initiieren. 

Guatemala stimmte zwar noch am 18. Dezember 2007 für 
die in der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
von der Mehrheit der Staaten angenommene Resolution 
zur weltweiten Aussetzung der Todesstrafe. Hintergrund 
der Gesetzesvorlage vom Februar 2008 ist die verhee- 
rende Sicherheitslage im Land, eine neue Welle der Ge- 
walt seit Amtsantritt des Präsidenten Colöm und eine 
breite öffentliche, parteiübergreifende Zustimmung zur 
Todesstrafe. 

Der Schutz und die Förderung von Menschenrechten sind 
wichtige Bestandteile der deutschen bilateralen entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit mit Guatemala. Im 
Rahmen der Schwerpunktstrategie „Demokratische Re- 
gierungsführung“ hat Deutschland Guatemala für 2005 
bis 2007 19 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Guatemala 
ist überdies seit 2005 Pilotland für die Umsetzung einer 
systematischeren Orientierung der entwicklungspoliti- 
schen Aktivitäten an menschenrechtlichen Standards und 
Prinzipien (Menschenrechtsansatz). Dies hat im Dezen- 
tralisierungsbereich neben einem noch stärkeren Fokus 
auf die besonders benachteiligten, zumeist indigenen 
Bevölkerungsteile bereits konkret dazu geführt, dass Ge- 
meindemitarbeiter nun zunehmend in einer menschen- 
rechtsorientierten Dienstleistungserbringung geschult 
werden. Diese Trainings werden in Zusammenarbeit mit 
der lokalen Vertretung der Ombudsstelle konzipiert und 
durchgeführt. Menschenrechtsfragen bleiben wichtiger 
Gegenstand des intensiven politischen Dialogs mit der 
guatemaltekischen Regierung. Der Menschenrechtsbe- 
auftragte Günter Nooke hielt sich im April 2007 zu aus- 
führlichen Gesprächen in Guatemala auf 

Haiti 

Die 2006 durchgeführten Wahlen haben in Haiti erstmalig 
die in der Verfassung von 1987 vorgesehenen demokrati- 
schen Institutionen eingesetzt. Die Übergangsperiode 
nach dem Sturz von Präsident Aristide im Februar 2004 
wurde damit abgeschlossen. Die Normalisierung der poli- 
tischen Verhältnisse hat die Menschenrechtslage im Land 
deutlich verbessert. Der unabhängige VN-Experte Louis 
Joinet hat in seinem Bericht vom Februar 2007 die Rück- 


kehr zu verfassungsmäßigen Zuständen festgestellt, auch 
wenn es bis zur dauerhaften Verankerung des Rechtsstaa- 
tes noch ein weiter Weg sei. Der Regierung PrevaLAlexis 
ist es dessen ungeachtet bisher nicht gelungen, einige fun- 
damentale Missstände abzustellen. Dies betrifft insbeson- 
dere den Bereich Justiz und Strafvollzug, in dem seit dem 
Sturz Aristides trotz Hilfestellung der internationalen 
Gemeinschaft (besonders der VN-Friedensmission 
MINUSTAH) kaum konkrete Fortschritte feststellbar 
sind: die Gefängnisse sind überfüllt, die Lebensbedingun- 
gen der Gefangenen katastrophal, ca. 90 Prozent der In- 
haftierten sind nicht verurteilt, sondern befinden sich in 
Untersuchungshaft. Rechtsverweigerung ist in Haiti der 
Normalfall; die Justiz arbeitet schleppend, Straffreiheit ist 
nach wie vor weit verbreitet. Der allgegenwärtigen Kor- 
ruption hat Präsident Preval zwar den Kampf angesagt, 
dabei bisher jedoch nur geringe Erfolge erzielt. Im Hin- 
blick auf die Dysfunktionalität der Gerichte sind Fälle 
von Lynchjustiz keine Seltenheit. Die Überprüfung des 
Polizeipersonals auf kriminelle Elemenfe durch 
MINUSTAH ist noch nicht abgeschlossen. Menschen- 
rechtsorganisationen können in Haiti unbehindert arbei- 
ten und berichten regelmäßig über von ihnen konstatierte 
Missstände. 

Nachdem Präsident Preval Anfang 2007 der haitianischen 
Polizei und MINUSTAH grünes Licht zur konsequenten 
Verfolgung der Bandenkriminalität gegeben hatte, ver- 
besserte sich die Sicherheitslage zunächst deutlich. Zum 
Jahreswechsel 2007/2008 verzeichnete Haiti jedoch einen 
erneuten besorgniserregenden Wiederanstieg der Gewalt- 
kriminalität. 

Honduras 

ln Honduras gibt es keine staatlich angeordneten Men- 
schenrechtsverletzungen. Die bürgerlichen und politi- 
schen Rechte wie Meinungs-, Versammlungs-, Religions- 
und Pressefreiheit haben weitgehend Geltung. Die Men- 
schenrechtsorganisationen vor Ort werden vom Staat in 
ihrer Arbeit nicht behindert. Die Ausübung wirtschaftli- 
cher, sozialer und kultureller Rechte wird jedoch durch 
starke Armut beschränkt. Rund 60 Prozent der Bevölke- 
rung leben unter der Armutsgrenze, ca. 20 Prozent mit 
weniger als einem US-Dollar pro Tag. Leichte Fort- 
schritte lassen sich bei armutsbezogenen Ausgaben (über- 
wiegend konsumptiv), im Bildungswesen, bei der 
Beschäftigung und im Ressourcenschutz erkennen. Ver- 
besserungen sind auch bei der Beteiligung von Frauen am 
politischen Prozess festzustellen. 

Problematisch bleibt allerdings weiterhin die Sicherheits- 
lage, was sich in der anhaltenden Gewalt von Jugendban- 
den („maras“) und seitens der organisierten Kriminalität 
zeigt. Ergebnis ist eine weiterhin sehr hohe Tötungsrate 
(46 auf 100 000), auch an und unter Jugendlichen (Kinder 
und Jugendliche stellen rund 50 Prozent der hondurani- 
schen Bevölkerung). Die honduranische Polizei ist bis- 
lang weitgehend nicht ermittelnd tätig. Ausbildung und 
Ausstattung der Polizei sind unzureichend. Honduras ist 
außerdem ein wichtiges Transitland des illegalen Drogen- 
handels. 
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Grundsätzlich ist eine unabhängige Justiz gegeben, aller- 
dings sind die Strafverfolgung und deren Umsetzung un- 
genügend. Täter bleiben fast immer straflos (impunidad), 
Verfahren sowie Untersuchungshaft dauern zu lange, die 
Trennung zwischen Untersuchungs- und Strafgefangenen 
wird nicht eingehalten, der Zeugenschutz ist de facto un- 
zureichend. Hinzu kommen teilweise anarchische Zu- 
stände in den überfüllten Gefängnissen. Angesichfs ver- 
breiteter Korruption in der Polizei, im Strafvollzug und in 
der öffentlichen Gewalt allgemein hat die Regierung 
Zelaya Rosales einzelne Maßnahmen zu deren Einschrän- 
kung eingeleitet. Im Rahmen der VN ratifizierte Hondu- 
ras u. a. die beiden VN-Menschenrechtspakte sowie 2005 
die VN- Antikorruptionskonvention und 2006 das optio- 
nale Protokoll zur Konvention gegen die Folter. Die 
Todesstrafe bleibt abgeschafft. 

Kolumbien 

Kolumbien verzeichnet in den vergangenen drei Jahren 
eine Verbesserung der Menschenrechtslage und einen ste- 
tigen Rückgang der Gewalttaten. Dies ist vor allem auf 
die stärkere Präsenz der staatlichen Sicherheitskräfte in 
den vormals von Guerilla und Paramilitärs beherrschten 
Zonen zurückzuführen. Teile des Sfaatsgebiefs unterlie- 
gen aber immer noch nicht völlig der effektiven Kontrolle 
der Staatsgewalt. Der ganz überwiegende Teil der Verlet- 
zungen geht auf das Konto der illegalen Gewaltgruppen 
(die Guerillaorganisationen PARC und ELN sowie die 
paramilitärische AUC). Auch werden weiterhin Men- 
schenrechtsverletzungen durch staatliche Sicherheits- 
kräfte begangen, insbesondere gibt es eine besorgniserre- 
gende Tendenz zu extralegalen Hinrichtungen. 

Trotz aller Fortschritte bleibt die Menschenrechtslage 
sehr ernst. Maßgebliche Einflussfaktoren sind der Dro- 
genhandel, die organisierte Kriminalität, die geringe Auf- 
klärungsrate bei schweren Gewaltverbrechen, die ex- 
treme Ungleichverteilung der Einkommen und vor allem 
der Binnenkonflikt. Dieser trifft weiterhin vor allem die 
Landbevölkerung, Kinder, Frauen, Indigene und die afro- 
kolumbianische Bevölkerung. Die Binnenvertreibung mit 
ca. drei Millionen Menschen in den vergangenen 20 Jah- 
ren ist das mit Abstand größte humanitäre Problem im 
Land. 

Die Regierung Uribe versucht mit der „Politik der demo- 
kratischen Sicherheit“ den Friedensprozess sowohl durch 
militärischen Druck auf die drei illegalen Gewaltgruppen 
wie auch auf dem Verhandlungsweg voranzutreiben. Die 
Gespräche über eine mögliche politische Lösung des 
Konflikts mit der PARC treten jedoch seit Jahren auf der 
Stelle. Die Guerillaorganisation besteht auf Anerkennung 
des Kombattantenstatus im völkerrechtlichen Sinne und 
beansprucht politische Teilhabe. Sie führt ihr vorgebli- 
ches Ziel - „den revolutionären Kampf zur Befreiung des 
kolumbianischen Volkes“ - jedoch durch permanente 
Gräueltaten gegen die Zivilbevölkerung und Entführun- 
gen selber ad absurdum. Die Regierung verhandelf seif 
2005 auch mif der zweifgrößten Guerillaorganisafion 
ELN, ohne dass eine Einigung trofz des ursprünglichen 
Optimismus in Sicht wäre. Die 2004 begonnene Entwaff- 


nung der paramilitärischen AUC endete im Sommer 2006 
mit einer Gesamtzahl von 36 000 demobilisierten Kämp- 
fern. Dies hat zu einem deutlichen Rückgang der Gewalt 
im Land geführt, auch wenn einige offiziell demobili- 
sierte Gruppen und einzelne Nachfolgegruppen weiter 
Verbrechen an der Zivilbevölkerung begehen. Die Ver- 
fahren gegen ehemalige Paramilitärs und die Opferent- 
schädigung kommen nur schleppend voran. Die interna- 
tionale Gemeinschaft und Nichtregierungsorganisationen 
fordern die Durchsetzung der Prinzipien Wahrheit, Ge- 
rechtigkeit und Wiedergutmachung für die Opfer. Im Dia- 
log mit den Vertretern der kolumbianischen Regierung 
fordert die Bundesregierung regelmäßig Verbesserungen 
beim Menschenrechtsschutz. Deutschland engagiert sich 
sowohl im Rahmen der europäischen als auch im Rahmen 
der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 
für eine Verbesserung der Lage. 

So untersfützt die Bundesregierung in Kolumbien u. a. 
folgende menschenrechtsrelevanfe Aktivitäten: 

- Aufbau eines effizienten und transparenten Justizsys- 
tems durch die Beratung und Unterstützung von Orga- 
nen der Judikative sowie staatlicher Kontrollorgane 
(Generalstaatsanwaltschafl, Menschenrechtsombuds- 
person. Oberster Justizrat, Oberste Gerichte); 

- Arbeit der Kommission zur Versöhnung und Wieder- 
gutmachung (CNRR), u. a. über eine integrierte deut- 
sche Fachkraft für den Bereich Gender sowie Organi- 
safions- und sfrafegische Beratung; 

- Aufbau von Programmen zur Friedens-ZMenschen- 
rechtserziehung, u. a. durch so genannte Friedens- 
schulen, in denen gewaltfreie Konfiiktbearbeitung, 
Beobachtung und Einforderung von Menschenrechten 
sowie die psychosoziale Begleitung von Opfern der 
Gewalthandlungen vermittelt werden. 

Menschenrechtsverteidiger bleiben Ziel von Drohungen 
oder Gewalttaten der illegalen Gewaltgruppen (insbeson- 
dere der Nachfolgegruppen der Paramilitärs). Der staatli- 
che Schutz für diese isf nach wie vor unzureichend. Die 
Bundesregierung haf sich in der Vergangenheit wieder- 
holt für einzelne Fälle bedrohter Personen eingesetzt und 
unterstützt die Nichtregierungsorganisation Peace Bri- 
gades International, die durch sichtbare Begleitung ge- 
fährdeter Personen zu deren Schutz beiträgt, sowie andere 
Nichtregierungsorganisationen, die sich für den Schufz 
der Menschenrechfe in Kolumbien einsefzen. 

Kuba 

Die Lage der Menschenrechte ist in Kuba nach wie vor 
unbefriedigend. Das Regime enthält seinen Bürgern die 
elementaren zivilen, politischen und wirtschaftlichen 
Grundrechte vor. Es gibt keine Presse- und Meinungsfrei- 
heit sowie keine demokratischen Parteien. Gewaltentei- 
lung existiert nur auf dem Papier. Die Justiz ist nicht 
unabhängig von der Regierung. Die kubanische Bevölke- 
rung hat nach wie vor keinen freien Zugang zu internatio- 
nalen Medien und zum Internet. Private Satelliten- 
empfangsanlagen werden als illegal betrachtet und 
regelmäßig entfernt bzw. zerstört. 
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Die kubanische Verfassung garantiert zwar grundsätzlich 
die Menschen- und Bürgerrechte, stellt sie jedoch unter 
Gesetzesvorbehalt und bestimmt, dass ihre Ausübung nur 
im Einklang mit den Zielen des sozialistischen Gemein- 
wesens erlaubt ist. Daneben enthält das Strafgesetzbuch 
unbestimmte Tatbestände, die unter Umständen willkür- 
lich angewandt werden können wie die „Gefährlichkeit 
vor Straffälligkeit“, ln diesem Zusammenhang kommt es 
immer wieder zu kurzzeitigen Verhaftungen und Verurtei- 
lungen ohne Verfahren. Seit dem Rücktritt von Fidel 
Castro und der Übernahme des Präsidentenamtes und da- 
mit der politischen Macht durch seinen Bruder Raul im 
Februar 2008 zeichnet sich jedoch eine Verminderung des 
Repressionsdruckes ab. Die „Actos de repudio“, d. h. öf- 
fentlich inszenierte „spontane“ Einschüchterungsversu- 
che gegen Dissidenten, nehmen ab. Auch die Zahl der 
politischen Gefangenen ist zurückgegangen, beläuft sich 
aber immer noch auf ca. 240 Personen. Seif Sommer 
2003 wurden in Kuba keine Todesurteile mehr vollsfreckf 
oder verhängt. 

Kuba ist 2007 (bis 2009) mit 135 Stimmen in den neu er- 
richteten VN-Menschenrechtsrat gewählt worden und hat 
kurz nach dem Machtübergang auf Raul Castro die bei- 
den VN-Menschenrechtspakte gezeichnet. Eine Ratifizie- 
rung steht noch aus. Die Bereitschaft Kubas zu einer brei- 
ten Zusammenarbeit mit VN- Sonderberichterstattern 
wächst. Dem Internationalen Roten Kreuz wird der Zu- 
tritt zu kubanischen Gefängnissen aber weiterhin verwei- 
gert. 

Mexiko 

International tritt Staatspräsident Calderön, seit Anfang 
2007 im Amt, wie sein Vorgänger Fox für eine Verbesse- 
rung des Menschenrechfsschufzes ein. Mexiko hat alle 
einschlägigen Vereinbarungen zum Schutz der Men- 
schenrechte gezeichnet und ist bis 2009 gewähltes Mit- 
glied des VN-Menschenrechtsrates. Mexiko hat die To- 
desstrafe 2005 abgeschafft. Es gibt keine staatlich 
geduldeten Menschenrechtsverletzungen, aber vor allem 
auf einzelstaatlicher Ebene immer noch Defizite bei der 
Umsetzung staatlicher Verpflichtungen zum Schutz der 
Menschenrechte, ln diesem Zusammenhang kommt der 
Justizreform, die die Regierung auf den Weg gebracht 
hat, besondere Bedeutung zu. Zentraler Kritikpunkte ist 
ein Klima der Unsicherheit, das auf einer um sich greifen- 
den Kriminalität vor allem im Zusammenhang mit orga- 
nisiertem Drogenhandel beruht und durch verbreitete 
Straflosigkeit verstärkt wird. 

Von Gewalt sind in besonderem Maß Frauen und Kinder 
betroffen. Die Frauenmorde in Ciudad Juärez und Chi- 
huahua sind immer noch nicht hinreichend aufgeklärt. 
Die Sicherheit von Journalisten ist insbesondere im Kon- 
text von Recherchen im Bereich der organisierten Krimi- 
nalität nicht hinreichend gewährleistet. 2007 wurden zehn 
Journalisten ermordet. Die Vorwürfe schwerer Menschen- 
rechtsverletzungen in Zusammenhang mit gewaltsamen 
Ausschreitungen in Oaxaca und Atenco sind immer noch 
nicht ausreichend entkräftet. Auch 2007 waren Men- 
schenrechtsfragen bei Treffen auf politischer Ebene ein 


wichtiges Thema im bilateralen Verhältnis. Dies war z. B. 
auch ein herausragender Punkt des Besuchs der deutsch- 
mexikanischen Parlamentariergruppe in Mexiko mit be- 
sonderem Schwerpunkt auf den Frauenmorden in Ciudad 
Juärez. 

Nicaragua 

Nicaragua ist weiterhin das zweitärmste Land Lateiname- 
rikas. Die bürgerlichen und politischen Rechte wie Mei- 
nungs-, Versammlungs-, Religions- und Pressefreiheit 
haben in Nicaragua weitgehend Geltung. Die Kinder- 
sterblichkeit ist jedoch hoch, Kinderarbeit ist immer noch 
weit verbreitet. Die Menschenrechtsorganisationen vor 
Ort können weitgehend frei und ungehindert arbeiten - 
die jüngste strafrechtliche Verfolgung (Dezember 2007) 
einiger Frauenrechtlerinnen stellt bislang eine Ausnahme 
dar. Die in den 1990er- Jahren eingerichtete Procuradoria 
de Derechos Humanos mit dem zugehörigen Ombuds- 
mann für Menschenrechfe verfügt allerdings über wenig 
finanzielle Ressourcen und nur unzureichendes Füh- 
rungspersonal. 

Problematisch ist die Schwäche der staatlichen Institutio- 
nen, die zusehends instrumentalisiert und politisiert wer- 
den. Ein weiteres Hindernis stellt die weit verbreitete 
Korruption dar. Im Bereich der Justiz hat diese ihren Ur- 
sprung vor allem in der Drogenkriminalität. Im betreffen- 
den Zeitraum hat sich die Situation laut Transparency In- 
ternational verschlechtert. Bei den wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechten lässt sich eine Stagna- 
tion erkennen. Der Human Development Index blieb im 
Beobachtungszeitraum konstant bei 112. 

Einen besorgniserregenden Rückschritt gibt es bei den 
Frauenrechten. Die Abschaffung der Straflosigkeit bei 
therapeutischer Abtreibung durch das 2006 eingebrachte 
und Ende 2007 endgültig bestätigte Gesetz führt dazu, 
dass lebensgefährliche Komplikationen bei einer 
Schwangerschaft nicht adäquat behandelt werden können 
und trägt dadurch zu einem Anstieg der ohnehin sehr ho- 
hen Müttersterblichkeit bei. Es verbreitet darüber hinaus 
Angst und Unsicherheit beim medizinischen Personal und 
dürfte daher auch die Gesundheitsversorgung für Frauen 
in weniger krifischen Fällen verschlechfem. Die Bundes- 
regierung bewerfef dieses als einen Versfoß gegen den 
VN-Zivilpakf3' und haf dies in einer mündlichen De- 
marche bei der nicaraguanischen Regierung zum Aus- 
druck gebracht. Eine einheitliche EU-Haltung kam wegen 
des Widerstandes von Irland, Polen und Malta nicht zu- 
stande. 

Venezuela 

Parallel zu politischen Turbulenzen und einer seit Jahren 
wachsenden extremen Polarisierung im Land (im Be- 


Artikel 6 Abs. 1. Danach steht jedem Menschen ein angeborenes 
Recht auf Leben zu. Dieses Recht steht sowohl dem Ungeborenen als 
auch der schwangeren Frau zu und müsste bei Konflikten im Einzel- 
fall in Abwägung beider Rechtsgüter gelöst werden. Nach der beste- 
henden nicaraguanischen Gesetzgebung würde jedoch das Recht der 
schwangeren Frau auf Leben unter keinen Umständen berücksichtigt. 
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richtszeitraum: Parlamentswahlen ohne Beteiligung der 
Opposition im Dezember 2005, Wiederwahl des Staats- 
präsidenten Chävez Dezember 2006) hat sieh die Situa- 
tion der Mensehenreehte in Venezuela in den vergange- 
nen Jahren deutlieh versehleehtert und ist insgesamt nieht 
befriedigend. Die Gewaltenteilung wird zunehmend aus- 
gehöhlt, die Grundfreiheiten sind bedroht. Die Justiz ent- 
seheidet de faeto nieht mehr unabhängig, so dass es kei- 
nen effektiven Reehtssehutz gegen staatliehe Eingriffe in 
Grundreehte gibt. Zahlreiehe Eingriffe in die Presse- und 
Meinungsfreiheit sowie weit reiehende Korruption sind 
an der Tagesordnung. Mensehenreehtsaktivisten und re- 
gierungskritisehe Journalisten werden bedroht und müs- 
sen sieh oft wegen haltloser Vorwürfe vor Gerieht verant- 
worten. Mensehenreehtsorganisationen beriehten von 
willkürliehen Verhaftungen, aueh im Umfeld von De- 
monstrationen gegen die im Dezember 2007 geplante, im 
Referendum letztlieh abgelehnte Verfassungsänderung. 
Angehörige der Streitkräfte und Polizisten werden für 
einzelne Fälle von Hinriehtungen, Folter und Versehlep- 
pung verantwortlieh gemaeht. 

Unterstützer der Opposition werden von der Regierung 
systematiseh diskriminiert. Seit 2004 existiert in Vene- 
zuela eine „sehwarze Liste“ (Lista Tascön). Sie erfasst all 
diejenigen, die 2004 den Antrag auf Absetzung des Präsi- 
denten (im Referendum letztlieh erfolglos) untersehrie- 
ben. Die Unterzeiehner wurden aus dem öffentliehen 
Dienst entlassen, bei öffentliehen Aufträgen nieht mehr 
berüeksiehtigt und sind weitestgehend von staatliehen 
Leistungen ausgesehlossen. 

Die Haftbedingungen in den venezolanisehen Gefängnis- 
sen sind unmensehlieh - die Haftanstalten sind bis zum 
Dreifaehen ihrer Kapazität überbelegt, innerhalb der 
Haftanstalten toben Bandenkriege. Immer wieder kommt 
es zu Mord und Totsehlag, im Jahr 2007 starben dureh- 
sehnittlieh ca. 47 Häftlinge pro Monat eines gewaltsamen 
Todes. Über zwei Prozent der Gefangenen sterben wäh- 
rend der Haftzeit. Die venezolanischen Gefängnisse zäh- 
len damit zu den gefährlichsten weltweit. Über 50 Pro- 
zent der Gefangenen sind Untersuchungshäftlinge, die 
den gleichen schlechten Haftbedingungen ausgesetzt 
sind. 

Ein positiver politischer Schritt war die Amnestiegesetz- 
gebung der Silvesternacht 2007, mit der Staatspräsident 
Chävez eine Amnestie gegenüber Gefangenen und Be- 
schuldigten einführte, die im Zusammenhang mit politi- 
schen Ereignissen (vor allem dem Putschversuch gegen 
Chävez vom 11. April 2002) inhaftiert wurden oder ei- 
nem Strafverfahren ausgesetzt waren. Einige positive 
Fortschritte wurden von der Regierung auch im Bereich 
der wirtschaftlichen und sozialen Rechte erzielt. 

6 Asien 
Afghanistan 

Das gravierendste Problem für den Menschenrechfs- 
schufz in Afghanisfan liegf in der mangelnden Fähigkeit 
der Regierung, effektive Kontrolle über das Land auszu- 
üben, in verbreiteter Korruption der Verwaltung sowie 


unzureichender Ausbildung und Kapazitäten im Bereich 
von Justiz und Polizei. Der Herstellung von landesweiter 
Sicherheit, der konsequenten Reform des Justizsektors 
und dem Aufbau einer professionellen Polizei kommt da- 
mit auch unter dem Aspekt der Menschenrechte eine 
Schlüsselrolle zu. Die Menschenrechtslage in Afghanis- 
tan bleibt problematisch, auch wenn die rechtlichen Vor- 
aussetzungen für einen effektiven Menschenrechtsschufz 
mit der Verfassung vom Januar 2004 und dem Beitritt zu 
internationalen Menschenrechtskonventionen gegeben 
sind (teilweise fehlt allerdings noch die Umsetzung in na- 
tionales Recht, auch angesichts eines Staus von Gesetzes- 
vorhaben in Exekutive bzw. Legislative). 

Die Todesstrafe wurde in Afghanistan nicht abgeschafft. 
Seit 2001 wurden ca. 60 Personen hingerichtet, dann gab 
es ein längeres De-facto-Moratorium, bis im September 
2007 wieder 15 Todesurteile vollstreckt wurden. Ein 
schwieriges Thema stellt die Todesstrafe gemäß der Scha- 
ria dar (soweit die Verfassung subsidiär auf das islami- 
sche Recht verweist), wobei Blasphemie und Apostasie 
als Tatbestände bislang im Vordergrund standen. Wieder- 
holt haben die EU-Botschafter - auch anlassbezogen - 
bei Präsident Karzai demarchiert, der jede Vollstreckung 
eines Todesurteils genehmigen muss. Der Schutz der Re- 
ligion des Islam und die damit verbundene Tabuisierung 
bestimmter Themen spielt in der afghanischen Öffentlich- 
keit eine zunehmend prominente Rolle. Die laufende Be- 
obachtung und Bewertung ihres Handelns nach „Islam- 
konformität“ engt auch den Handlungsspielraum der 
politischen Akteure ein. Die von weiten Teilen der Bevöl- 
kerung unterstützte Forderung konservativer Kräfte nach 
dem Schutz der Religion - bis hin zur Todesstrafe für 
Gottes- bzw. Prophefenläsferung - kollidierf mif den 
Grundrechfen Meinungs-, Presse- bzw. Medien- und Reli- 
gionsfreiheit. ln jüngster Zeit sind so Tendenzen zu beob- 
achten, die bisherigen Fortschritte auf dem Gebiet der 
Medienfreiheit - und auch der Frauenrechte - wieder zu 
mindern. Allerdings konnten diese Versuche bislang, 
auch durch die Aufmerksamkeit und den Einsatz der in- 
ternationalen Gemeinschaft, eingedämmt werden. Auch 
wenn es keine Anhaltspunkte für sysfemafische Folter 
gibt, so gehören die Haftbedingungen dennoch zu den 
Gravamina in der Menschenrechtslage. Die Aufarbeitung 
der Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit 
(transitional justice) als ein für den Friedensprozess zen- 
frales Anliegen isf nichf über die zögerliche Verabschie- 
dung eines „Action Plan on Peace on Reconciliation and 
Justice“ im Dezember 2006 hinausgekommen. Ob die im 
März 2007 vom Parlament verabschiedete „Versöhnungs- 
resolution“, die zwar Menschenrechtsverletzungen der 
Vergangenheit nicht generalamnestiert, aber nur noch 
eine Strafverfolgung auf Antrag der Opfer vorsieht, mit 
von Afghanistan Unterzeichneten internationalen Men- 
schenrechtskonventionen kompatibel ist, bleibt zu prüfen. 

Das deutsche Afghanistan-Engagement fügt sich in den 
internationalen Rahmen, der 2006 mit dem „Afghanistan 
Compact“ unter der Beteiligung der wichtigsten Akteure 
als Bindeglied zwischen Afghanistan und der internatio- 
nalen Gemeinschaft geschaffen wurde. Gute Regierungs- 
führung, Rechfssfaat und Menschenrechfe bilden hierin 
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thematische Schwerpunkte. Im siebten Jahr nach dem 
Sturz der Taliban überschattet die Entwicklung der Si- 
cherheitslage in Afghanistan auch die Fortschritte bei der 
Menschenrechtslage. Der Arm der Zentralregierung er- 
reicht weite Teile des Landes - insbesondere den Süden 
und Osten - nicht ausreichend. Damit kann der Staat sei- 
ner Bevölkerung dort auch nicht ein hinreichendes Maß 
an Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechtsschutz garan- 
tieren. 

Mit der am 15. Juni 2007 begonnenen Mission EUPOL, 
die im Frühjahr 2008 planmäßig ihre volle Operationsfa- 
higkeit erreichen wird, soll der Aufbau eines afghani- 
schen Polizeikörpers, der Menschenrechts- und rechts- 
staatlichen Standards entspricht, gefördert werden. Dieses 
Engagement ist von zentraler Bedeutung für die Enfwick- 
lung eines sicheren, sfabilen und demokratischen Staates. 
Deutschland stellt für die Mission EUPOL, die an das bis- 
herige deufsche Engagement im Polizeibereich anknüpft, 
nicht nur den Missionsleiter sondern auch das größte na- 
tionale Kontingent. Der bilaterale deutsche Mittelansatz 
für Aussfattungsprojekfe im Polizeibereich wird 2008 auf 
35,7 Mio. Euro verdreifacht. Gleichzeitig beteiligt sich 
die Bundesregierung eingebettet in die internationalen 
Bemühungen an der großen Herausforderung, die der 
Wiederaufbau des Jusfizsysfems in Afghanisfan darstellt: 
Unter anderem fördert sie Vorhaben, die auf die Stärkung 
der Rechte des Angeklagten zielen (Handbuch sowie 
Workshops für Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte und 
Polizisten) und ist - in Zusammenarbeit mit anderen Part- 
nern - an der Fortbildung der Richter des Obersten Ge- 
richts beteiligt. Ein weit reichendes Projekt zur Förderung 
der Rechtsstaatlichkeit wurde seit 2003 mit mehreren 
weiteren Komponenten in den Bereichen Justiz, Polizei, 
Medien u. a. fortgesetzt. Außerdem soll der sog. Provin- 
cial Justice Mechanism im Raum Kundus, wo sich eines 
der deutschen regionalen Wiederaufbauteams (PRT) be- 
findet, unterstützt werden. Die weitere konsequente Ver- 
besserung der rechtlichen Lage von Frauen, welche unter 
den Taliban besonders benachteiligt waren, bleibt oben 
auf der Agenda der Entwicklungszusammenarbeit mit 
verschiedenen zum Teil mehqährigen Vorhaben. 

Bangladesch 

Der im Januar 2006 verhängte Ausnahmezustand, nicht 
zuletzt verursacht durch die in der Vergangenheit zuneh- 
mend gewalttätig geführten innenpolitischen Auseinan- 
dersetzungen, dauert an. Seitdem hat sich die Menschen- 
rechtslage in vielen wichtigen Bereichen wie z. B. 
„extrajudicial execution“ gegenüber der Situation unter 
der letzten gewählten Regierung verbessert. Die Über- 
gangsregierung (im Amt seit Januar 2006) ist sich der 
Notwendigkeit bewusst, den Respekt für Menschenrechfe 
während ihrer Amfszeit möglichsf fest zu verankern. Ins- 
besondere geschieht dies durch die Initiative, auf Einrich- 
tung einer National Human Rights Commission hinzuwir- 
ken. 

Teilweise besteht ein offener Widerspruch zwischen den 
verfassungsrechtlich gewährten Grundfreiheiten und Bür- 
gerrechten und der Praxis. Reformansätze sind in den Be- 


reichen „gute Regierungsführung“ (Anfikorruptionskom- 
mission, effizientere Polizei und insbesondere bei der 
Schaffung einer unabhängigen Justiz) und soziale Rechte 
(Schulpolitik, Frauenrechte, betriebliche Sozialstandards) 
festzustellen. Die Lage der Frauen ist vor allem im ländli- 
chen Raum durch eine starke soziale Benachteiligung ge- 
kennzeichnet, denn die Gesetze zum Schutz von Frauen 
und Kindern werden nur unzureichend umgesetzt. Ob- 
wohl Bangladesch das ILO-Abkommen zur Beseitigung 
der schlimmsten Formen von Kinderarbeit gezeichnet 
hat, ist diese - vor allem in der Landwirtschaft - weit ver- 
breitet. 

Folter in Polizeigewahrsam ist weiterhin üblich, wenn- 
gleich es dabei im Berichtszeitraum weniger Todesfälle 
gegeben haf. Die Todesstrafe besteht fort und wird auch 
verhängt und vollstreckt (im März 2007 wurden sechs 
Mitglieder der islamistisch-terroristischen Jaamat 
Mujaheddin Bangladesh hingerichtet). Die Menschen- 
rechte politischer, religiöser (Ahmadis, Hindus) und eth- 
nischer Minderheiten werden nicht immer ausreichend 
geschützt. Trotz einer bemerkenswerten Pressefreiheit 
und -Vielfalt zählt Bangladesch weiterhin zu den Pro- 
blemstaaten für die Ausübung eines kritischen, unabhän- 
gigen Journalismus (nach wie vor werden Joumalisfen 
und Verleger Opfer gewalttätiger Übergriffe). 

Die starke Unterstützung der EU für die politischen Re- 
formmaßnahmen und die Wahlvorbereitungsmaßnahmen 
der Übergangsregierung waren im Berichtszeitraum mit 
einem intensiven Engagement in Menschenrechtsfragen 
verknüpft. Die in Dhaka vertretenen EU-Mitgliedstaaten 
demarchierten bei der Übergangsregierung intensiv in 
Menschenrechtsangelegenheiten. Anders als bei den Vor- 
gängerregierungen werden nun in den betroffenen Fällen 
Auskünfte erteilt, wenn auch teilweise unzureichend. Die 
auf diplomatischer Ebene durchgeführten Interventionen 
zur Verbesserung der Menschenrechtslage werden flan- 
kiert durch Bemühungen örtlicher und deutscher Nichtre- 
gierungsorganisationen. 

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Bangla- 
desch orientiert sich am Menschenrechtsaktionsplan des 
BMZ, dessen Fortschreibung für die Jahre 2008 bis 2010 
veröffenflichf wurde. Deufsche Entwicklungsvorhaben 
tragen zur Stärkung der rechtlichen und sozialen Stellung 
von Frauen bei, fordern die Partizipation der Bevölkerung 
im Entwicklungsprozess auf kommunaler Ebene und 
werden künftig auch auf die Verbesserung der Menschen- 
rechtssituation in den Gefängnissen des Landes hin- 
wirken. Eine Befeiligung am geberübergreifenden Ge- 
sundheifssekforprogramm soll unter anderem auch dazu 
beitragen, der Bevölkerung einen gleichberechtigten Zu- 
gang zu Gesundheitsdienstleistungen - als wichtigem so- 
zialem Menschenrecht - zu ermöglichen. 

China 

Die Menschenrechtslage in China ist durch einige Verbes- 
serungen gekennzeichnet, gibt aber weiterhin Anlass zu 
erheblicher Sorge. Positiv zu werten ist, dass sich seit Be- 
ginn der Reform- und Öffhungspolitik die Lebensverhält- 
nisse nahezu aller Chinesen trotz wachsender Einkorn- 
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mensunterschiede insgesamt erheblich verbessern und die 
individuelle Freiräume deutlich erweitern. Die heutige 
chinesische Führung erlaubt freie Meinungsäußerung in 
begrenzten Bereichen, Mobilität und die Verwirklichung 
individueller beruflich-wirtschaftlicher Möglichkeiten. 
Die Nutzung moderner Massenkommunikationsmittel 
wird kontinuierlich unterstützt. Eine Zivilgesellschaft be- 
ginnt sich herauszubilden. 

Die chinesische Regierung bekennt sich ausdrücklich zu 
einem an Recht und Gesetz ausgerichteten sozialen Re- 
gierungshandeln und bemüht sich, durch den Aufbau 
rechtsstaatlicher Strukturen mehr Verwaltungseffizienz 
und Fortschritte beim Kampf gegen Amtsmissbrauch und 
Korruption zu erreichen. Es gibt vermehrt Anstrengungen 
zu Reformen im Rechts-, Sozial- und Bildungsbereich. 

Der Erhalt der Machtbasis der Kommunistischen Partei 
und die „Stabilität des Systems“ haben weiterhin höchste 
Priorität. Entsprechend wird gegen jegliche Aktivität, die 
als Bedrohung des politischen Systems oder der nationa- 
len Einheit wahrgenommen wird sowie gegen Kritik an 
der chinesischen Führung nach wie vor mit großer Härte 
vorgegangen. 

Nach Schätzung unabhängiger Nichtregierungsorganisa- 
tionen wird die Todesstrafe in China immer noch exzessiv 
verhängt und vollstreckt, auch für nicht gewalttätige Ver- 
gehen wie Eigentumsdelikte, Korruption oder Wirt- 
schaftsvergehen. Die chinesische Regierung veröffent- 
licht hierzu keine Statistiken, verlässliche Zahlen über 
Hinrichtungen in China liegen der Bundesregierung daher 
nicht vor. Grundsätzlich positiv zu bewerten ist die am 
1. Januar 2007 erfolgte Rückübertragung der alleinigen 
Befugnis zur Überprüfung und Bestätigung von Todes- 
urteilen auf das Oberste Volksgericht, es gibt erste Hin- 
weise auf einen dadurch bedingten Rückgang der Hin- 
richtungszahlen. 

Problematisch bleibt die Administrativhaft. Die so ge- 
nannte „Umerziehung durch Arbeit“ („Lao Jiao“); die im 
Gegensatz zur Zwangsarbeit („Lao Gai“) ohne gerichtli- 
ches Verfahren verhängt werden kann, sieht vor, dass 
Personen, deren Vergehen aus Sicht der chinesischen Be- 
hörden unterhalb der Kriminalitätsgrenze liegen (u. a. 
Kleinkriminelle, Drogenabhängige, Petenten, Falun- 
Gong-Anhänger), bis zu vier Jahre in ein Arbeitslager ge- 
schickt werden können. Die chinesische Seite hat eine 
Reform des Systems der Administrativhaft angekündigt, 
diese steht aber bisher noch aus. 

Die chinesischen Medien sind in allen politisch wichtigen 
Fragen nach wie vor zentral und straff gelenkt. Zwar wur- 
den Ende 2006 mit Blick auf die Olympischen Spiele 
neue Regularien erlassen, wonach - zunächst beschränkt 
bis Mitte Oktober 2008 - ausländische Korrespondenten 
keine offizielle Genehmigung für inländische Reisen, au- 
ßer nach Tibet, und für Interviews einholen müssen, son- 
dern eine Zustimmung des Interviewpartners genügen 
solle. Kontrollmechanismen bleiben jedoch weiter beste- 
hen. Für inländische Medien haben sich die Arbeitsbedin- 


gungen im Vorfeld der Olympischen Spiele nicht verbes- 
sert. 

Internet, E-Mail und SMS verbuchen landesweit ein ra- 
santes Wachstum, der Zugang zu missliebigen Intemet- 
adressen, Websites oder Blogs kann jedoch jederzeit ganz 
oder zeitweise blockiert oder von den Intemetzensoren 
entfernt werden. Urheber werden im Einzelfall auch straf- 
rechtlich verfolgt. Seit diesem Jahr müssen Internet- und 
Mobilfunknutzer persönlich und etwa auch in Intemet- 
cafes identifizierbar sein. 

Als besonders schwierig wird die Menschenrechtssitua- 
tion in der Autonomen Uighurischen Region Xinjiang 
und in der Autonomen Region Tibet beurteilt. Auch wenn 
sich die wirtschaftliche Lage eines Großteils der Bevölke- 
rung in diesen Gebieten durch gezielte Förderungspolitik 
der Zentralregierung deutlich verbessert hat, gehen die 
Behörden weiterhin mit besonderer Härte gegen jeden 
vor, den sie als Anhänger einer erweiterten Autonomie 
identifizieren. Zudem forciert Peking eine gezielte, auf 
die Städte konzentrierte Sinisierung. Im Verhältnis zur 
Bevölkerungsgröße ist die Zahl der in Tibet und Xinjiang 
zum Tode Verurteilten um ein Vielfaches höher als in an- 
deren Teilen der Volksrepublik China. Der Dalai Lama 
und seine Exilregierung werden nach wie vor als reli- 
giöse, „außerstaatliche Autoritäten“ wahrgenommen, die 
die Einheit des Landes bedrohen. Jeglicher persönlicher 
Kontakt von Vertretern anderer Regierungen zum Dalai 
Lama (so u. a. US-Präsident George Bush im Oktober 
2007 Bundeskanzlerin Merkel im September 2007) wird 
daher von China als Verletzung der „Keminteressen“ Chi- 
nas und Eingriff in die nationale Souveränität scharf kriti- 
siert. 

Die chinesische Regierung ist einem Dialog mit anderen 
Staaten zur Menschenrechtsfragen grundsätzlich zugäng- 
lich. Dem tragen auch der Deutsch-Chinesische Rechts- 
staatsdialog, der bilaterale Menschenrechtsdialog sowie 
der EU-China-Menschenrechtsdialog Rechnung, die eine 
Möglichkeit bieten, alle bestehenden Probleme und Defi- 
zite offen und kritisch zu thematisieren. 

Bilateraler Deutsch-Chinesischer 
Menschenrechtsdialog 

Im Februar 2003 wurde der Anfang der 1990erJahre mit 
China begonnene bilaterale Menschenrechtsdialog wie- 
deraufgenommen und formalisiert. Unter Federführung 
des Auswärtigen Amts findet er grundsätzlich einmal 
jährlich alternierend in Peking oder Berlin statt. Dieser 
bilaterale Dialog ist auch Teil des offiziellen Zweijahres- 
programms des Deutsch-Chinesischen Rechtstaatsdialogs 
und ergänzt den Rechtsstaatsdialog, dessen Schwerpunkte 
bei Themen des Wirtschafts- und allgemeinen Verwal- 
tungsrechts liegen, durch eine spezifische menschen- 
rechtliche Komponente. Die letzte Runde des Dialogs 
fand im Oktober 2006 in Berlin statt, die für Oktober 
2007 in Peking geplante Runde wurde von Chinesischer 
Seite verschoben und ist jetzt für die 2. Hälfte 2008 ge- 
plant. 
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Deutsch-Chinesischer Rechtsstaatsdialog 

Die Umsetzung des Rechtsstaatsdialogs mit China basiert 
auf Zweijahresverträgen zwischen dem Bundesministe- 
rium der Justiz und dem Chinesischen Rechtsamt des 
Staatsrats. Das Zweijahresprogramm für die Jahre 2008 
und 2009 wurde im April 2008 unterzeichnet. Die in re- 
gelmäßigen Abständen in Deutschland und China stattfin- 
denden Symposien (2005: „Die Offenlegung von Regie- 
rungs- und Verwaltungsinformationen“ in Hamburg; 
2006: „Ausübung von Verwaltungszwang und die Rechte 
der Bürger“ in Peking und Xian; 2008: „Schutz geistigen 
Eigentums in der juristischen Praxis“ in München) bilden 
eine wichtige Säule des Rechtsstaatsdialogs. Sie geben 
Politikern, Fachleuten und Wissenschaftlern beider Staa- 
ten Gelegenheit zu einem intensiven Meinungsaustausch 
sowohl über Grundfragen der weiteren Gestaltung der 
rechtlichen Zusammenarbeit als auch über gemeinsam 
vereinbarte Fachthemen. Sie ergänzen damit die umfang- 
reiche und vielgestaltige Projektarbeit, die im Rahmen 
des Rechtsstaatsdialogs von unterschiedlichen staatlichen 
Trägem und nichtstaatlichen Organisationen geleistet 
wird. 

Im November 2007 hat die Universität Hamburg den Zu- 
schlag für die von der Europäischen Kommission ausge- 
schriebene Errichtung einer Europe-China-Law-School 
erhalten. Durch die kontinuierliche Aus- und Fortbildung 
von chinesischen Studierenden und Praktikern kann die 
chinesische Rechtsentwicklung, insbesondere die Reform 
des Rechtssystems hin zu Rechtsstaatlichkeit und Rechts- 
sicherheit, aktiv unterstützt und vorangebracht werden. 

EU-China-Menschenrechtsdialog 

Die EU führt mit China seit 1995 zweimal jährlich einen 
institutionalisierten Dialog zu Menschenrechtsfragen 
durch. Der Dialog findet jeweils im Wechsel in der 
Hauptstadt der amtierenden EU-Präsidentschaft und in 
Peking statt. Die Dialogthemen orientieren sich in erster 
Linie an den 2001 vom EU-Ministerrat festgelegten Kri- 
terien, zu denen im Rahmen des Dialogs Fortschritte an- 
gestrebt sind. („Ratifiziemng und Umsetzung des Interna- 
tionalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte und 
des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte sowie die Zusammenarbeit mit den 
VN-Menschenrechtsmechanismen; Einhaltung der 
ECOSOC-Garantien für den Schutz der zum Tode Verar- 
teilten und Einschränkung der Delikte, für die die Todes- 
strafe verhängt werden kann, Bereitstellung von Statisti- 
ken über die Anwendung der Todesstrafe; Einftihmng 
gerichtlicher Verfahrenskontrollen und Reform der Admi- 
nistrativhaft; Achtung der Gmndrechte aller Gefangenen, 
auch bei Haft wegen Zugehörigkeit zur politischen Oppo- 
sition oder zu nicht anerkannten religiösen oder anderen 
Bewegungen; Fortschritte beim Zugang zu Häftlingen in 
chinesischen Gefängnissen, auch in den autonomen Re- 
gionen; konstraktive Reaktion auf Demarchen in men- 
schenrechtlichen Einzelfällen; ungehinderte Ausübung 
der Religions- und Glaubensfreiheif sowohl in der Öffent- 
lichkeif als auch privaf; Achtung des Vereinigungsrechts; 


Achtung der kulturellen Rechte und der religiösen Frei- 
heit in Tibet und Xinjiang.“) 

Auch menschenrechtliche Einzelfälle sind Gegensfand 
der Dialogrunden. 

Im Berichfszeifraum fanden 2005 Dialogrunden in Luxem- 
burg und Peking, 2006 in Wien und Peking sowie 2007 in 
Berlin und Peking sfaft. Die Bundesregiemng hatte insbe- 
sondere während der 22. Dialogrunde am 15./16. Mai 2007 
in Berlin Gelegenheif, den Dialog akfiv mifzugesfalten 
(siehe auch unter Punkt A 3. „Ergebnisse der EU-Men- 
schenrechtspolitik unter deutscher Ratspräsidentschaft“). 

Als zivilgesellschaftliche Ergänzung zum offiziellen Re- 
gierungsdialog finden regelmäßig durch die EU-Kommis- 
sion geförderte Expertenseminare statt. Diese bieten 
Wissenschaftlern und Nichtregierungsorganisationen Ge- 
legenheit, sich intensiv zu speziellen Menschenrechtsthe- 
men auszutauschen. 

Indien 

Die Republik Indien ist eine parlamentarische Demokra- 
tie, in der die grundlegenden Menschenrechte und Frei- 
heiten verfassungsmäßig verbürgt sind. Sie ist seit sechs 
Jahrzehnten ein multiethnisches, multireligiöses Staats- 
wesen mit unabhängiger Justiz, freier Presse und lebendi- 
ger Zivilgesellschaft. Dennoch beeinträchtigen vielfältige 
sozioökonomische, religiöse und ideologische Spannun- 
gen die tatsächliche Menschenrechtslage spürbar. Vor al- 
lem aus den politisch kritischen Grenzregionen (Jammu 
und Kaschmir, Nordosten) wird häufig von Übergriffen 
der Polizei, Sicherheitskräfte und Justizvollzugsorgane 
berichtet, begünstigt durch weit reichende sondergesetzli- 
che Befugnisse im Kampf gegen den Terrorismus. Die 
mangelnde Durchsetzung garantierter Rechte aufgrund 
administrativer Tradition, unzureichender Ausbildung 
oder tiefgreifender wirtschaftlich-sozialer Disparitäten 
bewirkt aber auch in anderen Landesteilen immer wieder 
Menschenrechtsverletzungen. Besonders betroffen hier- 
von sind Minderheiten, Ureinwohner (Adivasi), Kasten- 
lose (Dalit), Frauen und Minderjährige (Kinderarbeit). Im 
Berichtszeitraum haben sich Umsiedlungen für indus- 
trielle Großprojekte vor allem in Sonderwirtschaftszonen 
wiederholt als Auslöser gewaltsamer Auseinandersetzun- 
gen zwischen Bevölkerung und Sicherheitskräften erwie- 
sen. Die gerichtliche Aufarbeitung menschenrechtlicher 
Altlasten (insbesondere Sikh-Massaker 1984, Moslem- 
Massaker Gujarat 2002) macht kaum Fortschritte. 

Im Einklang mit ihren EU-Partnem setzt die Bundes- 
regierung auch in Menschenrechtsfragen auf den politi- 
schen Dialog mit dem strategischen Partner Indien, die 
Instrumente der Entwicklungszusammenarbeit (z. B. im 
Rahmen der Unterstützung der deutsch-indischen CSR- 
Initiative) und die Arbeit nichtstaatlicher Akteure. Seit 
2004 führen die EU und Indien jährlich einen umfassen- 
den Menschenrechtsdialog (zuletzt im Februar 2008). Da- 
neben haben auch Troika-Demarchen zu spezifischen 
Menschenrechtsanliegen stattgefunden - so u. a. zur To- 
desstrafe 2006 und zur institutioneilen Architektur des 
Menschenrechtsrates im Jahr 2007. Die deutsche EU- 
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Ratspräsidentschaft hat am 16. März 2007 in Neu-Delhi 
gemeinsam mit der EU-Kommission ein Seminar zum 
Thema „Minderheiten in Indien und Europa“ veranstaltet, 
an dem auch der zuständige indische Minister teilnahm. 

Indonesien 

Die Menschenrechtslage in Indonesien hat sich in den 
vergangenen Jahren insgesamt positiv entwickelt. Syste- 
matische Menschenrechtsverletzungen gehören nicht 
mehr zum Repertoire staatlicher Politik. Einzelfälle ex- 
zessiver Gewaltausübung durch Sicherheitskräfte und 
Strafverfolgungsbehörden, etwa bei der Terrorismusver- 
folgung oder in Regionen mit separatistischen Tenden- 
zen, sind jedoch dokumentiert. Sie werden von der Regie- 
rung nicht geduldet, jedoch auch nicht immer zeitnah und 
wirksam bekämpft. Defizite bestehen auch hinsichtlich 
einer grundsätzlichen Akzeptanz der Aktivitäten von 
Menschenrechtsverteidigem und deren Schutz vor spon- 
tanen Repressionen durch die Sicherheitskräfte. 

Der umfassende nationale Aktionsplan für Menschen- 
rechte stellt seit 2004 jedenfalls ein klares Bekenntnis der 
Regierung zur Einhaltung aller Menschenrechte dar. Er 
enthält ein detailliertes Implementierungsprogramm bis 
2009, um verbleibende Defizite bei der Ratifizierung in- 
ternationaler Menschenrechtsabkommen sowie bei einer 
landesweiten Durchsetzung von Menschenrechtsstan- 
dards zu beheben. Die seit 2000 tätige staatliche Men- 
schenrechtskommission Komnas HAM kümmert sich um 
Einzelvorwürfe von Menschenrechtsverletzungen, sie hat 
jedoch keine ausreichenden Kompetenzen. 2006 trat In- 
donesien dem Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte und dem Internationalen Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte bei. Nun kommt 
es aber auf die Implementierungspraxis an. Nach wie vor 
schlägt die Konsolidierung des Friedensprozesses in der 
Provinz Aceh für die Entwicklung der Menschenrechte in 
Indonesien positiv zu Buche. Allerdings sind die Auswir- 
kungen zunehmender lokaler Scharia- Vorschriften auf die 
Meinungs- und Religionsfreiheit und die Rechte der Frau 
nicht nur in der Provinz Aceh sorgfältig zu beobachten. 

Die Menschenrechtslage in Papua ist weiterhin ange- 
spannt, jedoch weniger gekennzeichnet durch schwere, 
anhaltende Menschenrechtsverletzungen als vielmehr 
durch ein Klima der Einschüchterung durch die Sicher- 
heitskräfte. Einzelfälle unverhältnismäßig harter Straf- 
urteile für Einwohner Papuas für diverse Delikfe, insbe- 
sondere im Umfeld freier Meinungsäußerung, aber auch 
wegen (nachgewiesener) Befeiligung an Gewaltaktionen, 
tragen dazu bei. Das grundsätzliche Problem einer weit- 
gehenden Folgenlosigkeit für die zahlreichen sfaaflichen 
Menschenrechtsverlefzungen der Vergangenheif, aber 
auch der fehlenden Sfrafverfolgung von Rechfsverlefzun- 
gen und Gewalfanwendung, die den Sicherheifskräften 
besonders in Krisengebieten zur Last gelegt werden, 
bleibt bestehen. 

Kambodscha 

Die Menschenrechtslage in Kambodscha ist weiterhin 
unbefriedigend. Rechtsunsicherheit, Korruption, Land- 
vertreibungen und die Behinderung der Arbeit von Men- 


schenrechtsaktivisten bilden den Nährboden für regel- 
mäßige Menschenrechtsverlefzungen. Die andauernde 
Inhaftierung der wegen eines weitgehend angezweifelten 
Mordvorwurfs verurteilten Gewerkschafter Born 
Samnang and Sok Sam Oeum ist beispielhaft für ein kor- 
ruptes Justizwesen. Die für eine Verbesserung unverzicht- 
bare umfassende Rechts- und Justizreform kommt nur 
langsam voran, die Verabschiedung eines seit geraumer 
Zeit zugesicherten Antikorruptionsgesetzes ist weiterhin 
nicht in Sicht. Die Versammlungsfreiheit ist noch immer 
deutlich eingeschränkt. Die kambodschanische Regie- 
rung verweigert jegliche Zusammenarbeit mit dem Son- 
dergesandten für Menschenrechte des VN-Generalsekre- 
tärs, Yash Ghai. 

Menschenhandel zum Zweck der Prostitution, (sexueller) 
Missbrauch von Kindern sowie Adoptionshandel bleiben 
in Kambodscha trotz Beitritt zum Haager Adoptionsüber- 
einkommen verbreitete Praxis. Ein Gesetzesentwurf mit 
klaren Kompetenzregelungen für internationale Adoptio- 
nen wurde mehrfach angekündigt, jedoch immer noch 
nicht verabschiedet. Die kambodschanischen Behörden 
haben ihre Anstrengungen im Kampf gegen Menschen- 
handel und sexuellen Missbrauch von Kindern verschärft 
und in einer Reihe von Fällen Straftäter verhaftet. 

Begrüßenswert sind die Mitte 2007 erfolgte Verabschie- 
dung der Verfahrensordnung und die Arbeitsaufnahme 
des Khmer-Rouge-Tribunals, von dem man sich positive 
Impulse für die Rechfs- und Jusfizreform in Kambodscha 
erhofft, sowie das Inkrafttrefen einer Strafprozessord- 
nung. Positiv ist auch die Ratifizierung des Zusatzpro- 
tokolls zur VN-Antifolterkonvention. Allerdings sind 
angesichts des desolaten Zustands des Polizei- und Justiz- 
wesens sowie völlig unzureichender Gefängnisse Miss- 
handlungen von Gefangenen weiferhin verbreifef. 

Demokratische Volksrepublik Laos 

Zwar haf sich die Menschenrechfslage in den vergange- 
nen Jahren - vor allem seif dem Amfsantriff einer neuen 
Regierung Mitte 2006 - insgesamf verbesserf. Noch im- 
mer trüben allerdings Vorwürfe brutalen Vorgehens der 
Sicherheitsbehörden gegen noch in den Wäldern ver- 
steckt lebende Dissidenten der Minderheitenvolksgruppe 
der Hmong sowie gegen Anhänger protestantischer Erwe- 
ckungskirchen mit amerikanischen Wurzeln das Men- 
schenrechtsbild von Laos. Die Verhältnisse in den Ge- 
fängnissen, mangelnde Presse- und Versammlungsfreiheif 
sowie ein noch schwaches Jusfizsysfem sind wehere ne- 
gative Punkte in der Menschenrechtsbilanz. Einzelfälle 
von aus politischen Motiven Inhaftierten spielen dagegen 
kaum noch eine Rolle. 

Erstmals 2007 hat die Regierung Diplomaten und Journa- 
listen erlaubt, aus Thailand abgeschobene laotische 
Flüchtlinge zu besuchen, sowie eine offensive Medienpo- 
litik betrieben, mit der die noch rund 8 000 in Thailand in 
Flüchtlingslagern lebenden und in Abschiebehaft einsit- 
zenden Laoten - in der Mehrheit Hmong - zur Rückkehr 
animiert werden sollen. Entsprechend einem bilateralen 
Abkommen aus dem Jahre 2005 zwischen Thailand und 
Laos sollen die Flüchtlinge nach Laos zurückgeschickt 
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werden. Gegen eine pausehale Absehiebung ohne sorgfäl- 
tige Untersuehung der Fluehtgründe gibt es jedoeh mas- 
sive Kritik von internationalen Unterstützergruppen aus 
Kreisen der Exil-Hmong und von Niehtregierungsorgani- 
sationen. Vertreter westlieher Missionen und internatio- 
naler Organisationen erhielten noeh keinen direkten Zu- 
gang zu den „remote people“, den in den Wäldern 
ausharrenden Restgruppen ehemaliger Dissidenten. 

Die Mensehenreehtsdiskussion mit der Regierung wird in 
der „Likeminded-Gruppe“ koordiniert - einem informel- 
len Gremium, das von Deutsehland präsidiert wird. Men- 
sehenreehtsfragen sind ein Thema bei allen offiziellen 
Gespräehen mit der Regierung von Seiten westlieher Ge- 
ber. 

Myanmar 

Die Mensehenreehtslage in Myanmar war im Beriehts- 
zeitraum von sehweren Mensehenreehtsverletzungen ge- 
kennzeiehnet. Myanmar ist eine Militärdiktatur, die von 
einer als „Staatsrat für Frieden und Entwieklung“ be- 
zeiehneten Junta geführt wird. Es gibt keine Verfassung, 
kein Parlament und keine unabhängige Justiz. Die Mili- 
tärregierung herrseht per Dekret. Die Mensehen sind all- 
täglieher Willkür und Korruption ausgeliefert, ihre funda- 
mentalen Reehte werden massiv verletzt. Meinungs-, 
Versammlungs- und Pressefreiheit existieren nieht. Oppo- 
sition zum Regime wird mit hohen Freiheitsstrafen sank- 
tioniert. Die Friedensnobelpreisträgerin Aun San Suu Kyi 
befindet sieh naeh wie vor in Hausarrest. 

ln den Grenzgebieten ist die Mensehenreehtslage beson- 
ders sehleeht. Die dort lebenden ethnisehen Minderheiten 
werden systematiseh diskriminiert, ln Konflikten zwi- 
sehen der myanmarisehen Armee und ethnisehen Rebel- 
lenorganisationen kommt es immer wieder zu Plünderun- 
gen, Zwangsumsiedlungen, Zwangsarbeit, extralegalen 
Tötungen und Folter. Beriehtet wird aueh über den Ein- 
satz von Kindersoldaten und Vergewaltigungen. Den 
Mensehenreehtsverletzungen dureh staatliehe Akteure 
stehen dabei jedoeh aueh sehwere Gewaltverbreehen sei- 
tens der Rebellen gegenüber. 

Ein besonders gravierender Vorfall war die blutige Nie- 
dersehlagung der friedliehen Massendemonstrationen ge- 
gen die herrsehende Militärjunta Ende September 2007 
(offiziell 15 Tote, wahrseheinlieh jedoeh wesentlieh 
mehr). Im Gefolge kam es zu Massenverhaftungen und 
zur Unterdrüekung der joumalistisehen Beriehterstattung 
bis hin zur Unterbreehung der Intemetverbindung mit 
dem Ausland. Die Bundesregierung, der Deutsehe Bun- 
destag, die EU und viele weitere internationale Akteure 
haben das Vorgehen der Militärs seharf verurteilt. Der 
VN-Mensehenreehtsrat hat am 2. Oktober 2007 in einer 
Resolution die Gewalt verurteilt und von der Militärjunta 
die Freilassung der Inhaftierten, die Einhaltung der Men- 
sehenreehte und einen Dialog mit der Opposition über ei- 
nen friedliehen Übergang zur Demokratie gefordert. Der 
VN-Sieherheitsrat gab am 11. Oktober 2007 eine eigene 
präsidentielle Erklärung heraus. Der Rat der EU-Außen- 
minister besehloss am 15. Oktober 2007, die bestehenden 
Sanktionen zu versehärfen. Die Bundesregierung begrüßt 


ausdrüeklieh die Bemühungen des VN-Sonderbeauftrag- 
ten Ibrahim Gambari, des VN-MR-Sonderberiehterstat- 
ters Paulo Sergio Pinheiro und des EU-Sondergesandten 
Piero Fassino. 

Nepal 

Die innenpolitisehe Lage Nepals wird im Beriehtszeit- 
raum vom Ende des seit 1996 geführten Bürgerkrieges 
und der Einleitung des Friedensprozesses bestimmt. Bis 
zum Mai 2006, naehdem der König, gezwungen dureh 
Massenproteste, die Maeht an die parlamentarisehe Sie- 
ben-Parteien-Allianz abgetreten hatte, war es dureh die 
Sieherheitskräfte häufig zu Mensehenreehtsverletzungen 
wie extralegale Tötungen, Folter, Vergewaltigungen, Ver- 
sehwindenlassen und Langzeitinhaftierungen ohne Ge- 
riehtsbesehluss gekommen. Aueh die aufständisehen 
Maoisten führten ihren Kampf mittels Mord, Folter, Ent- 
führungen, Vergewaltigungen, Sprengstoffansehlägen 
und Zwangsrekrutierungen von Kindersoldaten. 

Naeh der Entmaehtung des Königs dem Beginn des Frie- 
densprozesses und der Integration der Maoisten in die In- 
terimsregierung verbesserte sieh die Mensehenreehtslage. 
Gravierende konflikttypisehe Mensehenreehtsverletzun- 
gen seitens der staatliehen Sieherheitskräfte haben seit 
Mai 2006 abgenommen. Es kommt jedoeh immer noeh zu 
Gewaltanwendung dureh die Polizei bei Verhören von In- 
haftierten. Die strafreehtliehe Verfolgung der von den 
staatliehen Sieherheitskräften begangenen Mensehen- 
reehtsverletzungen lässt naeh wie vor zu wünsehen übrig - 
ebenso wie die Bemühungen der staatliehen Stellen bei 
der Aufklärung des Sehieksals der in Zusammenhang mit 
dem bewaffneten Konflikt versehwundenen Personen. 
Die Jugendorganisation der Maoisten „Young Communist 
League“ setzte aueh naeh Einleitung des Friedensprozes- 
ses ihre Gelderpressungen, Entführungen, Zwangsrekru- 
tierungen jugendlieher Kämpfer und Morde - wenn aueh 
in geringerem Maße - fort. 

Die meisten Mensehenreehtsverletzungen sind zwar auf 
den 2006 beendeten bewaffneten Konflikt zurüekzufüh- 
ren, doeh stellen aueh die Diskriminierung von Minder- 
heiten, unteren Kasten, Frauen und Kindern weiterhin ein 
Problem dar. Die Lage der Frau ist noeh immer geprägt 
von wirtsehaftlieher und reehtlieher Diskriminierung, in 
sozialer Hinsieht bessert sie sieh bestenfalls in den 
Städten. Die gelebte soziale Praxis, basierend auf jahr- 
hundertealten Traditionen und Normen, ignoriert weitge- 
hend die aus jüngster Zeit stammende Gesetzgebung 
westlieher Provenienz. Durehgreifende Verbesserungen 
werden noeh Dekaden in Ansprueh nehmen, besonders 
auf dem Land. 

Im April 2005 stimmte die nepalesisehe Regierung der 
Erriehtung eines Büros des Hohen Kommissars für Men- 
sehenreehtsangelegenheiten der VN zu. Die bilaterale 
deutsehe Entwieklungszusammenarbeit unterstützt mit- 
telbar die Mensehenreehte dureh Demokratisierungs- und 
Dezentralisierungsprojekte (eonfliet transformation, 
peaee building, support for national media, good gover- 
nanee, strengthening of loeal bodies). 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-183- 


Drucksache 16/10037 


Nordkorea 

Nordkorea isoliert sich nach wie vor weitgehend von der 
Außenwelt und gestattet Ausländem nicht, innerhalb des 
Landes Informationen zur Menschenrechtslage zu sam- 
meln oder zu überprüfen. Auch die Zugangsmöglichkei- 
ten für Angehörige diplomatischer Vertretungen bleiben 
begrenzt. Ein verlässliches Bild von der Situation im 
Land ist daher nur sehr eingeschränkt zu gewinnen. 

Schwere Verletzungen der bürgerlichen und politischen 
Rechte (Versammlungs-, Informations-, Presse- und Mei- 
nungsfreiheit etc.) sind in Nordkorea systemimmanent. 
Sie werden von nordkoreanischer Seite mit den Prinzi- 
pien des herrschenden politischen Systems gerechtfertigt. 
Nach nordkoreanischer Ansicht sind Menschenrechte 
kollektive Rechte, d. h. solange der Staat (z. B. durch Mi- 
litarisiemng des gesamten Lebens) in der Lage ist, die 
Unabhängigkeit des Landes zu sichern, sichert er per de- 
finitionem auch die Menschenrechte seiner Bürger. Auf- 
gmnd von Berichten insbesondere von nordkoreanischen 
Überläufern und Flüchtlingen ist davon auszugehen, dass 
es in Nordkorea u. a. durch politische Prozesse, willkürli- 
che Verhaftungen, extralegale Tötungen und Folter zu 
schweren, weit verbreiteten und systematischen Men- 
scherrrechtsverletzungen kommt. Menschenrechtsorgani- 
sationen weisen zudem auf ein Netz von Straf- und 
Umerziehungslagem sowie öffentliche Hinrichtungen zur 
Abschreckung der Bevölkemng hin. 

Deutschland bemüht sich vor diesem Hintergrund konti- 
nuierlich um eine Verbessemng der Menschenrechtssitua- 
tion in Nordkorea und setzt sich gegenüber dem Land für 
die Beachtung fundamentaler bürgerlicher Rechte wie des 
Rechts auf Leben und des Rechts auf persönliche Freiheit 
und Sicherheit, für die Sichemng der Emährungslage der 
nordkoreanischen Bevölkemng und für die Sichemng an- 
derer wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte ein. 
Zwischen 2005 und 2007 wurden humanitäre Projekte in 
einem Umfang von 10,3 Mio. Euro unterstützt. Der Ge- 
samtumfang der bilateralen humanitären Hilfe für Nord- 
korea beläuft sich seit 1995 auf über 34 Mio. Euro. Dane- 
ben fördert Deutschland den akademischen Austausch 
mit Nordkorea sowie Projekte der politischen Stiftungen, 
u. a. im Bereich Joumalistenausbildung und Pressefrei- 
heit. 

Bei der Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und Nordkorea am 1. März 2001 
wurde u. a. ein bilateraler Menschenrechtsdialog verein- 
bart. Seither wird bei Gesprächen mit der nordkoreani- 
schen Regierang regelmäßig die Menschenrechtssituation 
angesprochen und versucht, Nordkorea zur Einhaltung 
der VN-Menschenrechtspakte, denen es beigetreten ist 
(u. a. des Internationalen Pakts über bürgerliche und poli- 
tische Rechte und des Internationalen Pakts über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte), zu bewegen. 
Nordkorea verweigert jedoch jegliche inhaltliche Diskus- 
sion über Menschenrechte und die Zusammenarbeit mit 
den internationalen Menschenrechtsmechanismen. Auch 
EU-Demarchen etwa für eine Inifiative gegen die Todes- 
sfrafe oder für den Beitritt zur VN-Antifolterkonvention 
wurden zurückgewiesen. 


Die EU hat jeweils 2003, 2004 und 2005 kritische Reso- 
lutionen zur Menschenrechtslage in Nordkorea in der 
VN-Menschenrechtskommission in Genf eingebracht und 
durchgesetzt. Damit wurde u. a. das Amt eines VN-Son- 
derberichterstatters für Nordkorea geschaffen, das vom 
thailändischen Juraprofessor Vitit Muntarbhorn wahrge- 
nommen wird. Dies war für die nordkoreanische Regie- 
mng Anlass, den Menschenrechfsdialog mif der EU offi- 
ziell für beendef zu erklären. 

Nachdem zwischenzeiflich keine Verbessemng der Men- 
schenrechtslage festgestellt werden konnte und Nord- 
korea jegliche Zusammenarbeit mit dem VN-Sonderbe- 
richterstatter verweigert hatte, legte die EU (seit 2005) 
auch im 3. Ausschuss der VN-Generalversammlung eine 
kritische Resolution vor, welche die fortbestehende tiefe 
Besorgnis der EU über systematische, weit verbreitete 
und schwere Menschenrechtsverletzungen ausdrückt. 
Alle Resolutionen wurden jeweils durch eine breite 
Mehrheit indossiert (zuletzt am 20. November 2007 mit 
97 Ja- und 23 Nein-Stimmen bei 60 Enthaltungen), aber 
von Nordkorea als „Politisierang“ zurückgewiesen. Nord- 
korea machte gegenüber den regelmäßig stattfindenden 
EU-Troika-Missionen (zuletzt vom 11. bis 13. Dezember 
2007) die Wiederaufnahme eines Menscherrrechtsdialogs 
vom Verzicht weiterer kritischer Resolutionen abhängig. 
Dies wird von der EU als unzulässige Vorbedingung ab- 
gelehnt. 

Pakistan 

Die Menschenrechtslage in Pakistan ist unverändert 
schwierig. Reformbemühungen, die auch von der Regie- 
mng unterstützt werden, kommen nur langsam voran. Pa- 
kistan besitzt weiterhin keine vollständige demokratische 
Ordnung. Der Präsident verfügt über Sonderrechte, und 
die Armee hat entscheidenden Einfluss auf die politische 
Ordnung. Tief verwurzelte gesellschaftliche und religiöse 
Traditionen sowie ungebrochene Feudalstmkturen und 
Armut belasten die Reformbemühungen. Medien und 
Nichtregierungsorganisationen können über die Probleme 
aber weitgehend ungehindert berichten. Eine unabhän- 
gige Menschenrechtskommission existiert, ihr politischer 
Einfluss ist jedoch begrenzt. 

Frauen werden trotz des verfassungsrechtlichen Gleich- 
heitsgrundsatzes in Gesetz und Praxis diskriminiert. Sie 
sind durch die Anwendung islamischer Gesetze in den 
Bereichen Strafrecht (Hudood- Verordnungen), Erbrecht 
und Sorgerecht benachteiligt. Im November 2006 ver- 
abschiedete das pakistanische Parlament unter Boykott 
der religiösen Parteien die Women Protection Bill, mit 
der die problematischsten Teile der Hudood-Verordnun- 
gen weitgehend ineffektiv bzw. aufgehoben wurden (Ra- 
tifizierung durch Oberhaus und Präsidenten im Dezember 
2006). Gewaltakte unter dem Deckmantel traditioneller 
Wertevorstellungen (Ehrenmorde) werden kaum mit 
Nachdruck verfolgt und geahndet. Seit Jahren fordert 
die EU die pakistanische Regierung in Demarchen zur 
Aufhebung der diskriminierenden Gesetze gegen Frauen 
auf 
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Kinderarbeit ist verbreitet. Das Justizsystem ist stark 
überlastet und von Korruption geprägt. Polizei und Ge- 
heimdienste sollen oft in Mensehenreehtsverletzungen 
(u. a. Folter im Polizeigewahrsam) involviert sein. Men- 
sehenreehtsorganisationen beklagen Einsehränkungen der 
Grundreehte und brutales Vorgehen der Sieherheitskräfte 
im Rahmen des Kampfs gegen den Terrorismus. Die 
Todesstrafe wird verhängt, zumeist jedoeh in eine lebens- 
lange Freiheitsstrafe umgewandelt. Die Zahl der voll- 
streekten Urteile hat in den vergangenen Jahren zuge- 
nommen. Im Jahr 2006 betrug sie 82 (2005: 52, 2004: 21, 
2003: 18). 

Trotz der in der Verfassung garantierten religiösen Tole- 
ranz werden religiöse Minderheiten z. B. im wirtsehaftli- 
ehen Bereieh oder bei der Stellenvergabe weiterhin 
diskriminiert. Die Anwendung des „Blasphemie-Paragra- 
phen“ des pakistanisehen Strafgesetzbuehs, den die EU 
zusammen mit anderen diskriminierenden Gesetzen ge- 
gen religiöse Minderheiten beständig gegenüber der 
pakistanisehen Regierung thematisiert, führt zur Diskri- 
minierung religiöser Minderheiten (Hindus, Christen, 
Ahmadis). Pakistan ist den wiehtigsten Mensehenreehts- 
übereinkommen (Zivilpakt, Sozialpakt und Antifolter- 
übereinkommen) bisher nieht beigetreten. Deutsehland 
steht, vor allem gemeinsam mit den EU-Partnem, mit der 
pakistanisehen Regierung in ständigem Dialog über Men- 
sehenreehtsfragen, aueh über Einzelfälle. 

Neben der Förderung der Mensehenreehte auf Bildung 
und Gesundheit in ihren Sehwerpunktsektoren unterstützt 
die Bundesregierung die pakistanisehen Frauenministe- 
rien auf Bundes- und Provinzebene bei der Genderorien- 
tierung wiehtiger nationaler Politiken. Zudem fördert die 
Bundesregierung im Punjab die Entwieklung von naeh- 
haltigen Systemen zur Unterstützung von weibliehen Ge- 
waltopfem, die in Frauensehutzhäusem aufgenommen 
werden. Die Asiatisehe Entwieklungsbank und die EU- 
Kommission fördern außerdem den verbesserten Zugang 
zum Reehtswesen, aueh für benaehteiligte Gruppen. Die 
Internationale Arbeitsorganisation und die EU-Kommis- 
sion sind aktiv in der Beseitigung der sehwerwiegendsten 
Formen von Kinderarbeit. 

Philippinen 

Die Mensehenreehtslage auf den Philippinen seit 2005 ist 
dureh eine Anzahl struktureller Verbesserungen gekenn- 
zeiehnet, zugleieh aber aueh dureh anhaltende Probleme 
im Bereieh der extralegalen Tötungen. Das im Mai 2006 
in Kraft getretene neue Jugendstrafgesetz braehte wesent- 
liehe Verbesserungen im Jugendstrafvollzug. Ein wiehti- 
ges Signal stellte die Absehaffung der Todesstrafe im Juni 
2006 dar, auf die vor allem die EU naehdrüeklieh gedrun- 
gen hatte. Die Verordnung zum „Writ of Amparo“ 
(Sehutzerlass) vom Oktober 2007 beendete das bisher ex- 
tensiv vor allem von den Sieherheitskräften in Ansprueh 
genommene Zeugnisverweigerungsreeht. Bedenken u. a. 
des EU-Parlamentes hat dagegen das „Gesetz über 
mensehliehe Sieherheit“ ausgelöst, das im Juli 2007 in 
Kraft getreten ist und Inhaftierungen ohne Haftbefehl bis 
zu drei Tagen ermöglieht. 


Die Anzahl der extralegalen Tötungen kritiseher Journa- 
listen und politiseher Aktivisten unter vermuteter Beteili- 
gung der staatliehen Sieherheitskräfte hat in der ersten 
Hälfte des Beriehtszeitraumes zunäehst zu- und danaeh, 
aueh naeh Darstellung philippiniseher Mensehenreehtsor- 
ganisationen, deutlieh abgenommen. Dies dürfte einer- 
seits auf den waehsenden Druek in der philippinisehen 
Öffentliehkeit, andererseits auf die zahlreiehen Interven- 
tionen des Auslandes zurüekzuführen sein (u. a. Beriehte 
des VN-Sonderberiehterstatters Stavenhagen im Februar 
2007, die „Needs Assessment Mission“ der EU im Juni 
2007 und der Berieht des Sonderberiehterstatters Aiston), 
im Rahmen derer jeweils die Beteiligung der Sieherheits- 
organe an den extralegalen Tötungen thematisiert und 
Mängel des philippinisehen Justizsystems kritisiert wur- 
den. 

Singapur 

ln Singapur sind die Kritikpunkte bezüglieh Mensehen- 
reehtsverletzungen im regionalen Vergleieh gering. Fak- 
tiseh besteht eine Alleinherrsehaft der PAP (People’s 
Aetion Party), die sieh auf die mehrheitliehe Zustimmung 
der Bevölkerung, aber aueh auf ein einseitig zu ihren 
Gunsten wirkendes Reehtssystem stützen kann. Mei- 
nungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit sind einge- 
sehränkt, und bei Beleidigungs- und Verleumdungsdelikten 
findet eine überzogene Gesetzgebung und Geriehtspraxis 
Anwendung, was wiederholt zur Aussehaltung politiseher 
Gegner genutzt wurde. Hinsiehtlieh der Beaehtung der 
Grund- und Mensehenreehte sind insbesondere die - bei 
bestimmten Delikten mandatorisehe - Todesstrafe und 
Prügelstrafe zu beanstanden. 

Seit einigen Jahren verstärken sieh - motiviert aus dem 
Bestreben, die internationale Attraktivität als Wirtsehafts- 
standort zu erhöhen - Liberalisierungstendenzen wie eine 
Loekerung der Strafbestimmungen zu Homosexualität 
und eine großzügigere Handhabung der Zensur. Im Be- 
riehtszeitraum wurden Demarehen - in der Regel im EU- 
Troika-Format - zu den Themen Todesstrafe, Demonstra- 
tionsfreiheit anlässlieh IWF/Weltbanktagung und für 
politisehe Meinungsfreiheit durehgeführt. 

Sri Lanka 

Die innenpolitisehe Lage Sri Lankas wird von dem jahr- 
zehntelangen ethno-politisehen Konflikt zwisehen Sin- 
ghalesen und Tamilen bestimmt. Eine politisehe Lösung 
des Konflikts ist nieht absehbar. Ein seit der Ermordung 
von Außenminister Kadirgamar im August 2005 gelten- 
der Staatsnotstand wurde Ende November/ Anfang De- 
zember 2006 noeh einmal erheblieh versehärft und gibt 
den Sieherheitskräften weitestgehende Eingriffsbefug- 
nisse, die kaum mehr einer riehterliehen Kontrolle unter- 
liegen. Es herrseht eine „eulture of impunity“. Selbst 
sehwerste Mensehenreehtsverletzungen bleiben unaufge- 
klärt (u. a. Tötung 17 sri-lankiseher Mitarbeiter einer 
französisehen Niehtregierungsorganisation; Bombardie- 
rung eines Waisenhauses, bei der mnd 40 Mädehen star- 
ben). Im Juni und Dezember 2007 kam es vorübergehend 
aueh zu Deportationen von Tamilen aus der Hauptstadt 
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Colombo durch die Sicherheitskräfte. Die tamilische Re- 
bellenorganisation LTTE (Liberation Tigers of Tamil 
Eelam) rekrutiert weiter Kindersoldaten und nimmt in- 
zwischen bei ihren Anschlägen auch Zivilisten ins Visier. 
Erzwungene Rekrutierungen Minderjähriger für paramili- 
tärische Gruppen finden im Osten der Insel unter Mitwir- 
kung der Sicherheitskräfte statt. 

Meinungs- und Pressefreiheit sind kaum noch gegeben. 
Seit Mai 2006 sind acht Journalisten umgebracht worden. 

Die internationale Gemeinschaft hatte durch ihre Initia- 
tive dafür gesorgt, dass eine nationale Untersuchungs- 
kommission (Commission of Inquiry) eingesetzt wurde, 
die von einer International Independent Group of Emi- 
nent Persons (IIGEP) bei ihrer Arbeit zur Aufklärung von 
zunächst 16 spektakulären Fällen begleitet werden sollte. 
Die IIGEP, die ihre Arbeit am 12. Februar 2007 aufge- 
nommen hat, kritisierte in Zwischenberichten vom Juni 
und September 2007 massiv die Arbeit dieser Untersu- 
chungskommission, die noch keinen Fall aufgeklärt hatte. 
Da sich trotz dieser Kritik die Tätigkeit der Untersu- 
chungskommission nicht verbesserte, kündigte die IIGEP 
Ende November an, ihre Arbeit einzustellen. 

Auf Initiative der EU steht seit der 2. Sitzung des VN- 
Menschenrechtsrats (18. September bis 6. Oktober 2006) 
die Behandlung der Menschenrechtssituation in Sri Lanka 
auf der Tagesordnung dieses Gremiums. Der Entschei- 
dungsentwurf der EU zur Menschenrechtslage drückt 
schwerpunktmäßig die EU-Besorgnis über die Eskalation 
der Gewalt in Sri Lanka aus und ruft zu sofortiger Beendi- 
gung damit einhergehender Verletzungen der Menschen- 
rechte und humanitärer Grundstandards auf Angesichts 
der gegebenen politischen Lage hat die Bundesregierung 
im Bereich der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
seit 2006 keine Neuzusagen mehr an Sri Lanka gewährt. 

Thailand 

Die Bewältigung der andauernden tiefen innenpolitischen 
Krise und die Gewalt in den hauptsächlich von Muslimen 
malaiischer Volkszugehörigkeit bewohnten südlichsten 
Provinzen belasten die Menschenrechtslage in Thailand. 
Die Verfassung von 1997, durch die ein weitgehender 
Menschenrechtsschutz gewährleistet war, wurde nach 
dem Putsch der Militärführung im September 2006 gegen 
Premierminister Thaksin Shinawatra außer Kraft gesetzt. 
Das zunächst landesweit erlassene Kriegsrecht gilt in ei- 
nigen Landesteilen noch jetzt fort. Unter der vom Militär 
eingesetzten Übergangsregierung waren wichtige bürger- 
liche Rechte zeitweise ausgesetzt. 

Die erstmals in der thailändischen Geschichte nach einem 
Referendum im August 2007 in Kraft getretene neue Ver- 
fassung des Landes ist hinsichtlich der Menschenrechts- 
bestimmungen detaillierter als die vorherige Verfassung. 
Allerdings stehen viele der Schutzvorschriften unter dem 
Vorbehalt von Gesetzen und Bestimmungen zur nationa- 
len Sicherheit. Nach Parlamentswahlen im Dezember 
2007 wurde im Februar 2008 wieder eine demokratisch 
legitimierte Regierung gebildet. 


Bei der Bekämpfung der Gewalt im Süden wurden wei- 
terhin menschenrechtlich zweifelhafte Maßnahmen ange- 
wandt. Hierzu gehörten Internierungen verdächtiger Per- 
sonen ohne rechtliche Grundlage. Immer wieder werden 
auch Vorwürfe wegen extralegaler Tötungen und des Ver- 
schwindens Verdächtiger laut. Auch die Behandlung der 
Flüchtlinge aus den Nachbarstaaten (insbesondere Laos 
und Myanmar) steht angesichts der restriktiven Politik 
der Regierung in der Kritik. Die Todesstrafe wird weiter- 
hin für schwere Delikte (wie Drogenstraftaten) verhängt 
und durch eine tödliche Injektion vollstreckt. Seit Januar 
2004 hat keine Hinrichtung mehr stattgefunden, obwohl 
es kein formelles Moratorium gibt. Eine zukünftige Ab- 
schaffung der Todesstrafe könnte dadurch erleichtert wer- 
den, dass in dem Grundrechtskatalog der neuen Verfas- 
sung vom August 2007 kein ausdrücklicher Hinweis 
mehr auf die Todesstrafe enthalten ist. 

Timor-Leste 

Die Verfassung entspricht rechtsstaatlichen Standards, die 
Grundrechte werden garantiert. Timor-Leste hat die wich- 
tigsten Menschenrechtskonventionen der Vereinten Na- 
tionen ratifiziert und ist dem Römischen Statut des Inter- 
nationalen Strafgerichtshofs beigetreten. Das staatlich- 
soziale Gefüge bleibt jedoch wegen der zahlreichen He- 
rausforderungen an die junge Demokratie weiterhin labil. 
Im ApriEMai 2006 wurden im Zuge von lang anhaltenden 
Unruhen mehr als 70 Menschen ermordet und etwa 
2 200 Häuser zerstört. Defizite bestehen nach wie vor im 
Justizsektor, dessen Aufbau auf absehbare Zeit nicht ab- 
geschlossen sein wird. Das Amt des Beauftragten für 
Menschenrechte und Gerechtigkeit konnte im Jahr 2006 
seine Tätigkeit aufnehmen und hat seine Überwachungs- 
und Untersuchungsaktivitäten schrittweise erweitern kön- 
nen. Es wurden Rechtsverfahren gegen ehemalige Ange- 
hörige der nationalen Streit- und Polizeikräfte eingeleitet, 
die in die Vorgänge um die Krise im Jahre 2006 verwi- 
ckelt waren. Die Aufarbeitung der ausstehenden Untersu- 
chungen schwerer Menschenrechtsverletzungen, die zwi- 
schen dem 1. Januar 1999 und dem 25. Oktober 1999 im 
Zusammenhang mit dem Referendum zur Unabhängig- 
keit in Timor-Leste verübt wurden, wurde wiederaufge- 
nommen. 

Die Bundesregierung unterstützt Timor-Leste in seinen 
Bemühungen um den Aufbau und die Festigung einer de- 
mokratischen Regierung und um die Sicherung der Men- 
schenrechte. Unter anderem hat sie die unabhängige 
Kommission für Wahrheit und Versöhnung (CAVR) zur 
Aufarbeitung der während der indonesischen Besatzungs- 
zeit begangenen Menschenrechtsverletzungen mitfinan- 
ziert. 

Vietnam 

Während die kommunistische Einheitspartei Vietnams ei- 
nen wirtschaftlichen Öffnungsprozess verfolgt, sucht sie 
gleichzeitig ihren alleinigen Machtanspruch zu sichern. 
Öffentlich geäußerte systembezogene Kritik wird unter- 
bunden und streng sanktioniert. Im Jahr 2006 bildeten 
sich mehrere kleine Oppositionsgruppen, die von der Re- 



Drucksache 16/10037 


-186- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


gierung illegaler Aktivitäten bezichtigt werden. Erklärtes 
Ziel dieser Gruppen ist nach eigenem Bekunden ein de- 
mokratisches Mehrparteiensystem mit freien Wahlen, 
Meinungs-, Presse- sowie Vereinigungs- und Versamm- 
lungsfreiheit. Seit Anfang Februar 2007 sind zahlreiche 
Oppositionelle verhaftet und zu mehrjährigen Gefängnis- 
strafen verurteilt worden, ln der zweiten Jahreshälfte 
2007 ist es etwas ruhiger geworden. Die führenden Köpfe 
der Opposifionsgruppen sitzen in Haft oder sind außer 
Landes geflohen, der im Lande verbliebene Rest hält sich 
bedeckt. Die Reaktion der EU auf die Vorgänge bestand 
in mehreren EU-Troika-Demarchen, Verbalnoten und 
zwei Präsidentschaftserklärungen, in denen die EU die 
vietnamesische Regierung zur Freilassung aller friedli- 
chen politischen Aktivisten aufforderte. 

Die politischen Freiheitsrechte, insbesondere Meinungs- 
und Pressefreiheit sowie Versammlungs- und Vereini- 
gungsfreiheit, bleiben in Vietnam stark eingeschränkt. 
Die durchgängig staatlichen Medien unterliegen einer 
umfassenden Kontrolle durch Partei und Regierung. Die 
Regierung versucht, unliebsame Inhalte aus dem Internet 


zu verbannen und so ihr Informationsmonopol aufrecht- 
zuerhalten. Die Gerichte sind laut Verfassung zwar unab- 
hängig, unterstehen praktisch jedoch den staatlichen 
Behörden. Offizielle Zahlen über die Vollstreckung der 
Todesstrafe existieren nicht, da sie von der Regierung als 
Staatsgeheimnis eingestuft werden. Die Haftbedingungen 
in vietnamesischen Gefängnissen sind schlecht, politi- 
schen Häftlingen droht Isolationshaft. Während die indi- 
viduelle Religionsausübung im privaten und familiären 
Bereich weitgehend unbehelligt möglich ist, unterliegt 
die kollektive bzw. organisierte Religionsausübung inner- 
halb von Glaubensgemeinschaften oder Kirchen strikter 
staatlicher Kontrolle. Die vor allem im Hochland behei- 
mateten ethnischen Minderheiten sind trotz der speziellen 
Armutsminderungsprogramme der Regierung in der Re- 
gel sozial und wirtschaftlich schlechter gestellt. Diskrimi- 
nierungen durch lokale Behörden sind keine Seltenheit. 
Seit Anfang 2001 hat sich ein bilateraler, zweimal im Jahr 
lokal geführter Menschenrechtsdialog zwischen den EU- 
Staaten und dem vietnamesischen Außenministerium 
etabliert. 
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Teil D - Aktionsplan Menschenrechte der 
Bundesregierung 

Prioritäten der deutschen Menschenrechtspolitik 
2008 his 2010 

Der vom Deutschen Bundestag erstmals in seiner Ent- 
schließung zum 6. Menschenrechtsbericht vom 4. Februar 
2003 (Bundestagsdrucksache 15/397) angeforderte Natio- 
nale Aktionsplan enthält Zielvorgaben und Strategien zu 
wichtigen Problemfeldem der Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung. Er ist dem Wunsch des Parlaments ent- 
sprechend integraler Bestandteil des Menschenrechtsbe- 
richts der Bundesregierung. Der Aktionsplan strebt keine 
vollständige Auflistung aller seitens der Bundesregierung 
geplanten Maßnahmen an, sondern vielmehr die Darstel- 
lung der politischen Schwerpunkte der Arbeit der Bundes- 
regiemng in diesem Bereich. Entsprechend der Entschlie- 
ßung zum 7. Menschenrechtsbericht vom 18. Oktober 
2006 (Bundestagsdrucksache 16/3004) führt der Aktions- 
plan im Folgenden die prioritären Einzelziele für den 
Zeitraum 2008 bis 2010 auf Basierend auf der Maßgabe, 
die Zahl der Einzelziele zu verringern, orientiert er sich 
weitgehend an der Gliederung des Menschenrechtsbe- 
richts (Teil A). Die Bundesregierung und ihre Beauftrag- 
ten überprüfen laufend die Umsetzung der gesetzten Ziele 
und stehen hierzu in einem kontinuierlichen Austausch 
mit dem Bundestag und der Zivilgesellschaft. 

1. Menschenrechte als Wertehasis der Innen- nnd 
Anßenpolitik 

- Die Bundesregierung verpflichtet sich weiterhin men- 
schenrechtlichen Normen und Werten. Sie wird ihre 
Politik und ihre Gesetzesentwürfe so gestalten, dass 
Geist und Buchstaben der im Grundgesetz verankerten 
Grundrechte und die anderen in europäischen und in- 
ternationalen Verträgen und Erklärungen enthaltenen 
Menschenrechtsstandards umfassend geachtet werden. 
Auf der Grundlage ihrer so gesicherten Glaubwürdig- 
keit wird sie ihren Einfluss in der internationalen 
Menschenrechtspolitik weiter stärken 

2. Menschenrechte weltweit fördern, Straflosigkeit 
bekämpfen 

- Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin in den 
multilateralen Gremien, insbesondere in den Vereinten 
Nationen, im Europarat und in der OSZE, national so- 
wie gemeinsam mit den EU-Partnem für die Achtung 
der Menschenrechte einsetzen. Die Bundesregierung 
wird sich in ihren bilateralen Kontakten kontinuierlich 
für die Verbesserung der Menschenrechtslage in Dritt- 
staaten einsetzen. Sie wird die Arbeit des Internationa- 
len Strafgerichtshofs sowie der Internationalen Ad- 
hoc-Tribunale und der regionalen Menschenrechts- 
institutionen auch in Zukunft personell, finanziell und 
politisch nachdrücklich unterstützen. Sie wird für die 
Wahrung der Unabhängigkeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs und dessen Personals eintreten und 
gemeinsam mit den EU-Partnem weiterhin die unein- 
geschränkte Geltung des Römischen Statuts und der 


Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs 
fordern und verteidigen. Sie wird weiterhin Projekte 
der juristischen und gesellschaftlichen Aufarbeitung 
von Menschenrechtsverletzungen fordern. 

- Die Bundesregierang wird weiterhin zivilgesellschaft- 
liche Organisationen und Einrichtungen der Men- 
schenrechtsarbeit weltweit politisch und finanziell un- 
terstützen. Sie wird sich national und gemeinsam mit 
ihren EU-Partnem gemäß den Leitlinien der EU für 
Menschenrechfsverfeidiger von 2004 dafür einsefzen, 
dass Menschenrechtsakfivisfen vor Repression und 
Verfolgung geschüfzf werden. Die Bundesregierung 
wird sich weiferhin an Projekfen der Demokratieforde- 
rang befeiligen. 

3 Internationale menschenrechtliche Gremien nnd 
Üherwachnngsorgane stärken 

- Die Bundesregierung wird sich weiter für die Stärkung 
von Effizienz und Glaubwürdigkeit des VN-Men- 
schenrechtsrats einsetzen. Sie wird die vom Men- 
schenrechtsrat eingesetzten Sonderberichterstatter in 
ihrer Arbeit unterstützen und an ihrer Politik einer 
„ständigen Einladung“ an die Berichterstatter festhal- 
ten. Sie wird sich gemeinsam mit ihren Partnern in der 
EU weiterhin substantiell in die Verhandlungen von 
Resolutionen und Entscheidungen des Rats einbrin- 
gen. Sie wird Versuchen im Rat, die Universalität der 
Menschenrechte infrage zu stellen oder unter Verweis 
auf „regionale Besonderheiten und Traditionen“ zu re- 
lativieren, weiterhin entschieden entgegentreten. Ins- 
besondere wird sie sich gegen jede Infragestellung in- 
dividueller Freiheitsrechte wenden. Sie wird sich für 
die Beibehaltung der Möglichkeit zur Verabschiedung 
von Länderesolutionen und für eine unbehinderte Teil- 
nahme von Nichtregierangsorganisafionen an den Sif- 
zungen des Rats einsetzen. 

- Die Bundesregierung wird sich aktiv am Ablauf und 
der weiteren Ausgestaltung des Staatenüberprüfungs- 
verfahrens (Universal Periodic Review, UPR) im 
Menschenrechtsrat beteiligen. Sie wird dabei besonde- 
ren Wert darauf legen, dass für alle Sfaafen die glei- 
chen Verfahrensregeln und Standards zur Anwendung 
gelangen. Sie wird der im Frühjahr 2009 anstehenden 
Überprüfung Deutschlands im UPR- Verfahren hohe 
Priorität beimessen. Die Bundesregierung wird sich 
dabei eng mit Vertretern der Zivilgesellschaft abstim- 
men. 

- Die Bundesregierung wird die Anstrengungen zur 
Stärkung der VN- Vertragsorgane und zur effektiveren 
Organisation ihrer Arbeitsweise weiter aktiv unterstüt- 
zen. Sie wird ihren Beitrag hierzu insbesondere da- 
durch leisten, dass sie bei ihrer Berichterstattung 
gemäß den harmonisierten Richtlinien der Vertrags- 
organe zur Abfassung sog. „Kemberichte“ übergehen 
wird. 

- Die Bundesregierung wird ihre politische Unterstüt- 
zung des Büros des VN-Hochkommissariats, insbe- 
sondere seiner Unabhängigkeit, fortsetzen und dies 
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auch weiterhin mit der Gewährung eines substantiel- 
len freiwilligen Beitrags unterstreichen. 

- Die Bundesregierung wird auch weiterhin den Euro- 
päischen Gerichtshof für Menschenrechte unterstützen 
und sich aktiv am Reformprozess beteiligen. Dabei 
verfolgt sie das Ziel, die Autorität und Arbeitsfähig- 
keit des Gerichtshofs zu sichern und zu fördern und 
das Straßburger System des Menschenrechtsschutzes 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

4. Todesstrafe weltweit ächten 

- Die Bundesregierung wird gemeinsam mit ihren EU- 
Partnem weiterhin weltweit für die Abschaffung der 
Todessfrafe einfrefen. Sie wird in diesem Zusammen- 
hang alle Anstrengungen unternehmen, um auf dem 
Erfolg der 2007 erstmals durch die VN-Generalver- 
sammlung angenommenen Resolution aufzubauen. 

- Die Bundesregierung wird gemeinsam mit ihren EU- 
Partnem entsprechend der EU-Leitlinien weiterhin 
alle diplomatischen Möglichkeiten ausschöpfen, um in 
Einzelfällen die drohende Vollsfreckung von Todes- 
urfeilen zu verhindern. 

5. Gegen Folter und das Verschwindenlassen von 
Personen kämpfen 

- Die Bundesregierung wird die Umsetzung der im 
2. Halbjahr 2007 erarbeiteten EU-lmplementierungs- 
strategie zu den EU-Leitlinien zur Folterbekämpfung 
weiter vorantreiben. 

- Sie wird die Behandlung von Folteropfem durch fi- 
nanzielle Unterstützung nationaler und internationaler 
Programme weiterhin fördern. Sie wird den VN-Folter- 
opferfonds auch 2009 finanziell unterstützen. 

- Sie wird eine baldige Ratifikation der im Januar 2007 
in der VN-Generalversammlung angenommenen Kon- 
vention zum Schutz aller Personen gegen das Ver- 
schwindenlassen anstreben. Sie wird gleichzeitig im 
VN-Menschenrechtsrat aktiv für eine Ratifizierung 
durch andere Staaten eintreten. 

- Die Bundesregierung wird baldmöglichst das Fakulta- 
tivprotokoll zur VN-Antifolterkonvention ratifizieren 
und für die rechtzeitige Arbeitsaufnahme der dort vor- 
gesehenen nationalen Präventionsmechanismen sor- 
gen. Sie wird im Jahr 2008 den 5. Staatenbericht zur 
VN-Antifolterkonvention fertig stellen. 

- Die Bundesregierung verfolgt das Ziel eines EU-weit 
gültigen „Letter of rights“ für Personen, die in Polizei- 
gewahrsam genommen werden. Sie wird dieses Pro- 
jekt im EU-Rahmen und in Zusammenarbeit mit dem 
Europarat weiterentwickeln. 

6. Medien- und Meinungsfreiheit sichern 

- Die Bundesregierung wird weiterhin energisch für das 
Recht auf freie Meinungsäußerung und die Freiheit 


der Medien wie Internet, Rundfunk und Presse eintre- 
ten. Sie wird sich insbesondere im VN-Menschen- 
rechtsrat dafür einsetzen, keine Aufweichung der 
Presse- und Meinungsfreiheit zuzulassen. Die Bundes- 
regierung wird sich weiterhin für weltweit sichere und 
professionelle Arbeitsmöglichkeiten von Journalisten 
einsetzen. 

7. Individuelle Religionsfreiheit schützen 

- Die Bundesregierung wird weiterhin weltweit für den 
Schutz des Rechtes auf Religions- und Glaubensfrei- 
heit des Einzelnen und gegen religiöse Intoleranz und 
Diskriminierung aus Gründen der Religion oder des 
Glaubens eintreten. Sie wird gemeinsam mit ihren 
Partnern in der EU die vom VN-Menschenrechtsrat 
eingesetzte Sonderberichterstatterin in ihrer Arbeit un- 
terstützen und sich in die Verhandlungen von Resolu- 
tionen in den Gremien der VN einbringen, wobei sie 
insbesondere weiterhin die traditionell von der EU 
eingebrachte Resolution gegen Religiöse Intoleranz 
unterstützen wird. Sie wird sich gegen Maßnahmen 
wenden, die das Recht auf Religionsfreiheit einschrän- 
ken und die Universalität dieses Menschenrechts in- 
frage stellen. Sie wird sich weiterhin auf diplomati- 
schem Wege für Menschen einsefzen, die aus Gründen 
ihrer Religion oder ihres Glaubens unferdrückt, ver- 
folgt oder bestraft werden. 

8. Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund 
sexueller Orientierung 

- Die Bundesregierung wird sich weiterhin weltweit - in 
bilateralen Kontakten ebenso wie in multilateralen 
Gremien - gegen Diskriminierung aufgrund sexueller 
Orientierung einsetzen. Sie wird dabei insbesondere 
für die Entkriminalisierung von Homosexualitäf ein- 
treten und Menschenrechtsprojekte fördern, die geeig- 
net sind, bestehende Vorurteile abzubauen. 

9. Bei der Terrorismusbekämpfung Menschenrechte 
beachten 

- Die Bundesregierung wird auch weiterhin bei ihrer 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten sowie in interna- 
tionalen Organisationen und Gremien auf der Einhal- 
tung der Menschenrechte bei der Terrorismusbekämp- 
fung bestehen. Sie wird sich vor allem im Rahmen der 
Implementierung der 2006 von der VN-Generalver- 
sammlung verabschiedeten Globalen Anti-Terror- Stra- 
tegie für die wehere Sfärkung der Menschenrechfe im 
Kontext der Terrorismusbekämpfung einsetzen. 

- Sie wird im Rahmen des Europarats die Implementie- 
rung der 2005 verabschiedeten „Europäischen Kon- 
vention zur Verhinderung des Terrorismus“ unterstüt- 
zen. Auch in der OSZE wird sich Deutschland weiter 
für die Beachtung menschenrechtlicher Grundsätze in 
der Terrorismusbekämpfung und -Prävention einset- 
zen. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-189- 


Drucksache 16/10037 


10. Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
gewährleisten 

- Die Bundesregierung wird weiterhin konstruktiv auf 
die Annahme eines Fakultativprotokolls zum Inter- 
nationalen Pakt über wirtschaftliehe, soziale und 
kulturelle Rechte hinwirken. Sie wird das Fakultativ- 
protokoll baldmöglichst zeichnen und das Ratifika- 
tionsverfahren als prioritäres Anliegen betreiben. 

- Sie wird die Bemühungen zur Umsetzung universaler 
menschenrechtlicher Standards für angemessenes 
Wohnen und zur Verhinderung menschenrechtswidri- 
ger Zwangsumsiedlungen weiter unterstützen. Zu die- 
sem Zweck wird sie ihre gemeinsam mit Finnland 
periodisch in den Menschenrechtsrat eingebrachte Re- 
solution zum „Recht auf angemessenes Wohnen“ un- 
ter Berücksichtigung der Berichte des für diese The- 
matik eingesetzten VN- Sonderberichterstatters 
inhaltlich weiter ausbauen und aktualisieren. Ferner 
wird sie auch in der Entwicklungszusammenarbeit zu- 
nehmend Initiativen und Programme unterstützen, die 
die Verwirklichung des Rechts auf angemessenes 
Wohnen zum Ziel haben. 

- Die Bundesregierung wird - auch durch begleitende 
Projekte - die weltweite Umsetzung der unter maß- 
geblicher Mitwirkung Deutschlands entwickelten 
Freiwilligen FAO-Leitlinien zum Recht auf angemes- 
sene Ernährung unterstützen. Sie wird deren Imple- 
mentierung auch auf nationaler Ebene vorantreiben 
und darauf hinwirken, dass der Menschenrechtsansatz 
in der Hungerbekämpfung auch durch die relevanten 
multilateralen Gremien umgesetzt wird. Die Bundes- 
regierung wird zudem verstärkt ihre internationale 
Verantwortung für das Recht auf Nahrung wahmeh- 
men. Dies betrifft auch politische Regulierungen auf 
nationaler und internationaler Ebene, die Auswirkun- 
gen auf die globale Emährungssicherheit haben. 

- Sie wird sich nach der auf eine gemeinsame deutsch- 
spanische Initiative im VN-Menschenrechtsrat hin im 
März 2008 erfolgten Schaffung des Mandats eines Un- 
abhängigen Experten zum Recht auf Zugang zu Trink- 
wasser und Sanitärversorgung für die Anerkennung, 
Umsefzung und, soweit erforderlich, weitere inhaltli- 
che Klärung dieses Individualrechtes einsetzen. Sie 
wird den Experten bei der Ausübung seines Mandats 
unterstützen und das Thema weiterhin aktiv im Men- 
schenrechtsrat mitgestalten. 

- Die Bundesregierung wird die Umsetzung des 
Menschenrechtsansatzes zur strukturellen Armutsbe- 
kämpfung fordern. Dazu wird sie sich in ihrer Ent- 
wicklungszusammenarbeit für die Stärkung der men- 
schenrechtlichen Standards und Prinzipien verwenden, 
um zum Erreichen der Millenniums-Entwicklungs- 
ziele und zur Umsetzung der Pariser Erklärung beizu- 
tragen. Auch wird sie sich für die Umsefzung der 
Menschenrechtsansafzes auf immer mehr Sektoren, in 
nationalen Armutsbekämpfungsstrategien und in bila- 
teralen und multilateralen Programmen verwenden. 


11. Recht aller Menschen anf Entwicklnng fördern 

- Die Bundesregierung wird ihre Entwicklungszusam- 
menarbeit weiterhin gezielt für den Schufz und die 
Förderung der Menschenrechfe einsefzen. Dabei legf 
sie Schwerpunkte auf die langfristige Zusammenarbeit 
zur nachhaltigen Verbesserung von Verwaltung und 
verantwortlicher Regierungsführung und auf die 
Verwirklichung der wirfschaftlichen, sozialen und kul- 
furellen Menschenrechte zur nachhaltigen Armutsbe- 
kämpfung. Sie wird die im Zweiten Entwicklungspoli- 
tischen Aktionsplan für Menschenrechfe 2008 bis 
2010 des Bundesminisferiums für wirfschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit 25 Maßnahmen konkretisierte 
Selbstverpflichtung zur Vertiefung des Menschen- 
rechtsansatzes in der Entwicklungszusammenarbeit 
Umsetzen. 

- Sie wird weiterhin darauf dringen, dass menschen- 
rechtliche Anforderungen in bilateralen und EU- 
Abkommen über die Entwicklungspolitische Zusam- 
menarbeit beachtet werden, ln der bilateralen Ent- 
wicklungszusammenarbeit sollen menschenrechtliche 
Bezüge insbesondere in den Vereinbarungen für die 
Programmorientierfe Gemeinschaffsfinanzierung, aber 
auch den Länderkonzepfen, Schwerpunktsfrafegie- 
papieren und „Joint Assistance Strategies“ mit ande- 
ren Gebern stärker zum Tragen kommen. Aber auch 
die im Rahmen der EU geschlossenen Abkommen sol- 
len systematischer Bezug auf menschenrechtliche 
Standards und Prinzipien nehmen. 

- Sie wird sich im VN-System für eine individualrechts- 
bezogene Erörterung des Rechts auf Entwicklung ein- 
setzen. Dazu wird sie sich weiterhin sowohl in der Ar- 
beitsgruppe des VN-Menschenrechtsrats zum Recht 
auf Entwicklung sowie in dem dazugehörigen Hoch- 
rangigen Arbeitsstab für Enfwicklungsparfnerschaf- 
fen, die der Umsefzung aller Menschenrechte dienen, 
engagieren. Bestrebungen unter Entwicklungslän- 
dern, das Recht auf Entwicklung zu einem Recht von 
Staaten gegenüber Staaten zu machen sowie ein recht- 
lich bindendes Instrument zum Recht auf Entwicklung 
zu erarbeiten, wird sie weiterhin entschieden entge- 
genwirken. 

12. Menschenrechte von Franen nnd Mädchen 
schützen nnd fördern 

- Die Bundesregierung wird die Umsetzung internatio- 
naler Konventionen und Vereinbarungen zur Stärkung 
der Frauen und zur Durchsetzung ihrer Rechte weiter- 
hin fördern. Sie wird Dritfsfaafen bei der Enfwicklung 
und Umsefzung nationaler Sfrafegien und Akfions- 
pläne zum Schufz vor Diskriminierung und Men- 
schenrechfsverlefzungen an Frauen und Mädchen un- 
tersfüfzen und auch weiferhin gezielt Institutionen 
zum Schutz und zur Stärkung der Rechte von Frauen 
fördern. 

- Die Bundesregierung wird weiterhin internationale 
Bemühungen zur Beendigung der weiblichen Genital- 
verstümmelung (Female Genital Mutilation - FGM) 
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und so genannter „Morde im Namen der Ehre“ unter- 
stützen. In der Entwieklungszusammenarbeit mit 
FGM-Prävalenzländem wird die Bundesregierung 
weiterhin das reehtliehe und politisehe Engagement 
der Partner-Regierungen zur Überwindung der weibli- 
ehen Genitalverstümmelung als einen zentralen Indi- 
kator für die Qualität der jeweiligen Regierungsfüh- 
rung werten. Zudem wird die Bundesregierung in 
ausgewählten Hoehprävalenzländem ihre Förderung 
vielfältiger Initiativen zur Überwindung der FGM 
fortsetzen. 

- Die Bundesregierung wird gezielt die Umsetzung der 
Empfehlungen des VN-Sieherheitsrats zur Stärkung 
der Rolle von Frauen bei der Konfliktprävention, in 
der Konfliktlösung und beim Wiederaufbau kriegszer- 
störter Gesellsehaften (Resolution 1325) unterstützen. 
Sie wird weiter die strafreehtliehe Verfolgung von se- 
xueller und sonstiger Gewalt gegen Frauen in Konflik- 
ten einfordem und auf die Einhaltung des humanitären 
Völkerreehts und der Mensehenreehte von Frauen und 
Mädehen in bewaffneten Konflikten drängen. Sie wird 
zudem weiterhin darauf hinwirken, dass bei der Aus- 
handlung und Umsetzung von Friedensübereinkünften 
und beim Wiederaufbau kriegszerstörter Gesellsehaf- 
ten eine Gesehleehterperspektive beaehtet wird und 
bei der Rekonstruktion politiseher und gesellsehaftli- 
eher Institutionen die Reehte von Frauen auf aktive 
Teilhabe und Mitwirkung gefördert werden. 

13. Kinderrechte schützen nnd fördern 

- Auf internationaler Ebene wird die Bundesregierung 
die Arbeit des Kinderhilfswerks der Vereinten Natio- 
nen (UNICEF) politiseh und finanziell weiter sub- 
stanziell unterstützen und die Kinderreehte als eine 
Quersehnittsaufgabe der deutsehen Entwieklungszu- 
sammenarbeit fördern. Im Zeifraum 2009 bis 2010 
wird sie für Grundbildung Mittel in Höhe von voraus- 
siehtlieh ea. 140 Mio. Euro bereitstellen. Sie wird die 
Umsetzung der VN-Studie „Gewalt gegen Kinder“ 
vom August 2006 sowie die mit Annahme der VN-Re- 
solution „Rights of the Child“ dureh die 62. VN-Gene- 
ralversammlung am 17. Dezember 2007 vorgesehenen 
Maßnahmen zum Sehutz von Kindern vor Gewalt, ins- 
besondere das Mandat eines VN-Sonderbeauftragten 
zum Thema Gewalt gegen Kinder, politiseh und finan- 
ziell unterstützen. Sie wird beim Kampf gegen die se- 
xuelle Ausbeutung von Kindern aueh staatliehe und 
nieht-staatliehe Stellen in den betroffenen Ländern un- 
terstützen. Sie wird sieh ferner gemeinsam mit ihren 
EU-Partnem auf der Grundlage der EU-Leitlinien zu 
Kindern und bewaffneten Konflikten von 2003, sowie 
dazugehöriger Dokumente zu ihrer Umsetzung (insb. 
Ratssehlussfolgerungen vom Dezember 2005, Imple- 
mentierungsstrategie vom Mai 2006, Cheeklist for the 
Integration of the Proteetion of Children affeeted by 
Armed Confliet into ESDP-Operations vom Mai 
2006) für einen besseren Sehufz für Kinder in bewaff- 
neten Konflikten einsetzen. Sie wird sieh für eine zü- 
gige und umfassende Implementierung der neuen EU- 
Leitlinien zu Kinderreehten einsetzen. 


- Die Bundesregierung wird den Nationalen Aktions- 
plan „Für ein kindergerechtes Deutschland 2005 bis 
2010“ (NAP) fortlaufend umsetzen und weiterentwi- 
ckeln. Der NAP formuliert in sechs prioritären Hand- 
lungsfeldem zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebens- und Entwicklungschancen von Kindern 
und Jugendlichen. Ein Zwischenbericht zum Stand der 
Umsetzung, der eine erste Bilanz ziehen soll, wird 
zurzeit erarbeitet. 

- Sie wird das Verfahren zur Ratifikation des Fakultativ- 
protokolls gegen den Kinderhandel zur VN-Konven- 
tion über die Rechte des Kindes weiter betreiben. 

- Um Kinder vor sexueller Gewalt und Ausbeutung zu 
schützen, wird die Bundesregierung die Umsetzung 
ihres entsprechenden Aktionsplans weiter vorantrei- 
ben. Mit dem Aktionsplan im Jahr 2003 hat die Bun- 
desregierung eine umfassende Gesamtstrategie festge- 
legt, um Kinder und Jugendliche gezielt vor sexueller 
Gewalt zu schützen. Der als Prozess angelegte Ak- 
tionsplan zielt darauf ab, den strafrechtlichen Schutz 
weiterzuentwickeln, die Prävention und den Opfer- 
schutz zu stärken sowie die Vernetzung der Hilfs- und 
Beratungsangebote und die internationale Zusammen- 
arbeit zum Schutz von Kindern und Jugendlichen zu 
fördern. Die dafür eingerichtefe Bund-Länder- Arbeifs- 
gruppe zum „Sehufz von Kindern und Jugendlichen 
vor sexueller Gewalf“ dienf der Sfeuerung und Koor- 
dinierung. Sie begleifef die Weiterenfwicklung der 
Maßnahmen des Aktionsplanes. 

14. Schutz der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen 

- Die Bundesregierung wird das neue VN-Übereinkom- 
men über die Rechte von Menschen mit Behinderun- 
gen (Behindertenkonvention) noch 2008 ratifizieren 
und sich außerdem für die Ratifizierung und Umset- 
zung durch andere Staaten einsetzen. Sie wird die Ar- 
beit der VN-Sonderberichterstatterin für Behinderte 
unfersfüfzen und im Rahmen der kommenden Tagun- 
gen der VN- Sozial entwicklungskommission zudem 
ein besseres Zusammenspiel der drei internationalen 
Säulen der Behindertenpolitik (Behindertenkonven- 
tion, Weltaktionsplan und „Standard Rules“) einfor- 
dem. Sie wird sich im Rahmen der ihr zur Verfügung 
sfehenden Möglichkeifen für die Wahl eines deutschen 
Mitglieds in den nach dem Übereinkommen zu grün- 
denden Vertragsausschuss einsetzen. Auch in der Ent- 
wicklungspolitik wird sich die Bundesregierung im 
Rahmen der Umsetzung des Menschenrechtsansatzes 
für die Verwirklichung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen einsetzen. 

15. Rechte von Migrantinnen und Migranten, 
Asylsuchenden und Flüchtlingen schützen 

- Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für den 
Sehufz der Rechfe von Migrantinnen und Migranten 
sowie Asylsuchenden und Flüchtlingen ein. Sie wird 
daher im Rahmen der „Agenda für den Flüchtlings- 
schufz“ des VN-Hochkommissars für Flüchtlinge 
(UNHCR) an der Verbesserang der globalen Struktu- 
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ren für die Bewältigung der Flüchtlingsproblematik 
mitwirken und die mit Flüchtlingsschutz befassten Or- 
ganisationen, insbesondere den UNHCR, weiterhin 
politisch und finanziell in ihrer Arbeif unterstüfzen. 
Die Bundesregierung wird zudem die auf Anregung 
des VN-Generalsekretärs eingesefzfe „Global Com- 
mission on Infemafional Migration“ als Mitglied der 
Kemgruppe aktiv bei ihrer Arbeit unterstützen und für 
die Fortentwicklung der gemeinsamen Asyl- und Mi- 
grationspolitik im Europa der 27 eintreten. Sie wird 
konstruktiv an Initiativen der EU -Kommission zur en- 
geren Zusammenarbeit mit Herkunfls- und Transit- 
staaten mitwirken und auf EU-Ebene die Erweiterung 
der Daueraufenthaltsrichtlinie auf Flüchtlinge und 
subsidiär Geschützte unterstützen. 

16. Minderheiten nnd indigene Völker schützen 

- Die Bundesregierung wird sich im Rahmen der Ver- 
einten Nationen, einschließlich der UNESCO, sowie 
des Europarats und der OSZE für die Belange von 
Minderheifen und Indigenen Völkern einsefzen und 
dabei insbesondere die Arbeif der Sondermechanis- 
men der Vereinten Nationen und des „Permanenten 
Forums“ unterstützen. 

- Die Bundesregierung wird ihre bilateralen Kontakte 
zu Ländern mit indigener Bevölkerung nutzen und 
weiterhin im Rahmen ihrer Entwicklungszusammen- 
arbeit Maßnahmen durchführen, um zur Verwirkli- 
chung der Rechfe von Indigenen und damif zur Ver- 
besserung ihrer Lebenssifuation beizufragen. 

17. Bekämpfung von Rassismus, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus 

- Die Bundesregierung wird sich weiterhin mit Nach- 
druck für die Bekämpfung von Rassismus, Fremden- 


feindlichkeif und Antisemitismus einsetzen und prä- 
ventiv gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sie 
wird die Arbeit der Europäischen Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz des Europarats (ECRl) so- 
wie die OSZE-Bemühungen zur Bekämpfung von 
Rassismus, Antisemitismus und anderen Formen der 
Intoleranz weiter unterstützen. Der 16. bis 18. Staaten- 
bericht zur VN-Antirassismuskonvention wird im Juli 
2008 vor dem zuständigen Ausschuss in Genf präsen- 
tiert werden; die Bundesregierung wird die Anmer- 
kungen des Ausschusses sorgfältig prüfen und beach- 
ten. 

- Die Bundesregierung wird mit ihrem Nationalen Ak- 
tionsplan die Beschlüsse der Weltkonferenz gegen 
Rassismus von Durban (2001) umsetzen. Sie wird den 
Durban-Prozess im Rahmen der Vereinten Nationen 
weiterhin konstruktiv unterstützen, um auch auf inter- 
nationaler Ebene eine Umsetzung der Beschlüsse von 
2001 zu gewährleisten. Sie wird sich für eine sachge- 
rechfe Überprüfung der bei der Welfkonferenz gegen 
Rassismus angenommenen Ziele einsefzen. 

- Sie wird weiferhin groß angelegfe Programme zur Prä- 
venfion und Bekämpfung von Rassismus durchführen, 
wie „VIELFALT TUT GUT. Jugend für Vielfalt, Tole- 
ranz und Demokratie“, das insbesondere junge Men- 
schen als Zielgruppe anspricht, und „kompetent, für 
Demokrafie - Berafungsnefzwerke gegen Rechfsexfre- 
mismus“, das anlassbezogene Infervenfionen gegen 
rechfsexfremistische Aktivifäfen anbiefef. Ein weheres 
Programm „XENOS - Infegration und Vielfalf“, des- 
sen Mittel in 2008 verdoppelt wurden, vermittelt be- 
rufliche Schlüsselqualifikationen und interkulturelle 
Handlungskompetenzen an der Schnittstelle von (Be- 
rufs-)Schule, Ausbildung und Betrieb und führt trans- 
nationale Austauschmaßnahmen durch. 
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Anhang 

Verzeichnis der zitierten internetadressen 

www.amnesty.org/en/death-penalty/abolitionist-and-retentionist-countries 

www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Themen/Menschenrechte/Download/Bericht5 Zivilpakt.pdf 

www.auswaertiges-amt.de 

www.auswaertiges-amt.de/Aussenpolitik/Themen/Menschenrechte/Dokumente 

www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Menschenrechte/Download/ConcludingCommentsBuerger.pdf 

www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Menschenrechte/Frauen-Konfliktpraevention.html 
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